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Geleitwort des Direktor 
des Sozialgerichts Giefğen 


Die örztliche Begutachtung nimmt im sozialgerichtlichen Verfahren 
von je her groften Raum ein, Ihre Bedeutung ist in letzter Zeit durch 
die Rechtsprechung der Obergerichte zur Notvveendigkeit der Bevveis- 
erhebung nochmals deutlich gestiegen. Dies hat auch im Sehrifttum zu 
einer enormen Vielzahl von Veröffentlichungen zur Begutachtung und 
zur Rolle des Sachverstündigen im Gerichtsverfahren geführt. Braucht 
man also hier noch ein neues VVerk und gerade das vorliegende? Die 
Antwort jet ein eindeutiges lal 


Die Zusammenarbeit zwischen Sachverstündigen und Gerichten bzvv. 
Verwaltungen erfordert grundsötzlich schon eine hohe Prüzision. Ins- 
besondere yuristen sind es gevvohnt, über Definitionen Sachverhalte 
unter Vorschriften zu subsumieren. Wer iemals während seiner Aus- 
bildung bzvv. seines Studiums auch in anderen Fachbereichen Vorle- 
sungen besucht oder Aufsütze und Lehrbücher herangezogen hat, wird 
wiesen, dass die interdisziplinire Kommunikation eine der schvverigs- 
ten Bereiche ist, um andere Fachvvissenschaften zu verstehen. Zvvar 
ziehen wir Richter uns oft darauf zurück, dass von Gesetzes wegen die 
Gerichtssprache Deutsch jet. Dies reicht jedoch bei weitem nicht aus, 
um andere Fachvvissenschaften verstehen zu kënnen. Unter demselben 
Begriffkönnen in Medizin und Rechtsvvissenschaften durchaus unter: 
schiedliche Definitionen verstanden vverden. Die meisten Streitfragen 
könnten yedoch gelöst werden, wenn man gerade bei diesen Begriffen 
nicht aneinander vorbeireden und fevveils dieselben Definitionen ver- 
wenden vvürde. 


Dem dientdas Werk in hervorragender VVeisel Übersichtlich und kom- 
pakt werden die vvichtigsten Begriffe für alle nachvollziehbar erlautert. 
Dabei kommt dem Autor, Dr. med. Elmar Ludolph, seine iahrzehnte- 
lange Erfahrung als Gutachter einerseits und als Autor/Herausgeber 
vieler vvissenschaftlicher Aufsütze und VVerke andererseits sehr zugute. 
Wer Dr. Ludolph kennt weilt, dass er geradezu ein ?Fanatikerc prüziser 
Definitionen ist. Dies schlagt sich im Glossar nieder, alle Definitionen 
sind mit höchster Prözision gefasst. Man nehme hier nur die in aller 
Munde befindlichen Begriffe wie z. B. xTraumac oder ə Unfallc, Von 
iedermann wie selbstverstindlich benutzt, aber oft doch mit unter- 
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schiedlicher Bedeutung vervvandt. Wer das Glossar besitzt, wird sich 
ihrer Begrifflichkeit nicht mehr entziehen können. Trotz dieser Genau- 
igkeit bleibtbei dem übersichtlichen Umfang aber dennoch die Vielfalt 
gevvahrt. Kein vvichtiger Bereich scheint ausgelassen, auch wenn sicher 
manchem Nutzer noch das eine oder andere Stichvvort einfallen würde. 


Ich vrünsche dem Glossar eine vveite Verbreitung nicht nur unter Arz- 
ten, sondern auch unter Vervvaltungsyuristen und Richtern. Wenn da- 
mit nur ein wenig zum besseren gegenseitigen Verstehen beigetragen 
werden kann, hat es seinen Zweck mehr als erreicht. 


Bernd Grüner 
Direktor des Sozialgerichts Giefen 
im Herbst 2017 


VII 


Geleitvvort des 
Leitenden Vervvaltungsdirektors 
Martin Kunze 


Herr Dr. med. Elmar Ludolph kennt sich mit Publikationen aus. VVir 
denken zuallererst an die völlig überarbeitete Auflage x Der Unfall- 
mannsç, in der sich der Autor tiefgreifend mit Fragen der Begutachtung 
der Folgen von Arbeitsunfallen, privaten Unfallen und Berufskrank- 
heiten beschaftigt. Herr Dr. Ludolph ist in der VVelt der VVissenschaft 
zu Hause, erklärt in seinen zahlreichen veröffentlichten Beitrügen 
komplizierte Zusammenhünge stets auf eine verstindliche Weise, Und 
er ?vveif3, vvo bei Arztinnen und Arzten der Schuh drücktk. Verstanden 
werden zu wollen, ist ein vvirkliches Anliegen des geschätzten Chirur- 
gen und Unfallchirurgen. Blofe Behauptungen und venig prüzise Aus- 
führungen laden Herrn Dr. Ludolph mmer wieder dazu ein, sich 
schriftlich, im mündlichen Vortrag oder in Lehrgesprichen zu auftern. 


Treffende Begriffserklarungen und präzise Formulierungen sind vvich- 
tige Grundlagen sowohl Dir die Arzteschaft, die Patienten als auch für 
die Rechtsanveender in den Verwaltungen, 


Im Text finden sich die für die Arzte wichtigsten Erklarungen rund um 
die mehr furistischen VVissensgebiete des Zivil-, Straf-, Vervvaltungs-, 
Unfalİversicherungs- und Dienstunfallrechts, des Versorgungs- und 
Sozialen Entschadigungsrechts und nicht zuletzt der privaten Unfall- 
versicherung. Stöbern Sie, ob etvvas für Sie VVichtiges fehlt. Ich bin mir 
sicher, dass der Autor bei nächster Gelegenheit Ihrem Hinvveis nach- 
geht. 


Das Glossar soll nicht mehr und nicht vveniger als ein Nachschlagevverk 
sein, das etliche kleinere tügliche Fragen in der örztlichen Praxis beant- 
vvortet und auch zur Beantvvortung komplexer Fragen erste Anhalits- 
punkte bietet. 
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Ich vyünsche dem Glossar eine vveite Verbreitung. Hier wird vvichtiges 
VVissen für die Arztin und den Arzt in komprimierter Form hervorra- 
gend dargeboten. Wer mehr wissen will, kann auf die vielen Fundstel- 
len zurückgreifen. Fin solches handliches Buch fehlte bislang. Herrn 
Dr. Ludolph gebührt grofter Dank, dass er ons an seinem VVissen teil- 
haben lasst. 


Martin Kunze 

Stellvertretender Geschäftsführer und Leiter der Rehabilitations- 
und Leistungsabteilung der Unfallkasse Nord in Hamburg 

im Herbst 2017 


Vorvvort 


In Zeiten, in denen sich Begriffe/Bezeichnungen und ihre Bedeutung 
leicht im Internet nachschlagen lassen, darf nach dem Sinn von Be- 
griffserlauterungen in Printform zu Recht gefragt werden. Es geht ein- 
mal um ersparte Zeit. Es ist nach vvie vor schneller, einen Begriff in 
einer griffbereiten Fibel nachzuschlagen, als sich im Internet etwas 
Passendes herauszusuchen. 


Es geht aber vor allem um Definitionsgenauigkeit. Begriffe/ Bezeich- 
nungen vermitteln Inhalte. Insbesondere, wenn unterschiedliche Pro- 
fessionen miteinander kommunizieren, ist es zvvingend, dass beide 
unter einem Begriff das Gleiche verstehen. Die abgehandelten Begriffe/ 
Bezeichnungen betreffen die Schnittstelle zwischen Recht und Medi- 
zin. Der örztliche Gutachter, der durch die Approbation auch zum ge- 
richtlich beauftragten Sachverstindigen bestellt ist, ist VVissensvermitt- 
ler für Verwaltung und Gericht im Bereich Medizin. Wissen kann aber 
nur vermittelt werden, wenn dem Gutachter gegenvedrtig ist, vvonach 
die einzelnen Rechtsgebiete fragen. Er muss also die Fachausdrücke, 
die Kausalitatstheorien, die Bevveisregeln und die Einschützungs-/Be- 
messungskriterien der einzelnen Rechtsgebiete kennen, die sich 
grundsötzlich unterscheiden. Es sind keine Einzelfalle, vvenn z. B. zu 
lesen ist, dass für die Private Unfallversicherung die MdE (nach den 
MdE-Erfahrungsvverten für die Gesetzliche Unfallversicherung) ein- 
zuschatzen sei, obvvohl die Gliedertaxe vorgegeben ist, oder wenn der 
arztliche Gutachter Ausführungen zum nicht medizinischen Sachver- 
halt macht, obvvohl er dazu absoluter Laie ist. Diese einfach gelagerten 
Beispiele können durch zahlreiche vveitere ?lüssliche Sonden, oder 
əTodsündene ergönzt werden. Versucht vird, derartige Fehler mit 
Hilfe dieses Nachschlagevverkes vermeiden zu helfen. Vermittelt wird 
darüber hinaus z. B. die Vergütung eines Gutachtens für die unter- 
schiedlichen Rechtsgebiete. 


Der Schwerpunkt der Erlauterungen betrifft das orthopadisch-unfall- 
chirurgische Gebiet, das der Autor vertritt. Zahlenmaflig stehen diese 
Gutachten - bezogen auf alle Rechtsgebiete - fedoch mmer noch an 
erster Stelle, 


X Vorvvort 


VVarum Begriffserlüuterungen neben den Büchern, die es zum Thema 
arztliche Begutachtung bereits gibt? Bücher dienen zur Vertiefung des 
VVissens. Hier soll es in Kurzform angeboten vverden. 


Abschliefend elt mein Dank dem Springer-Verlag - Frau Ant/e Len- 
zen und Frau Barbara Knüchel - für die freundliche Begleitung und die 
sehr gute Zusammenarbeit, 


Elmar Ludolph 
Düsseldorf, im Herbst 2017 


XI 


İnhaltsverzeichnis 


Abtipgdupng. 2, ge ER EE AN e AE EE ENEE EE 
Adöquanztheorie ............................... 
Addendüm. ENEE 
Ağğgravatlon: — 4 sı e dE EN R RA ee RUR e səs əs ləpə 
Alles oder Nichts ............................... 
Allgemeine Unfallversicherungsbedingungen (AUB) ......... 
Allgemeine Versicherungsbedingungen (AVB) ............. 
Amtsarztlicher Dienst ............................ 
Amtsermittlungsgrundsatz ......................... 
Anderung, wesentleche, ` 1 eet A so ədən edən sous A iy 
Anhaltspunkte (AHP) ............................. 
Anknüpfungstatsachen ........................... 
Anscheinsbevveis (Prima-facie-Bevveis) .................. 
Aquivalenztheorie ............................... 
Arbeitsfahigkeit ................................ 
Arbeitsmarkt, Allgemeiner ......................... 
Arbeitsplatzgrenzvvert (AGVV) ....................... 
Arbeitsplatz-Konzentration, maximale (MAK) .............. 
Arbeitsschvvere . ............................... 
Arbeitsunfahigkeit (AU) ........................... 
Arbeitsunfahigkeitsbescheinigung .................... 
Arbeitsunfall (AU): — üə ə a ER Gü əə əb əz al EE E 
Arzteaüssehüss: — xo ZER EN Asu Baba as A bə Alə 
Arzthaftpflichtrecht ............................. 
Assessməent NEEN 
EEE yaa YR E EE aa e BC 


Aufbevvahrungspflicht ............................ 
Aufklärung, arztliche ............................. 
Augenschein : x. iv, şə əə alə duz R alə ŞOR gsls s Ala ls Alə 
Ausschlussdiagnose ............................. 
Aüssehlüsse: AN AN şo Bə şsn Oda RB bx RDƏ 


Bağatelltrauma: :.... s üz sə əş a Ra ək EI REEL 
Bedingungstheorie .............................. 


VO O D 00 JJ OY un Un UT O 2 S 8— 


Kei 


XII İnhaltsverzeichnis 


Befangenheit . . . . 


Befund, obyektiver (funktionsspezifischer), semi-ob/ektiver/ 

semi-subiektiver (geführter), subiektiver ................ 
Befunderhebungsfehler ........................... 
Befundsicherungsfehler ........................... 


Befundtatsachen . 
Begleitschaden . . 


Begutachtung, medizinische ........................ 


Behandlungsfehler 


Behandlungsfehler, grober ......................... 


Behandlungspflicht 
Behandlungsvertrag 


Behandlungsvervveigerung, durchdenArzt ............... 
Behandlungsvervveigerung, durch den Patienten ........... 


Behinderung . . . . 


Beibringungsgrundsatz ........................... 
Bemessungsempfehlungen ......................... 


Beratungsarzt ... 
Berufsbildungsvverk 


Berufsförderungsvverk (BFV/) ........................ 
Berufsgenossenschaften (BG) ....................... 


Berufskrankheit (BK) 


Berufskrankheiten-Verordnung (BKV) .................. 
Berufsordnung für İrzte ........................... 
Berufsunfahigkeit (BU) ............................ 
Berufsunfahigkeitsversicherung, private (BUV) ............. 


Bescheid ...... 


Beschvverden, subyektive. .......................... 
Besserung, vvesentliche ........................... 


Bestandskraft ... 
Betreuung ..... 
Betriebsunfall . . . 
Betriebsvveg . . . . 


Betroffenheit, besondere berufliche ................... 
Bevveglichkeit, aktiv/geführt/passiv ................... 


Bevveis ........ 
Bevveisanordnung . 


Bevveisaufnahmeverfahren ......................... 


Bevveisbeschluss . . 
Bevveiserleichterung 
Bevveisfragen . . . . 
Bevveisführungslast 


21 


23 
24 
25 
26 
26 
26 
26 
28 
29 
30 
30 
30 
31 
31 
32 
32 
34 
34 
35 
35 
36 
37 
37 
38 
38 
39 
39 
39 
40 
41 
41 
41 
42 
42 
43 
43 
43 
43 
44 
44 


İnhaltsverzeichnis 


Bevveisgegenstand .... 


XIII 


Bevveislast, subiektive/formelle/prozessuale . ............. 
Bevveislast, obyektive/materielle ...................... 


Bevveislastumkehr . . . . 
Bevveislosigkeit. . . . . . . 
Beweismaf ......... 


Bevveisvereitelung . . . . 


Bevveisverfahren, selbststindiges ..................... 


Bevveisvermutung ..... 
Bevveisvervvertungsverbot 
Bevveisvvürdigung . . . . . 
Bezugsberuf ........ 
Bezugstütigkeit . ..... 
Blockierung ........ 


Blutalkoholkonzentration (BAK) ...................... 


Body-Mass-lndex (BMI) . 
Brillenausgleich . . ... . . 
Broca-lndex ......... 
Bruchlast .......... 


Conditio sine qua non . . 
əCurriculare Fortbildungc 


Darlegungslast, sekundüre 
Deckungservveiterung . . 
Degeneration ....... 
Degradation ........ 
Dehiszenz .......... 


əDeutsche VVirbelsaulenstudiec (DVVS) .................. 


Diagnoseaufklarung . . . 
Diagnosefehler . . .... 
Diagnoseirrtum ...... 
Dienstfahigkeit . . .... 
Diensttauglichkeit . . . . . 
Dienstunfall ........ 


44 
44 
45 
46 
46 
46 
47 
47 
47 
48 
48 
49 
49 
50 
50 
50 
50 
51 
52 
53 
53 


55 
55 
55 


57 
57 
58 
58 
58 
59 
59 
59 
59 
60 
60 
61 
61 
62 
62 
62 


XIV İnhaltsverzeichnis 


Dokumentationspflicht ........................... 
Doppelblindstudie (randomisiert) ..................... 
DRG (Diagnosis Related Groups) ...................... 
DSM (Diagnostic and Statistical Manual of Mental Disorders) . . . . 


Duldungspflicht . . 
Dysfunktion `... 


Eigenbevvegung . . 
Eignung, generelle 
Einsichtsfahigkeit . 
Einsichtsrecht . . . 
Einvvilligung . . . . 


Einvvilligung, mutmafiliche ......................... 
Einvvirkungskausalitit ............................ 


əEinzels-MdE .... 
Elongation ..... 
Empfehlungen . . . 
Entgeltfortzahlung 
Enthesiopathie . . . 


Entschadigung, vorlaufige ......................... 
Entschadigungsrecht, Soziales (SER) ................... 


Epidemiologie . . . 
Ereignis, auğeres . 
Erfahrungssatz . . . 
Ire CEET 


Erkenntnisstand, medizinischer, allgemeiner . . . . . . .... . .... 
Erkrankung, arbeitsbedingte ........................ 


Ermittlungsrecht . 
Erstbemessung . . 
Erstschaden .... 
Ervverbsfahigkeit . 
Ervverbsminderung 
Ervverbsunfahigkeit 


Ervverbsunfahigkeit, völlige ......................... 
Evaluation der funktionellen Leistungsfahigkeit (EFL) . . .. .... 


Evidenz ....... 


Facharztstandard . 


Fahrlassigkeit, einfache/grobe ....................... 


Fall-Kontroll-Studie 


63 
64 
64 
64 
65 
65 


67 
67 
68 
68 
69 
70 
70 
71 
72 
72 
72 
73 
73 
73 
74 
75 
75 
76 
76 
77 
77 
77 
78 
79 
79 
79 
80 
81 
81 
82 


83 
83 
83 
84 


İnhaltsverzeichnis XV 


Folgeschaden: : : s sg gg ds diya EELER adal ab asla səsə 
Fotodokumentation........................... 
Freibevveİs” x s ses yiyəlik lala a go EELER EE a alma Sa Dələ 
L-R. 
Funktionsbeeintrachtigung ...................... 
Funktionseinbufğe ............................ 
Funktionsunfahigkeit.......................... 


Gebrauchsunfahigkeit, vollstandige/teilvveise . . . . ...... ... 
Gebrecheni ` 2 A AE NEEN doyus, Rod EELER 
Gegenbevveis : is ig sls sls la oa ala ENEE EE AL e alə sos 
Gehstreclke: vos ə R REN EN R Ra Alya a E 
Gelegenheitsursache .......................... 
Genesungsgeld. , EN NENNEN ə 
Gerichtsbescheid `. EELER ENEE EE EE ərə 
əoGesamtc-MdE .............................. 
(Gesamtvergütüng A8 s d EEN EEN EEN See s 
Gesundheit: te REEL EN E ss E ləş EE 
Gesundheit, funktionale ........................ 
Gesundheitsamt ............................. 
Gesundheitserstschaden........................ 
Gesundheitsfolgeschaden ...................... 
Gesundheitsschaden .......................... 
Gesundheitsschadigung ........................ 
Gesundheitsstörung .......................... 
Gewalt — əəə Rə ERNEIEREN 


Glaubhaftigkeit: an SUE EIER ENEE ENEE AA d E EE 
Glaubhaftmachung ($ 294ZPO) ................... 
Gliedertaxe ................................ 


Grundsicherung ($$ 41-46b SGBXII) ................ 
Gutachten 2 3 A A Bə sə sx ASUR q Rok R duşən ea A 
Gutachten, antizipiertes . ....................... 
Gutachten, örztliches .......................... 
Gutachten, Fristen ........................... 
Gutachten, interdisziplinares . .................... 
Gutachten, Sprache ........................... 


XVI İnhaltsverzeichnis 


Gütachtef — 29 EE SS ƏS də ea adl EIERE Gül e 101 
Gutachter, medizinischer/arztlicher . ................... 102 
Gütachtelhonorar”: a uzun doslar UŞ R GEY ru ƏLA əə osa 102 
Gutachterkommission ............................ 102 
WË 103 
Haftpflichtsehaden: s əə əə de d ə xanla RU eer 103 
Haftung des örztlichen Sachverstandigen ................ 104 
Hamburger Modell .............................. 104 
Hündigkeit: e kəz Rü ə kalla Rəy E ENER Azə əzər Bss sə 105 
Handlungstendenz AN diyə sos Rok R Raz a əd lələ 105 
Hausfrauentabelle .............................. 106 
Heilprakgker 1 əəə aaa a əl ga ya ə R A 106 
ib 000————”” 107 
Hilfsmittel 9 Zare AE E Şə yə mo obanın soba 43.4 108 
ləl (oo (14-00 110 
0006000” 111 
ICD (International Classification of Diseases 

and Related Health Problems) ....................... 111 
ICF (International Classification of Functioning, 

Disability and Health) ............................ 111 
ICIDH (International Classification of lmpairment, Disability 

and Handicap): .. x sü ə ana s də E a YƏR gal Ala 112 
In dubio pro assicurato . ........................... 112 
İndizienbevyeis 18 de NA ÄR Dos şm saa Rə 112 
İnformationspflichten ............................ 112 
İnklusion: 2.7 09. e NEE du ə ə AQ ə xa dd 112 
İnqulsitonsprinzipi: ə sə a dz adla DƏ Ria) EE BRoX 112 
invaliditat: ea sonam sla amon Bor Eege 113 
EI Dr 113 
İnzidenzrate: ` A9 Si Sch SN ələ SEI səsli səmə ən E dy 113 
isokinetik: x. əəə sə ıb 5 a a BR yapa e 114 
D WEEK 115 
düstizvergütungs- und -entschadigungsgesetz UVEG) ........ 115 
1001606006 77”) 117 
Kapnpuersorgung əə əəə əə NR anə Aa daaa əə a 117 
Kapitalisierung EE EES soz aa osas EELER ələ 117 
Kalisalitato. ə a aman a lı a a a ee 118 


İnhaltsverzeichnis XVII 


Kausalitat, konkurrierende bzvv. Gesamtkausalitat, alternative/ 
multikausale/hypothetische/kumulative/ plurikausale Kausalitat 
bzvv, Doppelkausalitüt ............................ 
Kausalitat, überholende (hypothetische) ................ 
Kausalitat, Rechtsprechung (Prüfschema) des BSG in der GUV 
Kausalitatstheorien .............................. 
Kausalzusammenhang ............................ 
Kohortenstudie: ..... səy əla IN AE IN EE EES 
Kollisionsdifferenzgeschvvindigkeit .................... 
Kollisionsgeschvvindigkeit ......................... 
Kollisionstypen `, e EN sizə gol ENEE goy əllə Az Lə əə 
əKonsensempfehlungenc .......................... 
Kontextfaktoren . ............................... 
Körpergröfe — EE EELER doya Şol alı ab azara ələ 
Körpersehaden: AR Wé RN Ros öp gök xd Rə 28” 
Körperverletzung EELER alla EEN alsam EE 
La Co 
Kraftanstrengüngi A 3 NN doma EE AE EC ee 
Kraftanstrengung, erhöhte ......................... 
Kraftgradl zə da a daa A Rə s a dr ədl 
Krankengeld . . : ..: EN EE Rə ENEE ENEE EE la əəə s EE 
Krankenhaustagegeld ............................ 
Krankentagegeld `. x Lü aa sad alla EELER 
Krankenversicherung, Gesetzliche (GKV) ................ 
Krankenversicherung, Private (PKV) .................... 
Krankheit AER EE NEE EELER R R ADR da E. 
Krankheit, dienstlich bedingte ....................... 
Künstfehler AEN A ə ssas XS daya ma AR ASA Ş 


İK. 0060000070” 
Lebendspende ................................. 
Lebensalltagsüblich ............................. 
Legaldefinition ` . ələ əə ala soyu dış dyp EE EE 3 
Feistüngsbild... .. 2 əə KENE diya NEE R ləl A Ala əə 
Leistungsfahigkeit `. EE ə dış suz ao slərəla Rə laləsə 
Leistüngsfalli : Au AE a ələ ENEE ödə ələ Ra E 
Leistungsvermögeh: ` us is GA R Ee q AR E e məzəli 
Leitlinien: s.ə ui əəə ə şa aş ard AD abş s ğı Əş 


XVIII Inhaltsverzeichnis 


NK e Se e e e det eis Ge ee Ee 143 
Mainz-Dortmunder Dosismodell (MDD) ................. 143 
MdE (Minderung der Ervverbsfahigkeit) ................. 144 
MdE, rentenberechtigende ......................... 145 
MdE-Erfahrungsvverte ............................ 146 
MEDİCPROOF: .. 5... suz sükan xoş ët lal Boş la ADA EE EE 146 
Medikamentenspiegel ............................ 147 
əMedizinische Begutachtungc ....................... 147 
Medizinischer Dienst der Krankenversicherung (MDK) ........ 147 
Meinung, herrschende ............................ 148 
Merkblagt: A AN Ek 7” 148 
Merkzeicheh: e kə 99 EELER EELER xoca AE dE 149 
Messblatter/Messbögen ........................... 153 
Metaanalyse EE aa s dı şoka alu ala saba əla ə 153 
Minderung der Ervverbsfahigkeit. ..................... 154 
Mituvirkung ENEE RER darda R oa R sı ası Əzd der 8 154 
Mitvvirkungspflicht .............................. 155 
Ara es pe gelt 0000500 02. 155 
Möqlidhkeit.. 272 üə md R əsa aaa ə nanə 155 
Münchner Mödell a A 9 a aaa dd Boli e 155 
066060 7 7? 157 
Nachschaden 6000000” 157 
Nachtellsausgleiehi `. AN AN əə əs s Ri MR R əya R lə s 158 
Neubemessüng EE au EELER ama aaa EEN A 158 
Neufestsetzung (Neufestsetzungsverfahren) .............. 158 
Neutral-0-Methode .............................. 158 
Noniliqüet: xs əəə ün yanə x ə xo yilə da 159 
R 00055... 161 
Obliegenhelten: 29 8 aaa EECH aya sl əla ORADA 161 
Odds Rate, 2 Ze deg saa anə BƏY A gəbə ələ sadi əə Ee 161 
Onomasiologle: AA CNN ə x ADR éd Sualı EE E 161 
Ofğanı Ul zə aze əə ly YÜRap Roll lm Ra EE 162 
Organisationsverschulden ......................... 162 
2085200505 005 700 00 165 
Parallelsehaden: `. E iş EIERE EI sok al Casa baa die $ 165 
Parteigütachteni NA R AN AN əy s s yə s RDA AE 165 
Partialkausalitat: EELER ea alə aa əllə 166 
Patientenrechtegesetz ............................ 167 


Patientenverfügung ............................. 167 


İnhaltsverzeichnis XIX 


Pausen, betriebsunübliche ......................... 167 
peerReviev (uc əəə R ə EN ŞƏ a ys Ava 167 
ədl 77” 168 
Pflege ii iş ilyas ə danə play ENEE ŞOR ldə OR R ssa ox E 168 
Pflegebedürftigkeit:: 2 9 A EN 9 d əəən NEEN EE 168 
Pflegegrade .................................. 170 
Pflegestarkungsgesetz , Ilundili ..................... 170 
Pflegestufen. 2 Zus A IR NEEN səs el AN sb şəy EELER 170 
Pflegeversicherung, Private ......................... 171 
Pflegeversicherung, Soziale ......................... 171 
Pflichtvvidrigkeitszusammenhang ..................... 171 
Photodokumentation ............................ 172 
Physiologiseh `. e Ee əəə ə a EN Ra ka YR x ea Ra Rə 172 
dt. 7:7” 173 
Prima-facie-Bevveis . .................. 2.0... 173 
Privatgutachten - x: x s də ds did doya so db EE EE 173 
Psychoklausel ................................. 173 
Riet hee rə ə əəə ees 175 
Reehtskraft” su əə ge dE EE aa ələmə ad ad Rə 175 
Rehabilitation, arbeitsplatzorientierte/arbeitsplatzspezifische/ 

berutsertenterte 0” ” 175 
Rehabilitation, berufliche .......................... 176 
Rehabilitationstrager . ............................ 177 
Reichsversicherungsordnung (RVO) .................... 177 
Reifsdehnüng - AN yelə s yilə SUR SURƏ EE ADA AL Lə Lə 177 
Reifsfestigkeit : EEN ER EE E əməl EE 178 
Reifökraft., 2 3 A ə R Aa R sua Yasa R sal Aşa As Ag 178 
Relevanztheorie: — A A3 NN dala amala sezə slra arali Ee E 178 
Reliabilitat: zue zə iə sz ğa əəə da alası d EEN 178 
Rente: gücə ə ə ə a ə RB Rə ə ə E ə Ber 178 
Rente als vorlaufige Entschadigung .................... 179 
Rente auf unbestimmte Zeit (Rauz) .................... 179 
Rente/Kapitalisierung. ............................ 179 
Rentenversicherung, Deutsche Gesetzliche ............... 180 
Restervverbsfahigkeit . ............................ 181 
Reviek”ə ısə ə EE EE EE EE 181 
Riehterrecht: EEN dişdls ıdı dos Ro aləm eRLəDə 182 
Richtlinien: 9 A AN 8 aaa aa EE RA pos AA m bs aş 182 
Risikoaufklarung `. EE sə ə sua my xə əla a əmə 182 
Kt)” 182 


Rühepaüsefi x. iə ə dek EE a aa ei zədə xd xə 184 


xx İnhaltsverzeichnis 


0000000056 0 185 
Sachverstandigenbeirat xBerufskrankheitenc, Arztlicher . ..... 185 
Sachverstandiger, medizinischer/örztlicher ............... 185 
Sachverstandiger, Voraussetzungen ................... 186 
Schaden, mittelbarer ............................. 187 
Schaden, unmittelbarer ........................... 187 
Sehadensanlagğe: A. 9 Ah E d daş MİM ad? e Eë 187 
Sedhadensbild 7 217 br arala da qalar duş sla id ay a DARDA 188 
Schadensminderungspflicht ........................ 188 
Schadensschatzung ............................. 188 
Schadenszurechnung ............................. 188 
Sehadigungsfelge e 33 3 9 EN EELER sl sla az EE 189 
Sehlichtungsstellen NEE ə s saa Yo şə ə RAR Alə 189 
fd 3000077: 189 
Sehmerzehsgeld A osa o EE ok siy Rk b A 190 
Sechüler-Unfallversicherung . ........................ 191 
Sehulmedizin ..:.:... echt dë SA döz eben laləli Aaa Lə Aa səy 192 
Sehutzzvveckder Norm... uu osas d EEN EE er 8 192 
Schvveigepflicht ................................ 193 
Schvverbehindertenrecht .......................... 194 
Sehvverbehinderung ............................. 194 
Selbstbestimmungsaufklaürung ...................... 195 
sensitivitat ə yənə ss s So ə sua EE 195 
Sicherungsaufklarung ............................ 195 
Simulation e Ros EE goy EA GUR asa a aa m ə ələ 195 
So versichert, vvie der Versicherte die Arbeit antritt .......... 196 
Sfeyit ild 196 
Sozialversicherung EEN ys s ELE iş m R R ələ lə 197 
Spözifitat. zə m ıı R AE dl dəə ə maa yr Rey ıŞ 197 
Standard, aörztlicher .............................. 197 
Stoldaler sg ə an a r a RE Ee Bas 198 
Strengbevveis . . . . . . . ..... . . . . . . . . . . . 0002 0100000202. 198 
Stützrente A A dé ə R Ra EE moda Sos Eeer 198 
Summenversicherung ............................ 198 
Supdeonm 279 VERT NN NEEN MN EELER AE EE $ 199 
1000027777 5” 201 
il a 0” 201 
Hp (id 1363104000” 202 
Teilhabe sziz əə di ə 3 s 3 ov xs Rasad əla sd sələ 202 
Texturstörunğ ` e d düş s zül Ra RO BOR Sə Yaa aa SURƏ əş 202 


Therapierichtungen, besondere ...................... 202 


İnhaltsverzeichnis XXI 


Todesfallleistung : EE Rü ÜRƏ aa asələ 203 
Transmüral 2 əəə ə ə əəə a aqa əl ə s əbəs lə 203 
Transplantationsgesetz (TPG) ....................... 203 
Zraummn ` 2 7” 204 
Mee eege Seeerei E Es 205 
Übergangsgeld ................................ 205 
Übergangsleistung .............................. 205 
ünfall: 0 aa ə saa e e MR aZ HR a ə AR A R dəəə 206 
Unfallausgleich ................................ 207 
url ı(00060100000007”””””””” 207 
LLC” ””.”... 207 
Unfalikaüsalitat sea ə ə aza d e Daz aya s 0 ələ 208 
Unfallversicherung, Gesetzliche (GUV) .................. 209 
Unfallversicherung, Private (PUV) ..................... 209 
Untersuchungsgrundsatz .......................... 210 
Untersuchungssituation/Zvvelersituation ................ 210 
Urheberrechtssehutz. 3 WR dd d EN GÖRƏR ƏRƏ RƏ ass Rə 212 
Ursache, konkurrierende........................... 212 
0600000000 00 213 
UÇİMİLI...0000” 213 
Malütat, Sage 7”... 213 
Vergütung des arztlichen Gutachtens .................. 213 
Verhandlungsgrundsatz (Verhandlungsmaxime) ........... 218 
Verifizierem: 2 A0 əəən saa ss saq za Bs bo Ee 220 
Verkehrsmedizin: -..: 2 sə əə sı R də ayə od sla Ee 220 
Verletztengeld ENEE EEN EE EELER kasa 220 
Verletzungserfolg, erster .......................... 220 
Vermutung, gesetzliche ........................... 221 
Versehlimmerüng: 2 Ae de NN Ch EN WEE a Ama ere 221 
Versicherungsfall ............................... 223 
Versicherungsmedizin ............................ 224 
Versicherungsvertragsgesetz (VVG) .................... 224 
Versorgüngsamt.: — A üə əə MEN sə s Dən ŞU EE R ləş 224 
Versorgungsmedizinische Grundsitze .................. 224 
Versorgungsmedizin-Verordnung ..................... 225 
Venwaltungsrecht e ————7— 225 
Vervyelsung — 48 A a uşa ə ƏRƏŞ EE əy po ere E 225 
lll”. 225 
Vorerkrankung: a Wi SNE EN almayla b sk şaray Ruşeməs ə 226 


Vorervverbsfahigkeit ............................. 226 


XXII lInhaltsverzeichnis 


Vorinvaliditat ` — E əs R əla li aldı AR AE Sech 226 
Vorsatz əəə ENN R M R hq x AR az pun A 227 
düirtubl 0000” 227 
Vorschaden, labiler .............................. 228 
Vorsehadigung:: x ə əə ana ıb a Eege 228 
Vorsorgevollmacht (S 1901cBGB) ..................... 229 
Votzttstapgd 0000000000” 229 
1112606007” ””—— Eed EE 231 
VVahrscheinlichkeit . ............................. 231 
VVahrscheinlichkeit, hinreichende ..................... 231 
VVegefahigkeit: : ix yə sə lə əsə Rə Rolda aya ama UŞ alu uş soba əbəcə 231 
VVegeunfall ($ 8 Abs. 2 Nr. 1 SGBVİIİ) .................... 232 
VVeitergabe örztlicher Gutachten ..................... 233 
Viidertut" A1 4 8. TN dE AN Şə NEE Bə dosd 233 
əVViec-Berufskrankheit . ........................... 234 
VVirkkausalitat (VVirkursache) ........................ 234 
Viirtsehaftliehkeit üə səl 8 NS db əzə amala ələr dr 235 
VVissenschaftlichkeit eines Gutachtens .................. 236 
Zıx ə a sənayeyə 237 
Zeuge, sachverstandiger ........................... 237 
Zivilrecht (Privatrecht) ............................ 237 
Zurechnung, obyektive ............................ 237 
Zurechnungszusammenhang ....................... 238 
Zusammenhangsgutachten ......................... 238 
Züsatztatsacheh: E ER EEN dl E ER GƏZ MR bəsə 239 
Züstand pachten un ad aad EE a Da bə 4 239 


Zustandsbegutachtung ........................... 240 


A 


O Springer-Verlag GmbH Deutschland 2018 
E Ludolph, Arztliche Begutachtung von A-Z 
https://doi.org/10.1007/978-3-662-55867-6, 1 


Abfindung 


Siehe o Gesamtvergütung, — Rente/Kapitalisierung ($ 75 ff. SGB VII). 


Adöquanztheorie 


Siche o Kausalitötstheorien. 


Addendum 


Zusatz zu den vrissenschaftlichen Empfehlungen (— Merkblatt) des — Arzt- 
lichen Sachverstöndigenbeirats beim Bundesministerium Arbeit und So- 
ziales (BMAS) zur Einführung einer — Berufskrankheit, wenn sich zwar 
nicht der Text geändert hat, aber der — medizinische Erkenntnisstand zu 
der konkreten Berufskrankheit. 


Aggravation 


Beschvverden/Funktionseinbuften werden einem Drittem gegenüber be- 
vvusst gravierender (schvvervviegender) vorgetragen/vorgeführt. 


Alles oder Nichts 


Stichvvort (əSchlagvrortc) der — Gesetzlichen Unfallversicherung (GUV) 
und des o Dienstunfallrechts. 

Der Versicherte/Beamte ist in dem Gesundheitszustand (der Ervverbs- 
fahigkeit) geschützt (— Vorervverbsfahigkeit 10096), in dem er sich zum 
Zeitpunkt der versicherten/dienstlichen Tütigkeit befindet, also mit — Vor- 


2 Alles oder Nichts 


schäden und — Schadensanlagen. Let die versicherte/dienstliche Tütigkeit 
vvesentliche (Teil-))Ursache (— Kausalitötstheorie der vvesentlichen Bedin- 
gung) für den — Arbeitsunfall/” Dienstunfall bzvv für die o Berufskrank- 
heit/dienstlich bedingte Krankheit und den dadurch bedingten — Gesund- 
heitsschaden/— Körperschaden, steht die GUV/Dienstunfallfürsorge für 
ə Allesc (Gesundheitsschaden/Körperschaden) ein, ansonsten für əNichtse. 
Der Grundsatz əAlles oder Nichts gilt auch in der — Privaten Berufs- 
unfahigkeitsversicherung in Abhangigkeit von der Berufsunfahigkeit. 


Fin seit langem insulinpflichtiger Zuckerkranker lauft im Sommer barfuf$ und erlei- 
det durch eine Glasscherbe eine Schnittvvunde an der rechten Grofözehe. Mitbe- 
dingt durch die Zuckerkrankheit muss im vveiteren Verlauf der rechte Vorfuğ ampu- 
tiert vverden. 

Steht der Zuckerkranke unter dem Schutz der GUV bzvv. des Dienstunfallrechts, ist 
əAllesc versichert (geschützt), well die Schnittvvunde an der Grofizehe wesentlich 
teilursachlich für den Verlust des Vorfufes war. Eine andere vvesentliche Teilursache 
vvar die Zuckerkrankheit, die aber den vvesentlichen Ursachenbeitrag der erlittenen 
Verletzung nicht aufhebt. 


LSG Baden-VVürttemberg, Urteil vom 26.01.2009 - L1 U 361/08 

əNichtsc ist dagegen versichert, wenn es beim kontrollierten Anheben einer 25 kg 
schvveren Glasscheibe zu einem ellenbogengelenksnahen Bizepssehnenschaden 
(Dehiszenz) kommt, weil das Anheben zvvar ursachlich, aber nicht vvesentlich (teil-) 
ursachlich für das Schadensbild vvar. Die allein vvesentliche Ursache vvaren die anla- 
gebedingten vorzeitigen Texturstörungen der Sehne. 


o Cave 


Das Schlagvvort 5Alles oder Nichtss gilt nur in der GUV, im Dienstunfall- 
recht und in der Privaten Berufsunfahigkeitsversicherung. İn der — PUV 
gilt die teilbare Kausalitat (— Partialkausalitat). lm — Zivilrecht im 
Übrigen und im o Strafrecht ist, wenn ein Kausalbeitrag, auch ein 
unvvesentlicher, gegeben ist, für .Allesc einzustehen, wenn die Voraus- 
setzungen im Übrigen gegeben sind. 


Dass in der GUV und im Dienstunfalİrecht 5Allesc (Vorervverbsfahigkeit 
10096) versichert ist, bedeutet nicht, dass der o— Vorschaden versichert ist. 
Denn dieser mindert in aller Regel bereits die Vorervverbsfahigkeit und ist 
deshalb in den 10006 nicht mehr berücksichtigt. 

Konnte der oben genannte Zuckerkranke bereits vor der Schntttwunde 
an der rechten Grofzehe krankheitsbedingt keine schvveren Lasten mehr 
heben und/oder tragen und keine Strecken Ober 500 Meter mehr zurück- 
legen, ist der Verlust dieser Funktionen bei der Finschatzung der unfall- 
bedingten Funktionseinbufen (Vorervverbsfahigkeit 10096) nicht zu be- 
rücksichtigen, denn sie waren nicht Tel der Vorervverbsfahigkeit. Die 


Allgemeine Unfallversicherungsbedingungen (AUB) 5 A 


MdE-Erfahrungsvverte geben für die Unfallfolgen (Verlust des Fufes im 
Bereich des Vorfuf)es) eine MdE von 2596 vor. Diese sind fedoch unter 
Berücksichtigung des Vorschadens kein Orientierungspunkt. Vielmehr 
muss eingeschatzt vverden: 
1. VVelcher Arbeitsmarkt stand dem Versicherten vor dem Verlust des 
Vorfuftes zur Verfügung (Vorervverbsfahigkeit 10096)? 
2. VVelche Tütigkeiten (Anteil des Arbeitsmarktes zu 1.) kann der Ver- 
sicherte unfallbedingt nicht mehr ausüben? 
3. Wie sind die dem Versicherten unfallbedingt verschlossenen Tütig- 
keiten bezogen auf den Arbeitsmarkt zu 1. (10096) einzuschützen? 


Allgemeine Unfalliversicherungsbedingungen (AUS) 


Unverbindliche Musterbedingungen der Privaten Unfallversicherer, die 
von diesen modifiziert werden kënnen, herausgegeben vom GDV (Ge- 
samtverband der Deutschen Versicherungsvvirtschaft e V., Berlin). Eshan- 
deht sich um Allgemeine Geschaftsbedingungen, die ab dem 01.01.2002 nur 
noch der Kontrolle durch die $$ 305 bis 310 BGB unterliegen. Für das Gros 
der Vertrige gelten die AUB 88, 94, 99, 2008, 2010 und 2014. 


o Cave 


Die AUB unterscheiden Gesundheitsschadigungen innerhalb und 
auföerhalb der — Gliedertaxe. 


Die Interpretation der AUB durch den BGH, betroffen ist die o Glieder- 
taxe, hat zum Teil zu vvenig nachvollziehbaren Urteilen geführt. 

Der BGH (z. B. Urteil vom 24.05.2006 - IV ZR 203/03) hat die Formu- 
lierung in der Gliedertaxe (Musterbedingungen AUB 94 bis AUB 2008) 
əVerlust oder Funktionsunfahigkeit eines Arms im Schultergelenkc, veiner 
Hand im Handgelenkç, seines Fuftes im Fu$gelenkc (oberes Sprungge- 
lenk) dahingehend interpretiert (Interpretation von Unklarheiten im Sinne 
der Versicherten), dass bei Funktionsunfahigkeit (Versteifung) der Schul- 
ter, des Handgelenks und des Sprunggelenks jeweils auf den vollen Arm- 
wert, Handvvert, Fuf$vvert abzustellen ist, obvvohl die Funktion (Bevveglich- 
keit) aller anderen Gelenke der betroffenen Gliedmafte erhalten ist und 
obvvohl eine signifikante Diskrepanz zur Bemessung bei ?Verlustx des 
Arms, der Hand, des Fuftes gegeben ist. Fin funktionsunfahiges (versteif- 
tes) Schultergelenk bei voller Funktion des restlichen Arms bedingt also 
eine Invaliditt von 7096 (Musterbedingungen). 

Sind daneben vveitere unfallbedingte Funktionseinbufen im Bereich 
des Arms, der Hand und der Finger, des Fufes und der Zehen zu beurtei- 
len, sind diese erneut bezogen auf den vollen Armveert, Handvvert, Fufvyert 


A Allgemeine Unfallversicherungsbedingungen (AUB) 


zu bemessen, vveil dieser VVert von der Gliedertaxe vorgegeben ist (BGH, 
Urteil vom 14.11.2011 - IV ZR 34/11). 

Anderungen der AUB (AUB 2008 ff.) erfolgten, soweit sie den örztli- 
chen Gutachter betreffen, jeweils als Reaktion auf diese BGH-Urtelle. 

Ab den AUB 2008 lautet die Gliedertaxe deshalb: ?Armc, zHande, 
əFuÖc, vvofür die Gliedertaxe fevveils eine Invaliditüt von 7096 bzvv. 5596 
bzvv. 4096 vorgibt. Der BGH (Urteil vom 01.04.2015 - IV ZR 104/13) hat 
dese Anderung dahingehend interpretiert, dass die Schulter nicht mehr 
Teil des Arms sei. Dies hat zur Konsequenz, dass Unfallfolgen im Bereich 
der Schulter aufğerhalb der Gliedertaxe (Beeintrüchtigung der körperlichen 
Leistungsfahigkeit) zu bemessen sind. Unfallfolgen im Bereich eines Schul- 
tergelenks sind im Vergleich zu den anderen aufterhalb der Gliedertaxe 
möglichen Unfallfolgen, für die insgesamt 10096 zur Verfügung stehen, 
annöhernd zu vernachlassigen, sodass dese Vorgabe des BGH wenig 
durchdachtiist und die ?Harmoniec der Gliedertaxe vernachlassigt (.Arm- 
bebung, bis 120”— 196, 5Armhebungx bis 90”— 206, 5Armhebungx bis 60” 
296, Versteifung in Funktionsstellung — 396, fevveils o herrschende Mei- 
nung). 

m Konsequenz dieser Entscheidung müssen Funktionseinbuf$en im 
Bereich des Oberarms, des Ellenbogengelenks und des Unterarms - nach- 
dem der Arm bis Oberarm, also ohne Schultergelenk, mit 7096 zu bemessen 
ist — höher bewertet werden. Dazu sind entsprechende Empfehlungen ver- 
öffentlicht (Ludolph/Schröter/Klemm, in: Kursbuch der örztlichen Begut- 
achtungc, ecomed Medizin, Landsberg, 2005 mit laufenden Ergünzungen). 

Mehrere Oberlandesgerichte — durch den BGH nicht korrigiert mit der 
Begründung, die Bemessung der Invaliditüt set Sache der Tatsachengerichte 
(BGH, Beschluss vom 27.09.2017 - TV ZR 511/15) - vvenden sich aktuell 
unter Hinvveis auf einen ə VVertungsvviderspruch e zwischen der Gliedertaxe 
und der Bemessung von Funktionseinbuften des Schultergelenks aufter- 
halb der Gliedertaxe gegen die örztlich-gutachtlichen Bemessungsempfeh- 
Jungen. Es wird - bei der Begründung - jedoch einmal übersehen, dass die 
Gliedertaxe Sonderleistungen ausvveist, die auferhalb der Gliedertaxe 
nicht vereinbart sind, und zum anderen, dass die Bemessung aufterhalb 
der Gliedertaxe ausschlieflich nach ?.medizinischenc Gesichtspunkten 
zu erfolgen hat, also keinen Raum für eine əVVertungx zulisst. Die sehr 
verstaindliche Korrektur des BGH-Urteils vom 01.04.2015 hat auf andere 
Weise zu erfolgen. 

Fraglich ist, wie der BGH zu Funktionseinbu$ğen im Hüftgelenk ent- 
scheiden vvird. 

Nicht geändert haben sich die Bemessungsempfehlungen für das 
Handgelenk, die Fingergelenke, das Fuf$gelenk und die Zehengelenke, da 
die AUB dafür eigenstündige Vorgaben enthalten. 
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Allgemeine Versicherungsbedingungen (AVB) 


Unverbindliche Muster-Geschaftsbedingungen der Privaten Versicherer. 
Es handelt sich um eine Rahmenvereinbarung für jede Versicherungsspar- 
te, die z.B durch die — Allgemeinen Unfallversicherungsbedingungen 
(AUB) konkretisiert werden. In den AVB sind Rechte und Pflichten von 
Versicherer und Versicherungsnehmer festgelegt. Sie unterliegen der Kon- 
trolle durch das Gesetz bzvv. die Gerichte (AGBG ban. ab dem 01.01.2002 
$$ 305-310 BGB). 


Amtsarztlicher Dienst 


Dieser wird als Teil des — Gesundheitsamtes tütig in Erfüllung hoheitlicher 
Aufgaben im Auftrag von Behörden, Gerichten und öffentlich-rechtlichen 
Institutionen auf der Grundlage z. B. des Gesundheitsdienstgesetzes, des 
Bundes- und Landesbeamtenrechts, der Beihilfeverordnung, der Sozialge- 
setzbücher, der Tarifbestimmungen für den öffentlichen Dienst, des Heil- 
praktikergesetzes sovvie geltender Anzeige- und Meldepflichten. 

Aufteer dem Gutachtendienst als vvesentlicher Arbeitsbereich sind dem 
Amtsarztlichen Dienst in der Regel das Sachgebiet Medizinalaufsicht/ Me- 
dizinalstatistik und die Übervvachung des Leichen- und Bestattungsvvesens 
zugeordnet, VVeiterhin obliegt ihm die Überprüfung der Antragsteller auf 
eine Erlaubnis als Heilpraktiker. 


Amtsermittlungsgrundsatz 


Im Prozess- und Verfahrensrecht bestehende Verpflichtung eines Gerichts, 
einer Behörde oder einer Körperschaft des öffentlichen Rechts (z. B. ” Be- 
rufsgenossenschaft), den Sachverhalt aufzukliren, ohne dass es eines Be- 
vveisantrags bedarf. 


$ 24 Abs.1 Satz 1 und 2 Vervvaltungsverfahrensgesetz (VvvVfG) 

əDie Behörde ermittelt den Sachverhalt von Amts vvegen. Sie bestimmt Art und Um- 
fang der Ermittlungen, an das Vorbringen und an die Bevveisantrage der Beteiligten 
ist sie nicht gebundenc. 


Der Amtsermittlungsgrundsatz gilt im Bereich des Straf-, Sozial. Finanz-, 
Vervvaltungsrechts und der freivvilligen Gerichtsbarkeit sowie in den vor- 
geschalteten Vervvaltungs- und Ermittlungsverfahren ($ 244 Abs. 2 StPO, 
$ 103 SGG, $ 76 FGO, $ 86 VvGO, $ 26 FamG, $ 24 VvvVfG). 


6 Anderung, vvesentliche 


Anderung, vvesentliche 


Vornehmlich ein Rechtsbegriff des Sozialrechts ($ 48 SGB X i. V. m. $ 73 
Abs. 3 SGB Vİİ oder i. V. m. Teil A Nr. 7 der — Versorgungsmedizinischen 
Grundsötze) und des — Dienstunfallrechts ($ 35 Abs. 3 BeamtVG). 

Die vvesentliche Anderung ist die Voraussetzung für die Anderung 
eines Vervvaltungsaktes mit Dauervvirkung. Die Verhaltnisse, die zum Zeit- 
punkt des Erlasses vorlagen, müssen sich vvesentlich (um mehr als 596) 
geündert haben. Dann kann dieser unter in $ 48 SGB X oder in $ 35 Abs. 3 
BeamtVG geregelten Ümstinden geändert werden, was Aufgabe der Ver- 
vvaltung oder der Gerichte ist. 

Der örztliche Gutachter hat folgende Fragen zu beantvvorten (in Anleh- 
nung an Becker, P: MED SACH 112, 3/2016: 88): 

VVelche Befunde liegen dem Ausgangsbescheid zugrunde? 

VVelches sind die aktuellen Befunde? 

Wie sind sie einzuschitzen (Vorschlag)? 

Liegt eine vvesentliche Anderung in Bezug auf die Befunde vor (Vor- 

schlag)? 

Liegt eine vvesentliche Anderung in Bezug auf die Einschützung der 

Befunde durch den Ausgangsbescheid vor? 

VVann ist diese Anderung eingetreten? 


BSG, Urteil vom 19.12.2013- B2U 17/12R 

Die Funktionseinbufte durch eine unfallbedingte starke Einschrankung der Seh- 
scharfe (Visus) rechts, deren Verschlimmerung möglich wat, wurde 1996 - korrekt 
- durch Bescheid mit einer MdE von 2002 festgestellt. 2002 erblindete der Versicher- 
te auf dem rechten Auge, Die MdE betragt (herrschende Meinung) für diesen Funk- 
tionsverlust 2596. Dennoch wurde die Klage auf eine Anderung des Ursprungsbe- 
scheides abgevviesen, vveil keine vvesentliche Anderung (Anderung Ober 5906, $ 73 
Abs. 3 SGBVİI) vorliege. Begründet vvird diese sGerechtigkeitslückec damit, dass die 
əEinzelfallgerechtigkeitc hinter den grundsatzlichen Überlegungen des Gesetzge- 
bers zurückstehen müsse. 


o Cave 


Problematisch ist die vvesentliche Anderung dann, vvenn die Fest- 
stellung der MdE im Ausgangsbescheid zu hoch ist. Dann gilt der 
Grundsatz əUnrecht soll nicht wachsenea, Der alte Bescheid Let 
bindend, solange ein Vergleich der Befunde keine um mehr als 596 
höhere oder niedrigere Einschatzung erlaubt. 


Anknüpfungstatsachen A A 


Ein Versicherter bezieht wegen einer Beinverletzung eine Rente entsprechend einer 
MdE von 3006. Eine Nachuntersuchung des Versicherten wegen einer geltend ge- 
machten — Verschlimmerung ergibt, dass zwar der aktuelle Befund einer MdE von 
3096 entspricht, die bis zur Verschlimmerung eingeschatzte MdE aber um 1006 zu 
hoch eingeschatzt wat, Es liegt also eine vvesentliche Anderung der Unfallfolgen 
vor. Dennoch verbleibt es bei einer MdE von 3006, da əUnrecht nicht vvachsenc soll. 
Die eingetretene Verschlimmerung hat also keine Ausvvirkungen auf die MdE. 


Anhaltspunkte (AHP) 


Kürzel für 5Anhaltspunkte für die örztliche Gutachtertatigkeit im sozialen 
Entschadigungsrecht und nach dem Schvverbehindertengesetzc - heraus- 
gegeben vom Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung 
(letzte Auflagen 2004/2005/2006). 

Die ?Anhaltspunktex wurden zum 01.01.2009 abgelöst durch die 
o əVersorgungsmedizinischen Grundsützex als Anlage zu $ 2 der — Ver- 
sorgungsmedizin-Verordnung. 


Anknüpfungstatsachen 


Im Verfahrens- und Prozessrecht ($ 404a Abs. 3 ZPO, $ 118 SGG, $ 173 
Vv/GO, $ 82 FGO) bereits vor Beginn der Tütigkeit eines Gutachters fest- 
stehende Tatsachen ban. Tatsachen, zu deren Ermittlung der Gutachter 
nicht sachverstindig ist, an die der Gutachter mit seinen Schlussfolgerun- 
gen anknüpft. Zu den Anknüpfungstatsachen hat der Gutachter in aller 
Regel keine eigene Sachkunde und kein eigenes — Ermittlungsrecht. Sie 
sind dem Gutachter vorzugeben. Im Gegensatz dazu stehen die — Befund- 
tatsachen, Befunde, die der Gutachter selbst erhebt bäw. selbst ausvvertet, 
zu denen er also sachkundig ist. Siche auch — Zusatztatsachen. 


o Cave 


Fehlende Anknüpfungstatsachen im Gutachtenauftrag berechtigen 
nicht, diese selbst zu ermitteln (BFH, Beschluss vom 26. Mai 2010 - 
VIII B 224/09). Entvveder ist auf den Akteninhalt zurückzugreifen, 
vvenn sich der Sachverhalt aus diesem eindeutig ergibt, oder der 
Auftraggeber ist zu bitten, die Anknüpfungstatsachen vorzugeben. 
Die eigenmüchtige Ermittlung von Anknüpfungstatsachen ist ein 
haufiger Fehler in arztlichen Gutachten. 


8 Anscheinsbevveis (Prima-facie-Bevveis) 


Ein Rotatorenmanschettenschaden steht zur Diskussion, Zvvei lahre nach der versi- 
cherten Tütigkeit hat der Ereignisablauf eine erhebliche Mutation erfahren. VVah- 
rend der Versicherte dem Durchgangsarzt gegenüber eine direkte Krafteinvvirkung 
angab (auf die Schulter gefallen), erfragt der arztliche Gutachter eine indirekte 
Krafteinvvirkung (auf die nach hinten ausgestreckte Hand gefallen). 

VVenn sich keine ausdrückliche Vorgabe des Sachverhalts aus dem Gutachtenauf- 
trag ergibt, ist der dem arztlichen Gutachter angegebene Sachverhalt allenfalls — im 
Ausnahmefall — im Sinne einer Alternativbegutachtung zu berücksichtigen. Ein ei- 
genes Ermittlungsrecht hat der örztliche Gutachter nicht. 


Anscheinsbevveis (Prima-facie-Bevveis) 


Der Anscheinsbevveis betrifit im Prozess- und Verfahrensrecht das o Be- 
vveismaf3, nach anderer Meinung die — Bevveisvvürdigung bzvv. die — Be- 
vveislast, vvobei die letzte Theorie nicht mehr der — herrschenden Meinung 
entspricht. Er ist dann gegeben, wenn ein nachgevviesener (feststehender) 
Sachverhalt nach allgemeiner Lebenserfahrung bestimmte Folgen hat. Er- 
forderlich ist ein typischer Geschehensablauf, für den keine anderen Ursa- 
chen erkennbar sind. Der Anscheinsbevveis entfallt, wenn sich Hinvveise 
ergeben, die einen anderen Sachverhalt möglich (1) machen, Haufigste 
Anvvendungsbereiche sind das Verschulden und die Kausalitat. 


KG Berlin, Urteil vom 21.11.05 - 12 U 214/04 

Heckkollision bei Stop-and-go-Verkehr. Es spricht der Anschein dafür, dass das im 
Heck aufgefahrene Fahrzeug den Unfall allein verursacht hat. Jet dagegen die realis- 
tische Möglichkeit gegeben, dass der Verkehrsunfall durch einen nicht voraussehba- 
ren Fahrbahnvvechsel des im Heck angefahrenen Fahrzeugs verursacht vvurde, ist der 
Anscheinsbevveis entkraftet. Der Unfallablauf ist dann im Einzelnen nachzuvveisen. 


BGH, Urteil vom 19.01.2010 - VI ZR 33/09 

Kinder entzünden ein Feuerzeug in einer mit Stroh gefüllten Scheune, die kurz dar- 
auf abbrennt. Der Anscheinsbevveis ist gegeben, vveil keine anderen Ursachen für 
den Brand sernsthaft in Betrachtc kommen. 


Aquivalenztheorie 


Siche o” Kausalititstheorien. 


Arbeitsplatzgrenzvvert (AGVV) 9 A 


Arbeitsfahigkeit 


Sie ist gegeben, vvenn die individuellen Fahigkeiten und die Anforderungen 
eines Arbeitsplatzes übereinstimmen, sodass die Anforderungen des Ar- 
beitsplatzes erfüllt werden können. 


Arbeitsmarkt, Allgemeiner 


Volksvvirtschaftlich bezeichnet der Begriff das Zusammentreffen von An- 
gebot und Nachfrage nach Arbeitskraften, vvobei der Zusatz 5.Allgemeinx 
Randarbeitsplatze, wie z. B. in Behindertenvverkstütten ausschlieft. 

Der Allgemeine Arbeitsmarkt ist ein Rechtsbegriff der — Gesetzlichen 
Rentenversicherung ($ 43 SGB VI) und der ə Gesetzlichen Unfallversiche- 
rung ($ 56 Abs. 2 SGB VTB, die Behindertenvverkstaütten ausdrücklich ein- 
bezieht ($2 Abs. 1 Nr. 4 SGB VII), vvobei die Gesetzliche Unfallversiche- 
rung definiert: 


Arbeitsmöglichkeiten auf dem gesamten Gebiet des Ervverbslebens. 


Der Umfang der Leistungsfahigkeit auf dem Allgemeinen Arbeitsmarkt ist 
- grob gesagt — der Maf$stab sowohl für die — Ervverbsminderung (GRV) 
ale auch für die Einschützung der o MdE (GUV), vvrobei die Finschatzung 
den — MdE-Erfahrungsvverten folgt, die seit Anfang des 20. )ahrhunderts 
vveitestgehend - im Sinne der Gleichbehandlung der Versicherten - unver- 
ündert sind und ihre Anbindung am aktuellen Allgemeinen Arbeitsmarkt 
verloren haben. 


Arbeitsplatzgrenzvvert (AGVV) 


Der AGVV ersetzt mit Inkrafttreten der Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) 
am 01.10.2005 die — Arbeitsplatz-Konzentration, maximale (MAK-YVert). 
Die Arbeitsplatzgrenzvverte bezeichnen die Grenzwerte für die zeitlich auf 
eine Arbeitsschicht (8 Stunden an 5 Tagen in der Woche während der Le- 
bensarbeitszeit) bezogene durchsehnittliche Konzentration eines Stoffes in 
der Atemluft am Arbeitsplatz, bei der eine akute oder chronische Schadi- 
gung des Beschaftigten nicht zu ervvarten ist. Diese vverden vom Bundes- 
ministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) nach Beratung durch den 
Ausschuss für Gefahrstoffe festgesetzt. 


10 Arbeitsplatz-Konzentration, maximale (MAK) 


o Cave 


Weder AGVV noch MAK sind Grenzvverte für die Entstehung einer 
Berufskrankheit. 


Arbeitsplatz-Konzentration, maximale (MAK) 


Konzentration eines Arbeitsstoffes (Gas, Dampf, Schvvebstoffe) in der 
Atemluft, die nach dem derzeitigen VVissensstand die Gesundheit eines 
altersentsprechenden Beschaftigten nicht gefahrdet. Die MAK-VVerte vver- 
den fahrlich von der Senatskommission der Deutschen Forschungsge- 
meinschaft veröffentlicht. 

Mit Inkrafttreten der Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) am 
01.01.2005 gilt in Deutschland statt der MAK der — Arbeitsplatzgrenzvvert 
(AGVV). 


Arbeitsschuvvere 


Begriffzur Beschreibung des Leistungsvermögens. Für den örztlichen Gut- 
achter relevant in Gutachten für die — Gesetzliche Rentenversicherung 
(GRV) zur Beurteilung von Teilhabeleistungen und Leistungen zur Reha- 
bilitation. Klassifiziert vvird die Arbeitsschvvere durch den Refa (Reichsaus- 
schuss für Arbeitsstudien, heute Verband für Arbeitsgestaltung, Betriebs- 
organisation und Unternehmensentvvicklung). Ire Klassifizierung teilt ein 
in leichte, mittelschvvere und schvvere Arbeit. 

Die Arbeitsschvvere wird definiert durch Kraftaufvvand, Dauer 
und Haufigkeit der geforderten Verrichtung. Gemessen vvird sie in Watt 
(dauernde Ergometerbelastung). 


Arbeitsschvvere 
leicht: zvvischen 50 und 75 VVatt 
mittelschvver: zwischen 75 und 125 Watt 
schvver: mehr als 125 VVatt 


Leicht bzvv. mittelschvver ist eine Tütigkeit auch, wenn der Anteil von mit- 
telschvverer bzvv. schvverer Arbeit auf kurzfristig 2 x stündlich oder 596 der 
Arbeit begrenzt ist. 


Arbeitsunfahigkeit (AU) ili A 


o Cave 


Das Leistungsvermögen vvird nicht nur durch die Arbeitsschvvere 
bestimmt. Bestimmende Faktoren sind auch die Arbeitshaltung, das 
Arbeitstempo, Belastungsdauer, die Anforderungen an das Sehver- 
mögen, die Larmbelastung, die Anforderungen an die geistigen Fahig- 
keiten usvv. 


Arbeitsunfahigkeit (AU) 


Betrifft das Arbeitsrecht, die Gesetzliche (SGB V) und die Private Kranken- 
versicherung, die Arbeitsförderung (SGB TII), die Gesetzliche Unfallver- 
sicherung (SGB VU), die Rentenversicherung (SGB V1) und das Schvver- 
behindertenrecht (SGB IX). 

Arbeitsunfahig im Sinne der — Gesefzlichen Kranken-, Unfall- und Ren- 
tenversicherung, des Arbeitsförderungsrechts ($ 146 SGB III) sovvie des 
Sehvverbehindertenrechts ist ein Versicherter/Betroffener, der wegen eines 
regelvvidrigen Körper- oder Geisteszustandes nicht oder nur unter der Ge- 
fahr einer Verschlimmerung seines Zustandes der bisher ausgeübten Tütig- 
keit nachgehen kann. Arbeitsunfahig ist also auch, wer in der Lage ist, eine 
sonstige Tütigkeit zu verrichten oder sich der medizinischen Rehabilitation 
unterzieht. 

Arbeitsunfahigkeit im Sinne der — Privaten Krankenversicherung liegt 
vor, wenn die versicherte Person ihre berufliche Tiütigkeit nach medizini- 
schem Befund vorübergehendin keiner Weise ausüben kann, sie auch nicht 
ausübt und keiner andervveitigen Ervverbstatigkeit nachgeht ($ 1 Abs. 3 
MB/KT 2009). 

əArbeitsunfahigkeitx ist ein Rechtsbegriff und wird letztlich von der 
Krankenkasse überprüft. Es handelt sich grundsöützlich um einen nicht 
teilbaren Zustand. Die Arbeitsunfahigkeit muss dem Arbeitgeber und der 
Krankenkasse per örztlich attestierter o Arbeitsunfahigkeitsbescheinigung 
nachgevviesen werden. 


m Folgende Leistungen knüpfen sich an die Arbeitsunfahigkeit 

o Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall ($ 3 Entgeltfortzahlungsgesetz, 
EntgFG) Arbeitnehmern und Auszubildenden muss für die Dauer von 
6 Wochen vom Arbeitgeber das Arbeitsentgelt vveitergezahlt werden. 


o Krankengeld ($$ 44-51 SGBV) Gesetzlich Krankenversicherte erhalten 
nach VVegfall der Entgeltfortzahlung von ihrer Krankenversicherung für 
die Dauer von 78 VVochen Krankengeld. 


12 Arbeitsunfahigkeitsbescheinigung 


o Verletztengeld ($$ 45-52 SGBVII) Ist die Arbeitsunfahigkeit auf einen 
Arbeits-/VVegeunfall zurückzuführen, erhilt der Betroffene statt Entgelt- 
fortzahlung und Krankengeld von der Gesetzlichen Unfallversicherung für 
İingstens 78 Wochen Verletztengeld. 


ə Übergangsgeld (es 20-21 SGBVI, $$ 49-52 SGBVII, $$ 44-45 SGB IX) 
VVahrend einer beruflichen oder medizinischen Rehabilitation zahlt die 
Gesetzliche Unfall- oder Rentenversicherung oder die Bundesagentur für 
Arbeit oder der Träger der Kriegsopferfürsorge dem Betroffenen ein Über- 
gangsgeld. 


Leistungsfortzahlung bei Arbeitsunfahigkeit ($ 146 SGB III) Das Ar- 
beitslosengeld wird - entsprechend der Entgeltfortzahlung der gesetzlichen 
Krankenversicherung - 6 VVochen vveiterbezahlt. 


o Krankentagegeld Krankentagegeld kann als Leistung vereinbart vver- 
den, wenn die Arbeitsunfahigkeit örztlich (nicht z. B. durch einen Psycho- 
therapeuten) festgestellt wird ($ 1 Abs. 2 Satz 1 MB/KT 2009). Leistungen 
setzen voraus, dass dem Versicherten seine Berufstütigkeit volİstandig ver- 
schlossen ist. 


Arbeitsunfahigkeitsbescheinigung 


Vom behandelnden Arzt auszustellende Bescheinigung über die Arbeits- 
unfahigkeit und ihre voraussichtliche Dauer, die dem Arbeitgeber und der 
Krankenversicherung zu übergeben ist. Bet Zvveifeln, sei es von Seiten der 
Krankenkasse selbst oder von Seiten des Arbeitgebers, ist die Krankenkas- 
se verpflichtet, eine gutachtliche Stellungnahme des MDK (5 Medizini- 
scher Dienst der Krankenversicherung) einzuholen. 


Arbeitsunfall (AU) 


Rechtsbegriff der Gesetzlichen Unfallversicherung seit 1942 (” Betriebs- 
unfall). 


$ 8 Abs.1 Satz 1 SGBVİI: 

əArbeitsunfalle sind Unfalle von Versicherten infolge einer den Versicherungs- 
schutz nach den $$ 2, 3 und 6 SGBVII begründenden Tütigkeit (versicherte 
Tütigkeit).c 


Attest ilə A 


Zur Rechtsprechung (Prüfschema) des BSG zum Arbeitsunfall s. o Kausa- 
litat. 


Arzteausschuss 


In den Versicherungsbedingungen bis einschlie$Slich den AUB 61 vorgese- 
henes Verfahren in der — Privaten Unfallversicherung zur Sehlichtung von 
Meinungsverschiedenheiten über den Kausalzusammenhangund über Art 
und Umfang einer — Gesundheitsschadigung. In den Versicherungsbedin- 
gungen Österreichs (Art. 16 AUVB 2008, vvobei die entsprechende Rege- 
lung in den AUVB 2016 entfallen ist) ist dieses Verfahren nach wie vor 
vorgesehen. 


Arzthaftpflichtrecht 


Durch das o Patientenrechtegesetz ($$ 630a - 630h BGB) vom 26.02.2013 
wurde das ursprünglich ausschliefiliche — Richterrecht als Gesetz kodifi- 
ziert. Ziel des Gesetzes ist die 5 VVaffengleichheitx zwischen ?Behandeln- 
dema (z. B. Arzt, Physiotherapeut) und Patient. Diese wird erstrebt durch 
die Bevveislastumkehr (bevveisbelastet ist der Behandelnde, $ 630h BGB) 
bei — grobem Behandlungsfehler, — Befunderhebungsfehler, — Organisa- 
tionsverschulden und fehlender bzv. unzureichender ” Aufklärung und 
o Dokumentation. 


Assessment 


Die Bezeichnung kommt aus dem Englischen und bedeutet EFinschdtzung, 
Beurteilung, Abvvdgung. Sie findet sich in allen Bereichen, in denen Beur- 
teilungen von Personen und Sachen abgegeben werden. Im örztlichen Be- 
reich ist vor allem die Beurteilung der Qualitit örztlichen Handelns ge- 
meint - sei es in der Therapie oder in der Begutachtung. Sie ist z. B. das 
Ergebnis des o Peer Review. 


Attest 


Eine für einen Dritten (Behörde, Schule, Versicherungsgesellschaft) be- 
stimmte kurze Bescheinigung (Zeugnis) über einen Gesundheitszustand 
- z. B. Vorliegen oder Fehlen bestimmter Krankheiten - oder über die 


14 AUB 


Ausvvirkungen des Gesundheitszustandes - z. B. Arbeitsbefreiung, Schul- 
befreiung, Schulsportbefreiung. 


o Cave 


Das unrichtige, vvider besseres Wissen getdtigte Ausstellen eines 
Attests ist strafbar ($ 278 StGB). 


Die Bedeutung örztlicher Atteste für arztliche Gutachten ist umstritten. Die 
Atteste beinhalten eine Aussage des Therapeuten (Therapie — Möglichkeit 
einer Verletzung bis zum Abschluss der Diagnostik) und sind keine gutacht- 
liche Auferung (Begutachtung — Sicherung des Schadens mit der für jedes 
Rechtsgebiet maf3geblichen Bevveisanforderung). Im Rechtsstreit ist es aus- 
reichend, wenn die Atteste im Gutachten zitiert und diskutiert werden. 


BGH, Urteil vom 03.06.2008 - VI ZR 235/07 

əDa der Arzt, der einen Unfallgeschadigten untersucht und behandelt, diesen nicht 
aus der Sicht eines Gutachters betrachtet, sondern ihn als Therapeut behandelt, 
steht für ihn die Notvvendigkeit einer Therapie im Mittelpunkt, vvahrend die Benen- 
nung der Diagnose als solche für ihn zunächst von untergeordneter Bedeutung ist. 
Deshalb sind zeitnah nach einem Unfall erstellte arztliche Atteste für den medizini- 
schen Sachverstöndigen eher von untergeordneter Bedeutung ... Eine ausschlag- 
gebende Bedeutung wird solchen Diagnosen im Allgemelinen fedenfalls nicht bei- 
zumessen selin ... lm Regelfall wird das Ergebnis einer solchen Untersuchung nur 
als eines unter mehreren Indizien für den Zustand des Geschadigten nach dem 
Unfall Berücksichtigung finden können ... 

Fine Vernehmung der behandelnden Arzte als Zeugen oder sachverstindige Zeu- 
gen ist zudem entbehrlich, wenn das Ergebnis hrer Befundung schriftlich niederge- 
legt, vom Sachverstandigen gevvürdigt und in die Bevveisvvürdigung einbezogen 
vvorden ist, denn bei der Frage nach einem Zusammenhang der geltend gemachten 
Beschvverden mit dem Unfallgeschehen kommt es allein auf die Beurteilung durch 
Sachverstandige und nicht auf die Aussagen von Zeugen ano, 


AUB 


Siche o Allgemeine Unfallversicherungsbedingungen. 


Aufbevvahrungspflicht 


Patientenakten sind in der Regel 10 /ahre aufzubevvahren ($ 630f Abs. 3 
BGB, $ 10 Abs. 3 MBO (Muster- )Berufsordnung für die in Deutschland 
tötigen Arztinnen und Arzte), insbesondere auch Röntgenaufnahmen, vvo- 
bei die 10-/ahres-Frist bei Kindern und yugendlichen erst mit deren Voll- 
yahrigkeit beginnt ($ 28 Abs. 3 RöV). Während die Aufbevvahrungspflicht 


Aufklärung, arztliche 1 A 


von Akten Ober die xBchandlung, ($ 10 Abs. 3 MBO) bzvr. des zs Bchan- 
delndenx ($ 630 f. Abs. 3 BGB) ausschlieflich den "Therapeuten betrifft - 
der arztliche Gutachter ist kein Therapeut, er unterliegt also insofern, so- 
bald der Auftrag erfüllt ist, keiner Aufbevvahrungspflicht, insbesondere 
nicht im Interesse des Begutachteten -, bezieht sich die Röntgenverord- 
nung auf die ?.Anvvendung von Röntgenstrahlung am Menschen, und ver- 
pflichtet dam auch den örztlichen Gutachter. 

Aufbevvahrungspflichten haben jedoch die Auftraggeber eines Gut- 
achtens. 


Aufklärung, örztliche 


Sie ist Teil des o Behandlungsvertrags ($$ 630a-630h BGB, $ 10 Abs. 3 
MBO), Sie ist Voraussetzung einer vvirksamen o Finvilligung in eine me- 
dizinische Behandlung ($ 630d Abs. 2 BGB), ohne die eine medizinische 
Behandlung — Körperverletzung und nicht nur strafbar ist ($ 223 — 226a 
StGB), sondern auch zum Schadensersatz und zu o Sehmerzensgeld ver- 
pflichtet ($$ 253, 280, 823 ff. BGB). 

Die Aufklarung unterteilt sich in vier Bereiche, deren Rechtsfolgen 
unterschiedlich sind: 


m Sicherungsaufklarung 
əlnformationspflichtenc bisher bekannt unter der Bezeichnung — Siche- 
rungsaufklarung, Verlaufsaufklarung oder therapeutische Aufklärung 
($ 630c Abs. 2 BGB). 

Bevveisbelastet für die Aufklarung ist der Behandelnde ($ 630h Abs. 2 
BGB). 


Der Patient ist nach einer Kurznarkose nicht sofort vvieder fahrtüchtig. Er verun- 
glückt als Pkvv-Fahrer. Der Behandelnde ist bevveisbelastet dafür, dass er auf die mit 
einer Kurznarkose verbundenen Risiken im Strafğenverkehr hingevviesen hat. Den 
əPatientenc trifft aber die Bevveislast dafür, dass der Unfall auf der zuvor erfolgten 
Kurznarkose beruht. 


m VVirtschaftliche Aufklärung ($ 630c Abs. 3 BGB) 

Aufgeklirt werden muss schriftlich bin Textforme) z. B. darüber, dass die 
sog. IGeL-Leistungen (Individuelle Gesundheitsleistungen) selbst zu zah- 
len sind. Fehlt die schriftliche Aufklarung, entfallt der Vergütungsan- 
spruch. Bevveisbelastet ist der Behandelnde. 


16 Aufklärung, arztliche 


m Diagnoseaufklarung ($ 630c Abs. 2 BGB) 

Den Behandelnden trifft die Bevveislast, dass er aufgeklürt hat über die 
gestellte Diagnose, auch eine Verdachtsdiagnose, vvenn dafür konkrete An- 
haltspunkte bestehen. 


sn Risikoaufklarung (Eingriffs-/Einvvilligungsaufklarung oder 
Selbstbestimmungsaufklörung, $ 630e Abs.1 BGB) 

Die Risikoaufklarung ($ 630e BGB) als Voraussetzung für eine vvirksame 

Einvvilligung hat der s Behandelndex zu beweisen ($ 630h Abs. 2 BGB). 

Eine vvirksame Einvvilligung setzt eine örztliche Aufklarung voraus (əinfor- 

med consentc - informierte Einvilligung). 


o Cave 


Die Rüge fehlender Aufklarung steht aufgrund der Bevveislastvertei- 
lung (bevveisbelastet ist der Behandelnde) in einer Vielzahl von Fallen 
stellvertretend für einen nicht zu bevveisenden Behandlungsfehler 
bzw für einen nicht zu bevveisenden Ursachenzusammenhang zvvi- 
schen Behandlungsfehler und Gesundheitsschaden (bevveisbelastet 
für den Behandlungsfehler ist in der Regel der əPatientx). Beruft sich 
der Behandelnde darauf, dass bei unzureichender Aufklärung ?der 
Patient auch im Fall einer ordnungsgemafen Aufklärung in die Matt. 
nahme eingevvilligt bättes ($ 630h Abs. 2 BGB), so hat der Behandelnde 
das zu bevveisen. Den əPatientenc trifft aber die — sekundüre Dar- 
legungslast, dass er bei ordnungsgemafter Aufklärung vor einem 
Entscheidungskonflikt gestanden hatte. 


BGH, Urteil vom 07.02.1984 - VI ZR 174/82, amtlicher Leitsatz 
a) əZur Aufklärung des Patienten Ober das Risiko einer Querschnittslahmung 
als Folge einer Bestrahlung des Rückgrats kann der Arzt auch dann verpflichtet 
sein, vvenn die Therapie vital indiziert, das Risiko selten ist und es sich bei 
Nichtanvvendung der Therapie krankheitsbedingt mit höherer VVahrscheinlich- 
keit vervvirklichen kann.c 
b) ster Patient, der den Arzt vvegen unterlassener Aufklärung Ober das Quer- 
schnittsrisiko auf Schadensersatz in Anspruch nimmt, muss in einem solchen 
Fall substanziiert darlegen, dass er bel ordnungsmalfiiger Aufklärung aus sei- 
ner Sicht vor einem echten Entscheidungskonflikt gestanden hatte, aus dem 
heraus die von ihm behauptete Ablehnung der Therapie verstandlich vvirde. 


Die Klagerin litt an einer Lymphogranulomatose (Morbus Hodogkin) des Sta- 
diums UA. Durchgeführt wurde eine Bestrahlung, die dazu führte, dass es zu einer 
inkompletten Querschnittslahmung, ausgehend vom 5. Brustvvirbelkörper kam. 
Die Klagerin machte einen Behandlungsfehler und alternativ einen Aufklarungs- 
mangel geltend. Sie vvar über das Risiko einer Querschnittslahmung, das bei der 
Bestrahlungsdosis auf$erordentlich selten wat, nicht aufgeklart worden. 


Ausschlussdiagnose il// A 


Dazu der BGH 

əDass der Einvvand der Beklagten, die Klagerin würde sich auch bei ordnungsmaBÖi- 
ger Aufklarung über das Querschnittsrisiko zu dem Eingriff entschlossen haben, 
grundsatzlich beachtlich ist, hat der erkennende Senat vviederholt gesagt. Allerdings 
haben die Beklagten desen Nachvveis zu führen, und es sind an ihn grundseatzlich 
strenge Anforderungen zu stellen, damit auf diesem VVege das Aufklarungsrecht des 
Patienten nicht unterlaufen wird, Insbesondere reicht, wie das Berufungsgericht 
zutreffend ausgeführt hat, dazu nicht schon die Feststellung aus, ein vernünftiger 
Patient vvürde sich von diesem Risiko nicht abschrecken lassen. Das Selbstbestim- 
mungsrecht des Patienten, das die Aufklarung sichern soll, schützt auch eine Ent- 
schlieğung, die aus medizinischen Gründen unvertretbar erscheint, 

Andererseits hat der erkennende Senat schon vviederholt darauf hingevviesen, dass 
auch den Patienten Substanziierungspflichten treffen können, wenn er Ersatzan- 
sprüche aus einem Aufklarungsversaumnis herleiten will, Das gilt fedenfalls dann, 
wenn die Gründe für eine Ablehnung der Behandlung angesichts der Schvvere der 
Erkrankung und der angevvendeten, als Methode der VVahl anerkannten Therapie 
mit einer günstigen Erfolgsprognose und im Regelfall verhaltnismafSig geringen 
Belastungen für den Patienten nicht ohne vveiteres zutage liegen. In solchen Fallen 
ist es geboten, dass der Patient plausibel darlegt, vveshalb er bei Kenntnis der auf- 
klarungsbedürftigen Umstande die Behandlung gleichvvohl abgelehnt haben vvür- 
dee əSie müssen erkennen lassen, dass der Patient bei ordnungsmağiger Aufkla- 
rung aus seiner Sicht vor einem echten Entscheidungskonflikt gestanden hatte, aus 
dem heraus die behauptete Ablehnung der Behandlung im damaligen Zeitpunkt 
verstandlich wird, und er nicht das Aufklarungsversaumnis nachtraglich ausschlief8- 
lich zur Begründung einer Schadensersatzklage benutzt.c 


Augenschein 


Tede sinnliche VVahrnehmung - nicht nur mit den Augen. Im Prozess ist es 
ein o— Bevveismittel ($ 144, $ 371 ff. ZPO, $ 86 StPO, $ 96 Abs.1 VvGO, 
$ 81 Abs. 1 FGO, $ 118 Abs. 1 SGG). Die Einnahme des Augenscheins hat 
der Richter selbst vorzunehmen. 


Ausschlussdiagnose 


Die Bezeichnung hat in der Therapie, jedoch nicht in der Begutachtung 
ihren Platz. Die Diagnose vvird gestellt nach Ausschluss aller anderen 
möglichen Erkrankungen/Verletzungen mit denselben Symptomen. In der 
Regel verbleiben als Ausschlussdiagnose die sub/iektiven Angaben des 
Betroffenen (funktionelle Beschvverden), die aber zur Begründung finan- 
zieller Ansprüche nicht ausreichen. Denn der Gutachter hat in allen 
Rechtsgebieten den Erstschaden im Vollbevveis zu sichern. Erforderlich 
sind also positive Befunde. 


18 Ausschlüsse 


Nach einer Frontalkollision gibt ein Pkvv-Insasse Bauchdeckenbeschvverden an. Kli- 
nisch und sonographisch können keine Verletzungszeichen gesichert vverden. Den- 
noch vvird eine Oberbauchprellung diagnostiziert. Diese Diagnose mag sich aus 
dem Vertrauensverhaltnis von Therapeut und Patient ergeben. Sie ist Iedoch nicht 
im Vollbevveis gesichert und deshalb nicht Grundlage der Begutachtung. 


Bayerisches LSG, Urteil vom 16.10.2014 - L 13 R 556/09 

Es okann der Gutachter — anders als der behandelnde Arzt - eine solche Diagnose 
nicht in erster Linie auf den subyektiven Angaben des Klagers aufbauen, um diese 
dann als obyektiven Nachvveis für das Ausmafğ der Beeintrachtigung heranzuzie- 
henx, Er hat gerade die Angaben des Versicherten zu überprüfen.c 


Ausschlüsse 


Im Privatversicherungsrecht (z. B. PUV, BUV) enthalten die AVB (AİI- 
gemeine Versicherungsbedingungen) in der Regel auch Ausschlusstat- 
bestände Es handelt sich um Risiken, die durch die üblichen Prömien nicht 
abdeckbar sind. Für die Ausschlüsse liegt die Bevveislast beim Versicherer. 

Der für den örztlichen Gutachter vvichtigste Ausschluss in der PUV ist 
die sog. Psychoklausel, 


Nach $ 2 1V AUB 88/94, Ziff. 5.2.6 AUB 99 ff. fallen nicht unter Versicherungsschutz: 
əKrankhafte Störüngen infolge psychischer Reaktionen, gleichgültig, vvodurch diese 
verursacht sinde bzw. sauch vvenn diese durch einen Unfall verursacht vvurdenc, 


AuSenseitermethode 


Behandlungsmethode aufterhalb des medizinischen Standards, die nicht 
der herrschenden Meinung (Schulmedizin) entspricht. Im Einvernehmen 
mit dem Patienten - nach intensiver Aufklarung - kann der Arzt im Rah- 
men der Kurierfreiheit eine Aufenseitermethode grundsützlich anvvenden. 
Erforderlich sind aber - neben der entsprechenden Aufklarung - die sorg- 
faltige Beobachtung des Patienten und der sofortige Abbruch bei einer 
Verschiebung der Schaden-Nutzen-Relation zu Lasten des Patienten. 


BGH, Urteil vom 22.05.2007 - VI ZR 35/06 (Racz-Methode) 

əDer behandelnde Arzt muss zvvar nicht stets den sichersten therapeutischen VVeg 
vvahlen, doch muss bei Anvvendung einer solchen Methode - vvie bereits erwähnt 
— ein höheres Risiko für den Patienten in besonderem Mate eine sachliche Rechtfer- 
tigung in den Sachzvvangen des konkreten Falles oder in einer günstigeren Hei- 
lungsprognose findenc. 


Aufenseitermethode 19 A 


ste Anvvendung einer sogenannten ,Au$enseitermethode" erfordert zur VVahrung 
des Selbstbestimmungsrechts des Patienten dessen Aufklarung über das Für und 
VVider dieser Methode. Einem Patienten müssen nicht nur die Risiken und die Ge- 
fahr eines Misserfolges des Eingriffs erläutert werden, sondern er ist auch darüber 
aufzuklaren, dass der geplante Eingriff (noch) nicht medizinischer Standard ist und 
seine VVirksamkeit statistisch (noch) nicht abgesichert istc. 

Die Aufklärung Ober das Risiko eines Misserfolgs, die das Berufungsgericht als aus- 
reichend angesehen hat, konnte demgegenüber nicht genügen, vveil sie die Patien- 
tin vveder über die Gefahr einer Verschlechterung ihres Zustands noch über die 
Insgesamt unerforschte VVirkvveise der Methode und ihre umstrittene VVirksamkeit 
in Kenntnis setztec. 


o Cave 


Siehe — Therapierichtungen, besondere. 


2 B 


O Springer-Verlag GmbH Deutschland 2018 
E Ludolph, Arztliche Begutachtung von A-Z 
https://doi.org/10.1007/978-3-662-55867-6, 2 


Bagatelltrauma 


Der Begriff setzt sich zusammen aus dem französischen Wort zs Bagatelle, 
(Kleinigkeit) und aus dem griechischen Wort Trauma, (VVunde). Ge- 
meint ist eine ə Bagatellverletzungc, vvobei ə ?Trauma nicht identisch ist 
mit ə əUnfallc, Nach V. Hofmann (Orthop. Praxis 8/89: 535-539) ist offen, 
ob der Verletzungsmechanismus oder die Verletzungsfolge als 5.Kleinig- 
keitc gemeint ist. Der Begriff ist kene unfallbedingte Diagnose und sollte 
gutachtlich nichtbenutztvverden, da die möglichen Folgen einer stattgehab- 
ten Krafteinvvirkung grundsützlich offen sind. 


Bedingungstheorie 


Siehe ? Kausalitaütstheorien. 


Befangenheit 


Neben einer Reihe von absoluten Befangenheitsgründen, die sich aus der 
Nahe, z. B. aus vervvandtschaftlichen Beziehungen zu einem der Verfah- 
rensbeteiligten oder aus vorangegangener Tütigkeit in der gleichen Sache, 
ergeben, formuliert $ 42 Abs. 2 ZPO, auf den die anderen Verfahrens- 
gesetze mit Ausnahme von $ 24 Abs. 2 StPO, der vvortgleich mit $ 42 Abs.2 
ZPO ist, verweisen, die Befangenheit wie folgt: 


əVVegen Besorgnis der Befangenheit findet die Ablehnung statt, wenn ein Grund 
vorliegt, der geeignet ist, Misstrauen gegen die Unparteilichkeit eines Richters zu 
rechtfertigen.c 


Dies bezieht sich auf die Befangenheit eines Richters. 
Die gleichen Befangenheitsgründe gelten für einen Sachverstindigen. 


ER Befangenheit 


S 406 Abs.1 ZPO 

əEin Sachverstandiger kann aus denselben Gründen, die zur Ablehnung eines Rich- 
ters berechtigen, abgelehnt werden. Ein Ablehnungsgrund kann yedoch nicht dar- 
aus entnommen vverden, dass der Sachverstandige als Zeuge vernommen vvorden 
İSİ.c 


Dazu der BGH (Beschluss vom 09.05.2012 - 2 StR 25/12) 

əMisstrauen in die Unparteilichkeit des Richters ist gerechtfertigt, wenn ein am Ver- 
fahren Beteiligter bei vernünftiger VVürdigung aller Umstönde Anlass hat, an der 
Unvoreingenommenheit des Richters zu zvveifeln.c 


Für die Ablehnung vvegen Befangenheit kommt es nicht darauf an, ob der 
Abgelehnte befangen ist. Entscheidend ist, dass Tatsachen - das sub/ektive 
Empfinden reicht nicht aus - vorliegen, die Misstrauen eines am Verfahren 
Beteiligten gegen die Unbefangenheit seiner Person vernünftigervveise 
rechtfertigen (parteiobiektiver Mafistabc). Nimmt der arztliche Sachver- 
stündige eigenmöchtig, ohne Auftrag durch das Gericht, wenn auch im 
Sinne der Sache, Kontakt zu einer Partei auf, um die Übersendung von 
Röntgenaufnahmen, die für das Gutachten benötigt werden, zu beschleu- 
nigen, kann dies ein ..Misstrauenx der anderen Partei begründen, da sie die 
Gründe für die Kontaktaufnahme und deren Umfang nicht nachprüfen 
kann. 


m Mövliche Ablehnungsgründe 

Ablehnungsgründe können z. B. sein 
eine besondere Beziehung zu einer der Parteien (Freundschaft, Leh- 
rer-Schüler-Verhaltnis, intensive berufliche Zusammenarbeit, z. B. als 
Beratender Arzt - Bayerisches LSG, Beschluss vom 25.09.2015 - 
L 2 SF 64/13 B —, Mitarbeiter einer Partei, vvirtschaftliche Abhüngig- 
keit von einer Partei), 
Vorbefassung mit der gutachtlich zu beantvrortenden Frage, vvobei 
der Gutachter nach $ 109 SGG davon eine Ausnahme ist, also auch zu 
beauftragen ist, wenn er zuvor schon gutachtlich Stellung genommen 
hat, 
eigenmüchtiges Abvveichen von den Bevveisfragen oder den vorgege- 
benen ? Anknüpfungstatsachen, 
Aufeerungen im Gutachten, in ergünzenden Stellungnahmen - hüufig 
nach Provokation durch eine Partei - oder Verhalten gegenüber dem 
zu Begutachtenden. 


o Cave 


Kein Befangenheitsgrund sind grundsatzlich sachliche Fehler des Gut- 
achtens. Denn fehlende Qualifikation trifft beide Parteien (Bayerisches 
LSG, Beschluss vom 10.06.2014 - L 2 SF 50/14 AB). 


Befund 2 B 


S 407a Abs. 2 ZPO 

əDer Sachverstandige hat unverzüglich zu prüfen, ob ein Grund vorliegt, der geeig- 
net ist, Misstrauen gegen seine Unparteilichkeit zu rechtfertigen. Der Sachverstan- 
doe hat dem Gericht solche Gründe unverzüglich mitzuteilen. Unterlösst er dies, 
kann gegen ihn ein Ordnungsgeld festgesetzt werden. a 


VerstöŞt er gegen diese Pflicht, kann dies den Verlust des Vergütungsan- 
spruchs zur Folge haben ($ 8a Abs. 2 Nr.1 /EVG). 


Befund, obyektiver (funktionsspezifischer), semi- 
obyiektiver/semi-subyektiver (geführter), subiektiver 


Der Befund ist ein medizinisch relevanter, körperlicher oder psychischer 
Zustand. Dieser ist die Grundlage jeder gutachtlichen Urteilsbildung. 


mu Obyektiver Befund 

Der obyektive Befund bedarf nicht der Mitarbeit des Probanden. Obyektiv 
sind z. B. die laborchemischen Befunde und die vveitaus meisten bildtech- 
nischen Befunde (ə Photodokumentation). Den höchsten Bevveisvvert, das 
ə Leistungsvermögen, die o Ervverbsminderung, die — Berufsunfahigkeit, 
die ə Minderung der Ervverbsfahigkeit (MdE) usw, betreffend, hat der ob- 
fektive funktionsspezifische Befund. Dies sind z. B. die Umfangmafte der 
Gliedmaften, die Arbeitsspuren und der Kalksalzgehalt — fevveils im Seiten- 
vergleich. Sie lassen direkt Rückschlüsse auf die Funktion zu. 


mu Semi-obyektiver/semi-subiektiver Befund 

Semi-obiektiv bzvv. semi-subiektiv sind die Befunde, die von der Mitarbeit 
des Probanden abhüngig sind. Darunter fallt z. B. die Bevveglichkeit in den 
Gelenken. Diese Befunde sind deshalb durch den Untersucher geführt zu 
erheben, d. h. unter Begleitung des Untersuchers, um das Risiko zu mini- 
mieren, dass sierein vvillkürlich (muskulir) durch den Probanden begrenzt 
vverden. 


m Subiektiver Befund 
Subfektiv sind alle Befunde, die allein auf den Angaben des Probanden 
beruhen und direkt nicht zu obyektivieren sind (o Beschvverden, Schmer- 
zen, Schwindel, Tinnitus, Konzentrationsstörungen). Diese sind besonders 
intensiv zu hinterfragen bzvv. — soweit möglich - anhand obiektiver Be- 
funde zu ermitteln. 

Die VVertigkeit der Befunde unterliegt einer - doppelten - Rangord- 
nung. Die Befunde gliedern sich nach der Sicherheit und nach der Spezi- 
Dä ihrer Aussage. Die obğektiven Befunde sind den semi-obfektiven und 


24 Befunderhebungsfehler 


subyiektiven Befunden übergeordnet, die verletzungs- bzvv. funktionsspe- 
zifischen den unspezifischen Befunden. Die 5Krönungx ist der obfektive, 
verletzungs-/krankheits- und funktionsspezifische Befund. 

Gutachtlich ist zu prüfen und darzulegen, ob sich die Befunde insge- 
samt əreimenç, ob also dies Harmonies der Befunde gegeben ist. 


o Cave 


Ein rein subyektiver Befundl, z. B. Klagen Ober Kopfschmerzen nach 
einem sog. Schleudertrauma, reicht in keinem Rechtsgebiet aus, um 
eine/n Körperschaden/Gesundheitsschaden/Gesundheitsschadigung/ 
Erstschaden zu sichern. 


Befunderhebungsfehler 


Siche ə Arzthaftpflichtrecht. 


$ 630h Abs. 5 Satz 2 BGB 

əDiesc — es əvvird vermutet, dass der Behandlungsfehler für diese Verletzung ursach- 
lich ware ($ 630h Abs. 5 Satz 1 BGB) - soit auch dann, wenn es der Behandelnde 
unterlassen hat, einen medizinisch gebotenen Befund rechtzeitig zu erheben oder 
zu sichern, sovveit der Befund mit hinreichender VVahrscheinlichkeit ein Ergebnis 
erbracht hatte, das Anlass zu vveiteren Mafönahmen gegeben hütte, und wenn das 
Unterlassen solcher Mafönahmen grob fehlerhaft gevvesen vvare.c 


Em Befunderhebungsfehler liegt vor, wenn es der Arzt versüumt hat, me- 
dizinisch gebotene Befunde zu erheben. In der Regel trügt, auch wenn die 
Behandlung fehlerhaft war, der Patient die Bevveislast, dass sich der Fehler 
in einem Gesundheitsschaden konkretisiert hat. Folgende Voraussetzun- 
gen führen jedoch bezogen auf den eir/fachen Befunderhebungsfehler - 
nicht groben Befunderhebungsfehler, bei diesem kommt es immer zu einer 
Umkehr der Bevveislast ($ 630h Abs. 5 Satz 1 BGB) - zu einer Umkehr der 
Bevveislast: 

Der - aufgrund einfacher Fahrlassigkeit — nicht erhobene Befund, 

hatte mit ?hinreichender VVahrscheinlichkeitc ein so gravierendes 

Ergebnis gehabt, dass 

die Nichtreaktion auf dieses Ergebnis ?grob fehlerhaftx gewesen vvüre. 


Der Zusammenhang zvvischen einem einfachen Befunderhebungsfehler 
und dem Gesundheitsschaden vvird unter diesen Voraussetzungen ver- 
mutet. 


Befundsicherungsfehler 25 B 


BGH, Urteil vom 03.02.1987 - VI ZR 56/86 

Die 13-lahrige stellte sich am 01.02.1978 beim Internisten mit hohem Fieber vor. 
Angefertigt wurde eine Röntgenaufnahme des Brustkorbs, die auf der Lunge einen 
auffalligen Befund zeigte. Der Internist verordnete ein Antibiotikum. Innerhalb von 
2 Tagen war die 13-/ahrige fieber- und beschvverdefrei. Eine Kontrollröntgenauf- 
nahme der Lunge vvurde nicht durchgeführt, obvvohl der bildtechnisch zur Darstel- 
lung kommende Befund nicht zvvingend zu dem schnellen Abklingen der Be- 
schvverden passte, deser also den Verdacht auf ein Ober die akuten Beschvverden 
hinausgehendes Krankheitsbild ergab. 

lm Februar 1979 diagnostizierte der Beklagte aufgrund einer erneuten Erkrankung 
der nunmehr 14-/ahrigen auf einer erneuten Röntgenaufnahme eine Lungentuber- 
kulose. 

Angesteckt hatte sich zvvischenzeitlich die 2-iihrige Schwester, 

Das Unterlassen der Kontrollröntgenaufnahme im Jahr 1978 wurde unter Berück- 
sichtigung der schnellen VVirkung des Antibiotikums und der Beschvverdefreiheit 
der 13-/lahrigen als ein einfacher Befunderhebungsfehler gevvertet. Dennoch traf 
die Bevveislast dafür, dass die Lungentuberkulose nicht bereits im Februar 1978 ma- 
nifest und zu erkennen wat, den İInternisten, well er durch die Nichtdurchführung 
der Kontrolluntersuchung der 13-lahrigen den Beweis unmöglich gemacht hatte 
(o Bevveisvereitelung), dass der auffallige Röntgenbefund Zeichen einer Lungentu- 
berkulose war und mit dem akuten İnfekt nicht in Zusammenhang stand. 


In Umsetzung des oben angegebenen Prüfungsschemas ergeben sich fol- 
gende Prüfungsschritte: 
1. Die Erkenntnisse aufgrund der unterlassenen Kontrollröntgenauf- 
nahme vvüren mit hinreichender VVahrseheinlichkeitx Veranlassung 
gevvesen, das Krankheitsbild der 13-Yahrigen weiter abzuklüren. 
2. Das Unterlassen der vveiteren Abklarung und Therapie der Tuber- 
kulose nach Kenntnis der Röntgenkontrollaufnahmen wäre ein 
grober Fehler gevvesen. 
3. Die Bevveislast dafür, dass die verzögerte Diagnose und Therapie 
der Tuberkulose und die Ansteckung der Schwester nicht auf dem 
Unterlassen der Röntgenkontrollaufnahme beruht, trifft den Behan- 
delnden. 


o Cave 


Abzugrenzen ist der Befunderhebungsfehler vom ə Diagnoseirrtum, 
der grundsatzlich einen Befunderhebungsfehler əsperrtc. Die Unter- 
scheidung ist schvvierig und umstritten. 


Befundsicherungsfehler 


Siche o Dokumentationsfehler. 


26 Befundtatsachen 


Befundtatsachen 


Befunde, die der Gutachter selbst erhebt bzvv. selbst ermittelt und zu denen 
er sachkundig ist. Im örztlichen Gutachten sind dies auch Berichte über 
Vorbehandlungen. Der Gegensatz sind die o Anknüpfungstatsachen und 
ə Zusatztatsachen. 


Begleitschaden 


Rechtsbegriff, der mehrdeutig vervvandt vvird: 

Em Begleitschaden ist ein Schaden, der durch den (Haupt. )Schaden 
verursacht wurde, jedoch an anderen Rechtsgütern eines von einem 
(Haupt- )Schaden Betroffenen entstanden ist. 

(Haupt-)Schaden: Beinverlust, 

Begleitschaden: Vermögensschaden. 
Im Berufskrankheitenrecht vvird - unverstöndlich - als Begleitscha- 
den ein Gesundhetitsschaden verstanden, der sich vvahrend versicher- 
ter Tatigkeit entvvickelt, mit dieser aber nicht in ursichlichem Zu- 
sammenhang steht, also ein unbeachtliches berufskrankheitsfremdes 
Schadensbild. 


Berufskrankheit: Gonarthrose (BK Nr. 2112). 
Begleitschaden: Polyneuropathie. 


(DGUV: Begutachtungsempfehlung für die Berufskrankheit Nummer 2112, Jun 
2014). 


Begutachtung, medizinische 


Siche ə əMedizinische Begutachtungx. 


Behandlungsfehler 


Fin Behandlungsfehler ist das Aufğerachtlassen der gebotenen Sorgfalt bei 
einer medizinischen Maf$nahme. Der Sorgfaltsmaf$stab chter sich nach 
dem zur Zeit des Behandlungsfehlers fachlich Gebotenen, nach der ? herr- 
schenden Meinung:, die vielfach in ” Leitlinien niedergelegt ist. 
Gesetzlich geregelt ist die Haftung für Behandlungsfehler im Patien- 
tenrechtegesetz ($$ 630a — 630h BGB) vom 26.02.2013, das das bis zu die- 
sem Zeitpunkt praktizierte ə Richterrecht in Gesetzform gefasst hat. Bis zu 


Behandlungsfehler 27 B 


diesem Zeitpunkt wurde der Behandlungsfehler auch — Kunstfehler ge- 
nannt, well er mit den Regeln der arztlichen Kunst nicht vereinbar ist. Der 
Begriff ”5Behandlungsfehlerx umfasst auch nicht-arztliche Behandlungen, 
z. B. durch Heilpraktiker, Physiotherapeuten oder Psychologen. Besonders 
problematisch ist einmal die Herstellung einer ?VVaffengleichheitx zvvi- 
schen dem Behandelnden und dem Patienten, zum anderen die Abgren- 
zung von krankheitsbedingten gegenüber fehlerbedingten Entvvicklungen, 
der Ursachenbeitrag eines Fehlers also. 

Der Herstellung der ə VVaffengleichheitc dienen die ə Dokumenta- 
tionspflicht ($ 630f und 630h Abs. 3 BGB) sovvie die Haftung des Behan- 
delnden für beherrschbare Risiken ($ 630h Abs. 1 BGB). Zu beherrschba- 
ren Risiken zahlen die Sicherheit von Apparaten, ausreichende Aufsicht 
und Hilfestellung in Behandlungssituationen und keine Gefahrdung durch 
unzureichend ausgebildetes oder krankes Personal. Beruht eine əVerlet- 
zungxc auf einem beherrschbaren Risiko, wird sein Fehler des Behandeln- 
dene vermutet. 

Der Kausalitötsproblematik wird versucht, über die Regeln der Bevveis- 
last gerecht zu werden. 

Geschuldet wird o Facharztstandard bon. die ?Befahigungc zur 
Behandlung. Ansonsten wird ebenfalls der Zusammenhang mit einer ver: 
letzunge vermutet (630h Abs. 4 BGB). Daraus resultiert aber kein Aus- 
bildungshindernis. Es dürfen auch Berufsanfanger behandeln. Es muss 
jedoch gevvahrleistet sein, dass ein Dritter mit der entsprechenden ?Befa- 
higunge, die Behandlung unverzüglich übernimmt, sobald sich Hinvveise 
auf eine Unsicherheit des Berufsanfangers oder auf Defizite der Behand- 
lung zeigen. 

Die Umkehr der Bevveislast bei ə ?grobem Behandlungsfehlerc regelt 
$ 630h Abs. 5 Satz 1 BGB. Jet dieser grundsützlich geeignet, die eingetrete- 
ne .Verletzungk zu verursachen, vvird dessen Kausalitöt vermutet. Dies gilt 
unter bestimmten Voraussetzungen auch für einen einfachen (nicht gro- 
ben) ə Befunderhebungsfehler. 


o Cave 


Behandlungsfehler ist einmal nicht identisch mit einem Schaden durch 
Behandlung. Zum anderen wird gehaftet nur für die xəVerletzung des 
Lebens, des Körpers oder der Gesundheitc ($ 630h BGB), also siniuria 
cum damnoç, Die Statistiken von ə Gutachterkommissionen vveisen 
haufig nur den Fehler aus. Sie sind dadurch leicht irreführend. Denn 
allein für den Fehler vvird nicht gehaftet. 
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Behandlungsfehler, grober 


$ 630h Abs. 5 Satz 1 BGB 

əLiegt ein grober Behandlungsfehler vor und ist dieser grundsatzlich geeignet, eine 
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit der tatsöchlich eingetrete- 
nen Art herbeizuführen, vvird vermutet, dass der Behandlungsfehler für diese Ver- 
letzung ursachlich wats 


BGH, Urteil vom 19.06.2001 - VI ZR 286/00 

sin grober Behandlungsfehler setzt nicht nur einen eindeutigen Verstofğ gegen 
bevvahrte örztliche Behandlungsregeln oder gesicherte medizinische Erkenntnisse 
voraus, sondern erfordert auch die Feststellung, dass ein Fehler vorliegt, der aus 
obiektiver Sicht nicht mehr verstandlich erscheint, well er einem Arzt schlechter- 
dings nicht unterlaufen darf.c 


Der BGH (Urteil vom 19.06.2012 - V12R 77/11) hat die folgenden Voraus- 
setzungen für die in $ 630h Abs. 5 Satz 1 BGB kodifizierte Umkehr der 
Bevveislast bzvv. die Vermutung eines Kausalzusammenhangs zwischen 
grobem Fehler und der zs Verletzungx aufgestellt: 

Der grobe Behandlungsfehler muss generell geeignetx sein, xden 

eingetretenen Schaden zu verursachenc. 

Fine Verlagerung der Bevveislast ist jedoch ausgeschlossen, wenn 
əğeglicher haftungsbegründende Ursachenzusammenhang aufterst 
unvyvahrscheinlich iste, 
əsich nicht das Risiko vervvirklicht hat, dessen Nichtbeachtung 
den Fehler als grob erscheinen lösstc, 
əder Patient durch sein Verhalten eine selbstindige Komponente 
für den Handlungserfolg gesetzt hat und dadurch in gleicher 
Weise wie der grobe Behandlungsfehler des Arztes dazu beigetra- 
gen hat, dass der Verlauf des Behandlungsgeschehens nicht mehr 
aufgeklart werden kannc. 


Der BGH führt weiter aus, dass der eigentliche Grund für die Vermutung 
eines Ursachenzusammenhangs zvvischen grobem Behandlungsfehler und 
Schaden darin liege, dass es der ?Billigkeitx entspreche, ?die durch den 
Fehler in das Geschehen hineingetragene Aufklarungserschvvernis nicht 
dem Geschadigten anzulastens. 


Ein zu früh geborener Söugling wird grob fahrlassig falsch beatmet. Es wird ein 
schvverer Hirnschaden diagnostiziert. Dieser kann auf die falsche Beatmung und/ 
oder auf die zu frühe Geburt und Komplikationen während der Schwangerschaft 
zurückgehen. Das əAufklarungserschvvernisc geht zu Lasten desienigen, der für die 
grob fahrlassig falsche Beatmung verantvvortlich ist. Der Behandelnde haftet also 
für den schvveren Hirnschaden. 
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Behandlungspflicht 


Grundsützlich ist der ?Kassenarztc (GKV) verpflichtet, Kassenpatienten zu 
behandeln. Er hat kein Streikrecht (BSG, Urteil vom 30.11.2016 - B6 KA 
38/15 R). Bin ?Kassenarztc kann eine Behandlung nicht ablehnen, es set 
denn: 
aus sachlichen Gründen - z. B. 
vvenn die Ausstattung der Praxis zur notvvendigen Diagnostik 
nicht ausreichend ist, 
wenn der Arzt nicht über ausreichend qualifiziertes Personal ver- 
fügt, 
wenn der Arzt nicht über die nötigen Facharztkenntnisse verfügt, 
wenn der Arzt bereits eine so grofte Anzahl von Patienten betreut, 
dass er bei der Aufnahme veeiterer Patienten in seiner Praxis eine 
qualitötsgerechte Behandlung nicht mehr gevvdhrleisten kann, 
wenn der zu Behandelnde sich nicht an die örztlichen Anordnun- 
gen halt, 
wenn vom Arzt eine strafbevvehrte standes- oder sittenvvidrige 
Tütigkeit verlangt wird (z. B. ein falsches Gesundheitszeugnis 
($ 278 StGB), 
aus persönlichen Gründen - z. B. 
wenn das notvvendige Vertrauensverhaltnis zwischen Arzt und 
Patient gestört ist, 
wenn der Arzt drangsaliert bo. belastigt wird z. B. durch Forde- 
rungen nach unnötigen Hausbesuchen. 


Die Behandlung von Notfallpatienten, die aufgrund ihres Krankheitszu- 
standes einer unverzüglichen örztlichen Behandlung bedürfen, weil sich 
ihre Erkrankung rasch versehlimmert und/oder weil sie sofortiger Hilfe 
bedürfen, darf generell nicht abgelehnt werden. Dies gilt auch in Bezug auf 
privat VersVVicherte. Im Übrigen ist der Arzt gegenüber privat Versicherten 
in seiner Entscheidung frei, ob er die Behandlung übernimmt. Dies ergibt 
sich aus der privatrechtlichen Regelung des Arzt-Patienten-Verhaltnisses 
(Dienstvertrag, $$ 630a BGB bis 630h BGB) und findet seinen ausdrückli- 
chen Niederschlag in $ 7 Abs. 2 der (Muster-)Berufsordnung: 


$ 7 Abs. 2 der (Muster-)Berufsordnung 

əArztinnen und Arzte achten das Recht ihrer Patientinnen und Patienten, die Arztin 
oder den Arzt frei zu vvahlen oder zu vvechseln. Andererseits sind — von Notfallen 
oder besonderen rechtlichen Verpflichtungen abgesehen — auch Arztinnen und 
Arzte frei, eine Behandlung abzulehnen.c 
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Behandlungsvertrag 


Ab dem 26.02.2013 ist der Behandlungsvertrag durch $ 630a - 630h BGB 
gesetzlich geregelt. Umgesetzt wurde das 2 Richterrecht, das bis zu diesem 
Zeitpunkt zu dieser Materie ergangen vvar. 

Sovrohl privat Versicherte wie gesetzlich Versicherte schliefen einen 
Behandlungsvertrag ab (BT-Drs. 17/10488 Satz 18). Bei gesetzlich Versi- 
cherten entfallt die x5Gevvührung der vereinbarten Vergütungc ($ 630a 
BGB). Der Behandlungsvertrag ist Dienstvertrag, nicht VVerkvertrag. Ge- 
schuldet wird die əversprochene Behandlung, (630a Abs. 1 BGB) und 
nicht der Behandlungserfolg. 

Von besonderer Bedeutung für den Patienten sind die Paragraphen 

zur ə Aufklarung ($ 630c Abs. 2 und 630e Abs. 1 und 2 BGB), 

zur ? Finvvilligung ($ 630d BGB), 

zur ? Dokumentationspflicht ($ 630f BGB) und 

zur Verteilung der Bevveislast bei x Behandlungsfehlern ($ 630h BGB). 


Behandlungsvervveigerung, durch den Arzt 


Siche ə Behandlungspflicht. 


Behandlungsvervveigerung, durch den Patienten 


$ 7 Abs.1 (Muster-)Berufsordnung 
əDas Recht der Patientinnen und Patienten, empfohlene Untersuchungs- und Be- 
handlungsmafnahmen abzulehnen, ist zu respektieren.c 


Arztliche Behandlung ohne ə Einvilligung durch den Patienten ist eine 
rechtsvvidrige, strafbare Körperverletzung ($ 223 StGB). 

Sinnvoll ist es, sich eine Behandlungsvervveigerung durch den Patien- 
ten schriftlich bestatigen zu lassen. 


o Cave 


Bestehen Zvveifel an der ə Zurechnungsfahigkeit/ Geschaftsfahig- 
keit/ə Einsichtsfahigkeit oder gibt es Hinvveise, dass Eltern ihr Sorge- 
recht missbrauchen, ist das Familiengericht (FamG) anzurufen - z. B. 
bei Vervveigerung einer zvvingend gebotenen Bluttransfusion. 


Beibringungsgrundsatz 31 B 


Behinderung 


Das SGB IX definiert den Begriff der Behinderung als Ausgangspunkt für 
die Rehabilitation/für Leistungen zur Teilhabe: 


$ 2 Abs.1 SGB IX 

əMensechen sind behindert, vvenn ihre körperliche Funktion, geistige Fahigkeit oder 
seelische Gesundheit mit hoher VVahrscheinlichkeit langer als 6 Monate von dem für 
das Lebensalter typischen Zustand abvveichen und daher ihre Teilnahme am Leben 
in der Gesellschaft beeintrachtigt ist. Sie sind von Behinderung bedroht, wenn die 
Beeintrachtigung zu ervvarten iste. 


Die VVHO (VVorld Health Organization, VVeltgesundheitsorganisation) be- 
schreibt Behinderung mit Hilfe der ə ICF (International Classification of 
Functioning, Disability and Health), die eine Klassifizierung der aktuellen 
Funktionsfahigkeit jedes Menschen oder seiner Beeintrüchtigung erlaubt. 
Beschrieben werden der Gesundheitszustand und die mit dem Gesund- 
heitszustand verbundenen Zustiönde vor dem Hintergrund von zusütz- 
lichen ə Kontextfaktoren umvveelt- und personenbezogener Natur, Der 
Begriffder Behinderung der VVHO geht über den Behinderungsbegriff des 
SGB IN hinaus, 

Festgestellt wird eine Behinderung und deren Grad durch die Tür die 
Durchführung des Bundesversorgungsgesetzes zustündigen Behörden 
($ 69 Abs. 1 und 2 SGB IX) auf der Grundlage der z Versorgungsmedizi- 
nischen Grundsütze. 


Beibringungsgrundsatz 


Prinzip des Zivilprozessrechts. 

Die Parteien bestimmen - ?bringen beic — den Sachverhalt (Tatsachen) und 
die Bevveismittel, auf die sich eine Entscheidung stützt. Nur diese dürfen 
berücksichtigt werden (5 Verhandlungsmaxime). Das Gericht ermitteltim 
Zivilprozess nicht von Amts vvegen, da es um die privaten Interessen der 
Parteien geht und ein öffentliches Interesse am Ergebnis des Rechtsstreits 
nicht besteht, Der Beibringungsgrundsatz folgt der 5 Bevveislast. Die Par- 
tei, die die Bevveislast hat, muss die maf$geblichen Tatsachen beibringen, 
behaupten (darlegen) und unter Beweis stellen. 


ER Bemessungsempfehlungen 


Bemessungsempfehlungen 


Auf Veranlassung der Deutschen Gesellschaft für Unfallchirurgie (DGU) 
und der Deutschen Gesellschaft für Orthopaüdie und Orthopadische Chi- 
rurgie (DGOOC ) von Schröter und Ludolph erarbeitete Bemessungen für 
Unfalİfolgen in der 5 Privaten Unfallversicherung (PUV). Die Vorschlage 
wurden publiziert und zur Diskussion gestellt, danach überarbeitet und 
von den beiden zustindigen Fachgesellschaften für gut und richtig be- 
funden und sind seit Frühiahr 2009 herrschende Meinung. Die Bemes- 
sungsempfehlungen finden sich in allen Standardvverken, vverden laufend 
überprüft, überarbeitet, ervveitert und neuen Entvvicklungen (z. B. Recht- 
sprechung) angepasst. 


Beratungsarzt 


Es handelt sich um keinen geschützten Begriff. Der Beratende Arzt (Bera- 
tungsarzt/Beratungsfacharzt) unterstützt den yevveiligen Trager der ə Ge- 
setzlichen Unfalİversicherung bei der VVahrnehmung seiner Aufgaben. Der 
Beratende Arzt ist vertraglich durch einen Finzelvertrag (es gibt keinen 
Mustervertrag) in die Vervvaltungsstruktur des Unfallversicherungstrigers 
eingegliedert. 

Umstritten ist die Abgrenzung des Beratenden Arztes gegenüber einem 
Gutachter (Sachverstündigen), und zvvar im Hinblick auf $ 200 Abs.2 
SGBVİII: 
əVor Erteilung eines Gutachtenauftrages soll der Unfallversicherungstrager dem 
Versicherten mehrere Gutachter zur Auswahl benennen: der Betroffene ist aufğer- 
dem auf sein VViderspruchsrecht nach $ 76 Abs. 2 des Zehnten Buches hinzuvveisen 
und Ober den Zweck des Gutachtens zu informieren.c 
Argumentiert vird, durch eine beratende Stellungnahme vverde das Aus- 
vvahlrecht des Versicherten nach $ 200 Abs. 2 SGB VII umgangen. Folgen- 
de Grundsütze hat das LSG Baden-VVürttemberg dazu aufgestellt: 


LSG Baden-VVürttemberg (Urteil vom 25.10.2013 -L 8 U 541/13) 
91. Die Anvvendung des $ 200 Abs. 2 SGBVİI setzt voraus, dass Daten an einen 
Dritten übermittelt werden. VVird ein Gutachten von einem Arzt erstattet, der 
in die Vervvaltungsstruktur des Unfallversicherungstragers eingegliedert ist, ist 
der Tatbestand des $ 200 Abs. 2 SGBVİI nicht erfüllt, da es nicht zu einer Da- 
tenübermittlung kommt. 
2. Neben den beim Unfallversicherungstrager angestellten/verbeamteten Arz- 
ten sind auch solche Arzte in die Vervvaltungsstruktur des Unfallversicherungs- 
tragers eingegliedert, mit denen dieser eine besondere (Rechts-)Beziehung 
eingegangen ist. 


Beratungsarzt 33 B 


3. Eine solche (Rechts-)Beziehung besonderer Art ii. S. eines Dienstvertrages 
höherer Art liegt vor, wenn ein nicht beim Unfallversicherungstrager ange- 
stellter/verbeamteter Arzt mittels eines Rahmenvertrages zur Erbringung örzt- 
licher Beratungsleistungen verpflichtet, mithin zum Beratungsarzt bestellt ist, 
und der Arzt aufgrund einer Verpflichtung nach dem Gesetz Ober die förmli- 
che Verpflichtung nicht beamteter Personen vom 02.03.1974 nicht nur der 
arztlichen Schvveigepflicht, sondern denselben Amts- und Verschvviegenheits- 
pflichten untervvorfen ist, die auch für die Angestellten/Beamten des Unfall- 
versicherungstragers gelten.c 


Dieses Urteil stellt ausschlieSlich auf die Fingliederung des Beratenden 
Arztes in die Vervvaltungsstruktur des Unfallversicherungstragers als vve- 
sentliches Abgrenzungskriterium zwischen Beratendem Arzt und Gutach- 
ter ab. 

Das BSG versucht die Abgrenzung zvvischen einem Gutachten und 
einer Beratenden Stellungnahme, kommt aber dann zu dem gleichen Ab- 
grenzungskriterium wie das LSG Baden-VVürttemberg: 


Urteil des BSG vom 11.04.2013 (B 2 U 34/11 R) 

əNach ihrem VVortlaut und dem Regelungszusammenhang mit den Së 67 ff. SGBX 
gilt die zitierte Vorschrift (gemeint ist $ 200 Abs. 2 SGBVII) für Gutachten, die der 
Unfallversicherungstrager zur Erfüllung seiner gesetzlichen Aufgaben in Auftrag 
gibt. Der Begriff des Gutachtens vvird im Gesetz selber nicht definiert. Dem allge- 
meinen Sprachverstindnis folgend fallt darunter nicht fedvvede Aufferung oder 
Stellungnahme eines medizinischen oder technischen Sachverstandigen zu einzel- 
nen Aspekten des Verfahrensgegenstandes, sondern nur die umfassende vvissen- 
schaftliche Bearbeitung einer im konkreten Fall relevanten fachlichen Fragestellung 
durch den Sachverstöndigen.c 

əEin Gutachten liegt nur vor, wenn die Beantvvortung der Fragen durch einen exter- 
nen Sachverstaöndigen, d. h. durch eine Person erfolgt, die dem Unfallversiche- 
rungstrager nicht angehört und mit diesem auch keinen Dienst- oder Beratungsver- 
trag abgeschlossen bat 


Systematisch aufbereitet wird der Unterschied zwischen einem Gutachten 
und einer beratenden Stellungnahme im Urteil des LSG Baden-VVürttem- 
berg vom 23.10.2015 (8 U 1012/14). Unterschieden wird zwischen den 
auferen und inneren Erkennungszeichen. 
Auğere Erkennungszeichen eines Gutachtens sind 
die Anforderung eines ə Gutachtense, 
die Benennung der Stellungnahme als ?Gutachtenc und 
die Abrechnung als Gutachten. 
İnnere Erkennungszeichen eines Gutachtens sind 
die .eigenstindige Bewertung der verfahrensentscheidenden Tat- 
sachen, z. B. des umstrittenen Ursachenzusammenhangse. 


34 Berufsbildungsvverk 


Eine beratende Stellungnahme zeichnet sich demgegenüber dodurch aus, 
dass der Schvverpunkt auf der Auseinandersetzung mit einem (Vor- )gut- 
achten liegt. 


əDer Senat hatte bereits zuvor angenommen, dass Maf$stab zur Abgrenzung einer 
solchen beratungsarztlichen Stellungnahme gegenüber einem Gutachten nach Ak- 
tenlage ist, invvievveit eigene gutachterliche Schlussfolgerungen auch unter eige- 
ner Ausvvertung der Aktenlage vorgenommen vverden. İst die Stellungnahme des 
Beratungsarztes von solchen Überlegungen geprägt und nicht hauptsüchlich auf 
eine kritische Auseinandersetzung mit den Ausführungen in dem zu bevvertenden 
Gutachten anhand der herrschenden Lehre und üblicher Untersuchungsstandards 
beschränkt, ist trotz einer gegen ein Gutachten sprechenden Aueren Form oder 
Honorarforderung, vvas bei nicht eindeutiger inhaltlicher Auseinandersetzung aber 
durchaus ein gevvichtiges Indiz sein kann, von einem Gutachten auszugehenc. 


Das BSG erlaubt jedoch als Teil der beratenden Stellungnahme unter be- 
stimmten Voraussetzungen auch eine eigenstindige Stellungnahme zum 
Unfalİzusammenhang: 


BSG, Urteil vom 05.02.2008 - B 2 U 8/07 R 

əSetzt sich die schriftliche AuSerung des Sachverstöndigen im VVesentlichen mit 
dem eingeholten Gerichtsgutachten auseinander, insbesondere im Hinblick auf 
dessen Schlüssigkeit, Überzeugungskraft und Beurteilungsgrundlage ..., ist es nur 
eine beratende Stellungnahme Dass eine derartige Stellungnahme, wenn der Ursa- 
chenzusammenhang zvvischen einem Ereignis und einer Gesundheitsstörung um- 
stritten ist, auch Aussagen zu diesem Ursachenzusammenhang und dem einschla- 
gigen aktuellen vvissenschaftlichen Erkenntnisstand enthalt, ergibt sich aus der 
Materie.c 


Berufsbildungsvverk 


Berufsbildungsvverke sind Reha-EFinrichtungen zur beruflichen Erstausbil- 
dung behinderter yugendlicher, die auf besondere Hilfen angevviesen sind 
($ 35 SGB IX/$ 19 SGBTID. 


Berufsförderungsvverk (BFVV) 


Berufsförderungsvverke sind Finrichtungen für chronisch kranke Ervvachse- 
ne, die ihren Beruf behinderungsbedingt nicht mehr ausüben können und 
die ausbildungsbegleitende medizinische, psychologische und soziale Fach- 
dienste benötigen oder aus sonstigen Gründen zur Sicherung des Reha-Er- 
folgs auf ein BFVV angevvfesen sind ($ 35 SCH TX/19 SGBTIT. 


Berufskrankheit (BK) 35 E 


Berufsgenossenschaften (BG) 


$ 29 Abs.1 SGB IV 
ste Trager der Sozialversicherung (Versicherungstrager) sind rechtsfahige Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts mit Selbstvervvaltung.c 


Neben den gevverblichen Berufsgenossenschaften - derzeit 9 - nehmen die 
gleichen Aufgaben für jeweils ihre Versicherten wahr 
die ə Unfallkassen und 
die Sozialversicherung für Landvvirtschaft, Forsten und Gartenbau 
(SVLFG). 


Ihre Aufgaben sind 
Arbeitsunfalle, Berufskrankheiten und arbeitsbedingte Gesundheits- 
gefahren zu verhüten (Privention), 
nach dem Fintritt dieser Versicherungsfalle die Gesundheit und die 
berufliche Leistungsfahigkeit der Versicherten ? mit allen geeigneten 
Mittelnc vviederherzustellen (Rehabilitation) 
und - vvenn dies nicht möglich ist - die Entschadigung ($ 1 SBG VID. 


Ihre Finanzierung erfolgt ausschliefSlich durch Beiträge der Unternehmer. 


Berufskrankheit (BK) 


VVesentlich durch die berufliche Tatigkeit verursachte Krankheiten, sog. 
Listenkrankheiten, die in der Anlage 1 zu $ 1 BKV (ə? Berufskrankheiten- 
Verordnung) aufgeführt sind. Aufgrund der Ermöchtigungsgrundlage in 
$ 9 Abs. 1 SGBVII kann die Bundesregierung mit Zustimmung des Bun- 
desrates durch Verordnung bestimmte Krankheiten in die Liste der Berufs- 
krankheiten aufnehmen. Zurzeit gibt es 80 Listen-Berufskrankheiten - da- 
von 15 durch physikalisch-mechanische Einvvirkungen verursachte 
(Nr. 2101-2115). 

Aufgenommen werden Krankheiten, die nach den Erkenntnissen der 
medizinischen VVissenschaft durch besondere Finvvirkungen verursacht 
vverden, denen bestimmte Personengruppen durch ihre versicherte Tütig- 
keit in erheblich höherem Mafte ausgesetzt sind als die übrige Bevëlkerung, 
Voraussetzungen sind also: 

1. Die Verrichtung einer versicherten Titigkeit (sachlicher Zusam- 

menhang) muss 

2. zu Einvvirkungen von Belastungen geführt haben (Finvirkungs- 

kausalitat), 
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3. die vvesentliche Bedingung für eine als ə Listenkrankheit oder 
ə əVViec-Berufskrankheit aufgeführte Krankheit sind (o haftungs- 
begründende Kauusalitat). 


VVahrend die Anforderungen zu 1.und 2. durch die Vervvaltung bzvv. durch 
deren Prüventionsabteilung zu ermitteln und vorzugeben sind, fallt die haf- 
tungsbegründende Kausalitt in die Kompetenz des örztlichen Gutachters. 
Orientierungspunkte sind die Beantvvortung folgender Fragen: 
Ist die dem örztlichen Gutachter durch die Vervvaltung vorgegebene 
versicherte Finvvirkung geeignet, die versicherte Berufskrankheit zu 
verursachen? 
Passt der Verlauf der Krankheit zu einer Verursachung durch die ver- 
sicherte Einvvirkung? 
Passt die Ausprigung der Krankheit zu einer Verursachung durch die 
versicherte Finvvirkung? 
VVelche konkurrierenden Ursachen (? konkurrierende Kausalitit) für 
die Krankheit sind zu berücksichtigen? 


Die Vermutung des $ 9 Abs. 3 SCH VT ist in aller Regel keine Hilfestellung, 
well in allen strittigen Fallen Anhaltspunkte für konkurrierende aufter- 
berufliche Einvvirkungen vorliegen. 

Der ə arztliche Gutachter prüftin eigener Verantwortung und Zustin- 
digkeit die Kausalitat im medizinisch-naturvvissenschaftlichen Sinn (erste 
Stufe der haftungsbegründenden Kausalitat). Es folgt die vvertende Ent- 
scheidung, ob die Einvvirkung vvesentlich für die Krankheit war (zvveite 
Stufe der haftungsbegründenden Kausalitüt der Theorie der vvesentlichen 
Bedingung/Kausalittstheorie des Sozialrechts). Diese vvertende Beurtei- 
lung erfolgt letztlich durch die Vervvaltung/das Gericht. Der örztliche Gut- 
achter ist jedoch deren/dessen Helfer/Berater. 

Es gelten der ə Amtsermittlungsgrundsatz und das o Bevveismaf$ des 
Sozialrechts. 


Berufskrankheiten-Verordnung (BKV) 


Die BKV ist eine Rechtsverordnung der Bundesregierung - zuletzt ge- 
indert am 07.07.2017. Sie enthalt in der Anlage 1 die anerkannten Berufs- 
krankheiten und verpflichtet die Trager der Gesetzlichen Unfallversi- 
cherung, Maf$6nahmen zu ergreifen, dass bei versicherten Personen keine 
Berufskrankheiten entstehen, vviederaufleben oder sich verschlimmern. 
Aufterdem regelt sie den Ablauf des Berufskrankheiten-Feststellungsver- 
fahrens und ervveitert den Versicherungsschutz für Seeleute. 
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Die Verordnung gilt ausschlieflich für Berufskrankheiten und sog. 
ə VVie-Berufskrankheiten, nicht hingegen für Arbeitsunfalle und arbeits- 
bedingte Gesundheitsgefahren. 


Berufsordnung für Ärzte 


Die Berufsordnung regelt die Rechte und Pflichten der Arzte gegenüber den 
Patienten, den Berufskollegen und der Arztekammer. Die (Muster-)Berufs- 
ordnung (MBO) für die deutschen Arztinnen und Arzte vvird von der Bun- 
desärztekammer beschlossen und von den Landesörztekammern in eigener 
Verantwortung (ohne vvesentliche Anderungen) umgesetzt. Die letzte Fas- 
sung datiert von 2011. Die Paragraphen ($$ 25 und 29 der Berufsordnung), 
die die Stellung des Arztes als Gutachter betreffen, sprechen deutlich gegen 
den immer vvieder erhobenen Vorvvurf des ?Krahensyndromse: 


$ 25 əlİrztliche Gutachten und Zeugnissec 

Bei der Ausstellung örztlicher Gutachten und Zeugnisse haben Arztinnen und Arzte 
mit der notvvendigen Sorgfalt zu verfahren und nach bestem V/issen ihre arztliche 
Überzeugung auszusprechen. Gutachten und Zeugnisse, zu deren Ausstellung Arz- 
tinnen und Arzte verpflichtet sind oder die auszustellen sie übernommen haben, 
sind innerhalb einer angemessenen Frist abzugeben.c 


$ 29 Abs.1 Satz 2 xKollegiale Zusammenarbeitx 

(1) Arztinnen und Arzte haben sich untereinander kollegial zu verhalten. Die Ver- 
pflichtung, in einem Gutachten, auch sovveit es die Behandlungsvveise einer ande- 
ren Arztin oder eines anderen Arztes betrifft, nach bestem VVissen die arztliche 
Überzeugung auszusprechen, bleibt unberührt.c 


Berufsunfahigkeit (BU) 


Berufsunfahigkeit ist die Unfahigkeit, einen zuvor ausgeübten Beruf aus- 
zuüben. Der Begriff ist von Bedeutung: 
1. für die o Gesetzliche Rentenversicherung (GRV - SGB VU und 
2. für die o Private Berufsunfahigkeitsversicherung (BU-Versiche- 
rung und BUZ). 


Zu 1 Seit 2001 ist die Berufsunfahigkeit in der GRV nur noch versichert, 
wenn der/die Versicherte vor dem 02.01.1961 geboren ist ($ 240 Abs.1 
SCH VI), Die Überlegung vvar, dass die spüter Geborenen zum Zeitpunkt 
des Gesetzes noch in einem Alter sind, in dem eine private Absicherung 
problemlos möglich ist. Diese Rente lauft also aus. 
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Zu 2 In der Privaten Berufsunfahigkeitsversicherung ist berufsunfahig, 
wer gesundheitlich nicht in der Lage ist, seine bisherige Berufstötigkeit zu 
mindestens 5096 (Musterbedingungen) auszuüben, vvobei die konkret ver- 
einbarten Bedingungen zu beachten sind, die auch andere Schvvellen vor- 
sehen können. Berufsunfahig kann auch eine Hausfrau/ein Hausmann 
werden, Unerheblich ist das Entgelt. Erheblich ist alen, dass eine Arbeit 
verrichtet wird, die eigenen oder fremden Unterhalt sichert. 
Die Qualitüt eines Gutachtens zur Berufsunfahigkeit setzt voraus: 
1. Durch den Versicherer: Die möglichst detaillierte Vorgabe der be- 
ruflichen Tatigkeit unmittelbar (in der Regel) vor Eintritt des zur Dis- 
kussion stehenden Versicherungsfalls (nicht medizinische o Anknüp- 
fungstatsachen). 
2. Durch den örztlichen Gutachter: 
a, Die Ermittlung der durch obyektive — Befunde gesicherten Dia- 
gnosen und - insbesondere - deren funktionelle Ausvvirkungen, 
b. Angaben zu den Ursachen, dem Beginn, der Art und dem 
voraussichtlichen Verlauf der Erkrankung, 
c. Darlegung der positiven und negativen ? Leistungsfahigkeit. 


Berufsunfahigkeitsversicherung, private (BUV) 


Von der privaten Versicherungsvvirtschaft angebotene Absicherung gegen 
ə Berufsunfahigkeit. Die BUV wird begründet durch einen privatrechtli- 
chen Vertrag auf der Grundlage des BGBund des VVG. Sie jet wie die PUV 
eine ə Summenversicherung, keine Schadenversicherung. In der Regel 
werden bestimmte monatliche Geldbetrige (5Rentec) versichert. Geleistet 
wird 5 Alles oder Nichts, - in Abhaöngigkeit vom Grad der Berufsunfahig- 
keit. Fine Berufsunfahigkeitsrente wird dann gezahlt, wenn der Versicher- 
te vvegen Krankheit, Körperverletzung oder Krafteverfall nicht mehr in der 
Lage ist, auf Dauer On der Regel 3 Jahre) seinem zuletzt ausgeübten Beruf 
(Tütigkeit) nachzugehen. 

Es gilt insovveit die Stichtagsregelung, also der Beruf/die Tatigkeit zum 
Zeitpunkt des Fintritts der Berufsunfahigkeit. Der Grad der Berufsunfa- 
higkeit vvird in der Regel mit mindestens 5096 vereinbart (Musterbedin- 
gungen). 


Bescheid 


Entscheidung, meist in Form eines Vervvaltungsaktes, einer Behörde, eines 
Amtes, einer Körperschaft des öffentlichen Rechts (Berufsgenossenschaf- 
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ten/ Unfallkassen) nach Durchführung eines Vervvaltungsverfahrens über 
die Rechte und Pflichten des Betroffenen. 
Siche auch ə Gerichtsbescheid 


Beschvverden, subyektive 


Beschvverden ohne morphologisches Substrat, also ohne dass dafür eine 
strukturell bedingte Verinderung gefunden werden kann, 


Bayerisches LSG, Urteil vom 16.10.2014 - L 13 R 556/09 

Es okann der Gutachter — anders als der behandelnde Arzt - eine solche Diagnose 
nicht in erster Linie auf den subyektiven Angaben des Klagers aufbauen, um diese 
dann als obyektiven Nachvveis für das Ausmafğ der Beeintrachtigung heranzuzie- 
henx, Er hat ?gerade die Angaben des Versicherten zu überprüfen.c 


Besserung, vvesentliche 


Rechtsbegriff 
1. der 5 Gesetzlichen Unfallversicherung und 
2. der ə Gesetzlichen Rentenversicherung. 


Zu 1 Fine veesentliche Besserung ist gegeben, wenn die Neueinschitzung 
der ə MdE für die Unfallfolgen oder die Berufskrankheit zu einer Vermin- 
derung um mehr als 596 führt ? vvesentliche Anderung ($ 73 Abs. 3 
SGB VI. 


Zu2 $ 10 Abs. 1 SGBVI: 
əFür Leistungen zur Teilhabe haben Versicherte die persönlichen 
Voraussetzungen erfülltx, 
92. bei denen voraussichtlichc 
əb) bei geminderter Ervverbsfahigkeit diese durch Leistungen zur 
medizinischen Rehabilitation oder zur Teilhabe am Arbeitsleben 
vvesentlich gebessert oder vviederhergestellt oder hierdurch deren 
vvesentliche Verschlechterung abgevvendet werden Kann. 


Bestandskraft 
mu Formelle Bestandskraft 


Unanfechtbarkeit eines Vervvaltungsaktes (z. B. eines Bescheides) gegen- 
über einem Betroffenen, vvenn Rechtsmittel ausgeschöpft sind, vvenn 


A0 Betreuung 


Rechtsmittelfristen abgelaufen sind oder wenn auf Rechtsmittel verzichtet 
wurde ($$ 43-53 Vervvaltungsverfahrensgesetz, VvVfG). 


m Materielle Bestandskraft 
Bindung der Behörde an den Vervvaltungsakt, es sei denn, der Betroffene 
legt VViderspruch ein. 


Betreuung 


Betreuung ist ein Rechtsbegriff des Betreuungsgesetzes ($$ 1896 — 1908i 
BGB). Die Bestellung eines Betreuers hat - nach der Absicht des Gesetz- 
gebers - das Ziel, dem Betreuten beizustehen, seine VVünsche und Vorstel- 
lungen so weit wie möglich zu vollziehen ($ 1901 BGB), vvenner selbst dazu 
nicht mehr in der Lage ist. 

Der Betreuer steht ab dem 01.01.1992 anstelle des früheren Vormunds 
und Gebrechlichkeitspflegers, vvobei die Anordnung einer Betreuung das 
letzte Mittel zur Unterstützung ist, wenn andere Mafönahmen, z. B. Bestel- 
Jung eines Bevollmaöchtigten durch den Bedürftigen/ Hilfe Suchenden 
($$ 164 BGB) oder praktische Hilfestellungen (z. B. Essen auf Radern, 
Haushaltshilfe, Pfleger) nicht ausreichen. 

Betreuung ist nur für Volliahrige möglich und nur für den Aufgaben- 
bereich anzuordnen, wo dies notvvendig ist ($ 1896 Abs. 2 BGB). Dieser 
Aufgabenbereich (z. B. Vermögensfürsorge) ist im Bestellungsbeschluss 
($ 290 Nr. 3 FamG)) ausdrücklich aufzuführen. Obvvohl der Betreuer əsin 
seinem Aufgabenkreisc den Betreuten sovvohl ?gerichtlich und aufterge- 
richtlich vertrittx ($ 1902 BGB), wird der Betreute durch die Betreuung für 
den benannten Aufgabenbereich nicht automatisch geschaftsunfahig. 
Durch Gerichtsbeschluss ($ 290 Nr 4 FamG) kann jedoch ein əEinvkilli- 
gungsvorbehaltc für bestimmte Bereiche angeordnet werden, wenn dies 
əzur Abvvendung einer erheblichen Gefahr für die Person oder das Vermö- 
gen des Betreuten erforderlich et, In diesen Fallen bedürfen Rechtsge- 
schafte des Betreuten zu ihrer VVirksamkeit der Finvvlligung des Betreuers 
($ 1903 BGB). 

Voraussetzung für die Bestellung sind eine ?psychische Krankheit oder 
eine körperliche, geistige oder seelische Behinderungx des zu Betreuenden 
($ 1896 BGB). Erklarungsbedürftig dürften die əgeistige oder seelische Be- 
hinderung: sein. Gemeint sind unter ? geistiger Behinderungc angeborene 
oder ervvorbene Tntelligenzdefekte, unter əseelischer Behinderungc z. B. 
Altersdemenz. 

Mit dem eigentlichen Ziel des Betreuungsgesetzes — der Hilfestellung 
für den Betreuten, wenn dieser zu bestimmten Handlungen nicht mehr in 
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der Lage ist - steht in Übereinstimmung, dass die o Patientenverfügung 
($$ 1901a BGB), die Vorsorge für den Fall, dass die Fahigkeit zur Selbstbe- 
stimmung entfallt, Teil des Betreuungsrechts ist. 


Betriebsunfall 


Es handelt sich um die ursprüngliche Bezeichnung für den 5 Arbeitsunfall. 
m $ 1 UVG (Unfallversicherungsgesetz) vom 06.07.1884 ist zum ”Betriebs- 
unfallc wie folgt definiert: 

Alle in Bergyverken ... sowie Fabriken und Hüttenvverken beschaftig- 
ten Arbeiter ... werden gegen die Folgen der bei dem Betriebe sich ereig- 
nenden Unfalle versichertc. 

Durch das 6. Gesetz über Anderungen in der Unfallversicherung vom 
09.03.1942 wurde die Bezeichnung Befriebsunfall durch Arbeitsunfall ersetzt. 


Betriebsvveg 


Weg in Verrichtung der versicherten Tütigkeit (GUV). 


Der Versicherte muss, um seine Arbeit fortführen zu können, in einem anderen Büro 
Unterlagen holen. Der VVeg ins andere Büro ist ein Betriebsvveg. 


Betroffenheit, besondere berufliche 


Besonderheit der z Gesetzlichen Unfallversicherung in Bezug auf die 
Voraussetzungen und Höhe des Rentenanspruchs. 


S 56 Abs. 2 Satz 3 SGBVİI 

əBei der Bemessung der Minderung der Ervverbsfahigkeit werden Nachteile berück- 
sichtigt, die die Versicherten dadurch erleiden, dass sie bestimmte von ihnen ervvor- 
bene besondere berufliche Kenntnisse und Erfahrungen infolge des Versicherungs- 
falls nicht mehr oder nur noch in vermindertem Umfang nutzen kënnen, sovveit 
solche Nachtelle nicht durch sonstige Fahigkeiten, deren Nutzung ihnen zugemutet 
werden kann, ausgeglichen werden a 


Es handelt sich um eine rein versicherungsrechtliche Frage, zu der kein 
arztlicher Sachverstand erforderlich ist. Entsprechend wird der örztliche 
Gutachter hierzu nicht befragt. 

Das BSG hat im Jahre 2006 die Voraussetzungen zur Beurteilung des 
Vorliegens einer besonderen beruflichen Betroffenheit wie folgt konkreti- 
siert: 


42 Bevveglichkeit, aktiv/geführt/passiv 


BSG, Urteil vom 05.09.2006 - B 2U 25/05R 

əDie eine Höherbevvertung der MdE rechtfertigenden Nachteile liegen im Rahmen 
des $ 56 Abs. 2 Satz 3 SGBVİI nur dann vor, wenn unter VVahrung des in der GUV 
geltenden Grundsatzes der abstrakten Schadensbemessung die Nichtberücksichti- 
gung von Ausbildung und Beruf bei der Bewertung der MdE im Einzelfall zu einer 
unbilligen Harte führen vvürde. ... Selbst wenn der Verletzte seinen erlernten Beruf 
infolge des Versicherungsfalles nicht mehr ausüben kann, muss dies daher nicht 
zvvangslaufig zu einer Erhöhung der MdE führen.c 


Als vvesentliche Merkmale für die Beurteilung der Frage, ob eine höhere 
Bewertung der MdE zur Vermeidung unbilliger Hörten geboten ist, hat das 
BSG in seinem Urteil vom 27.06.2000 (B 2 U 14/99) insbesondere gevvertet: 
die Dauer der Ausbildung, 
die Dauer der Ausübung der speziellen beruflichen Tütigkeit, 
die durch die bisher verrichtete Tütigkeit gevvahrleistete günstige 
Stellung im Ervverbsleben und 
einen unzumutbaren sozialen Abstieg durch den Versicherungsfall. 


Bevveglichkeit, aktiv/geführt/passiv 


su Aktive Bevveglichkeit 


Unter aktiver Bevveglichkeit werden die mit eigener Muskelkraft ausge- 
führten Bevvegungsausschlage verstanden. 


nu Geführte Bevveglichkeit 

Die geführte Beveeglichkeit, die in die z Messblatter/ Messbögen einzutra- 
gen ist, ist die unter Begleitung bzvv. Kontrolle des Untersuchers vorgeführ- 
te aktive Bevveglichkeit. 


m Passive Bevveglichkeit 


Passiv ist die fremdtütige Bevveglichkeit, die also ausschlie$lich durch die 
Muskelkraft des Untersuchers erreicht vvird. 


Bevveis 


Bestatigung einer Vermutung oder Behauptung von Tatsachen bzvv. eines 
Ursachenzusammenhangs. Vor dem Zivilgericht handelt es sich um einen 
speziellen Verfahrensschritt zur Feststellung eines Sachverhalts ($ 358 
ZPO). 
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Bevveisanordnung 


əMaf$nahmens des Vorsitzenden Richters im Verfahren z. B. vor den So- 
zialgerichten, ?die notvvendig sind, um den Rechtsstreit möglichst in einer 
mündlichen Verhandlung zu erledigenc ($ 106 SGG). Im Verfahren vor 
den Sozialgerichten gibt es — ebenso wie im Vervvaltungsverfahren ($ 26 
VvvVfG), Sozialvervvaltungsverfahren ($ 21 SGB X), im Vervvaltungsge- 
richtsverfahren ($ 87 VvvGO) und im Finanzgerichtsverfahren ($ 81 FGO) 
- keinen Bevveisbeschluss und kein gesondertes Bevveisverfahren. Es kön- 
nen jedoch entsprechende Anordnungen getroffen werden, die aufgrund 
des in diesen Prozessordnungen geltenden — Amtsermittlungsgrundsatzes 
Ober die in der ZPO zugelassenen ? Bevveismittel hinausgehen. 


Bevveisaufnahmeverfahren 


Förmliches Verfahren der ZPO zur Erhebung der angebotenen Bevveise 
($ 355 ff. ZPO). Folgende Grundsötze sind zu beachten: 
Notvvendigkeit eines Bevveisbeschlusses ($ 359 ZPO). 
Die əUnmittelbarkeit der Bevveisaufnahmec ($ 355 ZPO). Sie hat 
grundsützlich vor dem erkennenden Gericht zu erfolgen. 
Die ?Parteiöffentlichkeitc ($ 357 ZPO). Die Dateien haben das Recht, 
der Bevveisaufnahme beizuvvohnen und Fragen zu stellen. 


Bevveisbeschluss 


Beschluss, durch den in der ZPO das Bevveeisverfahren ($$ 355-369 ZPO) 
eingeleitet wird, Neben dem förmlichen ? Bevveeisverfahren kennt die ZPO 
den ? Freibevveis. 


Bevveiserleichterung 


Im Zivilrecht Erleichterung der Last, gecignete Bevveismittel beizubringen. 
1. $ 287 ZPO erleichtert den Beweis für ə Folgeschaden (? haftungs- 
ausfüllende Kausalitat). 

2. Aus Gründen eines fairen Interessenausgleichs hat der DCH - 
aufterhalb gesetzlicher Regelungen - Bevveiserleichterungen bei 
ə Bevveisvereitelung durch den nicht Bevveisbelasteten entwickelt, 


A4 Bevveisfragen 


Bevveisfragen 


Gezielte Fragen ($ 359 Abs. 1 ZPO) des Gerichts an einen Zeugen ($$ 373- 
401 ZPO), einen Sachverstindigen/Gutachter ($$ 402-413 ZPO) oder eine 
Partei ($$ 445-455 ZPO) im Rahmen des Bevveisbeschlusses ($ 358 ZPO). 

Die Bevveisfragen an den Zeugen und die Partei haben von diesen be- 
obachtete Tatsachen zum Inhalt Das gilt auch für den ? sachverstündigen 
Zeugen ($ 414 ZPO). Die Bevveisfragen an den Sachverstündigen richten 
sich auf die Ermittlung und Bewertung eines Sachverhalts. Der Sachverstin- 
dige/Gutachter bringt den dem Auftraggeber fehlenden Sachverstand ein. 

Die Bevveisfragen - völlig unabhöngig davon, ob sie sich an den Zeu- 
gen, die Partei oder Sachverstündigen richten - müssen frei von Rechtsbe- 
griffen sein, da diese nicht in deren Kompetenz fallen. 


o Cave 


In der Praxis kommt es vviederholt zu Überschneidungen zwischen 
Fragen an den Sachverstandigen und Fragen an den sachverstandigen 
Zeugen, der - nur - wie ein Zeuge entschadigt vvird. Der sachverstan- 
doe Zeuge legt Zeugnis ab Ober von ihm beobachtete Tatsachen, er 
bevvertet diese nicht und ermittelt keine vveitergehenden Tatsachen. 
VVird dies von ihm verlangt, ist er wie ein Sachverstandiger zu entscha- 
digen (OLG Rostock, Beschluss vom 08.04.2008 - 1 U 32/08). 


Bevveisführungslast 


Siche ə Bevveislast, subiektive/formelle/prozessuale. 


Bevveisgegenstand 


Zu bevveisender Gegenstand sind Tatsachen, Erfahrungssatze (allgemeine 
Lebenserfahrung, Erfahrung aufgrund besonderer Sach- und Fachkunde) 
sowie Ursachenzusammenhünge, in bestimmten Fallen auch Rechtssütze 
($ 359 Abs. 1 Nr.1 ZPO). 


Bevveislast, subiektive/formelle/prozessuale 


Begriff des Zivilprozessrechts. 
Obliegenheit der an einem Verfahren beteiligten Partei, eine von ihr aufge- 
stellte Behauptung zu bevveisen (zw Bevveis anzubieten). 
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Bevveislast ist das eine Partei treffende Risiko des Prozessverlustes vvegen Nichter- 
vveislichkeit der ihren Vortrag tragenden Tatsachen. 


Die subiektive oder formelle Bevveislast (besser Bevveisfiührungslast) 
bestimmt, welcher Partei es in einem bestimmten Stadium des Prozesses 
obliegt, Beweis für ihre Behauptung anzubieten. 


Der Klager tragt im Zivilprozess die Bevveislast dafür, dass er Eigentümer des Gemal- 
des ist, das er herausverlangt. Er hat dafür, vvenn diese Frage streitig vvird, Bevveis 
anzutreten LS Beibringungsgrundsatz), will er den Prozess nicht verlieren. 


o Cave 


İn allen anderen Rechtsgebieten - auch in Randbereichen des Zivil- 
rechts (freivvillige Gerichtsbarkeit) - entfallt die formelle Bevveislast. 
Es gilt der o Amtsermittlungsgrundsatz oder der Untersuchungs- 
grundsatz. 


Bevveislast, obiektive/materielle 


Rechtsbegriff, der festlegt (Feststellungslast), welche Partei die Bevveis- 
nachteile (äer, wenn eine Tatsache oder ein Ursachenzusammenhang 
nicht bewiesen werden kann (? nonliquet). Sie ist begründet im materiel- 
len Recht. Das Risiko, dass für den Betroffenen günstige Tatsachen nicht 
festgestellt - bewiesen - werden können, trügt derienige, dem die materi- 
elle Bevveislast obliegt. 


Ein Arbeitnehmer verfolgt die Anerkennung einer BK Nr, 2108. Die Voraussetzun- 
gen können nicht festgestellt werden. Er tragt die materielle oder obyektive Bevveis- 
last, besser die Bevveisnachteile. Die BK Nr. 2108 wird nicht anerkannt. 


o Cave 


Gilt auch in den Rechtsgebieten mit ə Amtsermittlungsgrundsatz. Der 
Begriff x5Bevveislastx wird haufig unkritisch eingesetzt. Es wird nicht 
ausreichend differenziert zvvischen 

Bevveisführungslast (ə subyektiver/formeller/prozessualer 

Bevveislast) und 

Feststellungslast (obiektiver/materieller Bevveislast). 


46 Bevveislastumkehr 


Bevveislastumkehr 


Die Bevveislastumkehr kann sowohl die Bevveisführungslast (5 subyektive/ 
formelle/prozessuale Bevveislast) als auch die Feststellungslast (5 Bevveis- 
last, obiektive/ materielle) betreffen. Sie ist eine Ausnahme vom rechtlichen 
Grundsatz, dass gründsützlich jede Partei die Bevveislast für die tatsüchli- 
chen Voraussetzungen der ihr günstigen Rechtsnorm trügt. Die Bevveislast- 
umkehr ist das Hilfsmittel, um im Arzthaftungsrecht Chancengleichheit 
herzustellen ($ 630h BGB). 


o Cave 


Der ə Anscheinsbevveis betrifft, obvvohl das Ergebnis vergleichbar ist, 
nach herrschender Meinung nicht die Bevveislast, sondern das ə Be- 
vveismal3, nach anderer Meinung die Bevveisvvürdigung. 


Bevveislosigkeit 


Siehe ə Non liquet. 


Bevveismaf$ 


Begriff des Prozessrechts und des materiellen Rechts. 
Grad der Gevvissheit, der erforderlich ist, um eine Tatsache oder einen 
ə Kausalzusammenhang zu sichern. 


un Die 4 Stuten des Bevveismafğes 
Möglichkeit - reicht in keinem Rechtsgebiet aus, 
Glaubhaftmachung ($ 294 Abs. 1 ZPO) - reicht z. B. aus in Filverfahren 
im Zivilrecht. Belege/ Nachvveise übervviegen (Bevveisantritt durch ei- 
desstattliche Versicherung möglich). 
Hinreichende VVahrscheinlichkeit ($ 287 ZPO) - Belege/Nachvveise 
übervviegen deutlich, sodass bei vernünftiger Abvvagung aller Um- 
stande den für den Zusammenhang sprechenden Umstiönden ein 
deutliches Übergevvicht zukommt und ernsthafte Zvveifel an einer 
anderen Verursachung ausscheiden (BSG, Urteil vom 02.02.1978 - 
8 RU 56/77). 
Volle VVahrscheinlichkeit (Volİbevveis/Strengbevveis) - an Sicherheit 
grenzende VVahrscheinlichkeit ($ 286 ZPO). 


Im Zivilrecht, Sozialrecht und Vervvaltungsrecht (Dienstunfallrecht) be- 
dürfen alle Tatsachen des Volİbevveises. Zum Kausalzusammenhang erge- 
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ben sich insofern Unterschiede, als im Zivilrecht und Vervvaltungsrecht der 
Kausalzusammenhang des ə ersten Verletzungserfolgs im Vollbevveis zu 
sichern ist ($ 286 ZPO), im Sozialrecht mit hinreichender VVahrscheinlich- 
keit. Der Kausalzusammenhang des Folgeschadens ist mit hinreichender 
VVahrscheinlichkeit (Sozialrecht, Dienstunfallrecht) bzvv. — in der Drais 
identisch - unter Berücksichtigung von ? Bevveiserleichterungen (Zivil- 
recht: $ 287 ZPO) zu sichern. 


Bevveismittel 


Begriff des Prozessrechts. Erkenntnisquellen, mit deren Hilfe der Bevveis 
geführt vverden kann. 
Folgende Bevveismittel sind in Deutschland zugelassen: 
ə Sachverstindiger ($$ 402-413 ZPO), 
ə Augensehein ($ 371 ZPO), 
Urkunden ($$ 415-444 ZPO) bzvv. elektronische Dokumente (371a 
ZPO) und gescannte öffentliche Urkunden ($ 371b ZPO), 
Zeugen ($$ 373-401 ZPO), 3 sachverstindige Zeugen ($ 414 ZPO), 
Gestöndnis ($$ 288-290 ZPO, 
ə Glaubhaftmachung dureh eidesstattliche Versicherung - nur im 
Zivilprozess (294 ZPO), 
Parteivernehmung - unter eingeschrünkten Voraussetzungen 
($ 445 ff. ZPO), 
Vernehmung des Angeklagten (StPO). 


o Cave 


Andere Prozessordnungen vervveisen auf die ZPO: $ 118 SGG, $ 173 
VvvGO, $ 82 FGO, vvobei in desen Prozessordnungen aufgrund des 
dort gültigen ə Amtsermittlungsprinzips vveitere Bevveismittel, z. B. 
Auskünfte, zulassig sind. 


Bevveisnachteile 


Rechtsbegriff, siche o Bevveislast, ob/ektive/ materielle. 


Bevveisvereitelung 


Bevveisvereitelung ist die vorsützliche oder fahrlassige Ver- oder Behinde- 
rung, Ober einen prozesserheblichen Umstand Beweis zu erheben. Die Fol- 
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gen richten sich zunächst danach, wer die ? obyektive/ materielle Bevveislast 
zu tragen hat. Liegt die materielle Bevveislast bei dem die Bevveiserhebung 
Ver- oder Behindernden, knüpfen sich daran keine Folgen. Ver- oder be- 
hindert dagegen der Gegner, kann es zu einer z Bevveislastumkehr bzvv. zu 
ə Bevveiserleichterungen kommen, 


BGH, Urteil vom 23.09.2003 - XI ZR 380/00 

əEine Bevveisvereitelung liegt vor, wenn yemand seinem bevveispflichtigen Gegner 
die Bevveisführung schuldhaft erschvvert oder unmöglich macht, Dies kann vorpro- 
zessual oder vvahrend des Prozesses durch gezielte oder fahrlassige Handlungen 
geschehen, mit denen bereits vorhandene Bevveismittel vernichtet oder vorent- 
halten werden. Eine Bevveisvereitelung kann aber auch in einem fahrlassigen Unter- 
lassen einer Aufklarung bei bereits eingetretenem Schadensereignis liegen, vvenn 
damit die Schaffung von Bevveismitteln verhindert vvird, obvvohl die spatere Not- 
vvendigkeit einer Bevveisführung dem Aufklarungspflichtigen bereits erkennbar 
sein musstec, aer Bundesgerichtshof lasst in solchen Fällen Bevveiserleichterun- 
gen zu, die unter Umstönden bis zur Umkehr der Bevveislast gehen können.c 

əDer subyektive Tatbestand der Bevveisvereitelung verlangt einen doppelten 
Schuldvorvvurf: Das Verschulden muss sich sowohl auf die Zerstörung bzw. Entzie- 
hung des Bevveisobyekts als auch auf die Beseitigung seiner Bevveisfunktion bezie- 
hen, also darauf, die Bevveislage des Gegners in einem gegenvvartigen oder künfti- 
gen Prozef nachtellig zu beeinflussen.c 


Bevveisverfahren, selbststindiges 


Es handelt sich um das frühere Bevveissicherungsverfahren. Es ist dem ei- 
gentlichen Zivilprozess, dem Hauptsacheverfahren, durch einen entspre- 
chenden Antrag vorgeschaltet, um in Fallen mit einer gewissen Filbedürf- 
tigkeit eine Bevveissicherung zu gevvihrleisten oder um - durch sehriftliche 
Begutachtung - einen Rechtsstreit zu vermeiden ($$ 485-494a ZPO). 


Bevveisvermutung 


Die o obfektive/materielle Bevveislast wird durch eine gesetzliche Vermu- 
tung entweder umgekehrt oder erleichtert. Mit Ausnahme des Strafrechts, 
wO zvvar der Grundsatz sin dubio pro reoc auch eine Vermutung ist, finden 
sich Bevveisvermutungen in allen Rechtsgebieten - z. B. $ 630h Abs. 3 BGB: 


$ 630h Abs. 3 BGB 

əHat der Behandelnde eine medizinisch gebotene vvesentliche Maf$nahme und br 
Ergebnis entgegen $ 630 f. Abs. 1 oder Abs. 2 nicht In der Patientenakte aufgezeich- 
net oder hat er die Patientenakte entgegen $ 630f Abs. 3 nicht aufbevvahrt, vvird 
vermutet, dass er diese Mafğnahme nicht getroffen hat.c 
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Bevveisvervvertungsverbot 


Das Bevveisvervvertungsverbot ist die Konsequenz des Bevveiserhebungs- 
verbots, vvobei jedoch nach dessen Zielsetzung unterschieden werden 
muss. Das Zeugnisvervveigerungsrecht von Angehörigen ($ 52 StPO) dient 
u. a, dem familiören Frieden. Fine Aussage ohne vorherige Belehrung ist 
also nicht zu vervverten. Das Zeugnisvervveigerungsrecht bestimmter Be- 
rufsgruppen, wie z. B. Mitglieder des Deutschen Bundestages ($ 53 StPO), 
dient jedoch der VVahrung des besonderen Vertrauensverhaltnisses der 
Bevölkerung zu solchen Berufstragern. Nach der Schutzzvvecktheorie liegt 
deshalb kein Bevveisvervvertungsverbot vor, weil der Rechtskreis eines be- 
stimmten Menschen dadurch nicht geschützt sei. Erforderlich ist fedoch 
die Einzelfalİbeurteilung. 


Bevveisvvürdigung 


Die Bevveisvyürdigung ist die Überzeugungsbildung von der VVahrheit oder 
Unvvahrheit einer Tatsache und von Kausalzusammenhüngen. Es ist ein 
innerer VVertungsvorgang. Durch das Preuf$$ische Gesetz vom 17.07.1846 
wurde erstmals die freie Bevveisvyürdigung kodifiziert, die das gesamte 
Rechtssystem beherrscht, 

Zvar unterliegt die Bevveisaufnahme festen Regeln, z. B. sind Zeugen 
fevveils in Abvvesenheit der spüter zu vernehmenden Zeugen zu vernehmen 
($ 394 ZPO). Bei der Bevveisvvürdigung ist der Richter jedoch - abgesehen 
von vvenigen Ausnahmen - frei. 


S 286 ZPO əFreie Bevveisvvürdigungc 
(1) Das Gericht hat unter Berücksichtigung des gesamten lInhalits der Ver- 
handlungen und des Ergebnisses einer etvvaigen Bevveisaufnahme naclh freier 
Überzeugung zu entscheiden, ob eine tatsachliche Behauptung für vvahr oder 
für nicht vvahr zu erachten sel. İn dem Urteil sind die Gründe anzugeben, die 
für die richterliche Überzeugung leitend gevvesen sind. 
(2) An gesetzliche Bevveisregeln ist das Gericht nur in den durch dieses Gesetz 
bezeichneten Fallen gebunden.c 


Die richterliche Freiheit ist jedoch nicht grenzenlos. Sie ist gebunden durch 
allgemeine Erfahrungssütze, durch allgemein anerkannte Auslegungsre- 
geln und vor allem durch die Gesetze der Logik. Die richterliche Entschei- 
dung muss villkürfrei, rational und plausibel sein und ist insofern auch 
durch die Revisionsgerichte überprüfbar. 
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Bezugsberuf 


Rechtsbegriff des Sozialrechts. Der Bezugsberuf ist der Beruf, auf den sich 
die Arbeitsunfahigkeit bezieht. 


Bei ungekündigtem Beschiftigungsverhaltnis ist die Bezugstütigkeit die Tütigkeit, 
für die das Arbeitsverhaltnis besteht, Bei Arbeitslosigkeit ist Bezugstatigkeit Arbeit 
in dem zeitlichen Umfang, für die der Betreffende sich bei der Agentur für Arbeit zur 
Verfügung gestellt hat bzvv. die er auf dem ersten Arbeitsmarkt ausgeübt hat. Kann 
die Bezugstütigkeit krankheitsbedingt nicht ausgeübt vverden, ist Arbeitsunfahig- 
keit zu bescheinigen. 


Bezugstdtigkeit 


Siche ə Bezugsberuf. 


Blockierung 


Die sog. Blockierungen, besser Dysfunktionen, sind unspezifische semi- 
obğektive und untersucherabhingige manualmedizinische Befunde. Es 
handelt sich um reversible Funktionsstörungen der Gelenke im Sinne von 
Bevvegungseinschrainkungen und eingeschrinktem Gelenkspiel. Soge- 
nannte Blockierungen finden sich - das ist unter Manualmedizinern völlig 
unstreitig und vielfach veröffentlicht - weit verbreitet bei sog. Gesunden. 
Sie sind also kein krankheitsspezifischer Befund. Sie sind insbesondere 
kein verletzungsspezifischer Befund. Die aus sog. Blockierungen resultie- 
renden Funktionseinbuften sind variabel, Steht ein Unfallzusammenhang 
zur Diskussion, ist Mindestvoraussetzung Beschvverdefreiheitvor dem Un- 
fall und die Behebbarkeit der Blockierungen/Funktionsstörungen. Sind 
Blockierungen nicht behebbar, ist deren morphologisches Substrat, die 
Erkrankung/Verletzung, zu sichern. 


o Cave 


Die ə herrschende Meinung lehnt diesen Begriff ab (z. B. Leitlinie: 
Begutachtung der Halsvvirbelsaulendistorsion). 


Blutalkoholkonzentration (BAK) 


Die Blutalkoholkonzentration ist relevant für die ə Schuldfahigkeit im 
Strafrecht ($$ 20, 21 StGB) und daran anknüpfend für den Straftatbestand 
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des Vollrauschs ($ 323a StGB), für die Fahigkeit, am Strafenverkehr teilzu- 
nehmen ($$ 315a, 315c, 316 StGB, $ 24a StVG), für die VVirksamkeit von 
VVillenserklürungen ($ 105 BGB) und für den Versicherungsschutz ($ 5 
Abs. 1 Nr. 5 KİzPfIVV, Ziff. 5.1.1 AUB 99 ff.). 
Die Schuldfahigkeit im Strafrecht bedarf einer Finzelfallprüfung. 
Ab einer Grenze von 296o BAK kann von einer verminderten Schuld- 
fahigkeit, ab einer Grenze von 396o von Schuldunfahigkeit ausgegan- 
gen werden, vyobei dann aber der Gefahrdungstatbestand des Voll- 
rauschs greift. 
Das Verkehrsstrafrecht geht aktuell von folgenden Grenzen aus: 
Ab einer Grenze von 0,396o BAK ist relative Fahruntauglichkeit als 
Kraftfahrer gegeben, wenn weitere Anhaltspunkte, z. B eine unsi- 
chere Fahrvveise, hinzukommen. 
Bei einer Blutalkoholkonzentration von 0,5-1,196o besteht als 
Kraftfahrer relative Fahruntauglichkeit ($ 24a SONG), eine Ord- 
nungsvvidrigkeit, bei der vveitere Anhaltspunkte - z. B. langsame, 
unsichere Fahrvveise - vorliegen müssen, um Fahruntauglichkeit 
($ 316 StGB) anzunehmen. 
Ab einer Blutalkoholkonzentration von 1,196o gilt der Kraftfahrer 
als absolut fahruntauglich. Beim Radfahrer liegt die Grenze 
aktuell bei 1,696o, vvobei davon auszugehen ist, dass diese in 
Zukunft weiter gesenkt werden wird, Beim FuSgönger liegt die 
absolute Grenze der Verkehrstauglichkeit bet 296o. 
Ist die freie VVillensbestimmung völlig ausgeschlossen, sind rechts- 
geschaftliche Erklarungen nichtig. 


Die Rechtsprechung zum Versicherungsvertragsrecht hat die Grenzen des 
Verkehrsstrafrechts übernommen. Ab 296o wird von einer unvviderlegbaren 
Bevvusstseinsstörung ausgegangen. 


Body-Mass-index (BMI) 


Der BMI berechnet sich aus dem Körpergevvicht İkgl dividiert durch das 
Quadrat der Körpergröfte Im? Die Formel lautet: 
Body-Mass-Index — Körpergevvicht geteilt durch Körpergröfte in m?: 


eir FE TEel 
L lm?) 


Die Einheit des BMI ist demnach keim? 


ER Brillenausgleich 


m Normbereiche 
Als Normbereich für Männer elt ein Wert zwischen 20 und 25, für Frauen 
zvvischen 18,5 und 24. Im Bereich von 24/25 bis 30 spricht man von Über- 
gevvicht, ab 30 von Adipositas (Fettleibigkeit), die in Fünferschritten einge- 
teilt wird: 

Adipositas 1 BM130-35 

Adipositas 11 — BMI 36-40 


Brillenausgleich 


Besonderheit der ? Privaten Unfallversicherung. 
Die unfallbedingte Funktionsbeeintrachtigung eines Auges ist stets nach 
der ? Gliedertaxe zu bemessen ($ 71. (2) c) AUB 88/94 baw Ziff. 2.1.2.2.2 
AUB 99 ff.). Grundsützlich werden in der PUV im Gegensatz zur GUV bei 
der Bemessung von Unfalifolgen exogene, abnehmbare Hilfsmittel wie 
Orthesen, Prothesen, orthopüdische Schuhe nicht berücksichtigt. Von die- 
sem Grundsatz gibt es seit dem Urteil des BGH vom 27.04.1983 (TVa ZR 
193/81) nur eine Ausnahme, nämlich den sog. Brillenausgleich. Ist der 
Versicherte zur günzlichen oder teilvveisen VViederherstellung der unfall- 
bedingten Sehfahigkeit (Visus) auf eine Sehhilfe (Brille, Kontaktlinse) 
angevviesen, so erhält er für dese Erschvvernis/Unbill einen Invaliditüts- 
zuschlag. Dieser ist nach Gramberg-Danielsen/ Thomann (əDer Augen- 
arztc, 1983, S. 407 ff.) vrie folgt zu bemessen: 

306 Invaliditat bei geringen bis mittelgradigen Korrekturen 

(bis 4-.10/-13 dpt) und mit 

596 Invaliditat bei hochgradigen Korrekturen (über -10/-13 dpt). 


Der Zuschlag (Brillenausgleich) ist jedoch nur dann gerechtfertigt, wenn 
die Sehhilfe unfallbedingt benötigt vvird. VVar der Versicherte bereits vor 
dem Unfall auf eine Brille oder Kontaktlinse angevviesen, besteht kein An- 
spruch auf einen Ausgleich, wenn die unfallbedingt notvvendige geringfü- 
gige Anderung der Glüser keine nennensveerte neue Belastung für den 
Betroffenen darstellt (BGH, Urteil vom 27.04.1983 - TVa ZR 193/81). 
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Broca-lndex 


Der Broca-Index ist ein Maf$ zur Berechnung des Normalgevvichts einer 
Person. Er vvurde von Paul Broca, einem französischen Arzt, Chirurgen 
und Anthropologen (1824-1880), entwickelt, Das Normalgevvicht berech- 
net sich (grob) aus der Körperlönge in cm minus 100 £ kg. 


mporm ” (L- 100 cm) z 


Bruchlast 


Kraft (Reifökraft), die erforderlich ist, um z. B. eine Sehne zur Dehiszenz 
(Zerrei$ung) zu bringen, Sie wird in Newton (N) gemessen (z. B. Muskel. 
kraft). 
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O Springer-Verlag GmbH Deutschland 2018 
E Ludolph, Arztliche Begutachtung von A-Z 
https://doi.org/10.1007/978-3-662-55867-6, 3 


Conditio sine qua non 


Notvvendige Bedingung, ohne die etwas anderes nicht eintreten kann, Be- 
dingung im medizinisch-naturvvissenschaftlichen Sinn. Grundlage der 
ə Kausalitüt und feder ə Kausalitatstheorie. 


əÇurriculare Fortbildungc 


Von der Bundesörztekammer erarbeitete strukturierte Fortbildung zur 
Erlangung der Bezeichnung ? əMedizinische Begutachtungx. Der dafür 
erforderliche Grundlagenkurs umfasst derzeit (Stand yuli 2017) die Module 
LI und DI mit insgesamt 64 Stunden, die z. B. von den Landesörztekam- 
mern angeboten vverden. 
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O Springer-Verlag GmbH Deutschland 2018 
E Ludolph, Arztliche Begutachtung von A-Z 
https://doi.org/10.1007/978-3-662-55867-6, 4 


Darlegungslast, sekundöre 


Der Begriff hat nur Bedeutung in Rechtsgebieten, in denen der z Beibrin- 
gungsgrundsatz gilt, also nur im Zivilrecht. yede Partei leet den Sachverhalt 
dar - ste bringt ihn bei — für den sie die ə Bevveislast trügt. In Fallen, in 
denen der Vortrag einer Partei zvvangslaufig pauschal bleiben muss, weil 
sie nicht alle Fakten kennen kann, die nicht bevveisbelastete Partei sie aber 
kennt, trifft die nicht bevveisbelastete Partei die sekundüre Darlegungslast 
- sekundar deshalb, wel die primäre Darlegungslast die bevveisbelastete 
Partei trigt. 


BGH, Urteil vom 12.05.2010 - I ZR 121/08 

Über eine bestimmte IP-Adresse vvurde ein urheberrechtlich geschütztes VVerk un- 
ter Verstofğ gegen den Urheberrechtsschutz zum Download angeboten. Zur Vertei- 
lung der Bevveislast führt der BGH aus: 

əVVird ein geschütztes VVerk der Öffentlichkeit von einer IP-Adresse aus zuganglich 
gemacht, die zum fraglichen Zeitpunkt einer bestimmten Person zugetellt ist, so 
spricht zwar eine tatsachliche Vermutung dafür, dass diese Person für die Rechtsver- 
letzung verantvvortlich ist. Daraus ergibt sich eine sekundare Darlegungslast des 
Anschlussinhabers, der geltend macht, eine andere Person habe die Rechtsverlet- 
zung begangen.c 


Die sekundare Darlegungslast spielt z. B. eine Rolle im Rahmen der arztli- 
chen ? Aufklärung, Sie spielt auch eine Rolle, wenn Ansprüche vvegen Be- 
rufsunfahigkeit geltend gemacht vverden. Auch sovveit der Versicherer die 
Bevveislast trügt, hat der Versicherte dennoch alle Tatsachen vorzutragen, 
die nur er kennen kann, z. B. im Rahmen der ə? Vervveisung auf einen an- 
deren Beruf. 

Fin Lkvv-Fernfahrer wird aufgrund eines Augenleidens berufsunfahig. Er vvechselt zu 
einer Tütigkeit als Hausmeister. Kann er auf dese Tütigkeit konkret vervviesen vver- 
den? İst er also nicht berufsunfahig? 

Die Bevveislast für die konkrete Vervveisbarkeit tragt der Versicherer. Er kann fedoch 
die Einzelheiten der Hausmeistertdtigkeit nicht kennen, wohl aber der Versicherte. 
Dieser ist in diesem Fall darlegungspflichtig. 
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o Cave 


Die sekundare Darlegungslast darf aber nicht zur Umkehr der Bevveis- 
last führen. Es dürfte ausreichen, dass die ernsthafte Möglichkeit ab- 
vveichender Tatsachen aufgezeigt vvird. 


Deckungservveiterung 


Erweiterung der Risiken/Schaden, vvelche eine Versicherung typischervvei- 
se deckt. Die von einer Versicherung typischervveise erbrachten Leistungen 
werden im Rahmen einer Deckungservveiterung ausgedehnt. 

Fin typisches Beispiel ist in der PUV die vkrattanstrengunge (bis zu 
den AUB 88) bo, die 2 xerhöhte Kraftanstrengungc (ab den AUB 88, 
Ziff. 11V AUB 2014), die als Unfall alt, wenn dadurch klar umschriebene 
Gesundheitsschadigungen an Gliedmaften oder VVirbelsaule (Gelenkver- 
renkungen, Zerrungen/Zerreifğungen von Muskeln, Sehnen, Bündern oder 
Kapseln) verursacht werden, vvobei die Aufzahlung abschliefend ist. 


Degeneration 


Es handelt sich um eine Bezeichnung aus der Pathologie (Histologie), um 
eine Störung des Zellstoffvvechsels, z. B. Störung des VVasserhaushaltes der 
Zelle oder abnorme Ansammlungen von Stoffen in der Zelle. Gemeint sind 
Schadigungen der submikroskopischen Strukturen der Zelle, 


o Cave 


İn der Begutachtung sind in der Regel ə Texturstörungen gemelnt, also 
vorzeitige Verinderungen der Grundsubstanz der bradytrophen Ge- 
vvebe, für die - irrig — die Bezeichnung sDegenerationc vervvandt vvird. 


Degradation 


Die ?Degradationx - syn. Degradierung (Herabsetzen/Zurückversetzen) 
- kann die ?əDegenerationc nicht ersetzen, Die Bezeichnung kommt aus 
dem kanonischen Recht, wurde dann in das Beamtenrecht (Militirrecht) 
und für verschiedene naturvvissenschaftliche Prozesse übernommen. Die 
Pathologie versteht darunter den enzymatischen Abbau bestimmter Pro- 
teine (Eivveifğe). 
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Dehiszenz 


Von lat. dehiscere (aufklaffen, sich spalten). Auseinandervveichen, Klaffen 
einer Gevvebestruktur - z. B. eines Meniskus, eines Bandes, einer Sehne, 
einer Gefaf$vvand - ohne Aussage (VVertung) zur Genese. Es handelt sich 
um eine ?neutralex Befundung, an die sich Kausalitatsüberlegungen an- 
schlieSen können. 


əoDeutsche VVirbelsaulenstudiec (DUVVS) 


Fine u. a. aufgrund methodischer Mängel vehement in der Kritik stehende 
von der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) geförderte 
Fall-Kontroll-Studie mit der Intention, das o MDD vveiterzuentvvickeln. 
Die Ergebnisse sowohl der DVVS 1 (2007) als auch der DVVS 2 (Richtveert- 
studie, 2013) sind biomechanisch nicht plausibel und geben keine Veran- 
lassung, die bisherigen Kriterien für die Kausalitatsbegutachtung der 
Berufskrankheit Nr. 2108 (5Bandscheibenbedingte Erkrankung der Len- 
denvvirbelsüulec) in den ə ?Konsensempfehlungen zu öndern. 


DVVS 1 

Die DVVS1 war aber die Begründung für das BSG (Urteil vom 30.10.2007 - 
B 2 U 4/06 Rund Urteil vom 18.11.2008 - B 2 U 14/08), den Grenzwert für den Aus- 
schluss eines Kausalzusammenhangs zvvischen versicherter Exposition und Band- 
scheibenschaden - Berufskrankheit Nr. 2108 — auf die Halfte des durch das MDD 
vorgegebenen əOrientierungsvvertesc (MDD: 25 MNh: DVVS 1:12,5 MNhfür Männer, 
8,5 MNh für Frauen) herabzusetzen. İnsofern steht zur Diskussion, ob nicht auch die 
Konsensempfehlungen überarbeitet werden müssten, was jedoch bisher vom BSG 
nicht angestofğen wurde. 


Diagnoseaufklarung 


Siche z Aufklärung, 


Diagnosefehler 


Der Diagnosefehler bzvv. der Diagnoseirrtum ist eine obyektiv unrichtige 
Diagnose. Da die Symptome einer Krankheit und deren Verlauf haöufig 
varileren, sieht das o Patientenrechtegesetz ($$ 630a - 630h BGB) keine 
Umkehr der Bevveislast bei nicht grobem Diagnosefehler vor. 
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o Cave 


Ein Diagnosefehler sperrt einen ə Befunderhebungsfehler. 


OLG Köln, Urteil vom 20.07.2005 - 5 U 200/04 

Der Beklagte führte bei der Klagerin am 29. April 1998 und am 12. Mai 1998 Krebs- 
vorsorgeabstriche durch, die er jeweils — nicht korrekt - mit PAP II (Normalbefund) 
befundete. Tatsachlich hätten aufgrund dieses Befundes Kontrolluntersuchungen 
erfolgen müssen. Die Fehlinterpretation, die Stellung der falschen Diagnose, vvar 
iedoch kein grober Fehler. 

VVegen persistierender Unterbauchbeschvverden suchte die Klagerin nach über 
7 Monaten einen anderen Gynakologen auf, der sie in eine Klinik übervvies. Dort 
wurde eine Gevvebeentnahme aus dem Gebarmutterhals (Portiokonisation) durch- 
geführt. Die histologische Untersuchung ergab ein Plattenepithelkarzinom. 
Dadurch, dass der erstbehandelnde Arzt irrig von einem Normalbefund des Krebs- 
vorsorgeabstrichs ausging, also einem Diagnoseirrtum unterlag, der iedoch nicht 
grob vvar, war hm die Erkenntnis, dass Kontrollbefunde erforderlich sein würden, 
versperrt. Der Diagnoseirrtum führte also dazu, dass ein Befunderhebungsmangel 
vorlag, der aber durch die falsche Vorstellung des Behandelnden von der Diagnose 
nicht mehr relevant vvurde. 


Der ə VViderruf einer falschen Diagnose (Anspruchsgrundlage $ 1004 
BGB analog ii. V. m. $$ 823 BGB) - z. B. in Gutachten - kann in aller Regel 
nicht verlangt vverden, da es sich um einen Rückschluss aus verschiedenen 
Fakten und damit um ein VVerturteil handelt. 


Diagnoseirrtum 


Siche ə Diagnosefehler. 


Dienstfahigkeit 


Der Begriff zielt auf Beamte (für Bundesbeamte $$ 44 — 49 BBG), Richter 
und Soldaten (im VVeiteren nur noch Beamte), Er beschreibt zum einen die 
gesundheitliche Eignung zur Übernahme aufLebenszeit und ist hierfür eine 
vvesentliche Voraussetzung. Zum anderen beschreibt der Begriff den kör- 
perlichen und geistigen Zustand eines Beamten, der diesen dauerhaft befa- 
higt, die dienstlichen Pflichten seinem Dienstherrn gegenüber zu erfüllen. 
Der Begriff beinhaltet auf der Grundlage des Beamtenrechtsrahmengeset- 
zes, des Bundesbeamtengesetzes und der entsprechenden Landesgesetze 
die gesundheitliche Eignung für die aktuelle oder vorgesehene Tütig- 
keit und 
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die Prognose, dass diese gesundheitliche Fignung auch vveiterhin 
besteht und 

der Gesundheitszustand keinen Anlass bietet, einen vorzeitigen Fin- 
tritt der Dienstunfahigkeit befürchten zu müssen. 


Diensttauglichkeit 


Siche ə Dienstfahigkeit. 


Dienstunfall 


Rechtsbegriff des Beamtenrechts, des Richterrechts und des Rechts der 
Soldaten - geregelt teils in Bundes- teils in Landesrecht, die jedoch in den 
vvesentlichen Punkten keine Abvveichungen erkennen lassen. Die Legal- 
definition lautet: 


$ 31 Beamte 

əDienstunfall ist ein auf aufŞerer Einvvirkung beruhendes, plötzliches, örtlich und 
zeitlich bestimmbares, einen Körperschaden verursachendes Ereignis, das in Aus- 
übung oder infolge des Dienstes eingetreten ist.c 


Es gilt die o Kausalitötstheorie des Sozialrechts, die Bedingungs- 
theorie. 
Es gilt das x Bevveismaf$ des Zivilrechts. 


Die Einschatzung der dienstunfallbedingten MdE richtet sich - in Abhin- 
gigkeit vom VVortlaut - teils nach den 2 Versorgungsmedizinischen 
Grundsötzen ($ 30 Abs. 16 BVG). $ 35 Abs. 1 Satz 2 BeamtVG verveeist auf 
das BVG, das vviederum auf die Versorgungsmedizinischen Grundsatze 
vervveist. Teilvveise wird vertreten, es selen die MdE-Erfahrungsvverte der 
GUV maf$geblich. 

Aus mehreren Dienstunfallen resultiert eine (Gesamt-)MdE 

($ 35 Abs. 2 BeamtVG). 

Fin ə Unfallausgleich wird erst ab einer MdE von 2596 gewährt 

($ 35 Abs. 1 Satz 1 BeamtVG). 


o Cave 


Klarungsbedürftig ist im Dienstunfallrecht die Zuordnung von dienst- 
lichem Ereignis und unfallbedingtem Erst-Körperschaden zur haf- 
tungsbegründenden undroder haftungsausfüllenden Kausalitat und 
damit letztlich das anzuvvendende ə? Bevveismaf3. Der Bayerische Ver- 
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vvaltungsgerichtshof (Beschluss vom 15.02.2016 - 14 ZB 14.1016) zahlt 
den Kausalzusammenhang zvvischen dienstlichem Ereignis und Erst- 
Körperschaden zur haftungsausfüllenden Kausalitüt, vvendet als Be- 
vveismaf3 dennoch $ 286 ZPO an, verlangt also den Vollbevveis. Für die 
haftungsausfüllende Kausalitat gelten fedoch grundsatzlich Bevveis- 
erleichterungen ($ 287 ZPO). 


Dienstunfallrecht 


Das Dienstunfallİrecht ist Teil des Beamtenrechts (Vervvaltungsrecht). Bund 
und Länder haben eigene Gesetze, je nachdem ob Bundesbeamte oder 
Landesbeamte betroffen sind, die aber keine für den örztlichen Gutachter 
relevanten Unterschiede aufvveisen. 


Distorsion 


Der Begriff (lat. distortio — Verdrehung/Verrenkung) ist in der Literatur 
nicht einheitlich definiert und wird nicht einheitlich benutzt. Teilvveise 
wird er nur als Beschreibung des Hergangs/Ablauis einer indirekten öuŞe- 
ren Krafteinvvirkung, also pathomechanisch, verstanden, vvahrend er in der 
taglichen Praxis der Unfalİchirurgie/Orthopadie als Diagnose (Zerrung/ 
Verstauchung, z. B. ICD 10:93 ,Luxation, Verstauchung und Zerrung der 
Gelenke und Bünder in Höhe des oberen Sprunggelenkes und des Fuftesc) 
benutzt vvird. 

Der Begriff ist zwar reserviert für eine stattgehabte Gelenkverletzung 
— und zvvar des Kapsel-Band-Apparates. Er ist aber zu ungenau, da die 
əSchvverec (Teilriss/vollstandiger Riss) sich aus der Diagnose əDistorsionc 
nicht ableiten lasst, sodass grundsützlich ein Zusatz - z. B. mit oder ohne 
Stabilitatsverlust des Gelenkes - erforderlich ist. 


o Cave 


Gutachtlich muss erläutert werden, ob der Begriff əDistorsionc ledig- 
lich als Pathomechanismus oder als Diagnose verstanden vvird, vvobei 
letztere prözisiert vverden muss. 


Dokumentation, aörztliche 


Es handelt sich um eine geordnete Sammlung von sprachlichen, fotografi- 
schen oder gegenstindlichen Belegen über die Entvvicklung einer örztli- 
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chen Behandlung. Die Verpflichtung zur örztlichen Dokumentation ist 
festgelegt in $ 630f BGB und z.B. in $ 28 Abs. 1 RÖV, $ 85 StrİSchV. Die 
Verpflichtung zur Dokumentation sieht auch $ 10 der (Muster- )Berufsord- 
nung vor. 

Die örztliche Dokumentation soll den Behandlungsverlaufim VVesent- 
lichen nachvollziehbar machen und eine sachgerechte Mit- und VVeiterbe- 
handlung des Betroffenen ohne unnötige Doppeluntersuchungen/-Be- 
handlungen ermöglichen. Was im Finzelnen zu dokumentieren ist, ergibt 
sich aus der Aufzahlung in $ 630f BGB. Dn Versto$ gegen die o Doku- 
mentationspflicht und/oder die o Aufbevvahrungspflicht führt zur Um- 
kehr der Bevveislast ($ 630h BGB). 


BGH, Urteil vom 13.02.1996 - VI ZR 402/94 

Zu dokumentieren und zu archivieren ist ein EKG. Kann dieses nicht mehr vorgelegt 
werden, tragt der Arzt die Bevveislast dafür, dass bestimmte Befunde - entgegen 
der Behauptung des Betroffenen - nicht zur Darstellung kommen. 


Dokumentationspflicht 


Pflicht zur Niederlegung von Fakten, sodass sie yederzeit reproduzierbar 
sind. Besondere Bedeutung kommt der Dokumentationspflicht im Arzt- 
haftpflichtrecht zu. Nach $ 630f Abs. 2 BGB sind sin der Patientenaktec zu 
dokumentieren sämtliche aus fachlicher Sicht für die derzeitige und künf- 
tige Behandlung vvesentlichen Maf$nahmen und deren Ergebnissec, ?ins- 
besondere die Anamnese, Diagnosen, Untersuchungen, Untersuchungser- 
gebnisse, Befunde, Therapien und ihre VVirkungen, Eingriffe und ihre 
VVirkungen, Finvilligungen und Aufklarungen. Arztbriefe sind in die Pa- 
tientenakte aufzunehmenc. 

VVird gegen diese Verpflichtung verstoften, gilt im Arzthaftpflichtrecht 
der nicht dokumentierte Inhalt als nicht durchgeführt. 


$ 630h Abs. 3 BGB 

əHat der Behandelnde eine medizinisch gebotene vvesentliche Mafönahme und ihr 
Ergebnis entgegen $ 630f Abs.1 oder Abs. 2 nicht in der Patientenakte aufgezeich- 
net oder hat er die Patientenakte entgegen $ 630f Abs. 3 nicht aufbevvahrt, vvird 
vermutet, dass er diese Mafğnahme nicht getroffen hat.c 


o Cave 


Mit der Dokumentationspflicht korrespondiert das ə Einsichtsrecht 
des Patienten. 
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Doppelblindstudie (randomisiert) 


Gebildet werden einzelne Gruppen in der Regel zwei —, die vvahllos/zu- 
fallig (randomisiert - von engl, ?randomizec) zusammengestellt sind, von 
denen vveder die Teilnehmer noch der Studienleiter Kenntnis davon haben, 
zu welcher Gruppe der einzelne Teilnehmer gehört. Durch dieses Studien- 
design soll eine Studienverfalschung durch positive oder negative Ervvar- 
tungen des Studienleiters (Rosenthal-Effekt) oder der Studienteilnehmer 
(Havvthorne-Effekt) vermieden werden. 


DRG (Diagnosis Related Groups) 


DRG lautet die Abkürzung für ?diagnosis related groupsc (diagnosebe- 
zogene Fallgruppen). Im Jahre 2003 in Deutschland eingeführtes Klassifi- 
kationssystem (Fallpauschalensystem) für ein pauschaliertes Abrech- 
nungsverfahren, mit dem Krankenhausfalle anhand von Haupt- und 
Nebendiagnosen, Prozedurencodes und demographischen Variablen 
(Leistungsbezeichnern) Fallgruppen zugeordnet vverden und als Abrech- 
nungsgrundlage dienen. 

Die Pauschalen stellen ein konsensbasiertes Umlagemodell dar. Die 
Leistungserbringer müssen ihre VVirtschaftlichkeit in erster Linie durch 
eine entsprechend hohe Anzahl von Einzelfallen sicherstellen und können 
keine Einzelmaf6nahmen mehr abrechnen. 


DSM (Diagnostic and Statistical Manual of 
Mental Disorders) 


Das Diagnostic and Statistical Manual of Mental Disorders, der diagnosti- 
sche und statistische Leitfaden psychischer Störungen, wird seit 1952 von 
der Amerikanischen Psychiatrischen Gesellschaft (American Psychiatric 
Association, APA) herausgegeben. Das DSM:5, die 5. Auflage, wurde im 
Mai 2013 veröffentlich und löst die 4. Auflage (DSM-IV) aus dem /ahre 
1994 ab. Der Zusatz TR, also DSM-TIV-TR, bezieht sich auf eine ? Textrevi- 
sionc aus dem lahr 2003. 


o Cave 


İnsbesondere zu psychischen Störungen vvird von der Rechtsprechung 
angemahnt, diese nach dem gültigen Diagnosemanual zu prüfen und 
zu zitieren. 
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BSG, Urteil vom 09.05.2006 - B 2U 1/05 R) 

əAngesichts der zahlreichen in Betracht kommenden Erkrankungen und möglicher 
Schulenstreite sollte dese Feststellung nicht nur begründet sein, sondern aufgrund 
eines der üblichen Diagnosesysteme und unter Vervvendung der dortigen Schlüssel 
und Bezeichnungen erfolgen, damit die Feststellung nachvollziehbar ist.c 


Duldungspflicht 

Verpflichtung, eine bestimmte Handlung oder einen Fingriff zu dulden, 
z. B.die Entnahme einer Blutprobe ($ 81a StPO) bei Verdacht auf Trunken- 
heit im Strafeenverkehr ($ 316 StGB). 


Dysfunktion 


Siche ə Blockierung. 


ei E 


O Springer-Verlag GmbH Deutschland 2018 
E Ludolph, Arztliche Begutachtung von A-Z 
https://doi.org/10.1007/978-3-662-55867-6, 5 


Eigenbevvegung 


Allein auf dem Willen des Ausführenden beruhende kontrollierte und 
koordinierte Bevvegungen. 

Manifestiert sich durch eine Eigenbevvegung ein Gesundheitsschaden, 
so ist dieser in der GUV nicht versichert. Es fehlt das son auften auf den 
Körper einvvirkende Ereignisc ($ 8 Abs. 1 Satz 2 SGB VID. 


BSG, Urteil vom 29.11.2011 - B2U 10/11R 

Ein S-Bahn-Zugführer, ohne dass festgestellt vverden konnte, dass er vvegen eines 
den Bahnkörper passierenden Fuf$gangers dazu gezvvungen vvar, was er aber be- 
hauptete, unternahm eine Vollbremsung der mit noch geringer Geschvvindigkeit 
fahrenden S-Bahn unmittelbar vor Einfahrt in den S-Bahnhof. Nachfolgend machte 
er psychische Folgen dieses Vorgangs als arbeitsunfallbedingten Gesundheitsscha- 
den geltend. 

Das BSG verneinte einen Arbeitsunfall bereits an der Tatbestandsvoraussetzung 
yunfallereignisc bzvv. şaufğeres Ereignisc. Der Bremsvorgang allein stelle kein von 
aufğen auf den Körper einvvirkendes Ereignis dar (RdNr. 15). Das Erfordernis der Ein- 
vvirkung von auBten sel nämlich nicht gegeben bei Unfallen, die auf aus dem Men- 
schen selbst kommenden Ereignissen beruhen (RdNr. 16 mit vveiteren Hinvveisen). 
əSolange der Versicherte — wie hier — in seiner von ihm gevvollt herbeigeführten 
Einvvirkung und damit in seiner Eigenbevvegung nicht beeintrachtigt ist, wirkt kein 
duferes Ereignis auf seinen Körper.c 

Nicht die Aufenvvelt habe auf den Versicherten eingevvirkt. Dieser habe vielmehr 
seinerseits auf die S-Bahn eingevvirkt. 


Bezug genommen vird ausdrücklich auf das nachfolgend zitierte Urteil des 
BGH zur Privaten Unfallversicherung. 

In der PUV ist die Figenbevvegung grundsützlich ebenfalls nicht versi- 
chert (Ziff. 1.3 AUB 2014: ?plötzlich von auften auf ihren Körper vvirken- 
des Ereigniss). 
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BGH, Urteil vom 23.11.1988 - IVa ZR 38/88 

Ein 58-iihriger Mann hob eine schvvere Mörtelvvanne, leerte sie planmalfSig aus und 
stellte sie ab. AnschlieS8end konnte er sich schmerzbedingt nicht mehr bewegen. 
Kernspintomographisch vvurde ein Bandscheibenvorfall als Ursache für das Be- 
schvverdebild gesichert, der nachfolgend operativ entfernt wurde. 

Der Unfallzusammenhang vvurde verneint mit folgender Begründung (RdNr. 8): 
əDie Kraftanstrengung, die der Klager bei dem Anheben der Mörtelvvanne unter- 
nommen hat, vvariin ihrem ganzen Verlauf eine vvillensgesteuerte Eigenbevvegung.c 
əSolange der Einvvirkungsgegenstand nicht in unervvartete Bewegung gerat und 
solange der Einvvirkende nicht in seiner gevvollten Einvvirkung und damit in seiner 
Eigenbevvegung - etvva durch Straucheln oder Ausgleiten - beeintrachtigt ist, wirkt 
kein duŞeres Ereignis auf seinen Körper ein. 


Die ə Deckungservveiterung nach Ziff. 1.4 AUB 2014 (Musterbedingun- 
gen) versichert jedoch unter bestimmten Bedingungen die z xerhöhte 
Kraftanstrengunge, 


o Cave 


Einzelne private Versicherungsunternehmen versichern grundsatzlich 
Eigenbevvegungen (Abvveichung von den Musterbedingungen). Prob- 
lematisch ist dann jedoch die ə Mitvvirkung von Krankheiten und Ge- 
brechen, die bis zum Ablauf des bedingungsgemaf: vereinbarten Zeit- 
raums (fe nach Vereinbarung 2 bzw. 3 lahre nach dem Unfall, 

Ziff. 9.2 AUB 2014) stets gegen 10006 gehen vvird. 


Eignung, generelle 


Die Adüquanztheorie - ? Kausalitötstheorie des Zivilrechts - setzt die ge- 
nerelle Fignung zwischen Ursache und Wirkung voraus, und zwar aus der 
Sicht ex post. 

Im Sozialrecht (Berufskrankheitenrecht) spielt die generelle Fignung 
dann eine Rolle, vvenn es um den Zusammenhang einer beruflichen Belas- 
tung (z. B. einer Zvvangshaltung) mit einem bestimmten Schadensbild 
(z. B. Bandscheibenschaden, BK 2109) geht (BSG, Urteil vom 18.06.2013 
-B206/12R) 


Einsichtsfahigkeit 


Fahigkeit eines nicht geschaftsfahigen Jugendlichen (unter 18 Jahre) oder 
Ervvachsenen aufgrund seiner geistigen Entvvicklung, die Bedeutung einer 
Handlung oder Entscheidung zu erkennen und die Verantvvortung dafür 
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zu übernehmen. Sie ist z. B. von Bedeutung für die z Einvvilligung in eine 
örztliche Behandlung ($ 630d BGB) und für die Verantvvortlichkeit für den 
einem Dritten zugefügten Schaden ($ 828 BGB). 


Einsichtsrecht 


$ 630g BGB 

(1) Dem Patienten ist auf Verlangen unverzüglich Einsicht in die vollstandige, ihn 
betreffende Patientenakte zu gevvahren, sovveit der Einsichtnahme nicht erhebliche 
therapeutische Gründe oder sonstige erhebliche Rechte Dritter entgegenstehen. 
Die Ablehnung der Einsichtnahme ist zu begründen. $ 811 ist entsprechend anzu- 
vvenden. 

(2) Der Patient kann auch elektronische Abschriften von der Patientenakte verlan- 
gen. Er hat dem Behandelnden die entstandenen Kosten zu erstatten. 

(3) İm Fall des Todes des Patienten stehen die Rechte aus den Absatzen 1 und 2 zur 
VVahrnehmung der vermögensrechtlichen Interessen seinen Erben zu. Gleiches gilt 
für die nächsten Angehörigen des Patienten, sovveit sie immaterielle Interessen gel- 
tend machen. Die Rechte sind ausgeschlossen, sovveit der Einsichtnahme der aus- 
drückliche oder mutmabğlliche Wille des Patienten entgegensteht.c 


Das Einsichtsrecht wurde bereits im lahr 2006 durch das Bundesverfas- 
sungsgericht bestatigt (BVerfG, Beschluss vom 09.01.2006 - 2 BvR443/02). 

Die Einsichtnahme in die Behandlungsunterlagen kann durch Finsicht 
oder Herausgabe entsprechender Kopien erfolgen. Die Herausgabepflicht 
bezieht sich grundsützlich nicht auf die Originalurkunden, sondern Kopien 
oder ggf. Abschriften derselben. 


m Kopierkosten 

Pro Seite dürfen je nach Aufvvand (Fertigung der Kopien) maximal 50 Cent 
verlangt vverden (Richtvvert 30-50 Cent): der Arbeitsaufvvand (Heraus- 
suchen der Akten etc.) kann nicht berechnet werden, weil dieser durch die 
Verpflichtung zur Finsichtgevvihrung erfasst ist. 


s Portokosten 

Angesetzt werden können die üblichen, nicht aber überhöhte Porto- bzv. 
Versandkosten. Fin Anspruch auf Zusendung der Unterlagen besteht nicht, 
verlangt werden kann /edoch, dass die Kopien bereitgehalten werden. 


u Lesbarkeit 

Die angefertigten Kopien müssen ebenso wie die Originalaufzeichnungen 
für den Patienten (oder dessen Bevollmaöchtigten) lesbar und auch für 
Laien nachvollziehbar sein. Umgekehrt muss nicht jeder Fachterminus 
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oder jede Abkürzung aufgeschlüsselt werden. Kein Anspruch besteht hin- 
gegen auf eine angefertigte Abschrift. VVird eine solche von Patienten an- 
gefordert und erstellt, so sind die Kosten vom Patienten zu tragen. 


m Vollstandigkeit der Unterlagen 

Die Akte ist volİstandig zu kopieren oder als Original vorzulegen. Patienten 
können eine schriftliche Erklarung verlangen, dass die überlassene Kopie 
volİstandig und richtig ist. 


Einvvilligung 


$ 630d Abs.1 Satz 1 BGB 
əVor Dürchführung einer medizinischen Maf$6nahme, insbesondere eines Eingriffs in 
den Körper oder die Gesundheit, ist der Behandelnde verpflichtet, die Einvvilligung 
des Patienten einzuholen.c 


Die Einvvilligung ist ein Rechtfertigungsgrund. Fehlt sie, ist der Eingriffin 
Deutschland eine grundsützlich strafbare Körperverletzung. Zur Finvvilli- 
gung ist keine Geschaftsfahigkeit erforderlich. Einvvilligen kann also auch 
eine unter 18-yahrige Person, vvobei die nötige Finsichtsfahigkeitab 14 lah- 
ren vom Behandelnden ernsthaft zu prüfen ist. Die Finvilligung setzt zu 
ihrer VVirksamkeit voraus, dass sie frei von VVissens- und VVillensmöngeln 
ist (subiektive Voraussetzung). Der yugendliche muss also in der Lage sein, 
die Folgen seiner Finvvilligung zu übersehen und entsprechend zu handeln. 

Die Einvrilligung setzt vveiter voraus, dass sie sich auf ein Rechtsgut 
bezieht, über das der Finvvilligende verfügen kann (obiektive Vorausset- 
zung). Eltern können also nicht über die körperliche Unversehrtheit ihres 
Kindes verfügen, vvenn dieses selbst einvvilligungsfahig ist. Bei örztlichen 
Fingriffen setzt dies voraus, dass der Einvvilligende von einem Behandeln- 
den (Arzt), der die durchzuführende Maf$nahme in allen Finzelheiten 
kennt, hinreichend aufgeklart ist ($ 630d Abs. 2). Die Bevveislast dafür, dass 
eine vvirksame Einvvilligung vorliegt, trigt der Behandelnde ($ 630h 
Abs. 2 BGB). 


Einvvilligung, mutmafiliche 


$ 630d Abs.1 Satz 4 BGB 

əKann eine Einvvilligung für eine unaufschiebbare Maf$nahme nicht rechtzeitig ein- 
geholt vverden, darf sie ohne Einvvilligung durchgeführt vverden, vvenn sie dem 
mutmaf chen Willen des Patienten entspricht.c 


Einvvirkungskausalitat Eë E 


Voraussetzungen sind also: 

die Einvilligungsunfahigkeit des Rechtsgutinhabers, 

die Unaufschiebbarkeit der Mafğnahme und 

die Übereinstimmung mit dem hypothetischen Willen des Rechisgut- 
inhabers. 


Ein nach einer Schadel-Hirn-Verletzung bevvusstloser Mann wird mit einem instabi- 
len Halsvvirbelverrenkungsbruch mit neurologischer Symptomatik stationär einge- 
liefert. Der instabile Halsvvirbelbruch erfordert die sofortige operative Stabilisie- 
rung, En anstelle des Verletzten zur Einvvilligung ?Berechtigterc ($ 630d Abs.1 
Satz 2 BGB) ist unbekannt. Es liegt keine Patientenverfügung vor. Auszugehen ist 
von der mutmafiichen Einvvilligung in die operative Stabilisierung des Halsvvirbel- 
verrenkungsbruchs. 


Einvvirkungskausalitat 


Begriff des Berufskrankheitenrechts, eingeführt durch das BSG (Urteil 
vom 02.04.2009 - B2U 9/08 R). Als Finvvirkungskausalitat wird der Zu- 
sammenhang zvischen versicherter Tütigkeit und Finvirkung - z. B. dem 
Heben/Tragen schvverer Lasten vvahrend versicherter Tatigkeit und der 
Einvvirkung auf die Bandscheiben (BK Nr, 2008) - bezeichnet. Die Einvvir- 
kungskausalitüt ist nicht zu vervvechseln mit der ə haftungsbegründenden 
Kausalitit, weil zB körperliche Arbeit nicht zvvangslaufig zu einem Ge- 
sundheitsschaden führt. Nur ein geringer Teil der Versicherten, die z. B. 
langiahrig schwere Lasten heben und/oder tragen, erleiden eine bandschei- 
benbedingte Erkrankung der Lendenvvirbelsüule. 

Die Einvvirkungskausalitüt, also der Zusammenhang zwischen ver- 
sicherter Tatigkeit und als möglichervveise schadigend zu diskutierende 
Einvyirkung auf den Versicherten, wird in der Regel vermutet (furistische 
VVertung), es sei denn, es liegen Hinvveise auf konkurrierende Ursachen 
vor. Die haftungsbegründende Kausalitüt, der Zusammenhang zwischen 
Einviirkung und ? Gesundheitsschaden, bedarf demgegenüber einer be- 
sonderen Begründung (Bevveismaf ist die hinreichende VVahrseheinlich- 
keit). Die Einvvirkungskausalitöt hat im Berufskrankheitenrecht im Rah- 
men der Prüfung des Kausalzusammenhangs den gleichen Stellenvvert wie 
die ə Unfallkausalitaüt (besser Ereigniskausalitüt) im Arbeitsunfallrecht 
(Gesetzliche Unfallversicherung). 
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əEinzelc-MdE 


Sinnvoller Hilfsbegriff, kein Rechtsbegriff, in der Gesetzlichen Unfallver- 
sicherung und im Dienstunfallrecht. Wenn Unfallfolgen oder Folgen einer 
Berufskrankheit/dienstlich verursachten Krankheit auf verschiedenen 
Fachgebieten vorliegen, z. B. internistischem, urologischem und neurolo- 
gischem Gebiet, ist in jedem Fachgebiet die ə Einzelx-MdE einzuschaützen 
und dann vom sog. Hauptgutachter in der Gesamtschau die ə əGesamtc- 
MdE. 

Steht eine 5 vvesentliche Anderung zur Diskussion, ist es wichteg, dass 
bei Überprüfungen der ?Gesamtc-MdE die Gutachter in den einzelnen 
Fachgebieten die Anderungen sorgfaltig aufführen. Auch wenn in den ein- 
zelnen Fachgebieten keine vvesentliche Anderung der ?Einzelx-MdE (5596) 
vorliegt, kënnen unveesentliche Anderungen in den einzelnen Fachgebie- 
ten insgesamt eine ? vvesentliche Anderung bedingen. 


o Cave 


Der Hilfsbegriff meint nicht iede einzelne Unfallfolge, sondern die Ge- 
samtheit der Unfallfolgen auf einem Fachgebiet. 


Elongation 


Die durch einvvirkende Zugspannung bis zu einer Dehiszenz (Riss) einer 
Sehne bzvv. eines Bandes eingetretene Dehnung (Lingeninde- 
rung/? Verlangerungx) in Prozent. 


Empfehlungen 


Im Medizinrecht unverbindliche rechtliche Ratschlage. 

Empfehlungen können aber die z herrschende Meinung vviedergeben. 
Empfehlungen hat z. B. die Arbeitsgemeinschaft Medizinrecht der Deut- 
schen Gesellschaft für Gynaükologie und Geburtshilfe herausgegeben əzur 
Abfassung von Gutachtenc. 

Empfehlungen (früher: Merkblatter) werden auch die von der Deut- 
schen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) und vom Spitzenverband 
der landvvirtschaftlichen Sozialversicherung (LSV-SpV) herausgegebenen 
Anleitungen für die Begutachtung von Berufskrankheiten genannt: 

Reichenhaller Empfehlung (BK Nr 1315 lohne Alveolitis), Nr. 4301, 

Nr. 4302), 

Königsteiner Empfehlung (BK Nr. 2301 - Lürmschvverhörigkeit), 


Entschadigung, vorlaufige və E 


Bochumer Empfehlung (BK Nr 4101 - Silikosen), 

Bamberger Empfehlung (BK Nr 5101 - Hauterkrankungen und 
Hautkrebserkrankungen), 

Falkensteiner Empfehlung (BK Nr. 4103, 4104, 4105, 4114 - 
Asbestosen). 


VVissenschaftliche Empfehlungen werden auch vom ə? Arztlichen Sachver- 
stündigenbeirat ?Berufskrankheitenc beim Bundesministerium Arbeit und 
Soziales (BMAS) erstellt zur Einführung oder Anderung einer 3 Berufs- 
krankheit (x Merkblatt). Sie sind unverbindlich. Sie sollen die herrschende 
Meinung vviedergeben. 


Entgeltfortzahlung 


Arbeitnehmer haben nach mindestens 4-vvöchiger Beschaftigung bei ei- 
nem Arbeitgeber im Krankheitsfall Anspruch auf Entgeltfortzahlung in 
voller Höhe durch den Arbeitgeber für die ersten 6 Wochen der krankheits- 
bedingten Arbeitsunfahigkeit. Geregelt ist ie im ?Gesetz Ober die Zahlung 
des Arbeitsentgelts an Feiertagen und im Krankheitsfallc (Entgeltfortzah- 
lungsgesetz, EntgFG) an Arbeiter, Angestellte und Auszubildende, zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 16.07.2015. Geregelt ist auSerdem die Absiche- 
rung von Heimarbeitern im Krankheitsfall, die Verpflichtung zur Vorlage 
einer ə Arbeitsunfahigkeitsbescheinigung und zur Angabe einer Dritthaf- 
tung, damit der Arbeitgeber ggf. Regress nehmen kann. 


Enthesiopathie 


(ICD 10: M46.00, M76.08, M77.08.) 
Übergeordnete Bezeichnung für ansatznahe Sehnenerkrankungen (gr. en- 
thesis — Ansatz, pathos — Leiden), Gleichbedeutend mit Tnsertionstendo- 
pathie. 

Gutachtlich wird die Bezeichnung höufig, nicht korrekt, für vorzeitige 
Verinderungen der Sehnen insgesamt benutzt. 


Entschadigung, vorlaufige 
Rechtsbegriff der Gesetzlichen Unfallversicherung. Gemaf$ $ 62 Abs.1 


SGB VII soll der Unfallversicherungstrüger während der ersten 3 lahre 
nach dem Versicherungsfall die Rente als vorlaufige Entschödigung festset- 
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zen, wenn der Umfang der MdE ooch nicht abschlieftend festgestellt vver- 
den kann, Innerhalb der ersten 3 lahre ?kann die MdE federzeit ohne Rück- 
sicht auf die Dauer der Verinderung neu festgestellt vverdene, also ohne 
Rücksicht auf die Dauer der bisherigen Md E, sofern eine ? veesentliche 
Anderung (5596) eingetreten ist. 


o Cave 


Siehe x Rente auf unbestimmte Zeit. 


Entschadigungsrecht, Soziales (SER) 


Teil des Sozialrechts. Entschadigt wird der z Grad der Schödigungsfolgen 
(GdS), für diese mafigeblich sind die z Versorgungsmedizinischen 
Grundsütze. Erforderlich ist ein Antrag des Geschadigten. Es gelten die 
ə Kausalitötstheorie (5 Bedingungstheorie) und die Bevveisregeln des 
Sozialrechts mit Ausnahme der ? Kannversorgung. Entschaödigt werden 
besondere Opfer, für die die Gemeinschaft (der Staat) einsteht. Ausgangs- 
punkt ist der Aufopferungsgedanke. Menschen, die sich für die Gemein- 
schaft aufgeopfert haben bzvv. die Finvvirkungen ausgesetzt sind, für die 
der Staat die Verantvvortung tragt, vverden von diesem aus Steuermitteln 
entschadigt. 

Das SER entstand nach dem 1. VVeltkrieg im Rahmen der Kriegsopfer- 
versorgung. Rechtsgrundlage war das Reichsversorgungsgesetz, dessen 
vvesentliche Toile in das 1950 kodifizierte Bundesversorgungsgesetz über- 
Dommen wurden, 

Die in der Übersicht zusammengefassten Gesetze sind Teil des SER, die 
dort genannten Betroffenen erhalten darüber Leistungen. 


Gesetze, die Teil des SER sind, sovvie die entsprechenden Leis- 
tungsbezieher 
es Bundesversorgungsgesetz (BVG): Kriegsopfer und ihre Hinterbliebe- 
nen, zuletzt geändert durch das Bundesteilhabegesetz (B7HG) von 
23.12.2016 
“ Soldatenversorgungsgesetz (SVG): Soldaten bzvv. ehemalige Solda- 
ten und ihre Hinterbliebenen 
Zivildienstgesetz (ZDG): Zivildienstleistende bzvv. ehemalige Zivil- 
dienstleistende und ihre Hinterbliebenen 
: Opferentschadigungsgesetz (OEG): Opfer von Gevvalttaten und ihre 
Hinterbliebenen 
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İnfektionsschutzgesetz (IfSG): Impfgeschadigte und ihre Hinter- 
bliebenen 

“ Bundesentschadigungsgesetz (BEG): Opfer des Nationalsozialismus 
und ihre Hinterbliebenen 

“ SED-Unrechtsbereinigungsgesetz (SED-UnBerG): Politiseh Verfolgte 
in der ehemaligen DDRund ihre Hinterbliebenen 
Strafrechtliches Rehabilitierungsgesetz (StrRehaG): Betroffene 
rechtsvvidriger Verfolgungsmaf$nahmen der ehemaligen DDR und 
ihre Hinterbliebenen 
Vervvaltungsrechtliches Rehabilitierungsgesetz (VvRehaG): Betrof- 
fene von rechtsvvidrigen Vervvaltungsentscheidungen der ehemali- 
gen DDRund ihre Hinterbliebenen 
Hiftlingshilfegesetz (HHG): Personen, die aus politischen Gründen 
aufserhalb der BRD in Gevvahrsam genommen vverden und ihre 
Hinterbliebenen 


o Cave 


Geplant ist die Eingliederung des Sozialen Entschadigungsrechts in 
das Sozialgesetzbuch als SGB XIII, 


Epidemiologie 


VVissenschaftsdisziplin, deren Aufgabe es ist, die Verbreitung von Krank- 
heiten in einer Population zu untersuchen. Epidemiologische Methoden 
werden in der Arbeitsmedizin angevvandt, um Erkenntnisse Ober Ursache- 
VVirkung-Beziehungen zu gewinnen z. B. bei der Kodifizierung von Be- 
rufskrankheiten und deren Prövention. 


Ereignis, dufğeres 


Ereignis kommt von althochdeutsch sirougenc, neuhochdeutsch veräu- 
genc, vor Augen stellen. Verlangt vvird also ein beobachtbares Geschehen, 
sodass der Zusatz ?von aufenc ($ 8 Abs. 1 Satz 2 SGB VII) bzv.. sauf äufie- 
rer Einvvirkung beruhendesc ($ 31 Abs. 1Satz 1 BeamtVG) eigentlich über- 
flüssig ist. 

Es handelt sich um einen spezifischen Rechtsbegriff der GUV und des 
Dienstunfalİrechts. Es reichen alltagliche Vorgönge, wie z. B. Stolpern, aus, 
Es muss sich aber um einen Störfaktor gehandelt haben. Das Ereignis muss 
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also den geplanten, gevvollten, physiologischen Ablauf gestört haben. Der 
Zusammenhang zvvischen versicherter/dienstlicher Tütigkeit und Ereignis 
wird in der neueren Rechtsprechung des BSG als ə Unfallkausalitüt 
bezeichnet, die, vvenn keine Anhaltspunkte für eine Alternativursache 
bestehen, vermutet wird, Der Zusammenhang zvvischen Ereignis und Ge- 
sundheitsschaden/Körperschaden wird vom BSG als ə haftungsbegrün- 
dende Kausalitüt bezeichnet. 


o” Cave 


lm Dienstunfallrecht wird zumindest teilvveise (Bayerischer Vervval- 
tungsgerichtshof, Beschluss vom 15.02.2016 - 14 ZB 14.1016) die 
Unfallkausalitat des Sozialrechts als haftungsbegründende Kausalitat 
bezeichnet und die haftungsbegründende Kausalitüt des Sozialrechts 
als haftungsausfüllende Kausalitat. Problematisch ist dies für das le- 
vveilige ə Bevveismal$, das dem Zivilrecht - $ 286 ZPO (Strengbevveis 
bei haftungsbegründender Kausalitat) und 287 ZPO (hinreichende 
VVahrscheinlichkeit bei haftungsausfüllender Kausalitat ) - entspricht. 


Erfahrungssatz 


Siche ? Erkenntmnisstand. 


Ergos 


Ergos ist ein Arbeitssimulationsverfahren zur Bevvertung der Finsatzfahig- 
keit eines Probanden. Als ə Assessment-System zur Bestimmung der Rest- 
leistungsfahigkeit ist es besonders zur Testung der körperlichen Leistungs- 
fahigkeit geeignet. 

Ergos bietet die Möglichkeit, an 5 Arbeitsstationen über 240 Aufgaben 
und deren Ablaufe zu simulieren. Insgesamt werden 42 Finzelparameter 
bevvertet. Etvva die Halfte davon bezieht sich auf Fahigkeiten der Kraftaus- 
übung. Hinterlegt ist im Gerät eine EDV-gestützte Datenbank mit ca. 
14.000 analysierten Titigkeiten aus den unterschiedlichsten Branchen. Die 
beim Probanden ermittelten VVerte können mit dieser Datenbank abgegli- 
chen werden, sodass ein Fignungsprofil erstellt werden kann. 

Das System wird übervviegend zur Beantwortung der Frage nach der 
VViedereingliederung in das Berufsleben eingesetzt. 
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Erkenntnisstand, medizinischer, allgemeiner 


Es handelt sich um ein im ə?  Freibevveis zu ermittelndes vollvvertiges Be- 
vveismittel. Quellen sind z. B. ? Leitlinien, vvissenschaftliche Begründun- 
gen des ə Arztlichen Sachverstündigenbeirats beim Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales (BMAS), Konsensempfehlungen, Begutachtungs- 
empfehlungen sowie die ə herrschende Meinung. Der allgemeine medizi- 
nische Erkenntnisstand ist höchstrichterlich nachprüfbar, wenn das Tatsa- 
chengericht einen bestehenden Erfahrungssatz nicht berücksichtigt oder 
einen tatsöchlich nicht existierenden Erfahrungssatz anvvendet. 


Erkrankung, arbeitsbedingte 


Erkrankungen, die verursacht oder mit verursachtsind durch negative Ein- 
flüsse des Arbeitsplatzes. Definiert wurde der Begriff im Arbeitssicher- 
heitsgesetz (ASiG) von 1973. Die arbeitsbedingten Erkrankungen errei- 
chen nicht die rechtliche Qualititvon ? Berufskrankheiten. Sie fallen nicht 
unter den Schutz der Gesetzlichen Unfallversicherung. 


Ermittlungsrecht 


Der örztliche Gutachter hatin Bezug auf den nicht-medizinischen Sachver- 
halt, die o Anknüpfungstatsachen, kein eigenes Ermittlungsrecht. 


S 404a Abs. 3 ZPO 
əBei streitigem Sachverhalt bestimmt das Gericht, welche Tatsachen der Sachver- 
standige der Begutachtung zugrunde legen soll.c 


Die nicht-medizinischen Tatsachen (Hergang/ Ablauf) sind dem Gutachter 
expressis verbis vom Auftraggeber vorzugeben. Erfolgt das nicht, ist der 
Sachverhalt zugrunde zu egen, wie er sich aus der Akte ergibt. Ergeben sich 
aus der Akte VVidersprüche oder teilt der Betroffene anlüsslich der infor- 
mativen Befragung am Untersuchungstag einen anderen Sachverhalt mit, 
sollte der Gutachter vor Abgabe der Beurteilung den Auftraggeber darauf 
hinvveisen und um eine bindende Vorgabe des Sachverhalts nachsuchen. 
Gegebenenfalls kann eine alternative Beurteilung erfolgen. Keinesfalls darf 
der örztliche Gutachter aus eigenem Impetus nur von dem Sachverhalt 
ausgehen, der ihm vom Probanden geschildert wird, 

Gegen die gesetzliche Vorgabe vvird in praxi hüufig verstofen, was die 
Neutralitat des Gutachters belastet und die Vervvertbarkeit des Gutachtens 
in Frage stellt. 
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Saarlöndisches OLG, Beschluss vom 11.03.2008 - 5 VV 42/08-16 

əDas Befangenheitsgesuch gegen einen gerichtlich bestellten Sachverstandigen ist 
begründet, vvenn dieser seinen Gutachtenauftrag dadurch überschreitet, dass er 
eine dem Gericht vorbehaltene Bevveisvvürdigung vornimmt und seiner Beurtei- 
lung nicht vorgegebene Anknüpfungstatsachen zu Grunde legt.c 


o Cave 


Bei Kausalitatsgutachten vviderspricht es der gesetzlichen Vorgabe und 
dem Neutralitatsgebot des Gutachters, den nicht-medizinischen Sach- 
verhalt vom Probanden zu erfragen und der Beurteilung zugrunde zu 
legen. 


Erstbemessung 


Rechtsbegriff der Privaten Unfallversicherung, geregelt in $ 187 VVG und 
Ziff. 2.1.1.1 und 9 AUB 99 ff. 

VVird der Anspruch auf eine Versicherungsleistung anerkannt oder ei- 
nigen sich beide Parteien, jet dies die Erstbemessung des ?Grades der Inva- 
liditatc, der slüngstens bis zu 3 Jahre nach dem Unfallc, xerneut örztlich 
bemessen werden Kann, o Neubemessung (Ziff. 9.4) AUB 99 ff.). Fehlt 
diese Erstbemessung, kann eine Neubemessung nicht erfolgen (BGH, 
Urteil vom 01.04.2015 - TV ZR 104/13 in Bezug auf den Erstbemessungs- 
zeitpunkt korrigiert durch BGH, Urteil vom 18.11.2015 - IV ZR 124/15). 
Die Erstbemessung hatzu erfolgen bezogen aufəden Zeitpunkt des Ablaufs 
der vereinbarten Invalidititseintrittsfristk (BGH, Urteil vom 18.11.2015: 
Vereinbart waren 18 Monate nach dem versicherten Ereignis). 

Zur Beurteilung herangezogen werden kënnen jedoch salle bis zur 
letzten mündlichen Verhandlung eingetretenen Umstindec. z Dies bedeu- 
tet lediglich, dass auf der Grundlage des Erkenntnisstandes im Zeitpunkt 
der letzten mündlichen Tatsachenverhandlung rückschauend eine Be- 
trachtung vorzunehmen ist, ob sich bezogen auf den Zeitpunkt des Ab- 
laufs der vereinbarten Invaliditatseintrittsfrist (hier 18 Monate) bessere 
tatsachliche Finsichten zu den Prognosegrundlagen bezüglich des Fin- 
tritts der Invaliditat und ihres Grades eröffnen, nicht dagegen, ob spätere, 
unvorhersehbare gesundheitliche Entvvicklungen die Prognoseentschei- 
dung im Nachhinein verindern.e 


Nach einer Dehiszenz (Zusammenhangstrennunqg) der Achillessehne streiten Versi- 
cherung und Versicherungsnehmer über die Höhe der unfalibedingten Invaliditdt. 
Der nach 5 Jahren beauftragte Gutachter hat, wenn die Erstbemessung zur Diskus- 
sion steht, abzustellen auf den Zustand zum Zeitpunkt des Ablaufs der vereinbarten 
Invaliditatseintrittsfrist (in der Regel 18 Monate) ausgehend vom Kenntnisstand 
nach 5 lahren, vvobei letztlich der Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung 
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entscheidend ist. VVar der Heilungsverlauf bis zum Ablauf von 18 Monaten kompli- 
kationslos, ist mit Komplikationen bei dieser Gesundheitsschadigung nicht mehr zu 
rechnen. İst es dennoch nach 2 12 lahren im Rahmen z.B. einer vveiteren Verletzung 
zu Komplikationen infolge der Narbenbildung gekommen, ist dies seine unvorher- 
sehbare gesundheitliche Entvvicklungç, die nicht in die Erstbemessung eingeht. 
Die 3-lahres-Frist der Ziff. 9.4 der AUB 99 ff. als Grenze für die Bemessung der unfall- 
bedingten Invaliditat kommt nur für die Neubemessung zum Tragen, die ihrerseits 
iedoch die Erstbemessung voraussetzt. Fehlt dese, gilt für deren Feststellung die 
Frist von 18 Monaten, ohne dass eine Neubemessung zu erfolgen hat. 


Erstschaden 


Siche ə Verletzungserfolg, erster. 


Ervverbsfahigkeit 


Ervverbsfahigkeit ist die Fahigkeit eines Menschen, sich unter Ausnutzung 
der Arbeitsgegebenheiten, die sich ihm nach seinen Kenntnissen, seinen 
körperlichen und geistigen Fahigkeiten im gesamten Bereich des vvirt- 
schaftlichen Lebens (5 Allgemeiner Arbeitsmarkt) bieten, einen Erwerb zu 
schaffen. 


Ervverbsminderung 


Sie ist die entscheidende Voraussetzung für den Bezug einer Rente aus der 
ə Gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) vor Erreichen der gesetzlichen 
Altersgrenze. 
Voraussetzungen sind: 
Funktionseinbuften durch Krankheit, Gebrechen oder Unfall, 
die für nicht absehbare Zeit andauern, vvorunter - angelehnt an $ 101, 
Abs. 1 SGBVI - ein Zeitraum von Ober 6 Monate verstanden wird. 
Aufgrund der Funktionseinbuften ist es dem Versicherten unmöglich, 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt unter den üblichen Bedingungen 
tötig zu sein, 
für bestimmte Stunden (volle/teilvveise Ervverbsminderung). 


m Volle Ervverbsminderung 
Voll ervverbsgemindert ist, vver vvegen Krankheit oder Behinderung 
aufğerstande ist, unter den üblichen Bedingungen des Arbeitsmarktes 
mindestens 3 Stunden ervverbstütig zu sein ($ 43 Abs. 2 SGB VT). 
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Fine Rente wegen voller Ervverbsminderung erhalt auch ein Arbeits- 
loser mit einem Leistungsvermögen von 3 bis unter 6 Stunden, wenn 
er sein Leistungsvermögen aufgrund der Arbeitssituation nicht in 
Ervverbseinkommen umsetzen kann. 

Volle Ervverbsminderung ist auch dann gegeben, wenn die o VVege- 
fahigkeit fehlt. 


mn Teilvveise Ervverbsminderung 
Teilweise ervverbsgemindert ist, wer wegen Krankheit oder Behinde- 
rung auberstande (et, unter den üblichen Bedingungen des Arbeits- 
marktes mindestens 6 Stunden tüglich ervverbstütig zu sein ($ 43 Abs.1 
SGB VT), 
Teilweise ervverbsgemindert wegen z Berufsunfahigkeit ist auch, wer 
vor dem 02.01.1961 geboren ist ($ 240 Abs. 1 SGB V1) und im bis- 
herigen (Facharbeiter-)Beruf oder in einer ahnlichen Tütigkeit nur 
unter 6 Stunden arbeiten kann. 


m Fehlende Ervverbsminderung/volle Ervverbsfahigkeit 
Voll ervverbsfahig ist, wer unter den üblichen Bedingungen des allge- 
meinen Arbeitsmarktes mindestens 6 Stunden taüglich ervverbstütig 
sein kann ($ 43 Abs. 3 SGB VT. 


Die Begutachtung erfasst nach den Regeln der z ICF (International Clas- 
sification of Functioning, Disability and Health), die jedoch über die 
Anforderung der GRV durch Berücksichtigung der Kontextfaktoren hin- 
ausgeht, die positiven und negativen Leistungsmerkmale unter Berück- 
sichtigung aller gesundheitlichen Finschrankungen und ermittelt daraus 
die Leistungsfahigkeit des Antragstellers im Ervverbsleben. 


o Cave 


Die sErvverbsminderungc des Rentenrechts darf nicht vervvechselt vver- 
den mit der ə Minderung der Ervverbsfahigkeit (MdE) im ə Dienstun- 
fallrecht und in der 2 Gesetzlichen Unfallversicherung. 


Ervverbsunfahigkeit 


Dis 2001 Begriff der o Gesetzlichen Rentenversicherung, ab 2001 ersetzt 
durch ə Ervverbsminderung ($$ 43 — 45 SGB VD. 

Die privaten Versicherungsunternehmen bieten einen Versicherungs- 
schutz bei Ervverbsunfahigkeit an. 
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Ervverbsunfahigkeit, völlige 


Rechtsbegriff der GUV. Die ə MdE ($ 56 SGB VII) setzt ə Ervverbsfahig- 
keit zum Zeitpunkt des Unfalls voraus. 


SG Aachen, Urteil vom 20.11.2003 - S9U 21/02 

əFür die Frage der völligen Ervverbsunfahigkeit kommt es nicht nur auf die Verhalt- 
nisse des allgemeinen Arbeitsmarktes an. lm Sinne des Unfallversicherungsrechts 
ervverbsfahig sind auch gebrechliche Personen in sozial geschützten oder geförder- 
ten Arbeitsverhaltnissen im Rahmen ihrer begrenzten Arbeitsmöglichkeiten. Dazu 
gehören Beschaftigte in Behindertenvverkstatten.c 

əBestand schon vor dem Unfall völlige Ervverbsunfahigkeit, ist deren weitere Minde- 
rung unmöglich. Völlige Ervverbsunfahigkeit im Sinne der Unfallversicherung liegt 
vor, wenn die Fahigkeit fehlt, trotz Nutzung aller nach den Kenntnissen und Fahig- 
keiten gegebenen Arbeitsmöglichkeit im gesamten VVirtschaftsleben noch nen- 
nensvverten Verdienst zu erzielen a 


Ist der Versicherte völlig ervverbsunfahig und erleidet er dann einen versi- 
cherten Unfall, kann eine unfallbedingte MdE nicht mehr eingeschitzt 
werden, weil eine Minderung der völligen Ervverbsunfahigkeit nicht denk- 
bar ist. 

Fine vor Eintritt der völligen Ervverbsunfahigkeit bereits bestehende 
MdE kann sich fedoch versehlimmern, auch vvenn zvvischenzeitlich völlige 
Ervverbsunfahigkeit gegeben ist, denn die MdE ist unmittelbare Folge des 
Arbeits-/VVegeunfalls bzvv. des Versicherungsfalls Berufskrankheit. Finzu- 
schätzen ist also immer bezogen auf die Ervverbsfahigkeit zum Zeitpunkt 
des Versicherungsfalls (BSG-Urteil vom 17.03.1992 - 2 RU 20/91, Bac, 
Urteil vom 24.02.1977 - 8 RU 58/76, Bd. 43, Seite 208 ff., a. A. für den Fall, 
dass zunächst keine rentenberechtigende MdE gegeben vvar: BSG, Urteil 
vom 27.02.1973 - 5 RKnU 8/71). 


o Cave 


Völlige Ervverbsunfahigkeit ist nicht identisch mit einer MdE von 10096 
und nicht identisch mit völliger ə Ervverbsminderung in der z Gesetzli- 
chen Rentenversicherung und mit Berufsunfahigkeit in der — Privaten 
Berufsunfahigkeitsversicherung. 


Evaluation der funktionellen Leistungsfahigkeit 
(EFL) 


Ergonomisches o Assessment-Verfahren zur Testung/Bevvertung (Eva- 
luation) des individuellen Leistungsvermögens - bezogen auf die Anfor- 
derungen des Arbeitsmarkts. Durch den Finsatz von standardisierten all- 


ER Evidenz 


tags- und arbeitsrelevanten Testaufgaben wird die arbeitsplatzbezogene 
Belastbarkeit des Probanden festgestellt. 

Der Proband durchlauft einen Parcours von 29 Standardsituationen 
(Heben und Tragen von Lasten, Überkopfarbeit, Gangsicherheit, Ge- 
schicklichkeit usvv.) als Leistungstest für eine realitatsgerechte Beurteilung 
der physischen Arbeitsmöglichkeit nach Verletzungen/Erkrankungen. Die 
EFL erlaubt eine detaillierte Erfassung der physischen Fühigkeiten und 
Defizite zur Planung der beruflichen Rehabilitation, aber auch zur ? Vali- 
dierung der Teilhabedefizite im Rahmen der MdE-Bevvertung. 

Susan Isernhagen entvvickelte in den 1980er Jahren in den USA dieses 
System, das in Europa durch die Schweizer Arbeitsgemeinschaft für Reha- 
bilitation (SAR) eingeführt wurde, Die Ergebnisse sind allerdings vveitge- 
hend von der Mitvvirkungsbereitschaft des Probanden abhingig. 


Evidenz 


Bezeichnet die VVertigkeit, die Klarheit von Aussagen, die durch vvissen- 
schaftliche Erkenntnisse untermauert sind. In der Medizin bezieht sich 
Evidenz auf nachgevviesene VVirksamkeit, auf durch Bevveismaterial ge- 
stützte Heilkunde/Behandlung (evidenzbasierte Medizin — vevidence- 
based-medicinec, EBM). 
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O Springer-Verlag GmbH Deutschland 2018 
E Ludolph, Arztliche Begutachtung von A-Z 
https://doi.org/10.1007/978-3-662-55867-6, 6 


Facharztstandard 


Facharzt ist in Deutschland deryenige Arzt, der eine mehryahrige, gegen- 
wärte und gemät EU-Vorgaben (Richtlinie 2005/36 ECG) in Vollzeit min- 
destens 5-yahrige VVeiterbildung absolviert und mit einer Facharztprüfung 
vor einer Landesirztekammer erfolgreich abgeschlossen hat. 

Facharztstandard verlangt nicht die formelle Zulassung zum Facharzt. 
Erforderlich sind aber ein entsprechendes VVissen und eine entsprechende 
Übung. Sind das Wissen und die Übung eines Facharztes nicht vorhanden 
und kommt es bei einer Behandlung zu einem Zvvischenfall, so muss der 
Arzt beweisen, dass sein fehlendes Konnen bzv.. seine fehlende Übung 
nicht ursöchlich für die fehlgeschlagene Behandlung war ($ 630h 
Abs. 4 BGB). 


Fahrlassigkeit, einfache/grobe 


nu Einfache Fahrlössigkeit 


276 Abs.2 BGB 
əFahrlassig handelt, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt aufer Acht lasste, 
ohne dass die Folgen der Tat vom eigenen Willen umfasst sind (5 Vorsatz). lm Zivil- 
recht setzt dies voraus: 
obyektive Vermeidbarkeit der Tatfolgen, 
obyektive Voraussehbarkeit des rechts- beziehungsvveise pflichtvvidrigen 
Handelns und der sich daraus ergebenden Folge, 
obyektive Zumutbarkeit eines alternativen Verhaltens. 


Zivilrecht: 
Wer am Rechtsverkehr teilnimmt (rechtlich oe ist), muss sich 
darauf verlassen, dass der andere Teilnehmer die obfektiv erfor- 
derliche Sorgfalt aufbringt. Es kommt also nicht darauf an, ob der 
andere Teilnehmer subyektiv dazu in der Lage ist. 
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Strafrecht: 
Im Strafrecht ist der Fahrlassigkeitsbegriff nicht definiert. Er lehnt 
sich an $ 276 Abs. 2 BGB an, wobet entscheidend die subyektive 
Vermeidbarkeit, Voraussehbarkeit und Zumutbarkeit eines alter- 
nativen Verhaltens ist oder anders ausgedrückt: Fahrlassigkeit 
bedeutet ein zwar nicht aktuell vorhandenes, aber dem "Täter in 
der konkreten Situation gleichvvohl potenziell erlangbares nicht 
nur Tat-, sondern auch Unrechtsbevvusstsein und die suby/ektive 
Möglichkeit zu einem alternativen Verhalten. 


m Grobe Fahrlaüssigkeit 

Sie ist gesetzlich nicht definiert. Sie wird angenommen, wenn die im recht- 
lichen Verkehr erforderliche Sorgfalt in ungevvöhnlich hohem Mafte ver- 
letzt wurde oder wenn naheliegende Überlegungen nicht angestellt vrur- 
den. 


Fall-Kontroll-Studie 


Die Studie besteht aus zvvei Gruppen: Die erste Gruppe umfasst die Er- 
krankten (əFallc), die zvveite Gruppe sog. Gesunde (ə Kontrollo). Gefragt 
wird danach, ob die Gruppe der Erkrankten anderen/besonderen Risiken 
ausgesetzt war als die Gruppe der sog. Gesunden. 

Diese Studienform wird einmal dadurch entvvertet, dass die Vergleich- 
barkeit der Gruppen nicht gegeben ist, zum anderen dadurch, dass sie auf 
dem Erinnerungsvermögen beider Gruppen beruht. Im Gegensatz zu 
ə Kohortenstudien werden Zusammenhünge durch Beobachtung der Ver- 
gangenheit geprüft. 


o Cave 


Derartige Studien geben Hinvveise darauf, dass bestimmte Risiken zu 
bestimmten Erkrankungen führen. Ein Ursache-VVirkungs-Zusammen- 
hang lösst sich daraus aber nicht ableiten. 


Folgeschaden 


Mit Folgeschaden ( Schaden, mittelbarer) wird ein Schaden bezeichnet, 
der nicht unmittelbar aus der schüdigenden Handlung resultiert, sondern 
sich erst aus der Rechtsgutsverletzung ergibt. 


Unfallfolge ist ein VVirbelbruch. Folgeschaden ist der Verdienstentgang. 
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Als Folgeschaden bezeichnet werden zwar auch die aus dem VVirbelbruch 
resultierenden Folgen, wie z. B. eine Bevvegungseinschrinkung im Bereich 
der VVirbelsaule. 


Fotodokumentation 


Siche ə? Photodokumentation. 


Freibevveis 


Fine zulassige, fedoch nicht ausdrücklich geregelte Form des Bevveises. Er 
bedeutet, dass das Gericht ohne Bindung an das förmliche Bevveisverfahren 
und die gesetzlichen Bevveismittel (Strengbevveis) alle Erkenntnisquellen, 
die ihm zur Verfügung stehen, zur Klürung der bevveisbedürftigen Tat- 
sachen heranziehen kann. Für den arztlichen Gutachter ist der Freibevveis 
vor allem relevant, wenn ? Erfahrungssötze oder der allgemeine medizini- 
sche Erkenntnisstand zur Diskussion stehen. 

In der ZPO gilt der Freibevveis vor allem zur Klärung von Fragen des 
Prozessrechts. 


Fristen 


Als Frist bezeichnet man einen Zeitraum vor, innerhalb und nach dem ein 
bestimmtes Ereignis eintreten oder eine bestimmte Rechtshandlung vorge- 
Dommen werden soll, Die Fristberechnung regeln die $$ 186, 187 ZPO, auf 
die andere Verfahrensordnungen verweisen, 


Funktionsbeeintrachtigung 


Grundsützlich elt, dass örztliche Begutachtung Funktionsbegutachtung 
und nicht Befundbegutachtung ist. Maf$geblich ist, wie sich die klinischen, 
bildtechnischen, elektrophysiologischen, laborchemischen, intraoperati- 
ven und histologischen Befunde funktionell ausvvirken. 

In der ? Privaten Unfallversicherung wird seit den o AUB 88 nicht 
mehr von əs vollstöndiger/teilvveiser Gebrauchsunfahigkeit gesprochen, 
sondern von Funktionsunfdhigkeit bzvv. Funktionsbeeintrüchtigung. 
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Funktionseinbufğe 


Siche ə Funktionsbeeintröchtigung. 


Funktionsunfahigkeit 


Siche ə Funktionsbeeintröchtigung. 
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O Springer-Verlag GmbH Deutschland 2018 
E Ludolph, Arztliche Begutachtung von A-Z 
https://doi.org/10.1007/978-3-662-55867-6, 7 


Gebrauchsunfahigkeit, vollstandige/teilvveise 


Dis zu den z AUB 88 wurde dem Verlust einer Gliedmafte oder eines Sin- 
nesorgans die volİstindige Gebrauchsunfahigkeit gleichgestellt. Anstelle 
der Gebrauchsunfahigkeit wird seit den AUB 88 der Begriff der ə ?Funk- 
tionsunfahigkeitc vervvendet, ohne dass damit eine inhaltliche Anderung 
verbunden ist. Dementsprechend wurde der Terminus əteilvveise Ge- 
brauchsunfahigkeitc, ein in sich vvidersprüchlicher Begriff, durch ə ?Funk- 
tionsbeeintröchtigungx ersetzt. 

Unverandert gilt, dass bei Teilverlust und Funktionsbeeintrüchtigung 
der entsprechende Teil des für den Verlust festgelegten Prozentsatzes 
LS Gliedertaxe) angenommen vird. 


Gebrechen 


Rechtsbegriff der z AUB. 

əDauernder, abnormer Gesundheftszustande, ?der eine einvvandfreie Aus- 
übung der normalen Körperfunktion (teilvveise) nicht mehr zulasstx (DCH, 
Beschluss vom 08.07.2009 - TV ZR 216/07). Bim Gebrechen kann zu Leis- 
tungskürzungen der Privaten Unfallversicherung führen (Partialkausalitüt 
ə Kausalitötstheorien). 


BGH, Beschluss vom 08.07.2009 -— IV ZR 216/07 

Der Klager hatte vvahrend des Bestehens einer Unfallversicherung bei der Beklag- 
ten im lahr 2000 einen Riss des vorderen Kreuzbandes links erlitten. Eine Invaliditat 
wurde damals nicht festgestellt. lm lahr 2004 erlitt er eine erneute schvvere Verlet- 
zung im Bereich des linken Kniegelenkes. Bel der dadurch bedingten Invaliditat 
vvirkte die Instabilitat bedingt durch das Fehlen des vorderen Kreuzbandes zu 2506 
mit. 

Maf3geblich war Ziff. 3 der AUB 2000:5Haben ... Gebrechen bei der durch ein Unfall- 
ereignis verursachten Gesundheitsschadigung oder deren Folgen mitgevvirkt, min- 
dert sich im Falle einer Invaliditat der Prozentsatz des Invaliditatsgrades ... entspre- 
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chend dem Anteil ... des Gebrechenss. In Umsetzung der obigen Definition geht 
der BGH von einem Gebrechen auş, əselbst wenn der Kreuzbandiss nicht standiger 
rztlicher Behandlung bedurfte und dem Klager keine vveiteren Beschvverden verur- 
sachteç, wel er xan der Instabilitat und Bevvegungseinschrankung des linken Knie- 
gelenks mitgevvirkt hate, sTragt - wie hier - eine früher erlittene Körperverletzung 
auch ohne zvvischenzeitliche Beschvverden zur Verstarkung der gesundheitlichen 
Folgen eines spateren Unfalls bei, so ist darin ein Gebrechen im genannten Sinne zu 
sehenc, 


Ohne dass Kritik am Ergebnis der Entscheidung geübt werden soll, deren 
Ergebnis zutreffend ist, stellt sich die Frage, ob ein fehlendes vorderes 
Kreuzband, dessen Fehlen vollstindig kompensiert ist, als Gebrechen 
bezeichnet werden kann. Unter Gebrechen vvird in aller Regel eine an- 
dauernde (körperliche, gesundheitliche) Beeintrichtigung verstanden, die 
sich ohne Funktionseinbufen kaum begründen lisst. Unter diesem Ge- 
sichtspunkt vvüre der Begriff der Krankheit zu diskutieren. 


Gegenbevveis 


Gegenbevveis ist die Erschütterung der richterlichen Überzeugung von der 
Richtigkeit der Bevveistatsachen der Partei, die im Zivilprozess die ə Be- 
vveislast tragt. 

Gegenbevveis ist auch möglich gegenüber Bevveisvermutungen ($ 292 
ZPO) und gegenüber einem gerichtlichen Gestindnis ($ 290 ZPO). 


Gehstrecke 


Siche o VVegefahigkeit 


Gelegenheitsursache 


Begriff der Gesetzlichen Unfallversicherung für das Fehlen einer vvesentli- 
chen Ursache aus dem versicherten Bereich, Die versicherte Tütigkeit ist 
zwar Bedingung im medizinisch-naturvvssenschaftlichen Sinn, Sie ist aber 
nur zufallige Gelegenheit für die Manifestation des Gesundheitsschadens. 

Das Gegenteil der Gelegenheitsursache ist die vvesentliche (Teil-)Ursa- 
che aus dem versicherten Bereich. Das Begrifispaar Gelegenheitsursache/ 
vvesentliche (Teil-)Ursache entspricht dem Begriffspaar physiologisch (be- 
stimmungsgem35)/unphysiologisch (nicht bestimmungsgemaif). Der 
durch unphysiologische Belastung aus dem versicherten Bereich verur- 
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sachte Gesundheitsschaden ist vvesentlich durch dese verursacht. Eine 
Gelegenheitsursache ist zu verneinen. 


LSG Baden-VVürttemberg, Urteil vom 23.03.2012 -L 8 U 884/11 

Der Klager, ein angestellter Glaser, hob am 18.01.2010 eine 120 kg schvvere Sicher- 
heitsglasscheibe mit 3 Helfern auf das Dach einer Pergola. Er hielt die aufgestellte 
Scheibe mit der rechten Hand an der oberen Kante und mit der linken Hand an der 
unteren Kante, Bis zur Höhe des Pergoladaches hatte er keine Probleme Als er die 
Scheibe auf das Dach auflegen vvollte, vvinkelte er den linken Arm an. Dabei ver- 
spürte er eine Funktionsminderung. Dennoch gelang es ihm, die Scheibe auf das 
Dach aufzulegen. Nachfolgend vvurde ein Bizepssehnenschaden diagnostiziert. Der 
Bizepssehnenschaden wat, wenn man beli physiologischer Belastung überhaupt 
von einem ə Unfall ausgehen vvill, Folge einer Gelegenheitsursache. 


Genesungsgeld 


Nach den z AUB versicherte nicht selbststindige Leistungsart der z Priva- 
ten Unfallversicherung,. Sie kann nur in Verbindung mit dem ? Kranken- 
haustagegeld vereinbartvverden. Der Anspruch entsteht mit der Entlassung 
aus dem Krankenhaus. Es vvird für die gleiche Anzahl von Kalendertagen 
- höchstens fedoch für 100 Tage - gezahlt, für die Krankenhaustagegeld 
geleistet wurde (Ziff. 2.5.2 AUB 2014). Fine Abstufung des Genesungsgel- 
des (für den 1.-10. Tag 10006, für den 11.-20. Tag 5096, für den 21.-100. 
Tag 2596) sehen die AUB 99 ff. nicht mehr vor. 

Stirbt der Versicherte im Krankenhaus, kommt es also nicht mehr zu 
einer .Genesunge, kann kein Genesungsgeld beansprucht werden, 


o Cave 


Die ə Mitvvirkung von Krankheiten und Gebrechen ist beim 
Genesungsgeld zu berücksichtigen. 


Gerichtsbescheid 


Die Entscheidung eines Rechtsstreits durch Gerichtsbescheid ist vorgese- 
hen in $ 105 SGG, in $ 90a FGO und in $ 84 VvvGO. Der Gerichtsbescheid 
ist wie ein Urteil zu begründen und hat grundsützlich die VVirkung eines 
Urteils. Er ergeht ohne mündliche Verhandlung, əvvenn die Sache keine 
besonderen Schvvierigkeiten tatsüchlicher oder rechtlicher Art aufvveist 
und der Sachverhalt geklart ste ($ 105 SGG). Alle drei Verfahrensordnun- 
gen schen vor, dassiim Anschluss ap den Gerichtsbescheid innerhalb seines 
Monatsc die mündliche Verhandlung beantragt werden kann, Die Mög- 
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lichkeit einer Entscheidung durch Gerichtsbescheid hat vor allem gebüh- 
renrechtliche Folgen. 


əGesamtc-MdE 


Ein sinnvoller Hilfsbegriff, kein Rechtsbegriff, in der Gesetzlichen Unfall- 
versicherung und im Dienstunfallrecht. Eine ?Gesamte-MdE ist einzu- 
schätzen, wenn Unfallfolgen/Folgen einer Berufskrankheit/dienstlich be- 
dingten Krankheit auf verschiedenen Fachgebieten vorliegen. Die von den 
einzelnen Fachgebieten, z. B. Orthopadie/Unfallchirurgie und Neurologie, 
eingeschatzten ə əEinzelx-MdEen sind dann zu einer ?Gesamtc-MdE zu- 
sammenzufassen. 


Grundsatze, die bei der Bildung einer ?Gesamtc-MdE zu 
beachten sind: 
Sich überlagernde Funktionseinbufğen sind nur einmal einzu- 
schatzen. 
VVirtschaftlich auf den einzelnen Fachgebieten nicht messbare 
Funktionseinbuften können - unter Berücksichtigung der von 
ihnen ausgehenden Funktionseinbufen auf allen Fachgebieten - 
MdE-relevant sein. 
Voneinander völlig getrennte Funktionseinbuften sind nicht 
zvvangslaufig zu addieren. Entscheidend sind die Ausvvirkungen auf 
den Allgemeinen Arbeitsmarkt. 
Versechlimmerungen und Verbesserungen der Funktionseinbufsen 
auf den einzelnen Fachgebieten haben nicht zvvingend Ausvvirkung 
auf die xGesamtc-MdE. 


Gesamtvergütung 


Rechtsbegriff der o Gesetzlichen Unfallversicherung ($$ 75 ff. SGB VII. 

Ist nach einem Unfall durch den Triager der GUV voraussichtlich nur 
eine vorlaufige o Entschödigung zu zahlen, kann diese ?kapitalisiertc vver- 
den und eine Gesamtvergütung gezahlt werden ($ 75 Satz 1 SGBVII): 


əNach Ablauf des Zeitraumes, für den die Gesamtvergütung bestimmt wat, wird auf 
Antrag Rente als vorlaufige Entschadigung oder Rente auf unbestimmte Zeit ge- 
zahlt, wenn die Voraussetzungen hierfür vorliegenx ($ 75 Satz 2 SGBVII). 
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Gesundheit 


Nach der Definition der VVeltgesundheitsorganisation VVHO (1994) ist 
Gesundheit ein Zustand völligen körperlichen, geistigen, seelischen und 
sozialen VVohlbefindens. 


Gesundheit, funktionale 


Siche ə ICF (International Classification of Functioning, Disability and 
Health). 


Gesundheitsamt 


Behörde der Bundeslünder oder Gemeinden zur VVahrnehmung unter- 
schiedlichster Aufgaben der Gesundheitsfürsorge bzvv. -übervvachung: 
ə Amtsörztlicher Dienst, 
Kinder- und Tugendarztlicher Dienst (Schuleingangsunter- 
suchungen), 
Kinder- und Tugendzahnirztlicher Dienst (nicht in jedem Bundes- 
land), 
Gesundheitsberichterstattung, Epidemiologie, 
Gesundheitsförderung, 
ATDS-Beratung, 
Durchführung des Infektionsschutzgesetzes, 
Hygieneübervvachung, 
Umveltmedizin, 
Sozialpsychiatrischer Dienst, 
Sehvvangeren- und Sehvvangerenkonfliktberatung, 
amtsörztliche Überprüfung vor Zulassung zum Heilpraktikerberuf. 


Gesundheitserstschaden 
Siche 2 Erstschaden. 


Unmittelbar durch einen Arbeitsunfall/eine Berufskrankheit verursachter 
ə Gesundheitsschaden (o haftungsbegründende Kausalitat). 


ER Gesundheitsfolgeschaden 


Gesundheitsfolgeschaden 


Folge eines o Gesundheitserstschadens CG haftungsausfüllende Kausali- 
tat). Grundlage der ə Minderung der Ervverbsfahigkeit. 


o Cave 


Nicht zu vervvechseln mit dem ə Folgeschaden oder dem ə mittel- 
baren Schaden 


Gesundheitsschaden 


Rechtsbegriff der o Gesetzlichen Unfallversicherung. 

Der Gesundheitsschaden ist ein regelvvidriger Zustand des Körpers und/ 
oder der Psyche, der kraft gesetzlicher Definition ($$ 8 und 9 SCH vU) für 
das Vorliegen eines Versicherungsfalls (5 Arbeitsunfall und 5 Berufs- 
krankheit) Voraussetzung ist. 


Gesundheitsschadigung 


Bezeichnetin der ? Privaten Unfallversicherung (Ziff. 1.3 der” AUB 2014) 
die Folgen eines Unfallereignisses, das vorliegen muss, um einen Versiche- 
rungsfall zu begründen, da Sachschaiden nicht Gegenstand der PUV sind. 
Gesundheitsschadigung ist definiert als ein obyektiv feststellbarer, von der 
Norm abvveichender Körperzustand oder als Beeintrachtigung der körper- 
Dchen Unversehrtheit, die nach den Regeln der örztlichen Kunst festzustel- 
len ist CS Invaliditüt). 

Ob die Schadigung eines künstlichen Körperteils eine Gesundheits- 
schadigung darstellt, hüngt von der rechtlichen Bevvertung der Körper- 
ersatzteile ab. Unstrittig gelten hierbei federzeit vom Körper trennbare 
Hilfsmittel wie Brillen, Hörgerite, Zahnprothesen und abnehmbare Pro- 
thesen von Armenund Beinen veeiter als Sachen. Eine Beschadigung dieser 
Gegenstinde stellt einen nicht versicherten Sachschaden dar. 


Gesundheitsstörung 


Terminus technicus für die in den ? ?Versorgungsmedizinischen Grund- 
Sëtzen, aufgelisteten körperlichen, geistigen und seelischen Störungen. 
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Gevvalt 


Vorsötzlicher rechtsvvidriger tatlicher Angriff auf Personen/Sachen. 


o Cave 


İn arztlichen Gutachten nicht selten falschlich für sKraft/Kraftein- 
vvirkungc (direkte/indirekte) benutzt. Gewalt wird ausgeübt, Kraft wirkt 
ein. 


Gevvebe 


Rechtsbegriff der Transplantationsmedizin: 


S 1aNr.4TPG 

əSind Gevvebe alle aus Zellen bestehenden Bestandteile des menschlichen Körpers, 
die keine Organe nach Nummer sind, einschlieflich einzelner menschlicher 
Zellen 


Biologische Definition 

Als Gevvebe bezeichnet man ein organisches Material, das aus einer Gruppe gleich- 
artig oder unterschiedlich differenzierter Zellen besteht, die eine gemeinsame 
Funktion oder Struktur aufvveisen. Zum Gevvebe gehört neben den Zellen auch die 
extrazellulare Matrix (Strukturbestandteile eines Gevvebes, das sich auferhalb der 
Zellen befindet). 


Folgende Gevvebe können derzeit übertragen vverden: 
Augenhornhaut, 
Blutgefafe, 
Haut, 
Herzklappen, 
Sehnen, 
Bünder und Bindegevvebe, 
Knochen und 
die Eihaut der Fruchtblase (Amnion). 


Im Gegensatz zu ə? Örganen, bei denen die Durchblutung eine möglichst 
schnelle Transplantation verlangt, kann Gewebe in einer z Gevvebebank 
gelagert werden. 
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Gevvebebank 


Aufbevvahrungsstatte für mensehliche oder tierische Gewebe zu diagnos- 
tischen, therapeutischen und vvissenschaftliche Zvvecken. 


Glaubhaftigkeit 


Die Glaubhaftigkeit bezieht sich auf die Azıssage einer Person, die Glaub- 
vvürdigkeit auf die Person. Fine Aussage ist glaubhaft, eine Person ist glaub- 
würde, 

Die Angaben des Probanden in der Gutachtensituation sind kein 
əPrincipium verificendiç, da der Proband nicht gegen seine Interessen ver- 
stofen muss und der örztliche Gutachter seine Angaben weder direkt 
sichern noch vvürdigen kann (əglaubhafte Beschvverdenc). Die Glaubvrür- 
digkeit des Probanden steht im naturvvissenschaftlich-arztlichen Gutach- 
ten nicht zur Diskussion. Die Angaben des Probanden vverden vielmehr 
durch die Beftunde bestütigt oder nicht. 


Glaubhaftmachung ($ 294 ZPO) 


Begriff des Zivilprozessrechts. 

Die Glaubhaftmachung ist ein herabgesetztes Bevveismaf$, das zum Erlass 
einer einstvveiligen Verfügung ($$ 935 - 942 ZPO) ausreichend ist. Es 
reicht die o VVahrscheinlichkeit. 


Gliedertaxe 


Allgemein in der z Privaten Unfallversicherung benutzter, jedoch nichtin 
den ə AUB und dem VVG vorkommender Begriff für die Ivaliditat im 
Bereich der oberen und unteren Gliedmaften und der Sinnesorgane, die 
nach festen zwischen den Parteien des Versicherungsvertrages vereinbar- 
ten Invaliditötsgraden bemessen vvird, vvobei Abvveichungen von den AUB 
(Musterbedingungen) auch feste Sëtze für z. B. den Verlust der Milz oder 
einer Niere vorsehen. 

Die Gliedertaxe hat Vorrang vor der Invaliditat aufterhalb der Glieder- 
taxe. Innerhalb der Gliedertaxe wird die unfallbedingte Funktionsbeein- 
tröchtigung in Deutschland im Rahmen eines Konsensesin Bruchteilen der 
vollen Funktion bemessen, vvobei generell in Bruchteilen von 1/10 bzv. 
1/20 bemessen vverden sollte. 
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Die Formulierungen in der Gliedertaxe haben zu mehrfachen höchst- 
richterlichen Entscheidungen geführt, die teilvveise nur schwer nachvoll- 
ziehbar sind. 

Der BGH (z. B. Urteil vom 24.05.2006 - IV ZR 203/03) hat die Formu- 
Herung in der Gliedertaxe (AUB 94 bis AUB 2008) ə? Verlust oder Funk- 
tionsunfahigkeit eines Arms im Schultergelenkc, seiner Hand im Hand- 
gelenkc, ?eines Fuf6es im Fu$gelenkc dahingehend interpretiert, dass bei 
Funktionsunfahigkeit (Versteifung) der Schulter, des Handgelenks und des 
Sprunggelenks yevveils auf den vollen Armvvert, Handvvert, FufSvvert abzu- 
stellen ist, obvvohl die übrigen Funktionen des Arms, der Hand und des 
Fuftes voll erhalten sind und eine signifikante Diskrepanz zur Bemessung 
bei ə Verlustc des Arms, der Hand, des Fuftes gegeben ist. Ein funktionsun- 
fahiges (versteiftes) Schultergelenk bet erhaltener Funktion des übrigen 
Arms bedingt also eine İnvaliditat von 7096 (Musterbedingungen). 

Sind daneben vveitere unfallbedingte Funktionseinbufen im Bereich 
des Arms, der Hand und der Finger, des Fufes und der Zehen zu beurtei- 
len, sind diese erneut bezogen auf den vollen Armvvert, Handvvert, FufSvvert 
zu bemessen, vveil dieser VVert von der Gliedertaxe vorgegeben ist (BGH, 
Urteil vom 14.11.2011 - IV ZR 34/11). 

Anderungen der AUB (AUB 2008 ff.) erfolgten, soweit sie den örztli- 
chen Gutachter betreffen, evveils als Reaktion auf diese BGH-Ürteile. 

Ab den AUB 2008 lautet die Gliedertaxe deshalb: ?Armc, zHande, 
əFu8c, vvofür die Gliedertaxe fevveils eine Invaliditüt von 7096 bzvv. 5596 
ba. 4096 vorgibt. 

Der BGH (Urteil vom 01.04.2015 - IV ZR 104/13) hat diese Anderung 
dahingehend interpretiert, dass die Schulter nicht mehr Teil des Arms sei. 
Dies hat zur Konsequenz, dass Unfallfolgen im Bereich der Schulter auer 
halb der Gliedertaxe zu bemessen sind. Funktionseinbuften des Schulter- 
gelenks sind im Vergleich zu den anderen aufterhalb der Gliedertaxe mög- 
lichen unfallbedingten Funktionseinbuften, die insgesamt mit 10096 zu be- 
messen sind, annühernd zu vernachlassigen, sodass diese Vorgabe des BGH 
vvenig durchdacht ist und die v Harmonie, der Gliedertaxe vernachlassigt. 
In Konsequenz dieser Entscheidung müssen Funktionseinbuften im Bereich 
des Oberarms, des Ellenbogengelenks und des Unterarms - nachdem der 
Arm bis Oberarm, also ohne Schultergelenk - mit 7096 zu bemessen ist, 
höher bevvertet werden. Dazu sind entsprechende Empfehlungen veröffent- 
licht (Ludolph/Schröter/Klemm, in: Kursbuch der örztlichen Begutachtung, 
ecomed Medizin, Landsberg, 2005 mit laufenden Ergönzungen). 

Das OLG Karlsruhe (Urteil vom 30.12.2016, 12 U 97/16) und ihm fol- 
gend vveitere Oberlandesgerichte korrigieren bzvv. interpretieren die BGH- 
Rechtsprechung dahingehend, dass die Gliedertaxe bei einer Bemessung 
der Invaliditat auerhalb der Gliedertaxe sim VVege einer Kontrollüber- 
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legung mit zu berücksichtigen, sei, Es dürfe nicht zu seinem VVertungs- 
vviderspruche mit dieser kommen, VVenn die əvöllige Funktionslosigkeit 
eines Arms nach der Gliedertaxe mit 7096 vereinbart seic, sei sein Funk- 
tionsverlust der Schulter, sovveit er vergleichbare Ausvvirkungen vvie eine 
Beeintrüchtigung des Arms habe, vim Ergebnisc öhnlich zu bemessen. Die 
Schulter müsse also xunter Berücksichtigung der Armtaxev bemessen wer: 
den. Diese Überlegung wurde durch den BGH nicht korrigiert mit der 
Begründung, die Bemessung der Invaliditüt sei Sache der Tatsachengerichte 
(BGH, Beschluss vom 27.09.2017 - TV R 511/15). Diese Überlegung be- 
rücksichtigt aber nicht, dass die Gliedertaxe ein eigenstandiges Konstrukt 
ist und ihre Bemessung - z. B. Armveert 7096 der Versicherungssumme - 
nicht vergleichbar ist mit der Beeintröchtigung der ?normalen körper- 
lichen oder geistigen Leistungsfahigkeitc. 

Sie bedenken auch nicht, dass die Bemessung der Invaliditüt aus. 
schliefğlich nach medizinischen Gesichtspunkten (z. B. Nr. 2.1.2.2.2 AUB 
2014) zu bemessen ist. Für einen ə VVertungsvviderspruchc ist kein Raum. 

Fraglich ist, wie der BGH zu Funktionseinbu$ğen im Hüftgelenk ent- 
scheiden vvird. 

Nicht geändert haben sich die Bemessungsempfehlungen für das 
Handgelenk, die Fingergelenke, das Fuf$gelenk und die Zehengelenke, da 
die AUB dafür eigenstündige Vorgaben enthalten. 

Aufeerhalb der Gliedertaxe zu bemessen sind alle Unfallfolgen, die die 
normale körperliche oder geistige Leistungsfahigkeit des Versicherten be- 
eintrüchtigen. Bemessen vvird in Prozentsützen, also jeweils bezogen auf 
10096. Für alle Leistungsbeeintrüchtigungen aufterhalb der Gliedertaxe 
stehen insgesamt 10096 zu Verfügung. 


o Cave 


Eine Analogie zur Gliedertaxe ist bel der Bemessung aufterhalb der 
Gliedertaxe nicht möglich, da die dort vorgegebenen İnvaliditatsgrade 
ausdrücklich vereinbart sind und keinen Bezug zu den 10006 haben, 
die aufserhalb der Gliedertaxe zur Verfügung stehen. 


Insgesamt, also innerhalb und aufterhalb der Gliedertaxe, stehen für einen 
Unfall maximal 10096 zur Verfügung (z. B. AUB 2014: Ziff. 2.1.2.2.4 eln- 
validitatsgrad bei Beeintrachtigung mehrerer Körperteile oder Sinnes- 
organev: Durch einen Unfall kënnen mehrere Körperteile oder Sinnes- 
organe beeintrüchtigt sein. Dann werden die Invaliditötsgrade, die nach 
den vorstehenden Bestimmungen ermittelt wurden, zusammengerechnet. 
Mehr als 10096 werden fedoch nicht berücksichtigte). 
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Grad der Behinderung (GdB) 


Finschatzungs- und Feststellungskriterium im ə Sehvverbehindertenrecht 
(SGB IX). Mafteinheit zur Bezifferung der Funktionseinbufte durch ə Be- 
hinderung. VVas unter einer Behinderung verstanden vvird, ist gesetzlich 
definiert: 


$ 2 Abs.1 Satz 1 SGBIX 

əMenschen sind behindert, vvenn ihre körperliche Funktion, geistige Fahigkeit oder 
seelische Gesundheit mit hoher VVahrscheinlichkeit lünger als 6 Monate von dem 
für das Lebensalter typischen Zustand abvveichen und daher ihre Teilhabe am Le- 
ben in der Gesellschaft beeintrichtigt iste. 


Erforderlich ist also sowohl eine Gesundheitsbeeintrüchtigung als auch 
deren Ausvvirkungen auf die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft. Der 
Grad der Behinderung, der ole Prozentzeichen (76) in Zehnergraden ange- 
geben vvird, und der alle Lebensbereiche betrifft, nicht nur die Ervverbs- 
fahigkeit, hat die z MdE abgelöst. Für die Finschützung des GdBim 
Einzelnen sind bindend die ? ?Versorgungsmedizinischen Grundsützex 
der Anlage 2 zur z Versorgungsmedizin-Verordnung (VersMedV), die ab 
01.01.2009 die sog. o Anhaltspunkte, die inhaltlich übernommen vvurden, 
jedoch durch Anderungsverordnungen (aktuell die 5.) überarbeitet vver- 
den, abgelöst haben. 


o Cave 


Die VVerte in den əVersorgungsmedizinischen Grundesätzene ent- 
sprechen nicht den ə MdE-Erfahrungsvverten in der Gesetzlichen Un- 
fallversicherung. 


Grad der Schadigungsfolgen (GdS) 


Finschatzungs- und Feststellungskriterium im ? Sozialen Entschödigungs- 
recht. Für die Höhe der Rentenleistung vverden die Ausvvirkungen von kör- 
perlichen, geistigen und seelischen Gesundheitsstörungen - in allen Lebens- 
bereichen - berücksichtigt. Für die Einschötzung und Feststellung des GdS 
sind sett 01.01.2009 die ” ə Versorgungsmedizinischen Grundsützex der 
Anlage 2 zur ə Versorgungsmedizin-Verordnung (VersMedV) bindend, die 
die sog. ə Anhaltspunkte abgelöst haben. Der Begriff x5MdEk wurde durch 
den Begriff xGdS, abgelöst — aber ohne Zusatz des Prozentzeichens (96). 
Mağgeblich ist $ 30 Abs. 1 des Bundesversorgungsgesetzes (DVC), Der 
GdS vird in Zehnergraden (10 bis 100) festgestellt. Fin bis zu 5 Grad 
geringerer Grad vvird vom höheren Zehnergrad mit umfasst. Vorüber- 
gehende Gesundheitsstörungen sind nicht zu berücksichtigen, vvobei als 
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əvorübergehende ein Zeitraum bis zu 6 Monaten gilt. Bei Kindern und 
Jugendlichen ist der GdS nach dem Grad einzuschatzen/festzustellen, der 
sich bei Ervvachsenen mit gleicher Gesundheitsstörung ergibt. 


GröfSe 


Siche ə Körpergröfte. 


Grundsicherung (SS A1 -Aeb SGB XII) 


Sichert den grundlegenden Bedarf für den Lebensunterhalt von Personen, 
die vvegen des Alters oder einer Ervverbsminderung endgültig aus dem 
Ervverbsleben ausgeschieden sind und keinen Anspruch an die ə Gesetz- 
liche Rentenversicherung haben oder deren Finkünfte für den notvven- 
digen Lebensunterhalt nicht ausreichen. Diese Leistung ist beitragsunab- 
hingig und wird aus Steuermitteln bezahlt, 

Die örztliche Begutachtung zur Frage, ob eine endgültige Leistungs- 
minderung im Ervverbsleben vorliegt, erfolgt im Auftrag der Grundsiche- 
rungsümter how. der Kommunen durch Arzte der Gesundheitsümter oder 
der Gesetzlichen Rentenversicherung. 


Gutachten 


Dn Gutachten et ein begründetes Urteil eines o Sachverstündigen (Gut- 
achters) Ober eine Zvveifelsfrage. Es enthalt Darstellungen von Erfahrungs- 
sëtzen und die Ableitung von Schlussfolgerungen für die tatsöchliche 
Beurteilung eines Geschehens oder Zustands durch einen oder mehrere 
Sachverstöndige. 


BSG, Urteil vom 05.02.2008 - B 2 U 8/07 R 

MDem allgemeinen Sprachverstindnis folgend Gil darunter nicht iedvvede Aufe- 
rung oder Stellungnahme eines medizinischen oder technischen Sachverstandigen 
zu einzelnen Aspekten des Verfahrensgegenstandes, sondern nur die umfassende 
vvissenschaftliche Bearbeitung einer im konkreten Fall relevanten fachlichen Frage- 
stellung durch den Sachverstandigenc. 


Gutachten, antizipiertes 


əAntizipiertx bedeutet xvorvveggenommenc. Es handelt sich um ein vor- 
vveggenommenes (Sachverstündigen-)Gutachten, das für eine bestimmte 
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Konstellation, also für eine Vielzahl vergleichbarer Falle, eine allgemeine 
Gültigkeit hat. Fin antizipiertes Gutachten wird unabhüngig vom konkre- 
ten Finzelfall gefertigt. Es soll gevvahrleisten, dass die Bearbeitung mög- 
lichst rasch nach einheitlichen Grundsützen erfolgt. Für die Gesetzliche 
Unfallversicherung istin diesem Zusammenhang interessant, invvievveit die 
von der DGUV herausgegebenen Empfehlungen zu einzelnen Berufs- 
krankheiten als antizipiertes Gutachten angesehen vverden können. Die 
Rechtsprechung hat hierzu Kriterien entwickelt, die vom Bundessozial- 
gericht om Urteil vom 02.05.2001 (2 B U 24/00) formuliertvvurden. Grund- 
sötzlich müssen Begutachtungs- sowie Einschützungs- und Bemessungs- 
empfehlungen (GUV, PUV, Haftpflicht) von einem pluralistisch besetzten 
Fachgremium entvvorfen und in einem transparenten Verfahren beschlos- 
sen vyorden sein, om als antizipiertes Gutachten akzeptiert zu werden, 

Die göngigen MdE-Erfahrungsvverte genügen diesen Anforderungen 
nicht. Auch hinsichtlich der neuen BK-Begutachtungsempfehlungen wird 
deren Qualitüt als antizipierte Gutachten bestritten, da es sich bei der 
DGUV um einen eingetragenen Verein als Herausgeber handelt und nicht 
um ein pluralistisch besetztes Fachgremium. 


Gutachten, örztliches 


Stellt man das Ergebnis eines örztlichen Gutachtens in den Vordergrund, 
dann ist ein örztliches Gutachten die Anvvendung der medizinisch-vvissen- 
schaftlichen Erkenntnis auf einen Finzelfall im Hinblick auf eine bestimm- 
te, meist aufterhalb des direkten medizinischen Bereichs liegende Frage. 


Auf dem Rechtsgebiet der Privaten Unfallversicherung richtet sich die xFragec auf 
die unfallbedingte Invaliditat, eine Frage, die xaufğerhalb des direkten medizinischen 
Bereichsc liegt, deren Beantvvortung yedoch arztlichen Sachverstand erfordert. 


Stellt man den Zweck in den Vordergrund, dann et ein Arztliches Gutach- 
ten die vvertende, schlussfolgernde und begründete Beantvvortung gestell- 
ter Fragen. 


Zweck des Gutachtens auf dem Rechtsgebiet der Privaten Unfallversicherung sind 
Angaben zur İInvaliditat, um diese abrechnen zu können. 


Das örztliche Gutachten ist ein VVerk ($$ 631 ff. BGB), keine Dienstleis- 
ung ($$ 611 ff. BGB) im Gegensatz zur Therapie, Der Gutachter schuldet 
also nicht nur Bemühungen, sondern ein aus den Befunden abgeleitetes 
Ergebnis. 


100 ` Gutachten, Fristen 


Gutachten, Fristen 


Mit VVirkung vom 15.10.2016 wurde $ 407a ZPO (ebenso das Sozial- 
gerichtsgesetz, die Vervvaltungsgerichtsordnung, die Finanzgerichtsord- 
nung) dahingehend geindert, dass das Gericht dem Sachverstündigen eine 
mit einem ə Ordnungsgeld ($ 411 Abs. 2 ZPO) bevvehrte Frist zur Erstat- 
tung des Gutachtens setzt und der Sachverstöndige unverzüglich verbind- 
lich erklären muss, ob er diese Frist einhalt. 

Nach $ 49 Abs. 2 des Vertrages Arzte/Unfallversicherungstrüger (Stand 
01.01.2017) betrügt die Frist zur Erstellung eines Gutachtens für die Unfall- 
versicherungstrager (Berufsgenossenschaften, Unfallkassen und Sozialver- 
sicherung für Landvvirtschaft, Forsten und Gartenbau) 3 VVochen. 

VVeitere Eristen sieht $ 13 Abs. 3a SGB V (Gesetzliche Krankenversi- 
cherung) vor, und zvvar 

3 Wochen für örztliche Gutachten und 

4 VVochen für zahnarztliche Gutachten, 


Grundsützlich gilt das Gebot, das Gutachten in einem engen zeitlichen 
Zusammenhang mit der Untersuchung des Probanden abzusetzen, also 
noch unter dem Eindruck der persönlichen Untersuchung. Nach $ 315 
Abs. 2 ZPO istein Gerichtsurteil im Zivilprozess in der Regel innerhalb von 
3 VVochen nach seiner Verkündigung schriftlich abzufassen. Fin vergleich- 
barer Zeitraum ist auch für örztliche Gutachten anzusetzen. 


Gutachten, interdisziplindares 


Es handelt sich um die gemeinsame Beantvvortung einer gutachtlichen Fra- 
gestellung aufgrund unterschiedlicher Sachkunde. Als sinterdisziplinares 
Gutachten, vverden z. B. bezeichnet und erstattet unfallanalytische und 
unfallchirurgische Beurteilungen zum sog, Schleudertrauma. 

Gegen das sinterdisziplinüre Gutachten, sprechen entscheidend fol- 
gende Überlegungen: 

Die höchstpersönliche Verpflichtung des Sachverstöndigen/Gut- 

achters ($ 407a Abs. 1 bis Abs. 3 ZPO, $ 631 BGB), 

die persönliche Haftung für den Inhalt eines Gutachtens ($ 839a 

BGB, 633 BGB), 

der persönliche Vergütungsanspruch des Sachverstöndigen/Gut- 

achters ($ 1 Abs. 1 Satz 2 TVEG, $ 632 BGB). 
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o Cave 


Ein interdisziplinares Gutachten, also ein Gutachten, an dem in 
interdisziplinarerc Verantwortung mehrere Fachgebiete mitarbeiten, 
gibt es streng genommen nicht. Denn yedes Fachgebiet ist für die von 
ihm gemachten gutachtlichen Aussagen selbst und allein verantvvort- 
lich. Dies ergibt sich aus $ 407a ZPO: 
(1) Der Sachverstindige hat unverzüqglich zu prüfen, ob der Auf- 
trag in sein Fachgebiet fallt.c 
(3) Der Sachverstandige ist nicht befugt, den Auftrag auf einen 
anderen zu übertragen.c 


Der ?interdisziplinirex Gutachter kann also zwar das Ergebnis eines anderen 
Gutachtens seiner Beurteilung zugrunde Jegen, er kann dieses Gutachten 
auch auf seine VVertigkeit überprüfen, er kann es vervverfen. Er kann aber 
nicht sein Urteil an dessen Stelle setzen. Er ist dazu nicht sachverstindig. 

Nicht unter den Begriff der xinterdiszipliniren Gutachten, fallen sog. 
Haupt- und Zusatzgutachten, in denen klar erkennbar ist, wer welche gut- 
achtlichen Aussagen zu verantworten hat. 


Gutachten, Sprache 


Die Sprache im örztlichen Gutachten ist grundsitzlich Deutsch ohne me- 
dizinische Fachausdrücke (lat., griech., engl.) und ohne Fachabkürzungen, 
da arztliche Gutachten in aller Regel für medizinische Laien erstellt vver- 
den. Analog ist die Gerichtssprache Deutsch ($ 184 Gerichtsverfassungs- 
gesetz (GVG)), vvobei das Recht der Sorben, als national anerkannte 
Minderheit vor Gericht sorbisch zu sprechen, gevvahrleistet ist. 


Gutachter 


Siehe o Sachverstndiger, Voraussetzungen. 


$ 404 Abs. 2 ZPO 
əVor der Ernennung kënnen die Parteien zur Person des Sachverstandigen gehört 
werden a 


S 200 Abs. 2 SGBVİI 

Vor Erteilung eines Gutachtenauftrages soll der Unfallversicherungstrager dem 
Versicherten mehrere Gutachter zur Auswahl benennen: der Betroffene ist aufğer- 
dem auf sein VViderspruchsrecht nach $ 76 Abs. 2 des Zehnten Buches hinzuvveisen 
und Ober den Zweck des Gutachtens zu informieren.c 


102 ` Gutachter, medizinischer/arztlicher 


o Cave 


Das Gutachten ist für das Rechtsgebiet der Gesetzlichen Unfallver- 
sicherung deshalb abzugrenzen von einer Stellungnahme des ə Bera- 
tungsarztes. 


Gutachter, medizinischer/arztlicher 


Siche ə Sachverstindiger, medizinischer/örztlicher 


Gutachterhonorar 


Siche o Vergütung. 


Gutachterkommission 


Seit 1975 bei einzelnen Landesirztekammern bestehende Finrichtung 
(Sachverstindigengremium aus yuristen und Arzten) zur Erstellung eines 
für den Antragsteller, der ebenso wie der Antragsgegner an dem Verfahren 
nicht direkt mitvvirkt, kostenloses Gutachten zur Frage örztlicher Versüum- 
nisse, Ziel ist es, irztliches Handeln überprüfen zu lassen jenseits von zivil- 
gerichtlichen Verfahren oder von Strafverfahren. 

Im Unterschied zu den ? Schlichtungsstellen, die in ihren Stellungnah- 
men Schadensersatzansprüche dem Grunde nach beurteilen, steht bei den 
Gutachterkommissionen das örztliche Handeln im Vordergrund, also ürzt- 
liche Behandlungsfehler, die nicht zvvingend einen Gesundheitsschaden 
zur Folge haben müssen. Den Beteiligten ist freigestellt, dieses Gutachten 
für die Schadensregulierung zu verwenden, Die Durchführung des Verfah- 
rens ist grundsützlich freivvillig. 
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O Springer-Verlag GmbH Deutschland 2018 
E Ludolph, Arztliche Begutachtung von A-Z 
https://doi.org/10.1007/978-3-662-55867-6, 8 


Haftpflichtschaden 


Beim Haftpflichtschaden ($$ 823 ff. BGB) wird der konkrete vvirtschaft- 
liche Schaden inklusive Heilungskosten (Heilbehandlungskosten) und 
ə Sehmerzensgeld geschuldet. Die Kausalitüt richtet sich, wie im gesamten 
Zivilrecht, nach der Adüquanztheorie (GG Kausalitatstheorien). Für den 
ə Erstschaden (erster Verletzungserfolg) ist der Vollbevveis erforderlich 
($ 286 ZPO). Für den ə Gesundheitsfolgeschaden kommt es zu Bevveis- 
erleichterungen ($ 287 ZPO). 

Zu den Heilbehandlungskosten hat der BGH ausgeführt, dass ein Un- 
fallgeschadigter die durch eine örztliche Untersuchung oder Behandlung 
entstandenen Kosten vom Schadiger nur ersetzt verlangen kann, wenn der 
Unfall tatsachlich zu einer Verletzung geführt hat. Die bloğe Möglichkeit 
oder der Verdacht einer Verletzung genügen dafür nicht: 


BGH, Urteil vom 17.09.2013 - VI ZR 95/13 

əSollte das Berufungsgericht dagegen zu dem Ergebnis gelangen, dass die geklag- 
ten Beschvverden oder aber deren Unfallbedingtheit nicht bewiesen selen, bestün- 
de entgegen der Auffassung der Revision keine Grundlage für einen Anspruch der 
Klagerin auf Ersatz der geltend gemachten Kosten. Dies gilt nicht nur für Behand- 
lungskosten, sondern auch für Befunderhebungs- und Diagnosekosten. Die Auf- 
vvendungen für den Arzt und für die von ihm aufgrund seiner Verdachtsdiagnose 
eingeleiteten Mafinahmen und auch die Kosten eines von ihm ausgestellten At- 
testes, das der Geschaddigte zur Durchsetzung seiner Ersatzansprüche wegen der 
vermeintlich erlittenen Personenschaden verwenden will, sind nur entschadi- 
gungspflichtig, wenn die angenommene unfallibedingte Körper- oder Gesundheits- 
verletzung tatsachlich verifiziert vvird, vveil nur sie und nicht schon der Unfall als 
solcher gesetzlicher Anknüpfungspunkt für die Haftung gemaf $ 7 Abs.1 StVG, 
$ 823 Abs.1 BGB ist.c 

ölst eine Primarverletzung nicht bewiesen, fehlt es an einer Rechtsgutverletzung im 
Sinne der Haftungstatbestande der $$ 823 BGB, 11 SONG 


In der gleichen Entscheidung vveist der BGH allerdings daraufhin, dass der 
Begriff der Körperverletzung im Sinne der $ 823 Abs. 1 BGB pveit auszu- 
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legen ist. Er umfasst jeden unbefugten, weil von der Einvvilligung des 
Rechtstrigers nicht gedeckten Fingriff in die Integritat der körperlichen 
Befindlichkeit.c 

Ist die ?Primirverletzung: bewiesen, haftet der ?tortfeasorc (Täter) für 
alles, auch wenn sein Opfer besonders schadensanfallig ist: 5A tortfeasor 
must take his victim as he finds itx (beggshell skull rulec, Eierschalenscha- 
delregel). Der Täter haftet also für den ganzen Schaden, auch wenn der 
Steinvvurf aufgrund einer extrem dünnen Schadeldecke zu einer schvveren 
Sechadel-Hirn-Verletzung geführt hat, während erbei einem sog. Normalen 
nur zu einer Beule geführt hatte. Gehaftet wird für ə Vorsatz und z Fahr- 
İüssigkeit, 


Haftung des örztlichen Sachverstandigen 


Zu unterscheiden ist zwischen der Haftung als Beamter, als gerichtlich 
bestellter Sachverstindiger oder als Sachverstindiger im privaten Auftrag. 
Der Beamte, z. B. als Mitarbeiter eines Gesundheitsamtes, haftet nach $ 839 
BGB. Der gerichtlich bestellte Sachverstöndige haftet nach $ 839a ZPO. Das 
Gleiche gilt für einen von einer Behörde bestellten Sachverstindigen ($ 65 
Vervvaltungsverfahrensgesetz). Die rechtliche Stellung dieses Sachverstin- 
digen ist deryenigen eines vom Gericht bestellten vergleichbar. Der Sach- 
verstöndige, der im privaten Auftrag, z. B. einer Berufsunfahigkeitsversi- 
cherung, tütig wird, batter nach den $$ 634/280 DCH. 


o Cave 


Eine Sonderbeziehung besteht nur zwischen Auftraggeber und 
Sachverstindigem (Gutachter). İnvvievveit der zu Untersuchende 
daraus Rechte ableiten kann, ist fraglich, in aller Regel aber zu ver- 
neinen. Berufen kann er sich aber auf die allgemeinen deliktischen 
Bestimmungen (8$ 823 ff. BGB). 


Hamburger Modell 


Die stufenvveise VViedereingliederung eines Versicherten in der Gesetz- 
lichen Krankenversicherung in die bisherige berufliche Tütigkeit nach lin- 
ger davernder krankheitsbedingter how. verletzungsbedingter Arbeits- 
unfahigkeit wird als 5Hamburger Modell, bezeichnet. Grondlagen sind 

$ 74 SGB V (für Versicherte) und 

$ 28 SGB IX (für behinderte oder von Behinderung bedrohte 

Menschen), 
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Wenn nach $ 74 SGB V arbeitsunfahige Versicherte nach örztlicher Fest- 
stellung ihre bisherige Tatigkeit teilvveise verrichten können und sie durch 
eine stufenvveise VViederaufnahme ihrer Tütigkeit voraussichtlich besser 
wieder in das Ervverbsleben eingegliedert werden, soll der Arzt auf der 
Bescheinigung über die Arbeitsunfahigkeit Art und Umfang der mög- 
lichen Tatigkeiten angeben und dabei in geeigneten Fallen die Stellung- 
nahme des Betriebsarztes oder mit Zustimmung der Krankenkasse die 
Stellungnahme des 5 Medizinischen Dienstes einholen. 

VVahrend der VViedereingliederung gilt der Arbeitnehmer vveiterhin als 
arbeitsunfahig krank. Er hat Anspruch auf Krankengeld von der Kranken- 
kasse bzvv auf Übergangsgeld von der Rentenversicherung. 


o Cave 


Das VViedereingliederungsprogramm ist nur in der Gesetzlichen Kran- 
kenversicherung vorgesehen. Privatversicherte und Beamte können in- 
dividuell ein ahnliches Programm anstreben in Zusammenarbeit mit 
der Krankenversicherung, dem behandelnden Arzt und dem Arbeitge- 
ber/Dienstherrn. 


Höndigkeit 


Bezeichnung für die bevorzugte Verwendung einer Hand. le nachdem 
spricht man von Rechtshiündern, Linkshündern oder Beidhindern. 


o Cave 


Gutachtlich ist die Handigkeit zvvar für die Einschatzung/Bemessung 
von Funktionseinbuften nur noch in der z Gesetzlichen Rentenver- 
sicherung und allenfalls noch im Haftpflichtrecht von Bedeutung. 
İhre Benennung ist - neben der Ausbildung von Muskulatur, 
Arbeitsspuren, Beschvvielung und Kalksalzgehalt — aber unerlasslich, 
um das Ausmab von Funktionseinbufeen im Bereich der Arme zu 
beurteilen. 


Handlungstendenz 


Rechtsbegriff der GUV, Voraussetzung für die Verrichtung einer versicher- 
ten Tütigkeit als Ausgangspunkt Tür die Fintrittspflicht der GUV. Obiekti- 
vierter — also an obyektiven Kriterien zu sichernder - VVille des Versicher- 
ten zum Unfallzeitpunkt, eine dem Beschiftigungsunternehmen dienende 
Tatigkeit auszuüben. Zu fragen ist, ob die Verrichtung, so wie sie durchge- 
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führt wurde, obyektiv die versicherungsbezogene Handlungstendenz er- 
kennen lüsst. 


BSG, Urteil vom 05.07.2016 - B 2U 5/15R 

senn das beobaclhtbare obyektive Verhalten allein noch keine abschlieSende Sub- 
sumtion unter den yevveiligen Tatbestand der versicherten Tütigkeit erlaubt, diese 
aber auch nicht ausschlieft, kann die finale Ausrichtung des Handelns auf die Erfül- 
lung des yevveiligen Tatbestands, soweit die Intention obyektiviert ist (sog. obyekti- 
vierte Handlungstendenz), die Subsumtion tragen.c 


BSG, Urteil vom 26.06.2014 - B 2U 4/13R 

Die Versicherte führt vvahrend ihrer Rufbereitschaft den Hund aus, Während dieser 
Tatigkeit nimmt sie einen Telefonanruf ihres Arbeitgebers entgegen. Dadurch abge- 
lenkt stolpert sie über eine Bordsteinkante und verletzt sich. Die Handlungstendenz 
der Versicherten - zu sichern aufgrund obyektiver Umstinde (Telefonat während 
des Spaziergangs und dadurch Sturz) - vvar die Erfüllung ihrer Bereitschaftspflicht. 


Hausfrauentabelle 


Erstmals im flahre 1981 wurde von K. Vogel (5Die Beurteilung der Behin- 
derung der Hausfrau im Haftpflichtrechtc, VersR 33: 810-811) in Zusam- 
menarbeit mit M. Reichenbach der Versuch unternommen, die Binschät- 
zung der Behinderung der verletzten Hausfrau für das Haftpflichtrecht zu 
vereinfachen und in eine tabellarische Form zu bringen. Zum einen sollte 
dadurch der steigenden Anerkennung der Hausfrauenarbeit Rechnung ge- 
tragen werden, zum anderen sollte verhindert werden, dass es nach einem 
unverschuldeten Unfall der Hausfrau in jedem Fall erforderlich wird, einen 
Haushaltsanalytiker zu beauftragen, um die konkrete Behinderung aus- 
führlich durch Besichtigung und Überprüfung des konkreten Haushalts zu 
ermitteln. Die Hausfrauentabelle wurde 1991 abecläst durch das z əMünch- 
ner Modell, 


Heilpraktiker 


$ 1 Abs. 1und 2 Heilpraktikergesetz (HeilprG), erste Fassung vom 17.02.1939 
sl) Wer die Heilkunde, ohne als Arzt bestallt zu seim, ausüben will, bedarf dazu 
der Erlaubnis. 

(2) Ausübung der Heilkunde im Sinne dieses Gesetzes ist fede berufs- oder 
gevverbsmafiig vorgenommene Tatigkeit zur Feststellung, Heilung oder Linde- 
rung von Krankheiten, Leiden oder Körperschaden bei Menschen 
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Die Voraussetzung für die Erteilung der Erlaubnis ist in $ 2 der Ersten 
Durchführungsverordnung zum Heilpraktikergesetz (HeilprGDV1) gere- 
gelt. Voraussetzungen sind im VVesentlichen: 

die Vollendung des 25. Lebensiahres, 

der Abschluss der ə Volksschulbildungkc, 

die əsittliche Zuverlissigkeitc, 

die gesundheitliche Eignung zur Ausübung des Berufs und 

keine Gefahr für die ?Volksgesundheitc durch die Ausübung der 

Heilpraktikertatigkeit. 


VVeitergehende Anforderungen sind bisher nicht gesetzlich geregelt. Fine 
einheitliche Ausbildung zum Heilpraktiker gibt es bisher nicht. Jedoch 
heift es in $ 2 HeilprGDV1: 


əDas Bundesministerium für Gesundheit macht Leitlinien zur Überprüfung von 
Heilpraktikeranvvartern bis spatestens zum 31. Dezember 2017 im Bundesanzeiger 
bekannt. Bei der Erarbeitung der Leitlinien sind die Länder zu beteiligen 


Hilflosigkeit 


Hilflosigkeit ist ein o Merkzeichen (e Hal im ? Sehvverbehindertenrecht, 
Hilflosigkeit ist gleichbedeutend auch im z Sozialen Entschödigungsrecht 
definiert. 

Das Merkzeichen xD, führt vor allem zu Steuererleichterungen ($ 33b 
Abs. 6 EStG). Hilflos ist, wer nicht nur vorübergehend für eine Reihe von 
haufig und vviederkehrenden Verrichtungen zur Sicherung seiner persön- 
lichen Existenz im Ablauf eines jeden Tages fremder Hilfe bedarf. 


BSG, Urteil vom 12.02.2003 - B 9 SB 1/02R 

əDer Klager sei danach deshalb hilflos, vveil sich seine Hilfebedürftigkeit auf alle 
maf3geblichen Bereiche der regelmalİSig vviederkehrenden Verrichtungen des tagli- 
chen Lebens erstrecke und hierbei die Anzahl der Verrichtungen, die der Klager 
noch ohne fremde Hilfe ausüben kënne, gegenüber der Anzahl derienigen Verrich- 
tungen, bel denen er fremder Hilfe bedürfe, weit in den Hintergrund trete.c 

əMit Blick auf die gesetzlichen Vorgaben in der sozialen Pflegeversicherung (vgl. 
$ 15 SGBXİ) halt es der erkennende Senat für sachgerecht, die Erheblichkeit des 
Hilfebedarfs in erster Linie nach dem Goltchen Zeitaufvvand für erforderliche Be- 
treuungsleistungen zu beurteilen. Dazu hat er bereits entschieden, dass nicht hilf- 
los ist, wer nur in relativ geringem Umfange, töglich etwa eine Stunde, auf fremde 
Hilfe angevviesen ist.c oDaraus ergibt sich yedoch nicht schon, dass bel einem Über- 
schreiten dieser Mindestgrenze in jedem Fall Hilflosigkeit zu beyahen ist. Vielmehr 
sieht der Senat einen taglichen Zeitaufvvand - für sich genommen - erst dann als 
hinreichend erheblich an, wenn deser mindestens zwet Stunden erreicht 
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əDa die Begriffe der Pflegebedürftigkeit (vgl. $$ 14, 15 SGB XI) und der Hilflosigkeit 
(vgl. $ 35 BVG, $ 33b EStG) nicht völlig übereinstimmenç, əkönnen im vorliegenden 
Zusammenhang die zeitlichen Grenzvverte der sozialen Pflegeversicherung zvvar 
nicht unmittelbar übernommen vverden, sie lassen sich jedoch als gevvisse Orientie- 
rungspunkte nutzen.c 


Figenstündig ist der Begriff der Hilflosigkeit in der ə Gesetzlichen Unfall- 
versicherung ($ 44 SGB VII). Einzubeziehen ist in den Pflegebedarf der 
Aufvvand für die hausvvirtschaftliche Versorgung. 


LSG Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 14.12.2010 - L3U 140/10 
əAngesichts der dargelegten Anknüpfung an das SGB XI wird erheblicher Hilfe- 
bedarf zumeist anzunehmen selin, vvenn die Voraussetzungen erheblicher Pflege- 
bedürftigkeit nach $ 15 Abs.1 Satz 1 Nr.1 SGB XI vorliegen, also bei Personen, die 
bei der Körperpflege, der Ernahrung oder der Mobilitat für vvenigstens zvvei Verrich- 
tungen aus einem oder mehreren Bereichen mindestens einmal töglich der Hilfe 
bedürfen und zusatzlich mehrfach in der VVoche Hilfen bei der hausvvirtschaftlichen 
Versorgung benötigen.c 

əDie in $ 15 Abs. 3 Satz 1 SGB XI aufgeführten starren Mindestpflegezeiten sind zur 
Bestimmung des erforderlichen zeitlichen Aufvvands allerdings nicht heranzuzie- 
ben, well sie der der Sozialen Pflegeversicherung eigenen Einteilung in Pflegestufen 
denen - der $ 44 SGBVII ausvveislich seines Abs. 2 nicht folgt - und sie aufğerdem 
mit der für die Gesetzliche Unfallversicherung mafögebenden Beachtung der Be- 
sonderheiten des Einzelfalls unvereinbar sind.c 


m Definition 


Der Begriff Hilflosigkeit ist vom Begriff ə Pflegebedürftigkeit in der 
ə Sozialen/Privaten Pflegeversicherung ($ 14 SGB Xl und $ 61 SGB XII 
bzvv. $ 26 Bundesversorgungsgesetz) zu trennen. 


o Cave 


Auch ein ansonsten In der Gesetzlichen Unfallversicherung unbeacht- 
licher ə Nachschaden kann Hilflosigkeit nach $ 44 SGBVİI begründen. 


Hilfsmittel 


Arztliche Begutachtung ist Funktionsbegutachtung, nicht Befundbegut- 
achtung. lm Gegensatz zur Privaten Unfallversicherung (” Invaliditüt) sind 
in der Gesetzlichen Unfalİversicherung und im Dienstunfallrecht funk- 
tionsverbessernde Hilfsmittel (z. B. Prothesen, Orthesen, Schuhzurichtun- 
gen, Brille, Kontaktlinse, Hörgerat, Medikamente etc.) zu berücksichtigen 
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und auf ihre MdE-Relevanz zu prüfen. Die x MdE-Erfahrungsvverte und 
die ə əVersorgungsmedizinischen Grundsützex berücksichtigen diesen 
Punkt nicht ban, nicht konsequent, sodass der ürztliche Gutachter dies 
erlöutern/begründen muss. 


Aber BSG, Urteil vom 20.12.2016 - B 2U 11/15R 

Der Klager hatte das linke Bein im Oberschenkel verloren und vvar mit einer her- 
kömmlichen Prothese versorgt worden. 8 lahre spater (2006) erhielt er eine mikro- 
prozessorgesteuerte Prothese, ein sog. C-Leg. Der Trager der Gesetzlichen Unfall- 
versicherung sah darin eine vvesentliche Anderung (Verbesserung) und setzte die 
unfallbedingte MdE um 1006 niedriger an. Das BSG verneinte eine vvesentliche An- 
derung (Verbesserung): 

əEine Anderung in den tatsachlichen Verhaltnissen gemät $ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X 
ist fede Anderung des für die getroffene Regelung relevanten Sachverhalts. In Be- 
tracht kommen für den Bereich der gesetzlichen Unfallversicherung insbesondere 
Anderungen im Gesundheitszustand des Betroffenen, vvobei es zum einen auf die 
zum Zeitpunkt der letzten bindend gevvordenen Feststellung tatsachlich bestehen- 
den gesundheitlichen Verhaltnisse ankommt, die ursachlich auf dem Unfall beru- 
hen. Diese sind mit den bestehenden unfallbedingten Gesundheitsverhaltnissen zu 
vergleichen, die zum Zeitpunkt des Erlasses des Aufhebungsbescheides vorgelegen 
haben. Nach den nicht mit zulassigen und begründeten Rügen angegriffenen und 
damit für den Senat bindenden Feststellungen des LSG ($ 163 SGG) vvar schon keine 
Anderung der auf dem Arbeitsunfall beruhenden Gesundheitsstörungen des Kla- 
gers eingetreten, denn sein Gesundheitszustand hatte sich vveder auf dem neurolo- 
gischen und neuropsychiatrischen noch auf dem chirurgischen Fachgebiet veran- 
dert, insbesondere nicht verbessert. 

Fine Anderung der tatsöchlichen Verhaltnisse war nur insovveit erfolgt, als der 
Klager anstelle der bisherigen Prothese ab März 2006 mit einer mikroprozessor- 
gesteuerten Prothese, einem sog. C-Leg, versorgt vvorden vvar und sich dadurch 
nach den ebenfalls unangegriffenen Feststellungen des LSG seine Mobilitat und 
Koordination verbessert hatte. Durch den Gebrauch des C-Legs konnte der Klager 
vveitgehend ohne Gehhilfen gehen, sein Aktionsradius hatte sich vergröfğert.c 
əMdE-Tabellen bezeichnen typisierend das Ausmalf3 der durch eine körperliche, 
geistige oder seelische Funktionsbeeintrachtigung hervorgerufenen Leistungsein- 
schrinkungen in Bezug auf das gesamte Ervverbsleben und ordnen körperliche 
oder geistige Funktionseinschrankungen einem Tabellenvvert zu. Die in den Tabel- 
len und Empfehlungen enthaltenen Richtvverte geben damit auch allgemeine Er- 
fahrungssatze Ober die Ausvvirkungen bestimmter körperlicher Beeintrachtigungen 
auf die Ervverbsfahigkeit aufgrund des Umfangs der den Verletzten versperrten Ar- 
beitsmöglichkeiten vvieder und gevvahrleisten, dass die Verletzten bei der medizini- 
schen Begutachtung nach einheitlichen Kriterien beurteilt werden. 

VVendet ein Tatsachengericht solche allgemein akzeptierten MdE-Tabellen an, ist 
revisionsrechtlich die Prüfung des BSG darauf beschränkt, ob diese Tabellenvverte 
erkennbar falsch sind, etvva vveil sie dem Stand des medizinischen VVissens oder des 
Erfahrungsvvissens anderer einschlagiger VVissenschaftsgebiete (vvie hier beispiels- 
vveise auch der Arbeitsmarktforschung) vvidersprechen. Es ist bei Anvvendung die- 
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ses Prüfungsmal3stabs nicht erkennbar, dass die von dem LSG angevvandten MdE- 
Tabellenvverte nicht mehr dem aktuellen vvissenschaftlichen Erkenntnisstand ent- 
sprechen und deshalb als vvissenschaftlich unhaltbar der Rechtsfindung nicht zu- 


grunde gelegt vverden durften. 


Home Office 


Telearbeit/Fernarbeit. Büro/ Arbeitsplatz in der eigenen Wohnung Teil des 
ə Allgemeinen Arbeitsmarktes. Problematisch ist die Frage, wann sich im 
hauslichen Bereich ein z VVegeunfall begründen lasst oder wann ein Unfall 
auf einem ? Betriebsvveg vorliegt. 


O Springer-Verlag GmbH Deutschland 2018 
E Ludolph, Arztliche Begutachtung von A-Z 
https://doi.org/10.1007/978-3-662-55867-6, 9 


ICD (International Classification of Diseases 
and Related Health Problems) 


Die internationale Klassifikation der Krankheiten und vervvandter Ge- 
sundheitsprobleme dient der Verschlüsselung der Diagnosen. Sie ist das 
vvichtigste, weltweit anerkannte Diagnoseklassifikations- und -verschlüs- 
selungssystem der Medizin. Sie wird von der WHO herausgegeben. In 
Deutschland sind die an der vertragsörztlichen Versorgung teilnehmenden 
Arzte und örztlich geleiteten Einrichtungen İt. $ 29 Abs. 1SGB V (5Abrech- 
nung örztlicher Leistungenc) verpflichtet, Diagnosen nach ICD-10 GM 
(German Modification) zu verschlüsseln. Verbindlich für die Verschlüsse- 
lung in Deutschland ist zurzeit die ICD-10-GM-Version 2017. 


ICF (International Classification of Functioning, 
Disability and Health) 


Die Internationale Klassifikation der Funktionsfahigkeit, Behinderung 
und Gesundheit der VVHO ist seit Mai 2001 das Nachfolgemodell zur 
ə ICIDH (1980-2001). Sie enthalt insofern einen Paradigmenvvechsel, als 
in den Mittelpunkt gestellt vvird, dass die eigentliche Behinderung von den 
Bedingungen zur Teilhabe am Leben in der Gesellschaft ausgeht. Sie dient 
ale linder- und fachübergreifende Sprache zur Beschreibung 

des funktionalen Gesundheitszustandes, 

der Behinderung, 

der sozialen Beeintrüchtigung sowie 

der relevanten Umgebungsfaktoren einer Person. 


Sie unterteilt sich in: 
əKörperfunktionen und Körperstrukturenc, 
Aktivitäten und gesellschaftliche "Teilhabe, sowie 
ə əKontextfaktorenx (sovvohl umyeelt- als auch personenbezogene). 


112 ` ICDH Untermational Classlftcation of Impairment, Disability and Handicap) 


In deutscher Übersetzung liegt sie unter dem Titel ”Internationale Klassi- 
fikation der Funktionsfahigkeit, Behinderung und Gesundheit, vor. 


İCIDH (International Classification of İmpairment, 
Disability and Handicap) 

Dis 2001 die Internationale Klassifikation von Schadigung (Tmpairment), 
Fahigkeitsstörung (Disability) und sozialer Beeintrachtigung (Handicap) 
der VVHO. Sie ist das Vorgingermodell der z ICF (International Classifi- 
cation of Functioning, Disability and Health). 

İn dubio pro assicurato 

Elin sm Zveifel für den Versichertenx gibt es versicherungsrechtlich nicht 
- weder im Zivilrecht noch im Sozialrecht noch im Vervvaltungsrecht. 
İndizienbevveis 

Bevveis von Tatsachen, die den Rückschluss aufdie Haupttatsache erlauben. 
Das Bevveismaf öndert sich durch den Indizienbevveis nicht. 


İnformationspflichten 


Siche ə Aufklürung, örztliche 


İnklusion 

Der Begriff leitet sich ab vom lateinischen ?sincluderec (einschlieSen). Er 
zielt darauf ab, dass alle Menschen, vor allem aber behinderte Menschen, 
die gleichen Erziehungs- und Bildungschancen erhalten. Dies ist eines der 
Ziele des am 23.12.2016 kodifizierten Bundesteilhabegesetzes (BTHG). 


İnquisitionsprinzip 


Siche o Amtsermittlungsgrundsatz 
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İnvaliditat 


Rechtsbegriff der x Privaten Unfallversicherung. Grundlage der z AUBist 
das ə Versicherungsvertragsgesetz (VVG). 


$ 180VVG 

əDer Versicherer schuldet die für den Fall der Invaliditat versprochenen Leistungen 
im vereinbarten Umfang, vvenn die körperliche oder geistige Leistungsfahigkeit der 
versicherten Person unfallbedingt dauerhaft beeintrachtigt ist. Eine Beeintrachti- 
gung ist dauerhaft, wenn sie voraussichtlich linger als drei lahre bestehen wird und 
eine Anderung dieses Zustandes nicht ervvartet werden kann a 


Nach den AUB61 handelt es sich um die dazernde Beeintrüchtigung der 
Arbeitsfahigkeit, nach den AUB 88 ff.um die dauernde Beeintrüchtigung der 
normalen körperlichen oder geistigen Leistungsfühigkeit unter ausschliefli- 
chen medizinischen Gesichtspunkten. Berufliche und private Aspekte so- 
wie externe (abnehmbare) Hilfsmittel (z. B. Orthesen, Prothesen — Aus- 
nahme: Visuskorrektur ? Brillenzuschlag) sind hierbei nicht zu berück- 
sichtigen. 

Die Höhe der Invaliditüt ist Maf3stab für die Invaliditütsleistung in der 
PUV. 


Inzidenz 

Begriff aus der Medizinstatistik - abgeleitet aus dem Lateinischen irci- 
dere — einfallen. Er bezeichnet die Zahl von Neuerkrankungen innerhalb 
einer bestimmten Population zu einem fest umschriebenen Zeitpunkt. 
İnzidenzrate 

Begriff aus der Medizinstatistik. Bezeichnet den Anteil der Personen, die 


in einem bestimmten Zeitraum erkranken - bezogen auf die Population, 
die dem Erkrankungsrisiko ausgesetzt ist. 
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Isokinetik 


Isokinetik (isos griech. £ gleich: kinesis griech. — Bewegung) ist eine Form 
des dynamischen Krafttrainings an einem computergesteuerten Trainings- 
system unter Vorgabe einer gleichbleibenden Bevvegungsgeschvvindigkeit 
(VVinkelgeschvvindigkeit). Es handelt sich um ein Trainings- und Testver- 
fahren durch Anpassung des VViderstandes zum Aufbau und zur Überprü- 
fung der körperlichen Leistungsfahigkeit, z. B nach Verletzungen. 
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lustizvergütungs- und -entschadigungsgesetz 
UVEG) 


Das /VEG hat am 01.07.2004 das frühere Gesetz Ober die Entschadigung 
von Zeugen und Sachverstindigen (ZSEG) abgelöst. Das TVEG definiertin 
$ 9 für medizinische Gutachten 3 Honorargruppen (MI, M2, M3) mit 
einem Stundensatz von derzeit € 65,—, € 75,— und € 100.-. 

Mağgeblich für die z Vergütung sind der Sehvvierigkeitsgrad (Anlage 1 
zu $ 9 7VEG) und der Zeitatıfvvand, vvobei ein obyektiver Mafistab anzuset- 
zen ist. Als erforderlich wird die Zeit angesehen, die ein Sachverstindiger 
mit durchsehnittlicher Befahigung und Erfahrung bei sachgerechter Auf- 
tragserledigung mit durchschnittlicher Arbeitsintensitüt benötigt. 
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Kannversorgung 


$ 1 Abs. 3 Satz 2 BVG 

əVVenn die zur Anerkennung einer Gesundheitsstörung als Folge einer Schadigung 
erforderliche VVahrscheinlichkeit nur deshalb nicht gegeben ist, well Ober die Ursa- 
che des festgestellten Leidens in der medizinischen VVissenschaft Ungevvissheit be- 
steht, kann mit Zustimmung des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales die 
Gesundheitsstörung als Folge einer Schadigung anerkannt werden e 


Im Sozialen Entschödigungsrecht gilt grundsötzlich die ə Kausalitatstheo- 
rie der vvesentlichen Bedingung. Unter folgenden Voraussetzungen kommt 
es fedoch zu Bevveiserleichterungen: 
Vollbevveis des Gesundheitsschadens, 
Vollbevveis des als Ursache zu diskutierenden geschützten Bereichs, 
keine herrschende Meinung zu den Ursachen des Gesundheitsscha- 
dens. 
Der konkrete Gesundheitsschaden steht mit einer der anerkannten 
Arbeitshypothesen in Bezug auf die Ursachen und die Krankheitsge- 
schichte in Übereinstimmung. 


Sind diese Voraussetzungen erfüllt, reicht die Mögfichkeit des Ursachen- 
zusammenhangs in Abhangigkeit von der Zustimmung des Bundesminis- 
teriums. 

Kapitalisierung 


Siehe o Gesamtvergütung, ə Rente/Kapitalisierung ($ 75 ff. SGB VT). 
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Kausalitat 


Naturvvissenschaftlich-philosophischer Begriff. Es handelt sich um die 
gesetzmafSige Verknüpfung/Beziehung zvvischen Ursache und Wirkung 
(causa, lat. — Ursache). Ohne Ursache keine Wirkung bzw wenn Ursache, 
dann VVirkung. 


Kausalitat, haftungsbegründende/haftungs- 
ausfüllende 


Die Begriffe haftungsbegründende und haftungsausfüllende Kausalitüt 
haben ihren Ursprung im Zivilrecht. Die haftungsbegründende Kausalitüt 
ist der Zusammenhang zwischen dem Handeln (oder Unterlassen, wenn 
eine Garantenstellung besteht) einer Person und der Rechtsgutverletzung. 
Für den arztlichen Gutachter geht es in der Regel um den Ursachenzusam- 
menhang eines Erstschadens. 


Beim Stop-and-Go-Verkehr kommt es zu einer leichten Heckkollision ohne Gefahr- 
dung der Pkvv-lnsassen. Die haftungsbegründende Kausalitat betrifft den Zusam- 
menhang eines nachfolgend diagnostizierten Bruchs des 3. Lendenvvirbelkörpers 
bei schvverer Osteoporose mit der Heckkollision. Hat die Heckkollision die Lenden- 
vvirbelsaule überhaupt gefahrdet? 


Die haftungsbegründende Kausalitit betrifft das 5Obc der Haftung, die 
Frage also, ob ein Rechtsgut verletzt wurde, Die haftungsausfüllende Kau- 
salitat betrifft den Umfang der Haftung. 


B lauft unfallbedingt an zwei Unterarmgehstützen. Er stürzt und bricht sich den Un- 
terschenkel. Die Frage, ob der Unfallverursacher A auch für den Unterschenkel- 
bruch haftet, betrifft die haftungsausfüllende Kausalitat. 


VVesentlich ist die Unterscheidung für das — Bevveismaf$. Während fär die 
haftungsbegründende Kausalitat - Heckkollision und Broch des 3. Len- 
denvvirbels — der Vollbevveis, also die an Sicherheit grenzende VVahrschein- 
İichkeit ($ 286 ZPO) erforderlich ist, reicht für die haftungsausfüllende 
Kausalitüt die hinreichende VVahrscheinlichkeit bzv. die freie Bevveisvvür- 
digung ($ 287 ZPO). 


Kausalitat, konkurrierende bzvv. Gesamtkausalitat 119 K 


Kausalitat, konkurrierende bzw. Gesamtkausalitat, 
alternative/multikausale/hypothetische/kumulative/ 
plurikausale Kausalitöüt bzw. Doppelkausalitat 


Diese Begriffe werden nicht einheitlich benotzt, 


mu a) Konkurrierende Kausalitat (Gesamtkausalitat) 
Mehrere Ursachen führen zusammen den Erfolg herbei (concurrere, lat. - 
zusammenlaufen, von allen Seiten herbeieilen). 


Ein Haus wird zerstört, wel der dahinter liegende Hang infolge unzulassiger 
Rodung abrutscht und weil die Statik des Hauses fehlerhaft war, Keine der beiden 
Ursachen hatte zur Zerstörung des Hauses geführt, beide zusammen führen zum 
Unglück. 


Strafrecht Beide Ursachenbeitröge — unzulassige Rodung und fehlerhafte 
Statik - sind für die Zerstörung des Hauses ursöchlich. Die Kausalitüt ist 
also in Bezug auf beide Verursacher gegeben. 


Zivilrecht $ 830 BGB enthalt Regelungen zur konkurrierenden Kausalitat. 
Beide Verursacher haften für den gesamten Schaden. 


Sozialrecht (GUV) und Vervvaltungsrecht (Dienstunfallrecht) Unter- 
schenkelbruch durch einen heftigen Tritt während des Schulsports bzvv. 
dienstlich angeordneten Sports (Fufball). Der Tritt hat fedoch nur zu die- 
ser schvyeren Verletzung geführt, wel in diesem Bereich durch eine anla- 
gebedingte Knochenzyste (5 Schadensanlage) die Stabilitat des Knochens 
herabgesetzt vvar. 

Entscheidend ist, ob der Tritt eine vvesentliche (Teil-)Ursache des 
Gesundheitsschadens/Körperschadens war (? Kausalitütstheorien: Bedin- 
gungstheorie). Dann liegt ein versicherter Gesundheitsschaden/Körper- 
schaden vor. Unbeachtlich ist dann, ob auch die Knochenzyste vvesentlich 
var. 

Die konkurrierende Kausalitat ist problematisch vor allem im Berufs- 
krankheitenrecht. 


Hessisches LSG vom 31.10.2003 - L11/3 U 740/02 ZVVV 

Zusammenvvirken von Zigarettenkonsum, Asbest und PAK (polyzyklischer aromati- 
scher VVasserstoff) für Lungenkrebs. Der Lösungsvveg führt - vvie im Arbeitsunfall- 
recht — Ober die VVesentlichkeit der einzelnen Bedingungen, also Ober die Bedin- 
gungstheorie, Sind die Einvvirkungen von Asbest und PAK - neben dem Zigaretten- 
konsum - vvesentlich für den Eintritt des Gesundheitsschadens, ist der Lungenkrebs 
eine Berufskrankheit. 


120 Kausalitat, überholende (hypothetische) 


Private Unfallversicherung Die konkurrierende Kausalitat ist identisch 
mit der ? Partialkausalitit. 


m b) Doppelkausalitat (alternative, multikausale, kumulative, 
plurikausale Kausalitdt) 
Unterschiedliche Ursachen bedingen unabhaöngig voneinander den Erfolg. 


Bauverzögerung durch Fehlen verschiedener von einander unabhangiger Plöne, 
z.B Statik und Bauausführung. Für die Bauverzögerung haftet sowohl der Statiker 
als auch der Architekt. 

Tod durch Krankheit und gleichzeitig/alternativ Tod durch Verabreichung einer töd- 
lichen Schlafmitteldosis. Beide Ursachen sind für den Tod ursachlich. 


Die conditio sine qua non - Ursache, die nicht hinvveggedacht vverden 
kann, ohne dass der Erfolg entfallt - reicht für den Fall der alternativen 
Kausalitüt nicht aus Denn fede der beiden Ursachen kann hinvveggedacht 
werden, und dennoch bleibt der Erfolg aufgrund des Ursachenbeitrags der 
anderen erhalten. Deshalb erfordert die ?conditio sine qua note - Formel 
eine Ergünzung: Von mehreren Bedingungen, die zvar alternativ, aber 
nicht kumulativ hinvveggedacht werden können, ohne dass der Erfolg ent- 
DU, ist jede Bedingung Tor den Erfolg ursöchlich. 


Strafrecht Die Kausalitat ist gegeben. 


Zivilrecht Bei Doppelkausalitaüt (alternativer) Kausalitüt haften beide 
($ 830 Abs. 1 Satz 2 BGB). 


Sozialrecht und Dienstunfallrecht Entscheidend ist, ob die Bedingung 
aus dem versicherten Bereich veesentlich ist. 


Ein starker Raucher erkrankt an Lungenkrebs in Verbindung mit einer Asbeststaub- 
lungenerkrankung, nachdem 25 Asbestfaseriahre vorliegen (BK Nr. 4104). Sind so- 
vvohl der private Zigarettenkonsum als auch die Einvvirkung von Asbest aus dem 
versicherten Bereich alternative Ursachen für den Lungenkrebs, so ist die Einvvir- 
kung von Asbest der versicherten Tütigkeit zuzurechnen und damit vvesentliche 
Ursache - sie hat den Lungenkrebs verursacht. Der private Zigarettenkonsum hat 
den Lungenkrebs zvvar ebenfalls verursacht. Sein Ursachenbeitrag ist fedoch unbe- 
achtlich. 


Kausalitat, überholende (hypothetische) 


Es handelt sich um kein Kausalitatsproblem, sondern um ein Problem der 
ə Schadenszurechnung. 


Kausalitat, überholende (hypothetische) IZ K 


Beispiel A: Versteifung des rechten Kniegelenkes durch fehlerhafte Iniek- 
tion mit nachfolgender Infektion 

Das Kniegelenk vvare ohne lIniektion 12 Monate spater aufgrund einer Kniegelenks- 
arthrose ebenfalls versteift vvorden. Die Kniegelenksarthrose vvurde nicht mehr ur- 
sachlich. Es fragt sich, welcher Schaden demienigen, der die fehlerhafte Iniektion 
gesetzt hat, zuzurechnen ist. 


Beispiel B:Versteifung des rechten Kniegelenkes durch fehlerhafte In)ektion 
Nachfolgend kommt es unfallbedingt zu einem Verlust des rechten Beins im Ober- 
schenkel. Kann sich derfenige, der die fehlerhafte Iniektion gesetzt hat, darauf beru- 
fen, dass es nachfolgend zum Verlust des Beins im Oberschenkel kam? 


Die Zurechnung des hypothetischen Schadensereignisses unterscheidet 
sich nach den einzelnen Rechtsgebieten. 


m Strafrecht 

Die überholende Kausalitüt spielt keine Rolle Die Straftat ist in den Bei- 
spielsfallen mit Fintritt des Schadens vollendet. Wenn der gleiche 5Erfolge 
durch einen nachfolgenden Straftatbestand ebenfalls erreicht worden wäre, 
kann für den zweiten Täter insofern nur der Versuch einer Straftat disku- 
tiert werden. 


s Zivilrecht 

Zvvei Gruppen der hypothetischen Kausalitit sind zu unterscheiden: 
Bei bereits zum Schadenszeitpunkt vorhandenen Ursachen (die an- 
lagebedingten Verönderungen: Beispiel A) mindert sich die Scha- 
densersatzpflicht - das Kniegelenk war zum Zeitpunkt der Iniektion 
bereits ”mindervvertigc, sodass nach Ablauf von 12 Monaten kein 
inğektionsbedingter Schaden mehr gegeben ist. Die Arthrose überholt 
den in/ektionsbedingten Schaden, Die anlagebedingten Veründerun- 
gen werden nach 12 Monaten ursöchlich für den vveiteren Schaden. 
Fin inğektionsbedingter Schaden entfallt nach 12 Monaten, 
Trat dagegen die hypothetische Schadensursache erst nachtrüglich ein 
(Beispiel B), war ste also nicht zum Schadenszeitpunkt bereits ange- 
legt, besteht kein Grund, dem Geschadigten den Schadensersatz- 
anspruch, den er mit der fehlerhaften Iniektion ervvorben hat und der 
Teil seines Vermögens gevvorden ist, nachtraglich aufgrund des 
unfalİbedingten Beinverlustes abzuerkennen, vvobei zwar eine Aus- 
nahme für Vermögensfolgeschaden gilt, also Schadensersatzansprü- 
che, die erst nachfolgend entstehen, z. B. Verdienstausfalİschüden. 
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n Sozialrecht 

Es gibt die überholende oder hypothetische Kausalitüt nicht. Wenn also im 
Beispiel A die örztliche Inyektion infolge eines Arbeitsunfalls erfolgt ist, ist 
urschlich für den Gesundheitsschaden der Arbeitsunfall. Dass nachfol- 
gend auch eine andere Ursache zum gleichen əErfolgc geführt hätte, ist 
unbeachtlich. 

Eine Ausnahme gilt nur dann, wenn es zu einer ə Verschiebung der 
VVesensgrundlagex eines Schadensbildeskommt, wenn sich also die Folgen 
der Inğektion zurückgebildet haben, das rechte Kniegelenk wieder Drei 
bevveglich wäre, und eine andere Ursache die Versteifung des rechten Knie- 
gelenkes erklärt. Dann entfallt die Tniektion als Ursache. 


Kausalitat, Rechtsprechung (Prüfschema) 
des BSG in der GUV 


Mit Urteil des BSG vom 29.11.2011 (B 2 U 10/11 R) vurde das Prüfschema 
zur Kausalitüt modifiziert (festgelegt). Folgende Fragen sind zu stellen: 
Übte der/die Versicherte zum Zeitpunkt des zur Diskussion stehen- 
den Unfalls eine versicherte Tütigkeit aus (innerer/sachlicher Zu- 
sammenhang)? 
Führte die versicherte Tatigkeit zu einem aufSeren Ereignis (? Unfall- 
kausalitat oder besser Ereigniskausalitat)? 
Verursachte das auftere Ereignis einen Erstgesundheitsschaden 
(haftungsbegründende Kausalitüt)? 


Kausalitatstheorien 


Die unterschiedlichen Rechtsgebiete haben eigene Kausalitötstheorien ent- 
vvickelt. Sie geben Grund und Grenze der yevveiligen Fintrittspflicht an. 


m 1. Conditio sine qua non 
Kausalitat im naturvvissenschaftlich-philosophischen Sinn. Bedingung 
(Ursache), die nicht hinvveggedacht vverden kann, ohne dass der Erfolg 
entfallt. Sie ist die Grondlage jeder Kausalitatstheorie. 

m der Gesetzlichen Unfallversicherung erfolgt durch das BSG eine 
Begrenzung der Ursachenkette - jedoch ohne praktische Ausvvirkung - 
durch die ə VVirkursache. 


un 2. Aquivalenztheorie 
Ursachenbegriff des Strafrechts. 
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Lehre von der Gleichveertigkeit aller Bedingungen. Ürsöchlich ist die 
Bedingung, die nicht hinvveg gedacht vverden kann, ohne dass der Erfolg 
entfallt. Sie ist deckungsgleich mit der Lehre von der conditio sine qua non. 
Sie ist im Strafrecht deshalb vertretbar, weil die erforderliche Schuld den 
Ursachenzusammenhang eingrenzt. Eingeschrünkt wird die Aquivalenz- 
theorie durch den ? Schutzzvveck der Norm baow. die o obyektive Zurech- 
nung bzv, den əv Zurechnungszusammenhang. 


A verursacht fahrlassig einen Verkehrsunfall, bei dem B verletzt vvird. Die Pkvvs von 
A und sind nicht mehr fahrbereit und blockieren die Fahrbahn. C ist unter Termin- 
druck und überfahrt, um an den Pkvvs vorbei zu kommen, den Grünstreifen, vvobei 
er ein Kind verletzt. 

A ist für die Verletzung des Kindes nicht verantvvortlich, die auf einem eigenen Ent- 
schluss von C und dessen Fahrlassigkeit beruht. Es fehlt der Zurechnungszusam- 
menhang. Der Schutzzvveck der fahrlassigen Körperverletzung ($ 223 StGB) er- 
streckt sich nicht auf Schaden, die durch einen eigenstandigen, vorsatzlichen Ent- 
schluss eines Dritten entstehen. 


m 3.Adaquanztheorie 
Ursachenbegriff des Zivilrechts. 
Sie baut auf der Aquivalenztheorie auf. Sie grenzt dese jedoch - yuristisch 
vvertend - dahingehend ein, dass die Zurechnung günzlich unvvahrschein- 
licher Kausalverlaufe unberücksichtigt bleibt. Fine Ursache ist dann ad- 
aquat, wenn unter Berücksichtigung 
a) aller zur Zeit des Fintritts der Begebenheit dem optimalen Beob- 
achter erkennbaren Umstinde und 
b) die dem Setzer der Bedingung noch darüber hinaus bekannten 
Umstinde mit der VVirkung zu rechnen ist (BGH, Urteil vom 
23.10.1951 - 1ZR 31/51). 


Fingeschrinkt wird die Adüquanztheorie durch den ? Schutzzvveck der 
Norm bzvv. durch den ə Zurechnungszusammenhang. 


BGH, Urteil vom 23.10.1951 - I ZR 31/51 

Zvvei Schiffe, die in einer Schleuse, die nach unten enger vvird, nebeneinander lie- 
gen, verklemmen sich beim Ablassen des VVassers. Bei dem Versuch, die Schiffe 
durch VVasserzugabe zu lösen, wird ein Schiff und dessen Ladung schwer bescha- 
digt. Ursache im Sinne der conditio sine qua non ist die falsche Angabe zur Schiffs- 
breite durch den Schiffsführer des nicht beschadigten Schiffes. Dessen Eigner vvird 
auf Schadensersatz in Anspruch genommen. Er macht geltend, die falsche Breiten- 
angabe sei für den eingetretenen Schaden nicht addüquat kausal und führt dafür 
folgende Gründe an: 

Nachdem die Schiffe zvvar verklemmt, aber unbeschadigt auf dem Grund der 
Schleuse gelegen zeien, selen folgende zeitlich nachfolgende Schadensursachen 
gesetzt vvorden: Entgegen der ausdrücklichen Dienstanvveisung sei der Schleusen- 
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meister abvvesend gewesen, Der Schleusengehilfe, der nach der Dienstanvveisung 
nicht habe (Gg werden dürfen, habe die VVasserzufuhr deutlich zu schnell eingelei- 
tet. Dem Schleusenmeister sei das Manöver der Befreiung eingeklemmter Schiffe 
aufgrund vorsichtigerer Vorgehensvveise bereits mehrfach gelungen. Naheliegend 
ebenfalls fehlerbedingt sei das Kraftnetz ausgefallen, vvodurch sich die VVasserzu- 
fuhr nicht habe drosseln lassen. 

Es stellt sich die Frage, ob das bewusst gegen die Dienstanvveisung versto$ende 
nachfolgend fahrlassige Verhalten des Schleusengehilfen den Zurechnungszusam- 
menhang der falschen Breitenangabe durch den Schiffsführer aufhebt. 

Der BGH hat den Rechtsstreit an die Vorinstanz zurückgevviesen. 


Bei der Prüfung auf Adüquanz handelt es sich ?nicht eigentlich um eine 
Frage der Kausalitit, sondern um die Ermittlung der Grenzee, əbis zu der 
dem Urheber einer Bedingung eine Haftung für die Folgen billigervveise 
zugemutet werden kann, also im Grunde um eine positive Haftungsvoraus- 
setzungx. Nach dieser Auffassung haftet der Verursacher auch für nachfol- 
gende fehlerhafte Eingriffe Dritter, Der Zurechnungszusammenhang ent- 
D jedoch, wenn der EFingriff von hierzu nicht befugten Dritten völlig 
unsachgemaf vorgenommen vvird. 


Ein Kind erleidet unfallbedingt eine Schadel-Hirn-Verletzung, auf die iedoch völlig 
unverstandlich vom behandelnden Arztin keiner VVeise reagiert vvird. Hier stellt sich 
die Frage, ob Folgen des grob fahrlassigen Verhaltens des Therapeuten dem Unfall- 
verursacher zugerechnet werden kënnen, ob dese also adaquat auf dem Unfall 
beruhen. 


mu 4. Bedingungstheorie 
(Relevanztheorie/Theorie der vvesentlichen Bedingung). Ursachenlehre 
des Sozialrechts und des Dienstunfallrechts. 

Ausgangspunkt ist die Aquivalenztheorie. Ursüchlich sind nur die Be- 
dingungen (conditio sine qua non), die den zs Erfolg, wesentlich verursacht 
haben. Das Gegenteil ist die sog. ə Gelegenheitsursache. 

Die Gesetzliche Unfallversicherung und das Dienstunfalİrecht versi- 
chern nur betriebliche/dienstliche Risiken. Dies erklärt, warum deren VVe- 
sentlichkeit für den əErfolge, dh den Gesundheitsschaden (Gesetzliche 
Unfallversicherung) ba. den Körperschaden (Dienstunfallrecht) erforder- 
lich ist. Nicht vvesentlich - rechtlich vvertend - ist in aller Regel die Mani- 
festation (Handgreifbar-VVerden) von bis dahin klinisch stummen Verän- 
derungen anlasslich versicherter/dienstlicher Tatigkeit. 


Schulterprellung ohne yedes klinische und bildtechnische Verletzungszeichen und 
Manifestation von Texturstörungen im Bereich der Rotatorenmanschette. Die 
Schulterprellung ist für die Manifestation von Texturstörungen eine sog. Gelegen- 
heitsursache bzvv. nicht vvesentliche Ursache. 
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o Cave 


Die generelle Eignung im Sinne der Adöquanztheorie darf nicht mit 
der konkreten Eignung, vvie sie der medizinischen Argumentation im 
Sinne der Bedingungstheorie entspricht, vervvechselt vverden. 


n 5. Partialkausalitat 
Rechtlich vvertende Ursachenlehre der Privaten Unfallversicherung 
$8 AUB 88, Ziff. 3 AUB 99/2008/2010/2014). 

Grundsötzlich gilt in der PUV die Adüquanztheorie. Jet ein Unfaller- 
eignis adiquat kausal für eine Gesundheitsschadigung, dann werden Art 
und Schwere vorbestehender ə Krankheiten oder ə Gebrechen gegenüber 
Artund Schwere von Unfalİfolgen gevvichtet und entsprechend ihrem Pro- 
zentsatz von der unfallbedingten Invaliditat in Abzug gebracht. Abgevvogen 
werden müssen Art, Schvvere und Lokalisation des öufteren Ereignisses 
gegenüber Art, Schvvere und Lokalisation vorbestehender Krankheiten 
oder Gebrechen. Das Ergebnis sind Leistungskürzungen infolge der Mit- 
vvirkung von ?Krankheiten oder Gebrechen an derunfalİbedingten (Erst-) 
Gesundheitsschadigung und/oder deren Folgen, 

Nach den Musterbedingungen (AUB 88 ff.) erfolgt eine Leistungskür- 
zung aber erst, wenn die Mitvvirkung der Krankheit oder des Gebrechens 
mindestens 2596 betragt. Aktuell erfolgt bei den meisten Versicherern eine 
Leistungskürzung erst bei einer höheren Mitvvirkung (mindestens 5096, 
mindestens 7096) vrobei vereinzelt auf die xMitvvirkungsklauselx ganz ver- 
zichtet vvird. 


Unfallbedingte Schnittvvunde an der rechten Grofizehe, vorbestehende Zucker- 
krankheit - Amputation des rechten Fues im Sprunggelenk: Mitvvirkungsanteil der 
Zuckerkrankheit am Verlust des rechten Fuf$es 9006. 


Kausalzusammenhang 


Siehe ? Kausalitat. 


Kohortenstudie 


Der Begriff kommt von cohors (lat.) und bedeutet xumzöunter/umfriede- 
ter Ort/Raum, Gehegee. Gebildet werden also (umfriedete) Gruppen, die 
jeweils unterschiedlichen Risiken ausgesetzt sind. Diese werden über einen 
bestimmten Zeitraum beobachtet, um herauszufinden, welche Ursachen 
(Risiken) zu vvelchen VVirkungen führen. Es handelt sich also um den Ver- 
gleich einer Gruppe Exponierter mit einer Gruppe Nichtexponierter mit 
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dem Ziel, einen Zusammenhang zvvischen Exposition und Krankheit auf- 
zudecken. 

Kohortenstudien vverden durchgeführt, um Berufskrankheiten zu 
sichern — z. B. Bandscheibenschaüden bei Versicherten durch bestimmte 
berufliche Expositionen (BK Nr, 2108-2110). Sie sind — im Gegensatz zu 
ə Fall-Kontroll-Studien - in die Zukunft gerichtet. 


Kollisionsdifferenzgeschvvindigkeit 


Kollisionsbedingte Geschvvindigkeitsanderung (Av £ Delta v) desangesto- 
Benen Fahrzeugs — gemessen in km/h, Es kann sich um eine Beschleuni- 
gung oder um eine Verzögerung handeln. 


Kollisionsgeschvvindigkeit 


Geschvvindigkeit - gemessen in km/h -, die ein Fahrzeug zum Zeitpunkt 
des Kollisionsbeginns hat (Aufprallgeschvvindigkeit). 


Kollisionstypen 


Beim Ablauf eines Verkehrsunfalls ist im Sinne einer Verstindigung eine 
klare Sprachregelung erforderlich. Aus Sicht des Betroffenen unterscheidet 
man: 

Frontalkollision, 

Seitkollision (rechts/links), 

Heckkollision, 

Streifkollision. 


o Cave 


Begriffe vvie Heckaufprall oder Auffahrunfall sind zugunsten der klar 
umrissenen Bezeichnungen zu vermeiden, 


yoKonsensempfehlungenc 


Vom Hauptverband der gevverblichen Berufsgenossenschaften einberufene 
interdisziplinare Arbeitsgruppe zur Erarbeitung der medizinischen Beur- 
teilungskriterien der Berufskrankheit Nr. 2108 (bBandscheibenbedingte 
Erkrankung der Lendenvvirbelsüulec), deren Ergebnisse 2005 veröffentlicht 


Körpergröfğe 27. K 


wurden. Sie stellen nach wie vor den aktuellen Stand der Diskussion von 
bandscheibenbedingten Erkrankungen der Lendenvvirbelsüule durch eine 
berufliche Exposition dar (BSG, Urteil vom 27.10.2009 — B 2 U 16/08 R, 
Urteile vom 23.04.2015 - B 2 0 6/13 R, B2U 10/14 R, B 2 20/14 R). 


Kontextfaktoren 


Im Sinne der 2 ICF (International Classification of Functioning, Disability 
and Health) sind dies die Lebensumstiünde des Versicherten. Sie gliedern 
sich in personenbezogene Faktoren und Umveeltfaktoren. Ein personenbe- 
zogener Kontextfaktor ist z. B. die Inhaberschaft eines Führerscheins. Ein 
umvveltbezogener Kontextfaktor ist die Zurverfügungstellung eines Park- 
platzes durch den Arbeitgeber. Beide Kontextfaktoren beeinflussen Funk- 
tionsstörungen durch Teilverlust eines Beins im Oberschenkel, 


Kontextfaktoren 

Personenbezogene Faktoren: 

— Alter 

- Geschlecht 

- Charakter 

- Lebensstil 

- Ausbildung, Beruf, Erfahrung 

- VVille, Mut 

- genetische Disposition 

Umvveltfaktoren: 

— Medikamente, Hilfsmittel 

- Barrierefreiheit von Bauten/Strafen 

- Unterstützung durch Freunde etc. 
Unterstützung durch Gesundheits- und Sozialsysteme 


Körpergröfğe 


In örztlichen Gutachten in der Regel - nicht ganz korrekt - syn. für Kör- 
perlinge benutzt. 

Alter (in fahren), Körperlinge (in cm), Körpergevvicht (in kg), ə Hün- 
digkeit sowie Untersuchungszeitpunkt (Uhrzeit) sind Tnformationen, die 
zvvingend in yedes ürztliche Gutachten gehören. 
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Körperschaden 


Begriff (Terminus technicus) des Dienstunfalİrechts. Folge eines 
ə Dienstunfalls bzvv. einer dienstlich bedingten Krankheit ($ 31 
BeamtVG). 

Begriff der GUV (Reichsversicherungsordnung - RVO), der im 
SGB VH (01.01.1997) ersetzt wurde durch den Begriff o Gesund- 
heitsschaden. 

Finziger Begriff in der ehemaligen DDR für alle Rechtsgebiete. 


Körperverletzung 


Begriff des Strafrechts, der Kriminologie: $$ 223-230 StGB. 


Kraft 


Folge eines öuferen Ereignisses/einer öuferen Finvvirkung auf eine Kör- 
perstruktur. Unterschieden werden direkfe und indirekte Krafteinvirkun- 
gen, die Köperstrukturen gefahrden (kënnen), Nicht zu vervvechseln mit 
ə Gewalt, 


Kraftanstrengung 


Deckungservveiterung in den AUB 61 (1972), die in der ? Privaten Unfall- 
versicherung den Versicherungsschutz auf bestimmte Gesundheitsschadi- 
gungen ervveiterte. 


$ 2 Abs. 2 AUB61 

əUnter den Versicherungsschutz fallen auch 
a) durch Kraftanstrengung der Versicherten hervorgerufene Verrenkungen, 
Zerrungen und Zerreifğungen an Gliedmaften und VVirbelsdule.c 


Kraftanstrengung, erhöhte 


Seit den o AUB 88 5 Deckungservveiterung in der ? Privaten Unfallversi- 
cherung, die den Versicherungsschutz auf bestimmte Gesundheitsschadi- 
gungen ervveitert, die nicht Folge eines Unfallereignisses, sondern einer 
erhöhten Kraftanstrengung des Versicherten sind. 
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$ 1.1 IV. AUB 88, Ziff. 1.4 AUB 99 ff. 

əAls Unfall gilt auch, wenn durch eine erhöhte Kraftanstrengung an Gliedmafsen 
oder VVirbelsaule ein Gelenk verrenkt vvird oder Muskeln, Sehnen, Bönder oder Kap- 
seln gezerrt oder zerrissen vverden.c 


Unter einer erhöhten Kraftanstrengung versteht man eine über das nor- 
male, alltagsübliche Mafi hinausgehende besondere Kraftanstrengung. Da 
sich die Ober diese Deckungservveiterung versicherten Gesundheitsschadi- 
gungen ganz übervviegend bei sportlicher Betitigung ereignen, praktizie- 
ren die Versicherer stillschvveigend einen dahingehenden Konsens, dass 
alle Aktivitäten in einer Sportart, die im Deutschen Sportbund vertreten 
ist, eine erhöhte Kraftanstrengung darstellen. 


Kraftgrad 


Semi-obfektiver Befund, der maf$geblich von der Mitarbeit abhingig ist. 
Die Messung erfolgt durch einen Muskelfunktionstest im Rahmen der kli- 
nischen Untersuchung und kann z. B. durch gekreuzten Händedruck oder 
mit Hilfe apparativer Messverfahren zusützlich überprüft werden, 

Gemessen vvird die Kraft eines Muskels oder von Muskelgruppen ge- 
gen VViderstand (British Medical Research Council 1978). Der Kraftgrad 
wird eingeteilt in 6 Stufen (nach yanda: s. Übersicht), vrobei die Einteilung 
nicht einheitlich erfolgt. 


Kraftgrade nach /anda 

keine muskulare Aktivitat (Muskelkontraktion), komplette Liühmung 
(0/5) 

“ sichtbare und/oder tastbare Muskelkontraktion, jedoch ohne 
Bevvegung (1/5) 

“ Bevvegung des Gliedmaf$enabschnitts bei Ausschaltung der 
Schvverkraft (2/5) 

“ Aktive Bewegung gegen die Schvverkraft (3/5) 
Aktive Bewegung gegen leichten VViderstand (4/5) 
Normale Kraft (5/5) 


o Cave 


Der semi-obyiektive Befund muss mit den obiektiven funktionsspezifi- 
schen Befunden (Auspragung der Muskulatur, Beschvvielung, Kalksalz- 
gehalt im seitenvergleichenden Röntgenbild) harmonieren. Die ob/ek- 
tiven funktionsspezifischen Befunde kënnen den semi-obiektiven 
Befund entkraften. 
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Krankengeld 


Leistung als Lohnersatz der ” Gesetzlichen Krankenversicherung bei 
krankheits-/verletzungsbedingter Arbeitsunfahigkeit ($$ 44 ff. SGB V). 
Das Krankengeld betrügt 7096 des erzielten regelmafSigen Arbeitsentgelts 
und Arbeitseinkommens, sovveit es der Beitragsberechnung unterliegt (Re- 
gelentgelt, $ 47 SGB V). Es vvird gevvahrt bei Arbeitsunfahigkeit noach VVeg- 
fall der Lohnfortzahlung wegen derselben Krankheit/Verletzung lingstens 
für 78 VVochen. Tritt während der Arbeitsunfahigkeit eine weitere Krank- 
heit/Verletzung hinzu, wird die Leistungsdauer nicht verlängert, Der 
Anspruch auf Krankengeld endet, wenn Rente wegen voller ə Ervverbs- 
minderung, wegen ? Berufsunfahigkeit oder Altersrente aus der 3 Gesetz- 
lichen Rentenversicherung (GRV) gevvahrt vird. 


Krankenhaustagegeld 


Leistungsart der z Privaten Unfallversicherung. 


Nach $ 7 IV. Abs.1 AUB 88 əvvird Krankenhaustagegeld für jeden Kalendertag 
gezahlt, an dem sich der Versicherte vvegen des Unfalls in medizinisch notvvendiger 
volİstationarer Heilbehandlung befindet, lingstens iedoch für zvvei Jahre, vom Un- 
falİtage an gerechnet.c 


Das Krankenhaustagegeld entfallt bei einem Aufenthalt in Sanatorien, Er- 
holungsheimen und Kuranstalten ($ 7 IV. Abs. 2 AUB 88). 

Nach Ziff. 2.4 AUB 99 ff. sind Voraussetzungen des Krankenhaustage- 
geldes, dass sich die versicherte Person wegen des Unfalls in medizinisch 
notvvendiger volistationirer Heilbehandlung befindet oder sich wegen des 
Unfalİs einer ambulanten chirurgischen Operation unterzieht und desvve- 
gen für mindestens x Tage ununterbrochen volistündig arbeitsunfahig bzv. 
volİstandig in ihrem Aufgaben- und Tütigkeitsbereich beeintrüchtig ist. 

Kuren sowie Aufenthalte in Sanatorien und Erholungsheimen gelten 
nicht als medizinisch notvvendige Heilbehandlung. 

Die Höhe des Krankenhaustagegeldes richtet sich nach der vereinbar- 
ten Versicherungssumme. 


o Cave 


Beim Krankenhaustagegeld ist die ə Mitvvirkung von Krankheiten und 
Gebrechen zu berücksichtigen. 
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Krankentagegeld 


Versicherte Leistung in der z Privaten Krankenversicherung, die den Ein- 
kommensausfall im Krankheitsfall ersetzt, vrobei eine vertraglich festgeleg- 
te Summe zur Auszahlung kommt. Voraussetzung ist fedoch, dass ?die 
versicherte Person ihre berufliche Tatigkeit nach medizinischem Befund 
vorübergehend in keiner Weise ausüben kann, sie auch nicht ausübt und 
keiner andervveitigen Ervverbstütigkeit nachgehtc ($ 1 Abs. 3 MB/KT - 
Musterbedingungen Krankentagegeldversicherung). 


BGH, Urteil vom 11.03.2015 - IV ZR 54/14 

əAllerdings verfolgt die Krankentagegeldversicherung grundsatzlich den Zvveck, 
den Versicherungsnehmer vor Verdienstausfall durch Arbeitsunfahigkeit als Folge 
von Krankheiten oder Unfallen zu schützen. Dieser Zvveck ist in 81 Abs.1 Satz1 
MB/KT ausdrücklich niedergelegt. Insovveit dient die Versicherung auch der sozia- 
len Absicherung ervverbstatiger Personen. 

Auch der dürchsehnittliche Versicherungsnehmer kann yedoch erkennen, dass mit ihr 
kein umfassender Schutz gegen yegliche Einkommenseinbuf$en bezvveckt vvird. Dies 
ergibt sich schon daraus, dass der Versicherungsschutz erst bel vollstandiger Arbeits- 
unfahigkeit eingreift, vvahrend bereits eine nur zum Teil bestehende Arbeitsfahigkeit 
typischervveise ebenfalls Einkommenseinbufen mit sich bringt. Die Reichvveite des 
vom Versicherer gebotenen Schutzes ist damit erkennbar nicht unmittelbar am Ver- 
dienstausfall ausgerichtet. Der Versicherungsanspruch orientiert sich nicht am tat- 
sachlich erzielten Arbeitseinkommen, sondern ist rein tatigkeitsbezogen. 

Hat der Versicherungsnehmer seine Arbeitsfahigkeit im Anschluss an eine Erkran- 
kung nach medizinischem Befund auch nur teilvveise vviedererlangt, so entfallt auf- 
grund des ersten Merkmals des 8 1 Abs. 3 MB/KT bereits damit der vveitere Anspruch. 
Versicherungsschutz scheidet in diesen Fallen auch dann aus, vvenn der Versiche- 
rungsnehmer tatsöchlich nicht arbeitet und deshalb kein Geld verdient. Deshalb 
erfordern Sinn und Zvveck der Versicherung nichts anderes, vvenn der Versicherungs- 
nehmer im Rahmen einer Maf6nahme nach $ 74 SGBV bereits teilvveise wieder in 
seinem Beruf arbeitet, dabei aber noch kein Arbeitseinkommen erzielt. Der grund- 
satzlich verfolgte Zvveck, dem Versicherungsnehmer, der infolge Erkrankung vorüber- 
gehend vollstöndig arbeitsunfahig gevvesen ist, einen finanziellen Ausgleich für hier- 
durch entstandene Einkommensverluste zu gevvahren, wird nicht dadurch in Frage 
gestellt, dass die Leistungspflicht des Versicherers zu einem früheren Zeitpunkt en- 
det, als die Gehaltszahlungen des Arbeitgebers vvieder einsetzen, vveil der Arbeitneh- 
mer an einer stufenvveisen VViedereingliederung ins Arbeitsleben teilnimmt.c 


Krankenversicherung, Gesetzliche (GKV) 


Die Gesetzliche Krankenversicherung ist eine Pflichtversicherung für alle 
beschaftigten Arbeitnehmer und für Personen, die Anspruch auf Rente aus 
der o Gesetzlichen Rentenversicherung haben. Arbeitnehmer mit einer 
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monatlichen Entgeltgrenze von derzeit (2017) € 4.800,— (fahrlich € 57.600.—) 
sind versicherungsfrei und können sich privat versichern (? Private Kran- 
kenversicherung). 

Die GKV vird finanziert aus Beitrigen der Arbeitnehmer und Arbeit- 
geber. Es gilt das Sachleistungsprinzip, d. h., die gesetzlich Krankenversi- 
cherten sind nicht selbst Vertragspartner der Arzte, der Zahnörzte oder der 
Vertreter anderer medizinischer Berufe (z. B. Physiotherapeuten, Logopü- 
den usvv.), sondern die Krankenkasse. Gesetzlich geregelt ist die GKV im 
SGB V. 


Krankenversicherung, Private (PKV) 


Die Private Krankenversicherung ist privatrechtlich organisiert - in der 
Mehrzahl durch auf Gevvinnerzielung orientierte Versicherungsunterneh- 
men. Ihr konnen alle dieyenigen Personen beitreten, die in der ? Gesetz- 
lichen Krankenversicherung nicht versicherungspflichtig sind. 

Die PKV finanziert sich durch einkommensunabhaingige Beiträge, die 
das Eintrittsalter, die Berufsgruppe und den Gesundheitszustand berück- 
sichtigen. Jede Private Krankenversicherung muss einen sog. branchen- 
einheitlichen Basistarif anbieten, der sich an den Leistungen und Beitrü- 
gen der GKV orientiert, in den ein Versicherter unter bestimmten Voraus- 
setzungen vvechseln kann. In der PKV ist Vertragspartner der Arzte/ 
Zahnörzte und der Vertreter anderer medizinischer Berufe (z. B. Physio- 
therapeuten, Logopaüden gew. 1 der Versicherte, der dann seinerseits mit 
der PKV abrechnet. 


Krankheit 


nu Rechtsbegriff der ə AUB — Mitvvirkung LG Partialkausalitat) 
Krankheit ist ein regelvyidriger Gesundheitszustand, der örztliche Behand- 
Jung erfordert. Maf6gebend ist der obyektive Krankheitsbegriff. Es kommt 
nicht darauf an, ob der Betroffene Kenntnis von seiner Krankheit hat oder 
sich krank fühlt. VVirken ?Krankheiten oder Gebrechen an der Gesund- 
heitsschadigung oder ihren Folgen mit, hat dies Leistungskürzungen der 
Privaten Unfallversicherung zur Folge. 


su Begriff der VVeltgesundheitsorganisation (WHO 

Gesundheit ist ein Zustand volistindigen körperlichen, geistigen, seeli- 
schen und sozialen VVohlbefindens und nicht nur das Freisein von Krank- 
heit oder Gebrechen. 
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m Krankheit im Sinne der ? Gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) 

Regelvvidriger Körper- oder Geisteszustand, der Behandlungsbedürftigkeit 

und/oder Arbeitsunfahigkeit zur Folge hat. 


Krankheit, dienstlich bedingte 


Analog den 2 Berufskrankheiten in der Gesetzlichen Unfallversicherung 
sind dienstlich ervvorbene Krankheiten einem Dienstunfall gleichgestellt. 


$ 31 Abs. 3 BeamtVG (Beamtenversorgungsgesetz) 

əErkrankt ein Beamter, der nach der Art der dienstlichen Verrichtung der Gefahr der 
Erkrankung besonders ausgesetzt ist, an einer solchen Krankheit, so gilt dies als 
Dienstunfall, es sei denn, dass der Beamte sich diese Krankheit auğerhalb des Diens- 
tes zugezogen hat. Die Erkrankung an einer Krankheit gilt fedoch stets als Dienstun- 
fall, vvenn sie durch gesundheitsschadigende Verhaltnisse verursacht vvorden ist, 
denen der Beamte am Ort seines dienstlich angeordneten Aufenthaltes im Ausland 
besonders ausgesetzt wat, Die in Betracht kommenden Krankheiten bestimmt die 
Bundesregierung durch Rechtsverordnung.c 


Als Krankheiten im Sinne des $ 31 BeamtVG gelten die in der Anlage 1 zur 
ə Berufskrankheiten-Verordnung aufgelisteten Krankheiten. Eine Öff- 
nungsklausel CG 5 VViec-Berufskrankheit) wie im Berufskrankheitenrecht 
($ 9 Abs. 2 SGB VİT gibt es nicht. 

Die Erkrankung muss innerhalb bestimmter Fristen angezeigt werden 
($ 45 Abs. 2und 3 BeamtVG). Diese Fristen (2 bzvv. 10 Jahre) beginnen mit 
dem Zeitpunkt, an dem bei dem Beamten die einem Dienstunfall gleichzu- 
stellende Erkrankung sicher diagnostizierbar ist (BVervvG, Urteil vom 
28.04.2011 - 2 C 55/09). 


Kunstfehler 


Umgangssprachliche, jedoch nicht gutachtliche Bezeichnung für ? Be- 
handlungsfehler, wenn die Diagnostik und Therapie nicht nach den Regeln 
der arztlichen/zahnarztlichen Kunst durchgeführt wurde, also nicht lege 
artis (lat.) bzvv. .state of the artc (engl.). 
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O Springer-Verlag GmbH Deutschland 2018 
E Ludolph, Arztliche Begutachtung von A-Z 
https://doi.org/10.1007/978-3-662-55867-6, 12 


Lasion 


Lat. laesio — Verletzung/Vervvundung. Begriff aus dem medizinischen 
Sprachgebrauch. 

Verletzung, Störung einer Körperfunktion (Functio laesa), Regelvvid- 
rigkeit. Ist und ersetzt keine Diagnose. 


o Cave 


Der Begriff ist mehrdeutig. Deshalb Vorsicht mit Literatur, die diesen 
Begriff vervvendet, und/oder der Vervvendung des Begriffs im arzt- 
lichen Gutachten. 


Lebendspende 


Gesetzesgrundlage ist in Deutschland das Transplantationsgesetz ($ 8 bis 
8c TPG). Gesetzlich geregelt ist die Spende von ? ?Organen oder ? Ge- 
vvebe zum Zveecke der Übertragung auf andere, ($ 8, Abs. 1, Satz 1 TPG). 
Die Lebendspende von Organen ist nachgeordnet (subsidiar) der Ent- 
nahme von Organen bei toten Spendern ($ 3 bis $ 7 TPG),. Sie ist also nur 
zulassig, wenn ein ?geeignetes Organc eines toten Spenders əzum Zeit- 
punkt der Organentnahme nicht zur Verfügung stecht, ($ 8 Abs. 1 Ziff. 3 
TPG). 

əDie Entnahme einer Niere, eines Teils der Leber oder anderer nicht 
regenerierungsfahiger Organe (Lunge, Bauchspeicheldrüse, Dünndarm) 
ist darüber hinaus nur zulössig zum Zwecke der Übertragung auf Vervyand- 
te ersten oder zvveiten Grades, Ehegatten, eingetragene Lebenspartner, 
Verlobte oder andere Personen, die dem Spender in besonderer persönli- 
cher Verbundenheit offenkundig nahestehenx ($ 8 Abs. 1 Satz 2 TPG). Die 
Lebendspende von ə?Organen oder Gevvebex setzt die Aufzeichnung von 
Aufklärung und EFinvvilligung in einer ?Niederschriftc voraus. Die Einvvil- 
ligung kann federzeit vviderrufen werden ($ 8 Abs. 2 TPG). 
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Für die örztliche Behandlung und die Lohnfortzahlung des Spenders 
- Teil der Behandlung des Empfingers - tritt die Krankenkasse des Emp- 
fangers ein, für alle darüber hinausgehenden Kosten die Gesetzliche Un- 
falİversicherung (GUV): 


$ 2, Abs.1, Ziff. 13 b) SGBVII 

Kraft Gesetzes sind versichert Personen, die Blut oder körpereigene Organe, 
Organteile oder Gevvebe spenden oder bei denen Voruntersuchungen oder Nach- 
sorgemaf3nahmen anlasslich der Spende vorgenommen vverden.c 


Der Umfang des Versicherungsschutzes ergibt sich aus $ 12a SGB VIL 


BSG Urteil vom 15.05.2012 - B 2 U 16/11R 

ln Abgrenzung zur gesetzlichen Krankenversicherung greift die gesetzliche Unfall- 
versicherung erst dann ein, vvenn im Zusammenhang mit der Organentnahme 
beim Organspender gesundheitliche Schaden auftreten, die Ober die durch die Or- 
ganentnahme notgedrungen entstehenden Beeintrichtigungen hinausgehen und 
in ursachlichem Zusammenhang mit der Organentnahme stehen, oder wenn der 
Organspender an der Organentnahme verstirbt.c 


o Cave 


Für den Kausalzusammenhang von Komplikation mit der Spende gilt 
die vviderlegbare Vermutung des $ 12a Abs. 1 SGBVIL. 


Der Versicherte, zu diesem Zeitpunkt 58 Jahre alt, sspendetex am 29.09.1999 sei- 
nem Sohn die linke Niere. Es verblieben Missempfindungen im Narbenbereich. 
İntraoperativ wurde ein Nervenschaden gesetzt, der dazu führte, dass die Muskula- 
tur im Narbenbereich erschlaffte. 3 Monate postoperativ erlitt der Versicherte eine 
tiefe Beinvenenthrombose links, die konservativ behandelt wurde, 
Es verblieben also folgende Funktionsbeeintrachtigungen: 

1.Verlust der linken Niere, 

2. Missempfindungen im Narbenbereich, 

3. Erschlaffung der Muskulatur im Narbenbereich, 

4.abgelaufene Beinvenenthrombose links. 


Nicht MdE-relevant ist der Verlust der linken Niere. Denn die Spende soll nicht durch 
irgendvvelche damit verbundenen Leistungen oder Begünstigungen motiviert vver- 
den. Das Gleiche gilt für die Missempfindungen im Narbenbereich, die mit Jeder 
Operation verbunden sind Der MdE (SGB VII) sind fedoch zugrunde zu legen die 
Erschlaffung der Muskulatur im Narbenbereich und die Folgen der Beinvenen- 
thrombose, für deren Zusammenhang mit der Nierenspende die sVermutungk des 
$ 12a Abs.1 Satz 2 SGBVİİ streitet. 
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Lebensalltagsüblich 


o Cave 


Es handelt sich um einen in Gutachten und in der Gutachtenliteratur 
sovvohl bei der Prüfung der medizinisch-naturvvissenschaftlichen 
Kausalitat als auch der rechtlichen Wertung immer vvieder strapazier- 
ten Begriff ohne klar umschriebenen Inhalt. Medizinisch-naturvvissen- 
schaftlich kann z. B. das Heben von Lasten über 25 kg für den Einen 
əlebensalltagsüblichs sein, also zum Alltag gehören. Für den Anderen 
ist es eine nicht zu schaffende Anstrengung. .uristisch vvertend vvird 
der Begriff missbraucht, um die VVesentlichkeit eines Ereignisses zu 
umschreiben LG Kausalitatstheorie, vvesentliche Bedingung). Der un- 
definierte Begriff schafft mehr Vervvirrung als Klarheit. 


Legaldefinition 


Gesetzlich bestimmter Begriff, z. B. Arbeitsunfall in $ 8 Abs. 1 SGB VIL 


Leistungsbild 


Es beinhaltet die körperliche und psychische Belastbarkeit im Zusammen- 
hang mit Tiütigkeiten auf dem Arbeitsmarkt oder im Bereich von Einglie- 
derungsmafnahmen (z. B. Behinderte). 

Das Leistungsbild beschreibt - positiv und negativ -, invvievveit ein 
Versicherter dem Arbeitsmarkt zur Verfügung steht: 

vollschichtig (mehr als 6 Stunden/Tag), 

teilschichtig (3-6 Stunden/Tag), 

vveniger als 3 Stunden/Tag, 

in welcher Körperhaltung, 

in welcher Arbeitsumgebung, 

mit vvelchen sonstigen körperlichen und/oder geistigen Einschrün- 

kungen und/oder Möglichkeiten. 


Erstellt wird das Leistungsbild auf der Grundlage der 7 ICF (International 
Classification of Functioning, Disability and Health) für how. von Arbeits- 
agenturen (fobcentren), Tragern der Gesetzlichen Rentenversicherung, 
Reha-Kliniken, Krankenversicherungen, Berufsgenossenschaften/Unfall- 
kassen. Es unterscheidet sich nach dem Auftraggeber und der fevveiligen 
Fragestellung. Das Leistungsbild für Arbeitsagenturen und die Rentenver- 
sicherung hat keinen Bezug aufeinen konkreten Arbeitsplatz, während das 
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Leistungsbild für die Krankenversicherung sich auf den letzten Arbeits- 
platz bezieht. 

Für die VVeichenstellung bei der beruflichen VViedereingliederung/ 
Umorientierung ist das positive Leistungsbild in der Regel vvichtiger als das 
negative. Das Leistungsbild muss im Gutachten plausibel aus den Gesund- 
heitsstörungen abgeleitet vverden. 


Leistungsfahigkeit 


Unbestimmter Rechtsbegriff. Unter Leistungsfahigkeit wird das physische 
und psychische Leistungsvermögen eines Menschen verstanden, also das 
von diesem Menschen zu erfüllende ? Leistungsbild. 

Physikalisch ist Leistung Arbeit pro Zeit. Die Dauerleistungsfahigkeit 
ines Menschen Deet bei etwa 15-2096 seiner maximalen Leistungsfahigkeit. 


Leistungsfall 


Rechtsbegriff des Versicherungsrechts. 

Ereignis/Einvvirkung, das/die die Leistungspflicht eines Dritten auslöst. 
In der Regel fallen z Versicherungsfall und Leistungsfall zeitlich zu- 

sammen. 


o Cave 


Das Berufskrankheitenrecht (GUV): Der Versicherungsfall, die Berufs- 
krankheit, setzt nicht voraus, dass Leistungen GG haftungsausfüllende 
Kausalitit) resultieren. 


Der Leistungsfall ($ 9 Abs. 5 SGB VII) ist vom Versicherungşsfall zu tren- 
nen. Der Leistungsfall setzt den Versicherungsfall voraus, verlangt aber 
vveitere Tatbestandsmerkmale. Sie können daher - vveil Berufskrankheiten 
sich vielfach langsam entvvickeln - zeitlich auseinanderfallen, vvenn zvvar 
die Voraussetzungen einer Berufskrankheit erfüllt sind (Versicherungs- 
DU, aber keine Leistungen erfolgen, z. B. vveil keine rentenberechtigende 
MdE oder keine Arbeitsunfahigkeit und/oder keine Behandlungsbedürf- 
tigkeit vorliegen. 

Da das SGB VII bei zahlreichen Leistungen auf den Versicherungsfall 
abstellt, war bezogen auf die Berufskrankheiten eine Sonderregelung not- 
vvendig. Abgestellt wird für den Leistungsfall auf den Zeitpunkt der 5 Ar- 
beitsunfahigkeit oder der Behandlungsbedürftigkeitx oder alternativ auf 
den ?Beginn der rentenberechtigenden MdEç, vvobei die vvirtschaftlich 
günstigere Alternative zu vvühlen ist ($ 9 Abs. 5 SGB VID. 
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Leistungsvermögen 


Begriff, der der o Ervverbsminderung (GRV) und der ? Berufsunfahigkeit 
(BUV) zuzuordnen ist. 
Unterschieden vvird positives — was der Betroffene noch leisten kann 
— und regatives — was dem Betroffenen nicht mehr möglich ist bau. 
was sich im Hinblick auf eine drohende Verschlimmerung verbietet, 
also nicht mehr zumutbar ist — Leistungsvermögen. Beides ist durch 
den örztlichen Gutachter aufgrund möglichst obfektiver o Befunde 
darzulegen. 
Unterschieden vird qzalitatives und quantitatives Leistungsvermögen. 
Das qualitative Leistungsvermögen ist die Zusammenfassung der 
Fahigkeiten, d. h. der festgestellten Ressourcen im Hinblick auf die 
noch zumutbare ? Arbeitsschvvere, Arbeitshaltung und Arbeitsorga- 
nisation. 
Das quantitative Leistungsvermögen gibt den zeitlichen Umfang an, 
in dem eine Erveerbstütigkeit arbeitstiglich ausgeübt werden kann, 
d. h. zumutbar ist. 


Leitlinien 


Begriff des Medizinrechts. 

Von einer Gruppe von Experten - in der Mehrzahl der Falle im Auftrag 
bzvv. Finvernehmen mit einer medizinischen Fachgesellschaftund von die- 
ser veröffentlicht — systematisch entvvickelte, vvissenschaftlich begründete 
und praxisorientierte Entscheidungshilfen für die angemessene örztliche 
Vorgehensvveise bei speziellen gesundheitlichen Problemen. 

Leitlinien sind - rechtlich nicht verbindliche - Handlungs- und Ent- 
scheidungskorridore (herrschende Meinung/ Standard), von denen im Fin- 
zelfall - begründet - abgevvichen vverden kann oder sogar muss, insbeson- 
dere dann, wenn sie nicht mehr oder noch nicht aktuell sind. Beispiel für 
Anfang und Ende einer Leitlinie: Leitlinie der Deutschen Gesellschaft für 
Neurologie: ə Beschleunigungstrauma der Halsvvirbelsaulec, Stand 
30.09.2012 gültig bis 31.12.2015, verlängert bis 29.09.2017. 

ye höher die ? Evidenz (Nachveeisbarkeit) einer Leitlinie ist, umso ver- 
bindlicher gibt sie den aktuellen Standard/die herrschende Meinung vie- 
der. Zu unterscheiden sind die in der Übersicht dargestellten Formen. 
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Evidenz von Leitlinien 

vs S1-Leitlinien (verfasst durch eine repräsentativ zusammengesetzte 
Expertengruppe einer medizinischen Fachgesellschaft), 
S2-Leitlinien (erarbeitet durch formale Abstimmung aller mit der 
Frage befassten vvissenschaftlichen Fachgesellschaften) 
S3-Leitlinien (Konsens aufgrund vvissenschaftlicher systematischer 
Recherche, höchste Evidenz). 


BGH, Urteil vom 28.03.2008 - VI ZR 57/07 

əLeitlinien von arztlichen Fachgremien oder Verbänden können (im Gegensatz zu 
den Richtlinien der Bundesausschüsse der Arzte und Krankenkassen) nicht unbese- 
hen mit dem zur Beurteilung eines Behandlungsfehlers gebotenen medizinischen 
Standard gleichgesetzt werden. Sie kënnen kein Sachverstandigengutachten erset- 
zen und nicht unbesehen als Maf3stab für den Standard Obernommen werden a 


Orientierungshilfen sind nur die Leitlinien des yevveiligen Fachgebietes. 
Die für das Fachgebiet Neonatologie (Frühgeborenenmedizin) aufgestell- 
ten Leitlinien sind keine zvvingende Informationsquelle für das Fachgebiet 
Geburtshilfe. 


BGH, Urteil vom 15.04.2014 - VI ZR 382/12a 

əDie Frage, vvelches Verhalten von einem gevvissenhaften und aufmerksamen Arzt 
in der konkreten Behandlungssituation im Zeitpunkt der Behandlung ervvartet vver- 
den kann, bestimmt sich indes aus der berufsfachlichen Sicht seines Fachgebiets 
und nicht derienigen anderer Fachbereiche.c 


o Cave 


Leitlinien sind keine Rechtsnormen. Sie sind nur dann eine Rechtferti- 
gung für arztliches Handeln, vvenn sie den aktuellen medizinischen 
Standard/herrschende Meinung des ievveiligen Fachgebietes vvieder- 
geben und sachliche Gesichtspunkte oder der Patientenvville ein Ab- 
vveichen von der Leitlinie nicht gebieten. 


Listenkrankheiten 


Siche ə Berufskrankheiten, die in der Anlage 1 der BKV aufgelistet sind. 
Zurzeit gibt es 77 Listen-BKen (Listenberufskrankheiten). 
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Lohmüller”/sche Formel 


Überholte mathematische Formel zur Errechnung der MdE (GUV) bei 
Vorschaden. Die Lohmüllersche Formel lautet: 


s (y-z)x100 
a 


x — Grad der zu ermittelnden MdE 

y € Grad der nach dem Arbeitsunfall bestehenden Gesamt-MdE 
z — Grad der MdE auf Grund des Vorschadens 

a — Grad der vorherigen Ervverbsfahigkeit 


Das BSG (Urteil vom 14.02.2001 — B 9 V 12/00 R) lehnt jede mathemati- 
sche Formel zur Finschatzung von MdE/GdsS ab. Verlangt wird ?eine na- 
türliche, vvirklichkeitsorientierte, funktionale Betrachtungsvveise, die auf 
medizinischen Erkenntnissen beruhtc. Es hat die von mathematischen 
Formeln freie Einschützung ?für den einzig rechtmafigen Beurteilungs- 
mafstab bei Finschatzung der MdEe erklart. 
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Mainz-Dortmunder Dosismodell (MDD) 


Im Jahre 1999 veröffentlichte Berechnung, zur Ermittlung der beruflichen 
(arbeitstechnischen) Voraussetzungen der Berufskrankheit Mr 2108 (5Band- 
scheibenbedingte Erkrankung der Lendenvvirbelsüulec). Beim MDD vverden 
die auf die Bandscheiben der Lendenvvirbelsaule vvirkenden Druckkrafte 
durch Lastgevvichte in kg als Gesamtbelastungsdosis in Nevvton x Stunden 
(Nh) errechnet. Als Orientierungsvvert für eine bandscheibenbedingte Ge- 
fahrdung vird für Männer ne Gesamtbelastungsdosis von 25 MNh (Mega- 
Nevvton-Stunden) angegeben und für Frauen von 17 MNh. Statistisch wird 
von einer Verdoppelung des Risikos einer bandscheibenbedingten Erkran- 
kung ausgegangen, wenn die Orientierungsvverte erreicht werden. 

Trotz Kritik an diesem Modell hat das BSG das MDD als grundsötzlich 
geeignete Grundlage für die Ermittlung der arbeitstechnischen Vorausset- 
zungen der BK Nr 2108 bestütigt (Urteil vom 30.10.2007 - B 2 U 4/06 R). 
Allerdings hat das BSG mit Urteil vom 30.10.2007 (B 2 U 4/06 R) auf der 
Grundlage der Erkenntnisse der DVVS 1 (5 5Deutsche VVirbelsaulenstudiec 
2007) die ursprünglichen Grenzvverte halbiert (Männer: 12,5 MNh, 
Frauen: 8,5 MNh), ohne dass es auf eine Mindesttagesdosis ankommt, da 
sich nach dem aktuellen vvissenschaftlichen Erkenntnisstand die Forde- 
rung nach einer bestimmten Mindesttagesdosis nicht begründen lasse. 

Durch das BSG-Urteil vvurde ein Grenzvvert definiert, unterhalb dessen 
eine weitere Prüfung des Kausalzusammenhangs entfallen kann. 

Die arbeitstechnischen Voraussetzungen nach dem MDD sind dem 
örztlichen Gutachter vom Pröventionsdienst der Unfalİversicherungstrager 
vorzugeben. 


o Cave 


Die Mindestgesamtbelastungsdosis stellt eine Gefihrdung für die 
Bandscheiben dar, sodass im Einzelfall zu prüfen ist, ob sich ein Kausal- 
zusammenhanqg zvvischen beruflicher Exposition und bandscheiben- 
bedingter Erkrankung vvahrscheinlich machen lässt, 
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MdE (Minderung der Ervverbsfahigkeit) 


Rechtsbegriff der o GUV und des 2 Dienstunfallrechts. 

Prozentsatz, der für die Höhe der Rentenleistung (GUV )/des Unfallaus- 
gleichs (Dienstunfallrecht) maftgeblich ist. Bis zum 01.01.2009 wurde der 
Begriff 5MdEc auch im 2? Sozialen Entschadigungsrecht benutzt. Seit In- 
krafttreten der z Versorgungsmedizin-Verordnung (VersMedV) am 
01.01.2009 gilt im Sozialen Entschadigungsrecht der ə GdS (Grad der 
Schadigungsfolgen). 


Nach $ 56 Abs. 2 Satz 1 SGBVII (GUV) richtet sich die MdE ?nach dem Umfang der 
sich aus der Beeintrachtigung des körperlichen und geistigen Leistungsvermögens 
ergebenden verminderten Arbeitsmöglichkeiten auf dem gesamten Gebiet des Er- 
vverbslebens.c 


Die MdE drückt in Prozentsützen die abstrakte Minderung der Ervverbs- 
fahigkeit auf dem 2 Allgemeinen Arbeitsmarkt durch einen konkreten 
unfallbedingten oder berufskrankheitsbedingten/dienstunfallbedingten 
Gesundheitsschaden/ Körperschaden aus, 

Durch den Vervveis auf die .Arbeitsmöglichkeiten auf dem gesamten 
Gebiet des Ervverbslebensa ist klargestellt, dass bei Finschützung/ Bemes- 
sung der MdE nicht Bezug genommen vird auf den konkreten Finkom- 
mensverlust, sondern auf die verbliebenen Möglichkeiten schlechthin, 
sich einen Ervverb zu verschaffen. Diese abstrakte Schadensbemessung 
bezieht sich somit auf die verbleibende Einsetzbarkeit des Betroffenen auf 
dem gesamten Gebiet des Ervverbslebens und lasst grundsützlich den Aus- 
bildungsstand, das Alter, die konyunkturelle Lage, die konkreten Chancen, 
eine neue Stelle zu erhalten oder den Verbleib in der alten Stelle völlig 
au$er Betracht, Auch die tatsüchlichen oder hypothetischen Fort- 
kommenseinschrinkungen sind ebenso unerheblich wie evtl, aus der 
nachfolgenden beruflichen Neuorientierung resultierende vvirtschaftliche 
Vorteile. 

Bei Kindern und yugendlichen Versicherten wird die MdE nach den 
Ausvvirkungen bemessen, die sich bei Ervvachsenen mit gleichem Gesund- 
heitsschaden ergeben würden Lë 56, Abs. 2 Satz 2 SGB V11). 

Die MAP wird Im 5-er Schritten (Graden) eingeschitzt/bemessen. Die 
früher noch üblichen 331596 und 662596 werden nicht mehr praktiziert. 

Der gutachtliche Vorschlag zur Höhe der MdE ist eine Wertung in 
Form einer Schätzung, Die tatsüchliche Feststellung obliegt der Verwal. 
tung/dem Dienstherrn bzvv. den Gerichten. Die MdE-Höhe orientiert sich 
in der GUV an den ə MdE-Erfahrungsvverten und im Dienstunfallrecht 
(BeamtVG) entweder an den ə MdE-Erfahrungsvverten oder an den 
ə Versorgungsmedizinischen Grundsatzen. Die Vorgaben im Dienstun- 


MdE, rentenberechtigende 145 M 


fallrecht sind derzeit nicht einheitlich, da das Dienstunfallrecht seit 2008 
teils Bundes- und teils Lönderrecht ist. 


o Cave 


Die Höhe der MdE sagt nichts über die Ervverbsfahigkeit in der 
Gesetzlichen Rentenversicherung (volle/teilvveise Ervverbsminderung) 
aus. 


MdE-Erfahrungsvverte und Versorgungsmedizinische Grundsütze sind 
nicht in allen Punkten deckungsgleich. 


MdE, rentenberechtigende 


In der Gesetzlichen Unfallversicherung beginnt die rentenberechtigende 
Entschadigung (Rente) bei jedem Versicherungsfall erst bei einer MdE von 
2096 — aber nur dann, wenn die MdE von 2006 über die 26. Woche nach dem 
Versicherungsfall hinaus vorliegt. 


Ş 56 Abs.1 SGBVII 

əVersicherte, deren Ervverbsfahigkeit infolge eines Versicherungsfalls Ober die 
26.VVoche nach dem Versicherungsfall hinaus um vvenigstens 20 vom Hundert 
gemindert ist, haben Anspruch auf eine Rente, Jet die Ervverbsfahigkeit infolge 
mehrerer Versicherungsfalle gemindert und erreichen dieVomhundertsatze zusam- 
men vvenigstens die Zahl 20, besteht für ieden, auch Tür einen früheren Versiche- 
rungsfall, Anspruch auf Rente, Die Folgen eines Versicherungsfalls sind nur zu 
berücksichtigen, vvenn sie die Ervverbsfahigkeit um vvenigstens 10 vom Hundert 
mindern.c 


Die gesetzlichen Vorgaben sehen also nur in den Fallen eine MdE von 
unter 20906 vor, in denen ein Stützrententatbestand (? Stützrente/Stütz- 
MdB) vorliegt. In Übereinstimmung damit steht der Leitsatz des Urteils des 
BSG vom 22.03.1983 (2 RU 37/82): 


sin der gesetzlichen Unfalliversicherung fehlt es an einer Rechtsgrundlage für eine 
unabhangig von einer Rentengevvahrung getroffene Feststellung einer ziffernma- 
Big bestimmten MdE.c 


o Cave 


Der örztliche Gutachter hat eine MdE unter 2006 nur zu beziffern, vvenn 
ein Stützrententatbestand vorliegt. Ansonsten lautet der 
MdE-Vorschlag əunter 2006c. 


Besondere Vorschriften bestehen für Versicherte der landvvirtschaftlichen 
Unfalİversicherung. 
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Nach $ 80a SGB VİT erhalten Landvyirte und ihre Familienangehörigen 
eine Rente erst ab einer MdE von 3006, die über die 26. VVoche nach dem 
Versicherungsfall hinaus vorliegen muss. 

Im Dienstunfallrecht ($ 35 BeamtVG) setzt ein ə Unfallausgleich eine 
MdE von 2596 voraus. Stehen mehrere Dienstunfalle bzvv. mehrere dienst- 
lich bedingte Krankheiten zur Diskussion, kann ein einheitlicher Unfall- 
ausgleich erfolgen (nur eine MdE). 


MdE-Erfahrungsvverte 


Tabellenvverk der Gesetzlichen Unfallversicherung (GUV), das sich an- 
fanglich aus Einzelentscheidungen des Reichsversicherungsamtes (RVA) 
ab 1884 mit Sätz in Berlin entvvickelt hat und sett 100 Jahren im Kern un- 
veröndert ist. Sie geben den Grad der Minderung der Ervverbsfahigkeit für 
Unfall- oder BK-Folgen nur für die GUV wieder. Eine Übertragung auf 
andere Rechtsgebiete ist nicht möglich. Im Sinne der Gleichbehandlung 
aller Versicherten sind die MdE-Erfahrungsvverte zvvar keine Gesetzes- 
norm, aber verbindlich (herrschende Meinung). Zu beachten ist, dass die 
VVerte ausgelegt sind für einen gevvissen Endzustand, mit Ausnahme der 
Finger nur Folgen von Mono-Gesundheitsschaden umfassen und einen 
ansonsten altersentsprechenden Versicherten zugrunde legen, also ohne 
ə Vorschaden. 


o Cave 


Unter Berücksichtigung der Anderung der Arbeitsvvelt und der groğen 
Fortschritte unfallchirurgisch/orthopadischer Behandlung sowie pro- 
thetischer Versorgung wird zurzeit versucht, diese Tabellenvverte anzu- 
passen (vgl. Ludolph E, Schürmann /: Neubevvertung der MdE bei un- 
fallchirurgisch-orthopadischen Arbeitsunfall- und BK-Folgen in der Ge- 
setzlichen Unfallversicherung. Med Sach 112 2/2016). Das BSG (Urteil 
vom 20.12.2016 - B 2 U 11/15 R) unterstützt die Prüfung, ob die MdE- 
Tabellenvverte noch vvissenschaftlich gültig sind GG Hilfsmittel). 


MEDICPROOF 


Tochterunternehmen des Verbandes der Privaten Krankenversicherer 
(PKV-Verband) zur Überprüfung der Leistungsvoraussetzungen der Pri- 
vaten Pflegeversicherung mit der Aufgabe, bundesvveit Pflegegutachten zu 
erstellen bzvv. zu überprüfen. 
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Medikamentenspiegel 


Nachvveeismöglichkeit von Medikamenten in Serum und/oder Urin mit 
Hilfe chromatographischer Verfahren (Gaschromatographie: GC/Hoch- 
leistungsflüssigkeitschromatographie: HPLC — ?high performance liquid 
chromatographyec). 

Gutachtlich im Finzelfall z. B. bei behauptetem Analgetikakonsum von 
Interesse, vvobei vorab die Genehmigung durch das Gericht ($ 81a StPO) 
einzuholen ist bzvv. nach entsprechender Aufklärung die Einvvilligung des 
Probanden. 


o Cave 


Ein Medikamentenspiegel ist stets zu fordern, vvenn eine Medikamen- 
teneinnahme zu überprüfen ist, z. B. die regelmafige Einnahme von 
Sehmerzmitteln bei subiektiven Beschvverden ohne die ə Schmerzen 
erklarende obyektivierbare Verinderung. 


əMedizinische Begutachtungc 


Nach der (Muster-)Berufsordnung für die Deutschen Arztinnen und Arz- 
te ($ 27 Abs. 4 Zi. 2) führbare Bezeichnung nach Ervverb der entsprechen- 
den Qualifikation — Curriculare Fortbildung der Bundesiürztekammer 
əGrundlagen der medizinischen Begutachtungc (Stand November 2016). 


Medizinischer Dienst der Krankenversicherung 
(MDK) 


Der ə Vertrauensörztliche Dienstc (V4D), gegründet 1934, dessen zentrale 
Aufgabe die Kontrolle der Arbeitsunfahigkeit wat, wurde zum 01.01.1989 
ale xMedizinischer Dienst der Krankenversicherungx neu organisiert 
(SGB V). Die Aufgaben des MDK sind in $ 275 SGB V geregelt. Sie umfas- 
sen die Begutachtung und Beratung der Gesetzlichen Krankenversicherung 
bei der Erbringung von Leistungen, 
zur Einleitung von Leistungen zur Teilhabe und 
bei Arbeitsunfahigkeit 
zur Sicherung des Behandlungserfolgs und 
zur Beseitigung von Zveeifeln an der Arbeitsunfahigkeit. 


Im )ahre 1995 kamen mit der Sozialen Pflegeversicherung (SB XT) als wei. 
tere Aufgaben hinzu 
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die Ermittlung des Hilfebedaris, 
die Qualitatsprüfungen der Pflegeeinrichtungen und 
die Überprüfung der ambulanten Pflegedienste. 


Meinung, herrschende 


Siehe ? Standard, örztlicher. 

Begriff aus dem akademischen medizinischen und Puristischen Kontext, 
Die herrschende Meinung ist die zu einer konkreten, divergierend dis- 

kutierten Frage von der deutlichen Mehrheit der mit dem Problem befass- 

ten Arzten/Gutachtern vertretene Meinung, die damit als vorherrschende 

Meinung zur Lösung eines Problems apgewendet wird. 


BSG, Urteil vom 26.01.1994 - 9 RVg 3/93 

əDenn in Nr. 38 der .Anhaltspunktec wird zum Thema əVVahrscheinlichkeit des ur- 
sachlichen Zusammenhangsc zutreffend von den Gutachtern verlangt, dass sie die 
herrschende vvissenschaftliche Lehrmeinung der medizinischen Beurteilung zu- 
grunde Jegen. Es genügt danach nicht, dass ein einzelner VVissenschaftler eine Ar- 
beitshypothese aufgestellt oder einen Erklarungsversuch unternommen hat. Es 
kommt nicht auf die subyektive Auffassung des beurteilenden Arztes an, sondern 
auf die Plausibilitat dieser Meinung durch medizinisches Erfahrungsvvissen.c 


BSG, Urteil vom 18.06.2013 - B 2 U6/12R 

əSolche Erkenntnisse setzen regelmalfSig voraus, dass die Mehrheit der medizini- 
schen Sachverstöndigen, die auf dem fevveils in Betracht kommenden Fachgebiet 
Ober besondere Erfahrungen und Kennthnisse verfügen, zu derselben vvissenschaft- 
lich fundierten Meinung gelangt ist. Es ist nicht erforderlich, dass diese Erkennt- 
nisse die einhellige Meinung aller Mediziner vviderspiegeln. Andererseits reichen 
vereinzelte Meinungen einiger Sachverstandiger grundsatzlich nicht aus a 


Abvveichungen von der herrschenden Meinung bedürfen in Therapie (Auf- 
klarung/Finvvilligung) und Begutachtung (Information des Auftraggebers) 
einer besonderen Begründung. Der Patient (Therapie), der Auftraggeber 
(Gerichte, Vervvaltungen) und der Proband (Begutachtung) können grund- 
sötzlich erwarten, dass Behandlung und Begutachtung im Rahmen der herr- 
schenden Meinung erfolgen - im Sinne der Gleichbehandlung aller Betrof- 
fenen. Abvveichungen von der herrschenden Meinung sind zu kennzeichnen. 


Merkblatt 


Bis zum Schreiben des Bundesministeriums Arbeit und Soziales (BMAS) 
vom 29.04.2010 an die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) 
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wurde zu yeder Berufskrankheit ein sog. Merkblatt verfasst undvom BMAS 
herausgegeben. Dies ist mit diesem Schreiben iedoch eingestellt worden, 
weil den Merkblüttern eine Bedeutung zuerkannt vvurde, die diesen nicht 
zukommt und für die das BMAS nicht zustündig ist. Erarbeitet vverden )e- 
doch vom ə? Arztlichen Sachverstindigenbeirat (ASVB) beim BMAS vis- 
senschaftliche — Empfehlungen zur EFinführung oder Neufassung einer 
ə Berufskrankheit. Andert sich der ? medizinische Erkenntnisstand, ohne 
dass sich der VVortlaut einer Berufskrankheit indert, wird ein ” Addendum 
(Zusatz) verfasst. 


Merkzeichen 


In den Schvverbehindertenausvveis ($ 2/$ 3 Schvverbehindertenausvveisver- 
ordnung: SehvvbAvvV) einzutragende gesundheitliche Merkmale, die zur 
manspruchnahme von Nachteilsausgleichen berechtigen (B Tab. M.1). 
Rechtsgrundlage sind die $$ 69/70 SBG IX. Zustindig für die Bevvilligung 
ba. Eintragung ist das Versorgungsamt bzv: die von den zustindigen Ver- 
vvaltungen bestimmten kommunalen Amter. 
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Metaanalyse 153 M 


Messblaütter/Messbögen 


Formblatter für die Bevveglichkeit in den Fingergelenken, den Gelenken 
der oberen und unteren Gliedmafeen sowie der VVirbelsiule, deren 
Grundlage die o Neutral-0-Methode ist. Gemessen wird nicht die pas- 
sive oder die aktiv vorgeführte Bevveglichkeit in VVinkelgraden, sondern 
die geführte Bevveglichkeit, also die Bevvegungsausschlage, die unter 
Führung bzvv begleitender Kontrolle des Untersuchers aktiv erreicht 
vverden. 

Vorgesehen sind für die Gliedmaf$engelenke und für einzelne VVirbel- 
saulenabsehnitte jeweils 3 Ziffern. 

Gemessen vvird yevveils von der Neutral-0-Stellung aus, also z. B. beim 

Handgelenk: Handrückenvvürts/hohlhandvvürts: 50/0/60. 

Kann das Handgelenk in einer Bevvegungsrichtung nicht Ober die 

Neutral-0-Stellung, also z. B. nicht nach handrückenvvürts, bewegt 

werden, wird die 0 vviederholt: 0/0/60. 

VVird die Neutral-0-Stellung nicht erreicht, besteht also z. B. eine 

Beugekontraktur im Handgelenk von 15” nach hohlhandvvörts, wird 

dokumentiert: 0/15/60. 

Gelenkversteifungen vverden durch VViederholung der Stellung an- 

gegeben, in der das Gelenk versteift ist. Eine Versteifung des Handge- 

lenks in einer Stellung von 15” nach hohlhandvvörts wird dokumen- 

tiert: 0/15/15. 


Besondere Sorgfalt ist darauf zu Jegen, dass die Eintragungen yevveils in 
Übereinstimmung mit der Legende erfolgen. 


o Cave 


Die Messblütter wurden Mitte 2013 von der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung (DGUV) auf Vorschlag der Kommission sGutachtenx 
der Deutschen Gesellschaft für Unfallchirurgie (DGU) teilvveise geän: 
dert/verbessert. Diese geanderten Messblatter sind jetzt Standard im 
örztlichen Gutachten. 


Metaanalyse 


Es handelt sich um eine quantitative und statistische Aufarbeitung (Zusam- 
menfassung) früherer Forschungsarbeiten, also nicht um eine kritische 
Durchsicht und VVürdigung (? Review), 
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Minderung der Ervverbsfahigkeit 


Siche o MdE. 


Mitvvirkung 


Rechtsbegriff der o Privaten Unfallversicherung. Kennzeichen der ?  Par- 
tialkausalitat. 


Ziff. 2 AUB 2014 (Musterbedingungen) 
əTreffen Unfallfolgen mit Krankheiten oder Gebrechen zusammen, gilt Folgendes: 
Entsprechend dem Umfang, in dem Krankheiten oder Gebrechen an der Gesund- 
heitsschadigung oder ihren Folgen mitgevvirkt haben (Mitvvirkungsanteil), mindert 
sich 
bei den Leistungsarten Invaliditatsleistung und Unfallrente der Prozentsatz 
des Invaliditatsgrads, 
es bel der Todesfallleistung und, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, bei 
den anderen Leistungsarten die Leistung selbst. 


Betragt der Mitvvirkungsanteil weniger als 2596, nehmen wir keine Minderung vor. 


Als Krankheit wird ein regelvvidriger Körperzustand bezeichnet, der arztli- 
che Behandlung erfordert. Mafigebend ist der obğektive Krankheitsbegriff, 
sodass es nicht darauf ankommt, ob der Versicherte Kenntnis von dem 
krankhaften Zustand hat oder sich krank fühlt. 


BGH, Urteil vom 19. 10. 2016 - IV ZR 521/14 

Zum Gebrechen: 5Als Gebrechen ist ein dauernder abnormer Gesundheitszustand 
zu verstehen, der eine einvvandfreie Ausübung normaler Körperfunktionen (teil- 
vveise) nicht mehr zulasst. Demgegenüber sind Zustönde, die noch im Rahmen der 
medizinischen Norm liegen, selbst dann keine Gebrechen, vvenn sie eine gevvisse 
Disposition für Gesundheitsstörungen bedeuten e 


Fin vorbestehender Bandscheibenvorfall ist - ausgehend von der BGH- 
Rechtsprechung - ein Gebrechen, auch wenn der Betroffene bis zum Unfall 
beschvverdefrei vvar. 


o Cave 


Abvveichungen von den Musterbedingungen sind haufig. Teilvveise er- 
folgt erst bei einem Mitvvirkungsanteil von 5006 eine Minderung des 
Prozentsatzes des İnvaliditatsgrades bzw. der Leistung. Teilvveise wird 
auf die Berücksichtigung der Mitvvirkung unfallfremder Krankheiten 
oder Gebrechen vollkommen verzichtet. 


Münchner Modell 155 M 


Mitvvirkungspflicht 


Sie ist von Bedeutung z. B. im Haftpflichtrecht ($ 249 ff. BGB), im 
Privaten Versicherungsrecht (z. B. $ 23 VVG) und Sozialrecht (z. B. 
$$ 62 SGBT) Es handelt sich um die Pflicht des Geschadigten, im 
Sinne der Schadensminderung insbesondere eine örztliche Behand- 
lung zu dulden. Rechtstechnisch handelt es sich in aller Regel um 

ə Obliegenheiten, deren Nichtbeachtung den Verlust oder die Min- 
derung des Anspruchs zur Folge haben. 

Eine Obliegenheit, die Arzt und Patient zum partnerschaftlichen Zu- 
sammenvvirken - jedoch ohne Rechtsfolgen bei Nichtbeachten dieser 
Vorsehrift - auffordert, ergibt sich auch aus $ 630c BGB: 


sl Behandelnder und Patient sollen zur Durchführung der Behandlung zusam- 
menvirken.c 


Modul 


Das əModulk (lat. modus - Mafi/ Mafstab) ist ein Begriff, der aus der 
(Elektro-)Technik stammt und eine Baueinheit, einen Baustein, eine Schal- 
tungseinheit bezeichnet. Übertragen auf Krankheits-/Unfallfolgen bedeu- 
tet z Modul, deren Bewertung nach Art eines Baukastensystems. In der 
Pflegeversicherung vverden z. B. zur Berechnung des — Pflegegrades die 
Selbststindigkeiten und die Fahigkeiten in 6 Modulen erfasst. 


Mövgvlichkeit 


Siehe o Bevveismaf$. 
Niedrige ə VVahrseheinlichkeit. Die Belege/Nachvveise ?dafürc übervviegen 
nicht. Reicht als Bevveismaf$ in keinem Rechtsgebiet aus. 


Münchner Modell 


Siche ə Hausfrauentabelle. 

Aufgrund des Beschlusses des Verkehrsgerichtstags 1989 wurde unter Fe- 
derführung des ADAC (Allgemeiner Deutscher Automobilclub e. V.) unter 
Leitung eines yuristen und unter Mitarbeit von Unfallchirurgen, Mitarbei- 
tern der Hausfrauengevverkschaft und Haushaltsanalytikern eine "Tabelle 
entvvickelt zum Ausvveis des konkreten Schadens bei verletzungsbedingtem 
Ausfall der Hausfrau//des Hausmanns (Haushaltsführungsschaden) - das 
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əMünchner Modell, Aufgelistet werden Unfallfolgen, die bestimmten 
Haushaltstypen zugeordnet werden. Abgelesen werden kann die konkrete 
Behinderung. Das Münchner Modell befreit fedoch nicht von einem sub- 
stantilerten Vortrag der vor und nach dem Unfall noch möglichen Haus- 
arbeitstatigkeiten. 


OLG Köln, Urteil vom 12.12.2014 - 19 U 39/14 

Voraussetzung für die Anvvendung des Münchner Modelis ist, dass sder Geschadig- 
te den Umfang der vor dem Unfall verrichteten Haushaltstötigkeit substantiiert dar- 
legt, insbesondere qualifizierte Angaben zur konkreten Lebenssituation, zum Zu- 
schnitt der Familie, der VVohnung sovvie zu Art und Umfang der im Einzelnen ausge- 
führten Haushaltstatigkeiten macht. Tabellenvverke können insofern lediglich als 
Sehatzungshilfe nach $ 287 ZPO herangezogen vverden, ersetzen iedoch nicht die 
Darlegung der für eine Schatzung unerlüsslichen Grundlagen.c 
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Nachschaden 


Rechtsbegriff der x Gesetzlichen Unfallversicherung (GUV). 

Für die Einschatzung der MdE rechtlich unbeachtlicher Gesundheitsscha- 
den. Fin Nachschaden ist aci einem Arbeitsunfall oder nach dem Versi- 
cherungsfall ,Berufskrankheit eingetreten und steht mit diesen nichtim 
Zusammenhang. 


Gesundheitsschaden und Nachschaden 
Versicherter Gesundheitsschaden: Verlust des linken Auges. 
Nachschaden: Verlust des rechten Auges. 


Obvvohl der Versicherte yetzt blind ist und der versicherte Gesundheitsschaden, der 
Verlust des linken Auges, dafür eine Ursache ist, bleibt es unverandert bei der unfall- 
bedingten MdE von 25906. Der Nachschaden ist rechtlich unbeachtlich. 


Anders ist dies jedoch bei dem vveiteren Kausalititsschritt für die Gevvüh- 
rung von Pflege ($ 44 SGB VILL ə Hilflosigkeit umschreibt eine Gesamt- 
bedarfslage. Die Kausalkette istum dieses Merkmal ervveitert. Der Feststel- 
Jung des Versicherungsfalls ist eine weitere Anspruchsvoraussetzung hin- 
zugefügt, die an die Gesamtbedarfslage anknüpft. Das Unfallereignis muss 
nicht das letzte Glied in der Kausalkette sein, welche Hilflosigkeit herbei- 
führt. In der Mehrzahl der Falle führen Altersverinderungen, also Nach- 
schaden, neben den Unfall- oder BK-Folgen zur Hilflosigkeit. Vorausset- 
zung ist aber, dass der unfallbedingte/BK-bedingte Gesundheitsschaden 
eine vvesentliche (Teil-)Ursache ist. 


lm oben genannten Beispielsfall ist die Hilflosigkeit unfallbedingt gegeben, obvvohl 
der ?Nachschadenc der eigentliche Auslöser ist. 
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Nachteilsausgleich 


Siche o Merkzeichen. 


Neubemessung 


Siche o Erstbemessung. 


Neufestsetzung (Neufestsetzungsverfahren) 


Rechtsbegriff der o Gesetzlichen Unfallversicherung. 

Der Begriff bezeichnet die Neufestsetzung des einer Rente zugrunde lie- 
genden Arbeitsentgelts unter Berücksichtigung einer infolge des versicher- 
ten Gesundheitsschadens nicht erreichten Schu. oder Berufsausbildung 
oder nach Altersstufen ($ 90 SGB VII) mit dem Erfolg, dass die Rente neu 
festgesetzt wird, weil z. B. der Versicherte eine bestimmte Altersstufe über- 
schritten hat. 


Neutral-0-Methode 


Herrschende Messmethode für die Bevveglichkeit in den Gelenken, die 
dokumentiert wird in ə Messblittern/Messbögen. Die Messmethode geht 
auf Cave und Roberts (1936) zurück. Aufbauend auf diesen Grundsatzen 
haben 1965 die American Academy of Orthopaedic Surgery und 1966 die 
British Orthopaedic Association einheitliche Richtlinien zur Messung der 
Bevveglichkeit in den Gelenken empfohlen. 

Anfang der 1980-er yahre wurde die Neutral-O-Methode in Österreich 
und kurze Zeit später im gesamten deutschsprachigen Raum übernom- 
men. Ziel der Übernahme der Messmethode vvar es, einen internationalen 
Vergleich von Behandlungsergebnissen zu ermöglichen. 

Die Neutral-0-Methode geht von einer anatomischen Grundstellung 
des Menschen aus: Aufrechter Stand mit nach vorne gerichtetem Blick, mit 
angelegten, gestreckten Armen, nach vorne gerichteten Daumen und ge- 
streckten Beinen mit nach vorne gerichteten Füften. Dementsprechend ist 
die VVinkelbezeichnung z. B. für das gestreckte Ellenbogen- oder Knie- 
gelenk 0”. 

Die Neutral-0-Methode drückt das Bevvegungsausmaf in einem 
Gelenk in VVinkelgraden aus der Neutral-0-Stellung aus. 
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Non liquet 


Nichtbevveisbarkeit einer Tatsache (lat. — es ist nicht klar). 

Bevveisermittlungen bleiben mitunter ohne eindeutiges oder sogar trotz 
Ausnutzung aller Möglichkeiten ohne jedes Aufklarungsergebnis (Bevveis- 
losigkeit - non liquet). Dies gilt auch für Gutachten zur Zusammenhangs- 
frage, wenn der Gutachter dese nicht beantvvorten kann. Der örztliche 
Gutachter hat dies dann auszusprechen. Die Entscheidung richtet sich in 
diesen Fallen danach, wer die Bevveisnachteile (o Bevveislast) zu tragen hat. 


Fin in der Gesetzlichen Unfallversicherung Versicherter macht einen Bizepssehnen- 
schaden als Unfallfolge geltend. Der unfallchirurgische Sachverstindige kann ye- 
doch nicht klaren (non liquet), ob das Schadensbild allein anlagebedingt oder vve- 
sentlich (teil-)ursachlich unfallbedingt ist. Der Anspruchsteller, der Versicherte, tragt 
den Bevveisnachteil, wenn die anspruchsbegründenden Tatsachen und Kausalzu- 
sammenhange nicht zu bevveisen sind. 


Het o 


o 
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Obliegenheiten 


Es handelt sich um Pflichten/Lasten, die zwar von der Gegenseite nicht 
eingeklagt werden konnen, bei deren Verletzung jedoch Nachteile entste- 
ben, also z.B. eigene Rechte entfalen oder nicht entstehen. Obliegenheiten 
sindz.B. die Schadensminderungspflicht im Schadensrecht ($ 249 ff. BGB) 
sowie z. B. Anzeige- und z Mitvvirkungspflichten im Privaten Versiche- 
rungsrecht GG B. Ziff. 7 AUB 2014), also vertragliche Nebenpflichten des 
Versicherungsnehmers/Versicherten aus dem Versicherungsvertrag, die 
im eigenen Interesse zu erfüllen sind, um den Versicherungsschutz nicht 
zu gefahrden. 


Odds Ratio 


Odds (engl.) bezeichnet in medizinischen Studien die VVahrscheinlichkeit/ 
Chance, z.B. wie viele Erkrankte auf wie viele nicht Erkrankte kommen. 
Wenn bei einem Festessen mit 10 Personen 2 Personen an Typhus er- 
kranken, dann betragt die Odds, das Risiko, für den Typhus 2:8 — 0,25 £ 2596. 
Die Odds Ratio ist der Vergleich der Oddsin 2 Kollektiven. Betrügt beim 
Festessen A die Odds für den Typhus 2596 und bei Festessen B 3096, dann 
betragt die Odds Ratio 2596 : 3006 — 83,3306. Die Chance, an Typhus zu er- 
kranken, ist also beim Festessen B um 83,3306 höher als beim Festessen A. 


Onomasiologie 


Bezeichnungslehre/Lehre vom Bezeichnungsvvandel (altgriech. övouocoia 
- onomasia — Benennung, Ausdruck). 

Ausgangspunktsind z. B. konkrete Gegenstinde oder Sachverhalte, für 
die Bezeichnungen geschaffen vverden, z. B. wird aus der Maus (Nagetier) 
die Computermaus. 
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Organ 


Rechtsbegriff der Transplantationsmedizin. 


$ 1a Abs. 1 und 2 TPG (Transplantationsgesetz) 

əlm Sinne dieses Gesetzes sind Organe, mit Ausnahme der Haut, alle aus verschie- 
denen Gevveben bestehenden, differenzierten Tele des menschlichen Körpers, die 
in Bezug auf Struktur, Blutgefafğversorgung und Fahigkeit zum Vollzug physiologi- 
scher Funktionen eine funktionale Einheit bilden ...c 

əsind vermittlungspflichtige Organe die Organe Herz, Lunge, Leber, Niere, Bauch- 
speicheldrüse und Darm ...c 


Biologische Definition 
Organ ist ein aus verschiedenen Gevveben zusammengesetzter Teil des Kör- 


pers, der eine Funktionseinheit darstellt. 


Organisationsverschulden 


Begriff aus dem ? Arzthaftpflichtrecht (Patientenrechtegesetz). 


$ 630h BGB 
(1) Ein Fehler des Behandelnden vvird vermutet, vvenn sich ein allgemeines Be- 
handlungsrisiko vervvirklicht hat, das für den Behandelnden voll beherrschbar war 
und das zur Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit des Patienten 
geführt hat.c 


Die Organisation im Rahmen einer örztlichen Behandlung ist ein ?voll 
beherrschbares ... Behandlungsrisikoc. Die Folge eines Organisationsver- 
schuldens ist also die Umkehr der Bevveislast — əvermutetc — zu Lasten des 
Behandelnden, vvorunter auch z. B. die Krankenhausvervvaltung fallt. 

Betroffen ist vor allem der stationöre Bereich, der zvvingend mit einer 
horizontalen - z. B. zvvischen Chirurgie und Anösthesie - und vertikalen 
-z. B. zwischen Chefarzt, Oberarzt, Assistenzarzt, Pflegekraft — Arbeitstei- 
Jung verbunden ist. Es ist zu gevvahrleisten, dass die unterschiedlichen Zu- 
stündigkeiten, die hierarchische Ordnungund der höufige Personalvvechsel 
nicht zu Lasten des zu Behandelnden gehen. Verantvvortlich ist primär der 
Krankenhaustriger. Dieser und der dann Zustindige können die Verant- 
wortung jedoch delegieren, 
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Zu erfüllende Organisationspflichten 


Folgende Organisationspflichten sind zu erfüllen (Marburger Bund): 


1. Das Krankenhaus ist verpflichtet, Zustaindigkeiten und Verant- 
vvortlichkeiten durch Einsatzpline und Vertreterregelungen deutlich 
abzugrenzen. Vor allem Sonntags-, Nacht- und Bereitschaftsdienste 
müssen gevvdhrleistet sein. Besonderer Anvveisungen bedürfen Pa- 
tientenaufklarungen und die örztliche Versorgung von Unfallopfern. 
2. Das Krankenhaus ist verpflichtet, die arztlichen und nicht-arzt- 
lichen Beschäftegten sorgfaltig auszuvvihlen, anzulernen und zu 
übervvachen. Es ist dafür zu sorgen, dass in eder Behandlungsphase 
ein qualifizierter Arzt bereitsteht, um die erforderlichen Maf6nahmen 
durchzuführen, zu delegieren und zu übervvachen. 

3. Das Krankenhaus ist verpflichtet, die arztlichen und pflegerischen 
Standards in personeller, fachlicher und apparativer Hinsicht zu ge- 
vvührleisten. 

4. Das Krankenhaus ist verpflichtet, die Sicherheit der Patienten zu 
gevvahrleisten. Insbesondere Auffalligkeiten von Kindern oder von 
verletzungs- oder suizidgefahrdeten Personen ist Rechnung zu tra- 
gen. Au$erdem muss das Krankenhaus die hygienischen Verhaltnisse 
und die Funktionsfahigkeit aller medizinischen Geräte und Apparate 
sicherstellen. 


LG München 1, Urteil vom 02.09.2009 - 9 O 23635/06 
Eine Patientin, die unter einer paranoid-halluzinatorischen Psychose litt, vvobei eine 
Selbstmordgefahrdung nicht ausgeschlossen vverden konnte, vvurde in ein Einzel- 


zimmer im ersten Stock verlegt, dessen Fenster nicht vergittert waren. Sie stürzte 


sich aus dem Fenster und verletzte sich schvver. 
Das Organisationsverschulden des Krankenhaustragers wurde beyaht, weil die feh- 
lende Verstandigung zwischen ?Bettenmanagerc und Therapeut derartige Fehlent- 


scheidungen möqglich machte. 


o Cave 


Fragen des horizontalen Organisationsverschuldens treten häufig auf, 
wenn die Verantwortung für die Aufvvachphase eines frisch operierten 
Patienten zur Diskussion steht. 
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Parallelscehaden 


Unnötiger Begriff der GUV, der letztlich ein anderer Ausdruck für be- 
stimmte Falle der ə konkurrierenden Kausalitüt ist. 


Zur Diskussion steht die Frage einer Berufskrankheit nach Nr. 2108. Der Versicherte 
war Ober lahrzehnte hinvveg starker Raucher. Es fragt sich, ob die Bandscheibenver- 
anderungen bedingt sind durch den Nikotinabusus oder das Heben oder Tragen 
schvverer Lasten. Das Rauchen vvird als Parallelschaden bezeichnet, vvobei es sich — 
entgegen der Bezeichnung - nicht um einen Schaden, sondern um elne fragliche 
Schadensursache handelt. 


Parteigutachten 


BGH, Urteil vom 20.09.2002 -V ZR 170/01 
Ein Partei- oder Privatgutachten ist əsubstanziierterx sParteivortragc, der richter- 
licher Auseinandersetzung mit seinem Inhalt erfordert. 


Em Parteigutachten ist ein auf Initiative einer Partei erstelltes Gutachten, 
das in einen Rechtsstreit eingeführt wird. Es ist kein Bevveismittel, es ist 
aber — aufgrund der in der Regel fehlenden Sachkunde einer Partei — von 
besonderer Bedeutung im Arzthaftpflichtprozess und in anderen Berei- 
chen, in denen die Sachkunde ungleich verteilt ist, um das prozessuale 
Gleichgevvicht herzustellen: 


OLG Hamm, Urteil vom 30.01.2015 - 1-26 U 5/14 
əDabel ist dem Privatgutachten dieselbe Aufmerksamkeit zu schenken wie dem ge- 
richtlich bestellten Sachverstandigen.c 
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OLG Hamm, Urteil vom 07.03.2015 - 1-28 U 208/13 

əLegt eine Partei ein medizinisches Gutachten vor, das im Gegensatz zu den Er- 
kenntnissen des gerichtlich bestellten Sachverstandigen steht, so darf der Tatrichter 
den Streit der Sachverstandigen nicht dadurch entscheiden, dass er ohne einleuch- 
tende und logisch nachvollziehbare Begründung einem von ihnen den Vorzug gibt. 
Vielmehr vvürde bereits ein unentschiedenes Bevveisergebnis im Sinne eines non 
liquet die Einholung eines vveiteren Gutachtens rechtfertigen.c 


Die Kosten eines Parteigutachtens sind erstattungsfahig, sovveit sie ?not- 
vvendigk ($ 91 Abs. 1 ZPO) sind. 


OLG Nürnberg, Beschluss vom 13.11.2000 - 4 VV 3836/00 

Vorprozessuales Gutachten 

XAngesichts der komplizierten Sachlage, die sich nicht zuletzt in der langen Verfah- 
rensdauer, im vveit überdurchschnittlichen Umfang der Akten und in der nachhalti- 
gen Diskussion komplizierter technischer Zusammenhange vviderspiegelt, vvar es 
der Klagerin nicht zuzumuten, die bereits ins Auge gefasste Klage ohne fachliche 
Vorbereitung zu erheben, - noch dazu gegen eine Beklagte, die nicht nur Ober eige- 
ne Fachleute verfügte, sondern sich möglichervveise auch noch des Sachverstands 
der hinter ihr stehenden Haftpflichtversicherung bedienen konnte.c 


Gutachten im Prozess 

əSolche Aufvvendungen vvaren nur unter besonderen Umstaönden erstattungsfahig, 
etwa dann, wenn die Partei ohne fachliche Beratung nicht in der Lage wäre, Fragen 
an den gerichtlichen Sachverstandigen zu formulieren, ein mit guten Gründen für 
falsch gehaltenes Gutachten des gerichtlichen Sachverstandigen zu vviderlegen 
oder der Anforderung des Gerichts zur fachlichen Substanziierung ihres Sachvor- 
trags nachzukommen.c 


o Cave 


Gutachten nach $ 109 SGG und 245 S£PO sind keine Parteigutachten, 
sondern vom Gericht eingeholte Gutachten auf Antrag einer Partei. 
Der Gutachter ist also gerichtlich bestellt. Er unterliegt den für den ge- 
richtlich bestellten ə Sachverstandigen normierten gesetzlichen 
Pflichten. 


Partialkausalitat 


Siche ? Kausalitötstheorien. 
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Patientenrechtegesetz 


Siche ə Arzthaftpflichtrecht. 

Das Patientenrechtegesetz ($$ 630a-630h BGB) regelt das Rechtsverhaltnis 
zwischen dem ə? Behandelndenx und dem Patienten, also nicht nur zvvi- 
schen dem Arzt und dem Patienten. 


Patientenverfügung 


Es handelt sich um eine freivvillige schriftliche Vorausverfügung einer voll- 
yahrigen Person in Bezug auf medizinische Maf6nahmen - erstellt für den 
Fall, dass der Verfügende seinen Willen nicht mehr erklären kann. Nicht 
zu vervvechseln mit der z Vorsorgevollmacht. 


$ 1901a BGB 

ə(1) Hat ein einvvilligungsfahiger Vollidhriger für den Fall seiner Einvvilligungsunfa- 
higkeit schriftlich festgelegt, ob er in bestimmte, zum Zeitpunkt der Festlegung 
noch nicht unmittelbar bevorstehende Untersuchungen seines Gesundheits- 
zustands, Heilbehandlungen oder arztliche Eingriffe einvvilligt oder sie untersagt 
(Patientenverfügung), prüft der Betreuer, ob diese Festlegungen auf die aktuelle 
Lebens- und Behandlungssituation zutreffen. Let dies der Fall, hat der Betreuer dem 
VVillen des Betreuten Ausdruck und Geltung zu verschaffen. Eine Patientenverfü- 
gung kann federzeit formlos vviderrufen werden. a 


Pausen, betriebsunübliche 


Vermehrter .Pausenbedarfc, also Arbeitsunterbrechungen, bei bestimm- 
ten Erkrankungen. 

Relevantiin der 3 Gesetzlichen Rentenversicherung, da ein vermehrter 
əPausenbedarfc u. U. rentenrelevant ist, wenn er nicht mit den üblichen 
Bedingungen des z Allgemeinen Arbeitsmarktes vereinbar ist. 


Peer-Revievv 


(engl. pers — Gleichrangiger, ərevievvc — Gutachten/Überprüfung) 
Peer-Revievv istiim VVissenschaftsbereich ein Verfahren zur Qualitatssiche- 
rung von vissenschaftlichen Publikationen und Gutachten. Dabei werden 
zur Beurteilung unabhiöngige Gutachter aus dem gleichen Fachgebiet wie 
die Verfasser herangezogen. 
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Perzentile 


Begriff der Medizinstatistik zur Einschatzung der Entwicklung der Körper- 
İinge und/oder des Körpergevvichts von Kindern und yugendlichen. Kör- 
perlönge und Körpergevvicht vverden in Beziehung gesetzt zu einem groten 
Vergleichskollektiv Gleichaltriger. Liegt das Körpergevvicht eines 24 Mo- 
nate alten Madchens auf der 20. Perzentile bedeutet dies, dass 8006 des 
Vergleichskollektivs schvverer sind und 2006 leichter. 


Pflege 


Unter den Begriff der Pflege fallen alle unterstützenden Maf$nahmen, die 
der Erhaltung, VViederherstellung oder Anpassung von physischen, psychi- 
schen und sozialen Funktionen und Aktivitüten des Lebens dienen. 


Pflegebedürftigkeit 


Pflegebedürftigkeit setzt ə Hilflosigkeit how. Hilfsbedürftigkeit voraus. Di. 
genstöndige Vorschriften enthalten die — Gesetzliche Unfallversicherung 
(SGB VH) und die ə Soziale Pflegeversicherung (SGB XD. 


$ 44 SGBVII 

sl Solange Versicherte infolge des Versicherungsfalls so hilflos sind, dass sie für die 
gevvöhnlichen und regelmaSig vviederkehrenden Verrichtungen im Ablauf des tag- 
lichen Lebens in erheblichem Umfang der Hilfe bedürfen, wird Pflegegeld gezahlt, 
eine Pflegekraft gestellt oder Heimpflege gevvahrt.c 


$ 14 SGBXI 
9(1) Pflegebedürftig im Sinne dieses Buches sind Personen, die gesundheitlich be- 
dingte Beeintrachtigungen der Selbstandigkeit oder der Fahigkeiten aufvveisen und 
deshalb der Hilfe durch andere bedürfen. Es muss sich um Personen handeln, die 
körperliche, kognitive oder psychische Beeintrachtigungen oder gesundheitlich 
bedingte Belastungen oder Anforderungen nicht selbstandig kompensieren oder 
bevvaltigen können. 
(2) Maf3geblich für das Vorliegen von gesundheitlich bedingten Beeintrachtigun- 
gen der Selbstöndigkeit oder der Fahigkeiten sind die in den folgenden sechs Berei- 
chen genannten pflegefachlich begründeten Kriterien: 
1. Mobilitat: Positionsvvechsel im Bert, Halten einer stabilen Sitzposition, Um- 
setzen, Fortbevvegen innerhalb des VVohnbereichs, Treppensteigen, 
2. Kognitive und kommunikative Fahigkeiten: Erkennen von Personen aus dem 
naheren Umfeld, örtliche Orientierung, zeitliche Orientierung, Erinnern an vve- 
sentliche Ereignisse oder Beobachtungen, Steuern von mehrschrittigen AlI- 
tagshandlungen, Treffen von Entscheidungen im Alltagsleben, Verstehen von 
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Sachverhalten und Informationen, Erkennen von Risiken und Gefahren, Mittei- 
len von elementaren Bedürfnissen, Verstehen von Aufforderungen, Beteiligen 
an einem Gesprach, 

3.Verhaltensvveisen und psychische Problemlagen: Motorisch geprigte Ver- 

haltensauffalligkeiten, nachtliche Unruhe, selbstschadigendes und autoag- 

gressives Verhalten, Beschadigen von Gegenständen, physisch aggressives 

Verhalten gegenüber anderen Personen, verbale Aggression, andere pflege- 

relevante vokale Auffalligkeiten, Abvvehr pflegerischer und anderer unterstüt- 

zender Mafğnahmen, VVahnvorstellungen, Angste, Antriebslosigkeit bel de- 
pressiver Stimmungslage, sozial inadaquate Verhaltensvveisen, sonstige pfle- 
gerelevante inadaquate Handlungen: 

4. Selbstversorgung: VVaschen des vorderen Oberkörpers, Körperpflege im Be- 

reich des Kopfes, VVaschen des Intimbereichs, Duschen und Baden einschlief- 

lich VVaschen der Haare, An- und Auskleiden des Oberkörpers, An- und Aus- 

kleiden des Unterkörpers, mundgerechtes Zubereiten der Nahrung und Ein- 
gieSen von Getranken, Essen, Trinken, Benutzen einer Toilette oder eines Toi- 
lettenstuhls, Bevvaltigen der Folgen einer Harninkontinenz und Umgang mit 

Dauerkatheter und Urostoma, Bevvaltigen der Folgen einer Stuhlinkontinenz 

und Umgang mit Stoma, Ernahrung parenteral oder über Sonde, Bestehen 

gravierender Probleme bei der Nahrungsaufnahme bei Kindern bis zu 18 Mo- 
naten, die einen aufSergevvöhnlich pflegeintensiven Hilfebedarf auslösen, 

5. Bevvaltigung von und selbstandiger Umgang mit krankheits- oder therapie- 

bedingten Anforderungen und Belastungen: 

— a)ln Bezug auf Medikation, Iniektionen, Versorgung intravenöser Zugange, 
Absaugen und Sauerstoffgabe, Einreibungen sovvie Költe- und VVarmean- 
vvendungen, Messung und Deutung von Körperzustanden, körpernahe 
Hilfsmittel, 

— b) in Bezug auf Verbandsvvechsel und VVundversorgung, Versorgung mit 
Stoma, regelmafige Einmalkatheterisierung und Nutzung von Abführme- 
thoden, Therapiemaf3nahmen in haöuslicher Umgebung, 

— €) in Bezug aüuf zeit- und technikintensive Mafnahmen in hauslicher Umge- 
bung, Arztbesuche, Besuche anderer medizinischer oder therapeutischer 
Finrichtungen, zeitlich ausgedehnte Besuche medizinischer oder thera- 
peutischer Einrichtungen, Besuch von Einrichtungen zur Frühförderung 
bei Kindern sovvie 

— dl) in Bezug auf das Einhalten einer Diät oder anderer krankheits- oder 
therapiebedingter Verhaltensvorschriften, 

6. Gestaltung des Alltagslebens und sozialer Kontakte: Gestaltung des Tages- 

ablaufs und Anpassung an Veranderungen, Ruben und Schlafen, sich beschaf- 

Ugen, Vornehmen von in die Zukunft gerichteten Planungen, İnteraktion mit 

Personen Im direkten Kontakt, Kontaktpflege zu Personen auf$erhalb des 

direkten Umfelds. 


(3) Beeintrachtigungen der Selbstandigkeit oder der Fahigkeiten, die dazu führen, 
dass die Haushaltsführung nicht mehr ohne Hilfe bevvaltigt vverden kann, vverden 
bei den Kriterien der in Absatz 2 genannten Bereiche berücksichtigt.c 
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Maftgeblich für das Vorliegen von Pflegebedürftigkeit sind Beeintrüchti- 
gungen der Selbststindigkeit oder Fühigkeitsstörungen in den vorstehen- 
den 6 Bereichen. 


Pflegegrade 


Ab dem 01.01.2017 (IL 2 Pflegestürkungsgesetz) gibt es in der Sozialen 
Pflegeversicherung 5 Pflegegrade ($ 15 Abs. 3 SGB XIT). VVahrend die bis- 
her geltenden ? Pflegestufen vor allem auf die Mobilitat (Bevveglichkeit) 
des Pflegebedürftigen abstellten, berücksichtigen die 5 Pflegegrade auch 
die geistigen Fahigkeiten und die Möglichkeiten zur Verstindigung (kog- 
nitive und kommunikative Fahigkeiten). 


Pflegestarkungsgesetz İ, Il und Ili 


Mit VVirkung zum 01.01.2015 wurden die Leistungen für pflegebedürftige 
Menschen verbessert — insbesondere die Mittel für höusliche Pflege, Hilfen 
für Demenzkranke sowie Hilfen für Umbaumafinahmen (P/legestarkungs- 
Gesetz D). 

Mit VVirkung zum 01.01.2016 trat das Pflegestürkungsgesetz II1n Kraft, 
vvobei die o Pflegegrade, Resultat des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs, 
und die damit verbundenen neuen Richtlinien für die Begutachtung erst 
zum 01.01.2017 in Kraft traten. 

Das Pflegestürkungsgesetz III vom 23.12.2016, in Kraft getreten mit 
dem 01.01.2017, beinhaltet die Aufteilung der Kosten zwischen Kranken- 
kassen, Pflegekassen und Kommunen sovvie die Anhebung der Beiträge zu 
den Pflegekassen. Unmittelbare Ausvvirkungen auf die Situation der Pfle- 
gebedürftigen hat es nicht. 


Pflegestufen 


Dis Ende 2016 war die Leistung (Pflegegeld) der ə Sozialen Pflegeversiche- 
rung (SPV) nach den Pflegestufen 0, 1, II und TIT gestaffelt ($ 15 SGB XD. 
Maftgeblich dafür waren der Umfang und die Hüufigkeit der benötigten 
Hilfen bei der Körperpflege, der Ernahrung, der Mobilitüt und der haus- 
vvirtschaftlichen Versorgung. Die yevveils zutreffende Pflegestufe wurde bei 
Feststellung der Pflegebedürftigkeit bestimmt ($ 18 SGB XD. 

Ab dem 01.01.2017 gelten 5 5 Pflegegrade. 
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Pflegeversicherung, Private 


Es gelten im Grundsatz die gleichen Regeln wie in der z Sozialen Pflege- 
versicherung ($ 23 SGB XI, $ 110 SGB XİT). Träger sind die 5 Privaten 
Krankenversicherungen. Dort erfolgt die Antragstellung. Der privat Kran- 
kenversicherte ist kraft Gesetzes verpflichtet, einen Zusatzvertrag zur 
Absicherung der Pflege abzuschliefen ($ 1 Abs. 2 SGB XIT), vvobei die Bei- 
tragshöhe den Höchstbeitrag der sozialen Pflegeversicherung nicht über- 
steigen darf. Fine Kosten/Nutzen-Rechnung erfolgt also nicht. 

Zustöndigkeit für die Begutachtung sovvie die Festsetzung des Pflege- 
grades ist die o MEDICPROOF GmbH, ein Tochterunternehmen des 
Verbandes der Privaten Krankenversicherungen (PKV-Verband), die 
ihrerseits externe Gutachter verpflichtet. Inhalt und Gliederung der 
MEDICPROOF-Gutachten sind dem ?Formulargutachten zur Feststellung 
der Pflegebedürftigkeit gemät SGB XL, des ə Medizinischen Dienstes der 
Krankenversicherung (MDK) angeglichen. 


Pflegeversicherung, Soziale 


Sie ist neben der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Unfallversicherung 
die 5. Saule der Sozialversicherung. Träger sind die Pflegekassen, deren 
Aufgaben die ə Gesetzlichen Krankenversicherungen (GKV) vvahrneh- 
men. Sie besteht seit 1995. Versicherungspflichtig sind die Mitglieder der 
GKV ($ 20 SGB X1). Die Beiträge werden, wie die Beiträge zur GKV, geleis- 
tet von Arbeitnehmern und Versicherten ($ 58 SGB XT). Die Begutachtung 
erfolgt durch den ə MDK ($ 18 SGB XI) auf der Grundlage von zs Richt. 
linien der Pflegekassenx ($ 17 SGB XI), die vom Spitzenverband der GKV 
beschlossen und dem Bundesministerium für Gesundheit (BMG) zur Zu- 
stimmung vorgelegt vverden müssen. 


Pflichtvvidrigkeitszusammenhang 


Zusammenhang zvvischen Pflichtvvidrigkeit und Erfolg (Schaden). 


BGH, Beschluss vom 25.09.1957 - 4 StR 354/57 

Fin Lkvv halt beim Überholen eines Radfahrers nicht den vorgeschriebenen Abstand 
ein. Der Radfahrer ist volltrunken, fallt um, vvird überfahren und stirbt. 

Es stellt sich die Frage, vvar das Nichteinhalten des vorgeschriebenen Abstands, die 
Pflichtvvidrigkeit, ursachlich für den Tod des Radfahrers (Erfolg). Nur dann haftet der 
Lkvv-Fahrer bzw. die Haftpflichtversicherung des Lkvv. 
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Der Pflichtvvidrigkeitszusammenhang spielte bis zum Inkrafttreten des 
ə Patientenrechtegesetzes am 26.02.2013 ($ 630a-630h BGB) eine ent- 
scheidende Rolle im ə? Arzthaftpflichtrecht bei unzureichender Aufkla- 
rung. Diese Frage ist ab dem 26.02.2013 durch $ 630h Abs. 2 Satz 2 BGB 
gesetzlich geregelt: 


əGenüsgt die Aufklärung nicht den Anforderungen des $ 630e, kann der Behandeln- 
de sich darauf berufen, dass der Patient auch im Fall einer ordnungsgemafen Auf- 
klarung in die Mafönahme eingevvilligt hätte 


Die unzureichende Aufklarung, die Pflichtverletzung des Arztes, bleibt 
ohne Folgen, wenn sie für die Einvilligung des Patienten keine Rolle spielt. 


Photodokumentation 


Seit der digitalen Photographie sinnvolle klinische, bildtechnische, elek- 
trophysiologische Befunddokumentation im örztlichen Gutachten, die 
vermehrt praktiziert werden sollte, 

Ergünzend zur exakten verbalen Darstellung sind Photographien mit- 
unter besser geeignet, einen ə Befund/einen Sachverhalt zu ?veranschau- 
İichenc. Die Photodokumentation bietet sich an bei Funktionseinbufen im 
Seitenvergleich und bei schwierig zu beschreibenden Befunden (Bevve- 
gungseinschrankungen, Auspragung der Muskulatur, Arbeitsspuren, Be- 
schvvielung, Narben, Pigmentierungen, Ödemen, Varizen, Geschvvüren, 
Arthrosen, Achsabvveichungen, Deformierungen, Kalksalzgehalt). 

Die Bilddokumentation muss allerdings auf das Sinnvolle beschränkt 
werden. .Bilderflutc ist Überinformation und damit Desinformation und 
auch aus Kostengründen zu vermeiden. 

Photos in örztlichen Gutachten werden vergütet — und zwar von allen 
Auftragebern, vrobei auf die GOA, die UV-GOA und auf das /VEG vervvie- 
sen werden dar 


Physiologisch 


Der Begriff dient dem örztlichen Gutachter zur Abgrenzung der Kausalitüt 
von Schadensanlagen (innere Ursache) gegenüber einem Unfall, also 
einem Ereignis von auften, und beinhaltet xbestimmungsgemaifc, ko: 
ordiniertc, əkontrolliertc, während der Purist nach der ə .Gelegenheits- 
ursachec (GUV) ban. nach der ? Partialkausalitat (PUV) fragt. 


Psychoklausel 173 D 


LSG Baden-VVürttemberg, Urteil vom 26.01.2009 - L1 U 361/08 

Der Versicherte hob eine 25 kg schvvere Glasscheibe an, um sie auf UnregelmiBig- 
keiten zu überprüfen. Er verspürte einen Stich im rechten Arm. Er schloss den Prüf- 
vorgang ab und setzte de Glasscheibe ab. Der Sch zeigte eine Zusammenhangs- 
trennung (Dehiszenz) der ellenbogennahen Bizepssehne an. 


Der örztliche Gutachter argumentiert, die Belastung der Bizepssehne vvar 
physiologisch, bestimmungsgemaf$, kontrolliert und koordiniert. Es liege 
deshalb ken Unfall vor. 

Der Turist argumentiert, die Belastung der Bizepssehne war ?lebens- 
alltagsüblichc, 5betriebsüblichc, əalltaglichc, bungeeignetc, Folge einer 
Gelegenheitsursache - Begriffe und Argumente, die abhingig sind von der 
Konstitution des Probanden, die Belastung der Bizepssehne nicht erfassen 
und deshalb zur Abgrenzung einer unfallbedingten Verletzung von der 
Manifestation einer Schadensanlage nicht geeignet sind. 


Pravalenz 
Begriff aus der Medizinstatistik. 
Pravalenz bezeichnet die gesamte Anzahl der Falle (z. B. Drogenkonsumie- 


rende, Alkoholkranke) in einer definierten Population zu einem Zeitpunkt 
oder während einer definierten Zeitdauer - z. B. einem lahr. 


Prima-facie-Bevveis 


Siche ə Anscheinsbevveis. 


Privatgutachten 


Siche o Parteigutachten. 


Psychoklausel 


Siche 2 Aussehlüsse. 
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O Springer-Verlag GmbH Deutschland 2018 
E Ludolph, Arztliche Begutachtung von A-Z 
https://doi.org/10.1007/978-3-662-55867-6, 17 


Rechtskraft 


Ihre Wirkung folgt dem römischen Grundsatz əconfra rem iudicatam non 
audieturs (gegen eine entschiedene Sache wird man nicht gehört). 

Zu unterscheiden ist die Rechtskraft und die o Bestandskraft. Ent- 
scheidungen der Vervvaltungsbehörden, die nicht anfechtbar sind, sind 
bestandskraftig. Entscheidungen der Gerichte sind rechtskraftig. 

Zu unterscheiden ist zwischen formeller und materieller Rechtskraft. 
Die formelle Rechtskraft besagt, dass alle Rechtsmittel ausgeschöpft sind. 
Die materielle Rechtskraft setzt die formelle voraus. Sie bedeutet darüber 
hinaus die inhaltliche Bindungsvvirkung in persönlicher, sachlicher und 
zeitlicher Sicht. Sie legt sümtliche Gerichte und die Parteien auch in spüte- 
ren Prozessen auf die rechtskraftig festgestellte Rechtsfolge fest. 


Rehabilitation, arbeitsplatzorientierte/arbeitsplatz- 
spezifische/berufsorientierte 


Spezialform der medizinischen Rehabilitation gem. $ 34 SGB VII und $ 52 
SGB V. 

Im Rahmen der medizinischen Rehabilitation vvird stufenvveise mit 
Krankengymnastik, mit physikalischen Ma$nahmenund mit Ergotherapie 
versucht, den Versicherten wieder an das Belastungsprofil seines Arbeits- 
platzes vor dem Arbeitsunfall oder der Krankheit heranzuführen. 

Im stationören Bereich der unfallchirurgisch-orthopadischen Rehabi- 
litation konnen bei fortbestehenden Defiziten gegenüber den Belastungen 
des Berufslebens und damit dem Fintritt der Arbeitsfahigkeit noch Matt. 
nahmen der əKomplexen stationaüren Rehabilitationc (KSR) oder der 5Be- 
rufsgenossenschaftlichen stationaren VVeiterbehandlungc (BGSVV) ange- 
boten vverden. 

Insgesamt bat sich jedoch herausgestellt, dass die medizinische Reha- 
bilitation zu stark auf die allgemeine Funktionsfahigkeitund die Leistungs- 
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fahigkeit der Rehabilitanden auf dem Allgemeinen Arbeitsmarkt ausge- 
richtet ist. Das gab Veranlassung, unter VVeiterentvvicklung der schon be- 
kannten Maf6nahmen der ə Arbeitstherapiec und ?Belastungserprobungc 
die individuelle Belastung an berufsorientierten Simulationsarbeitsplatzen 
oder Vergleichsarbeitsplatzen zu trainieren. Berufsorientiert heiftt inso- 
weit, dass entsprechend der persönlichen EFignung aus dem bisherigen Tü- 
tigkeitsprofil des Rehabilitanden die speziellen Belastungen der früheren 
Tatigkeit as Maurer, Lkvv-Fahrer oder Verkauferin qualitativ und quanti- 
tativ barbeitsplatzorientiertx unter Begleitung von Arzten und Therapeu- 
ten abgearbeitet werden kënnen, 

Für die freivvillige berufsspezifische Arbeitserprobung und das fachli- 
che Berufstraining stehen in Absprache mit den medizinischen Experten 
z. B. die Bildungszentren des Baugevverbes, andere Ausbildungszentren der 
Wirtschaft, Vergleichsarbeitsplatze in Partnerunternehmen oder der Be- 
schaftigungsbetrieb selbst unter Beteiligung des Betriebsarztes und der 
zustindigen Fachkraft für Arbeitssicherheit zur Verfügung. 

Der Erfolg der VViedereingliederungsmaf$nahme nach arbeitsplatz- 
orientierter Rehabilitation liegt in der Gesetzlichen Unfalİlversicherung bei 
ca. 7006. 

Dieser VVeg der arbeitsplatzorientierten Rehabilitation erfordert aber 
ein besonders engagiertes Reha-Management aller Beteiligten, also des 
Rehabilitanden, der Arzte, der Therapeuten, des Reha-Managers des zu- 
stündigen Versicherungstrigers und des Arbeitgebers auf der Basis von 
Transparenz und Vertrauen - dokumentiert in einem immer aktuellen 
Reha-Plan. 


Rehabilitation, berufliche 


Seit Kodifikation des SGB IX heiğt die berufliche Rehabilitation ə Teilhabe 
am Arbeitslebenc ($$ 33 — 43 SGB IX). Die Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben umfassen zahİreiche Hilfen für chronisch Kranke bzvv. behin- 
derte Menschen zum Verbleib bzv. zur VViedereingliederung in das 
Arbeitsleben. Es handelt sich um Hilfen bei der Vermittlung, um die Finan- 
zierung von VvVeiterbildung/Umschulung, um Kfz-Zuschüsse und um 
finanzielle Unterstützung des Arbeitgebers. 

Trager der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sind die Arbeits- 
agenturen, die Gesetzliche Rentenversicherungund die Gesetzliche Unfall- 
versicherung. 
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Rehabilitationstrager 


Nach $ 6 SGB IX sind für die Rehabilitation verantvvortlich die, 
Trager der Gesetzlichen Krankenversicherung (medizinische Leistun- 
gen zur Rehabilitation), 
Trager der Arbeitsförderung (Leistungen zur Teilhabe am Arbeits- 
leben), 
Trager der Gesetzlichen Unfallversicherung (alle Leistungsarten), 
Trager der Gesetzlichen Rentenversicherung (Leistungen zur medi- 
zinischen Rehabilitation, zur Teilhabe am Arbeitsleben sowie ergün- 
zende Leistungen), 
Trager der Leistungen nach dem Sozialen Entschadigungsrecht, 
Trager der öffentlichen yugendhilfe, 
Trager der (öffentlichen) Sozialhilfe/SGB XU. 


Reichsversicherungsordnung (RVO) 


Die RVO war ab 1913 die gesetzliche Grondlage 
für die Krankenversicherung, 
für die Unfallversicherung, 
für die Invaliditatsversicherung und 
für die Altersversicherung. 


Die Reichsversicherungsordnung bestand aus 6 ?Bücherns. Das Erste Buch 
beinhaltete Vorsehriften, die für alle Sozialversicherungszvveige galten. Das 
Zvveite Buch beinhaltete das Recht der gesetzlichen Krankenversicherung, 
das Dritte Buch das der gesetzlichen Unfallversicherung und das Vierte 
Buch das Recht der gesetzlichen Rentenversicherung der Arbeiter. Das 
Fünfte Buch regelte die Beziehungen der Sozialversicherungstriger zu- 
einander und zu anderen Verpflichteten sovvie die VVanderversicherung. 
Das Sechste Buch beinhaltete Verfahrensvorschriften. 

Ab 1975 wurde das ə Sozialgesetzbuch (SGB) nach und nach erarbei- 
tet, das die RVO abgelöst hat. 1988 wurde die Gesetzliche Krankenversi- 
cherung (SGB V), 1992 die Gesetzliche Rentenversicherung (SGB VT) und 
1997 die Gesetzliche Unfallversicherung (SGB VU) ausgegliedert. 


Reifğdehnung 


Siche o Elongation. 
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Reiftfestigkeit 


Begriff aus der Materialkunde. Materialeigenschaft, die in MPa (Mega- 
Pascal) gemessen wird. 


1 MPa — IN: mm? 


Die Reififestigkeit der Sehnen (Quotient aus ə Bruchlast und Sehnenquer- 
schnitt) liegt bei ca. 50 MPa, vvobei dies abhaingig ist von der (Dehnungs-) 
Geschvvindigkeit. 


Reiğ3kraft 


Siehe ? Bruchlast. 


Relevanztheorie 


Siche ? Kausalitütstheorien 


Reliabilitat 


Es handelt sich um die Zuverlassigkeit/ Messgenauigkeit eines Verfahrens, 
eines Tests, um ein Matt für die Genauigkeit/ Verlasslichkeit vrissenschaft- 
licher Untersuchungen. Gute reliable Methoden sind nahezu frei von Zu- 
falİsfehlern, d. h. bet VViederholung der Verfahren/ Tests unter gleichen 
Bedingungen würde das gleiche Ergebnis erzielt. 


Rente 


Das Wort kommtursprünglich aus dem lateinischen ?redderex how. ?reda- 
res — zurückgeben. Es wird ohne aktuelle Gegenleistung für in der Vergan- 
genheit erbrachte Leistungen etwas zurückgegeben. Historisch handelte es 
sich um Geldzahlungen oder Naturallieferungen eines Vasallen an den 
Grundherrn. 

Aktuell werden die in der Übersicht zusammengestellten Formen un- 
terschieden. 
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Formen von Rente und deren gesetzliche Grundlagen 

s  Rente als Altersrente, Hinterbliebenenrente oder Ervverbsminde- 
rungsrente (GRV) 

“ Rente bei Minderung der Ervverbsfahigkeit durch einen Arbeits-, 
VVegeunfall oder eine Berufskrankheit (GUV) 

“ Rente aufgrund einer Kapitallebensversicherung (KLV) 
Rente aufgrund eines lmmobilienverkaufs (BGB) 
Rente z. B. aus angelegtem Kapital bzvv. VVertpapieren (BGB) 


Rente als vorlaufige Entschadigung 


Begriff der o Gesetzlichen Unfallversicherung (GUV). Gemaf$ $ 62 Abs. 1 
SGB VII soll der Unfallversicherungstrager während der ersten 3 lahre 
nach dem Versicherungsfall die Rente als vorlaufige Entschödigung festset- 
zen, wenn der Umfang der ə MdE noch nicht abschlieftend festgestellt 
werden kann (vor Inkrafttreten des SCH VI 1997 vvar dies die ə Vorlaufige 
Rentex). Innerhalb dieses Zeitraums kann die MdE federzeit ohne Rück- 
sicht auf die Dauer der Verinderung neu festgestellt werden, sofern eine 
ə vresentliche Anderung (MdE 5596) in den Verhaltnissen eingetreten ist. 


Rente auf unbestimmte Zeit (Rauz) 


Begriff der o Gesetzlichen Unfallversicherung (GUV). Gemaf $ 62 Abs. 2 
SGB VII vird die z Rente als vorlaufige Entschadigung sptestens mit Ab- 
lauf des 3. Unfalliahres nach dem Versicherungsfall zur Rente auf unbe- 
stimmte Zeit (vor Inkrafttreten des SGB VII im lahre 1997 war dies die 
əDauerrentec). Bei der erstmaligen Feststellung einer Rente auf unbe- 
stimmte Zeit kann die o MdE abvveichend von der Rente als vorlaufige 
Entschadigung festgestellt werden, auch wenn sich die Verhaltnisse (Un- 
fall-/BK-Folgen) nicht geändert haben, Die Rente auf unbestimmte Zeit 
kann nur in fihrlichen Abstünden bei vvesentlichen Anderungen (MdE 
5596) geändert werden, 


Rente/Kapitalisierung 


Betrügt die o MdE (Gesetzliche Unfallversicherung, GUV) auf Dauer we- 
niger als 4006, kann die Kapitalisierung verlangt werden, wenn nicht damit 
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zu rechnen ist, dass in Zukunft eine vvesentliche o Besserung eintritt ($ 76 
SGB VID. 


Rentenversicherung, Deutsche Gesetzliche 


Die Grundlagen der Gesetzlichen Rentenversicherung (GRV), eine der 
5 Saulen der Sozialversicherung, sind im SCH V1 geregelt. Seit der Organi- 
sationsreform im Jahre 2005 nennt sich die GRV ?Deutsche Rentenver- 
sicherungc (DRV). Sie gliedert sich 
in 14 Regionaltriger (z. B. DRV Baden-VVürttemberg, DRV Westfalen 
usw.) und 
in 2 Bundestrüger: 
die DRV Bund (vormals die Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte) und 
die DRV Knappschaft-Bahn-See (KBS). 


Die GRV deckt das Risiko des Lebensunterhalts im Alter und von Hinter- 
bliebenen sovvie bei Ervverbsminderung vor Erreichen der gesetzlich fest- 
gelegten Altersgrenze durch Krankheit oder Behinderung ab. 

Die GRV ist eine Pflichtversicherung ($$ 1-4 SGB V1),. Die Beitrags- 
bemessungsgrenze, also der Betrag, bis zu dem Beiträge für die GRV geleis- 
tet werden müssen, betragt für 2017 in VVestdeutschland € 6.350,— und in 
Ostdeutsehland € 5.700,—. Der Beitragssatz betrügt für 2017 18,796. Die 
Beiträge werden ie zur Halfte vom Arbeitgeber und vom Versicherten be- 
zahlt. Die Höhe der Rente kann nicht vereinbart werden, Sie ist abhingig 
von den Beitragszeiten und von der Beitragshöhe. 

Die GRV kennt derzeit noch ein dreigliedriges System der Ervverbs- 
fahigkeit. 

Die Gewährung einer Rente setzt einen Antrag voraus. Neben der Al- 
tersrente und der Hinterbliebenenrente gewährt die GRV vor Erreichen der 
Altersgrenze 

Rente wegen z voller Ervverbsminderung ($ 43 11 SGB V1) 

Rente wegen ? teilvveiser Ervverbsminderung (43 1 SGB V1) 

und während einer noch ca. 10-y)ahrigen Übergangzeit Rente wegen 

teilvveiser Ervverbsminderung bei o Berufsunfahigkeit ($ 240 

SGB Vİ). 


Maf$gebliches 5Handvverkszeugx des örztlichen Gutachters zur Beurteilung 
der Leistungsfahigkeit ist die ə ICF (International Classification of Func- 
tioning, Disability and Health). Die Begutachtung unter Berücksichtigung 
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der ICH wird von der Deutschen Rentenversicherung Bund in ihren :Hin- 
vveisen zur Begutachtung (Stand September 2001) vorgegeben. 
Die Fragestellung an den örztlichen Gutachter lautet: 
Liegen qualitative (Zusammenfassung der positiven und negativen 
Leistungsmerkmale für die Ausübung der Ervverbstütigkeit) oder 
quantitative (zeitlicher Umfang, in dem die Ervverbstütigkeit ausgeübt 
vverden kann) Leistungsminderungen/Minderungen der Funktions- 
fahigkeit vor? VVelche (körperliche, geistige, seelische, soziale)? 
Ist die Leistungsfahigkeit/Funktionsfahigkeit bezogen auf den AlI- 
gemeinen Arbeitsmarkt dadurch 
nicht gemindert (6 Stunden und mehr), 
gemindert (3-6 Stunden) oder 
völlig entfallen (unter 3 Stunden)? 


Restervverbsfahigkeit 


Begriff der GUV. Ervverbsfahigkeit unter Berücksichtigung eines z Vor- 
schadens. 

Die individuelle Restervverbsfahigkeit betrügt stets 10096. ə 5 Der Ver- 
sicherte ist so versichert, wie er die Arbeit antrittc. 


Der Versicherte verliert unfallbedingt das rechte Bein im Bereich des Unterschen- 
kels. Unfallfremd (Vorschaden) ist das linke Bein infolge einer abgelaufenen Kinder- 
İahmung versechmachtigt und verkürzt. Der Versicherte konnte also vor dem Teilver- 
lust des rechten Beins z. B. keine Arbeiten auf unebenem Untergrund, die mit einer 
rauen Bevvegungsbeanspruchung verbunden waren, ausführen. Dennoch ist die 
individuelle Restervverbsfahigkeit des Versicherten zum Zeitpunkt des Unfalls mit 
10006 anzusetzen. 

Zu prüfen ist, welche Arbeitsplatze, die dem Versicherten zum Zeitpunkt des Unfalls 
noch nicht verschlossen vvaren, unfallbedingt verloren gehen. Diese sind bezogen 
auf 10096 einzuschatzen. 


o Cave 


Der Satz: ?So versichert, wie man zur Arbeit antrittc betrifft ausschlief- 
lich die Einschatzung der ə MdE bei einem Vorschaden. lm Rahmen 
der Kausalitdt ist er fehl am Platze. 


Review 


Siche ? Deer-Beview. 
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Richterrecht 


Rechtsfortbildung durch Gerichte. Gesetzeslücken vverden durch Richter- 
recht, das stets zu den gleichen Rechtsfolgen führt, ausgefüllt. In der BRD 
war dies bis zur Kodifikation des o Patientenrechtegesetzes ($ 630a — 630h 
BGB) für Behandlungsfehlervorvrürfe der Fall, Das Patientenrechtegesetz 
setzte das bis dahin geltende Richterrecht in Gesetzesform um. 


Richtlinien 


Rechtsbegriff des Medizinrechts. Von einer dazu berechtigten Instanz vor- 
gegebene rechtlich verbindliche Anvveisung für ein bestimmtes Verhalten. 
Das Patientenrechtegesetz ($ 630a-630h BGB) enthaltz. B. vom Gesetz- 
geber vorgegebene Richtlinien für das Verhalten von Arztund Patient. Richt- 
linien finden sich vor allem im Sozialrecht (z. B. Durchgangsarztverfahren). 
Der Verstof$ gegen Richtlinien hat die rechtlich vorgegebenen Konse- 
quenzen. 


Risikoaufklarung 


Siche ə Aufklarung, örztliche. 


Röntgen 


VVelche Grundsütze hat der örztliche Gutachter bei der Anfertigung von 
Röntgen-/ CT-Aufnahmen zu beachten? 


$ 25 Röntgenverordnung (RöV) 

(1) Röntgenstrahlung darf am Menschen nur in Ausübung der Heilkunde oder 
Zahnheilkunde, in der medizinischen Forschung, in sonstigen durch Gesetz vorge- 
sehenen oder zugelassenen Fallen, zur Untersuchung nach Vorsehriften des allge- 
meinen Arbeitsschutzes oder in den Fallen, in denen die Aufenthalts- oder Einvvan- 
derungsbestimmungen eines anderen Staates eine Röntgenaufnahmae fordern, an- 
Oewendet werden a 


Begutachtung ist keine e Heilkundee. Sie dient nicht der Heilbehandlung. 
Dennoch darf im Rahmen der Begutachtung ?Röntgenstrahlungex am 
Menschen ausgeübt werden, und zvvar sin sonstigen durch Gesetz vorge- 
sehenen oder zugelassenen Fallenc. 

Im Sozialrecht z. B. ist die dafür maf$gebliche Vorschrift $ 62 SGBT., 
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ser Sozialleistungen beantragt oder erhalt, soll sich auf Verlangen des zustandi- 
gen Leistungstragers arztlichen und psychologischen Untersuchungsmafönahmen 
unterziehen, soweit diese für die Entscheidung über die Leistung erforderlich sind.c 


Selbstverstindliche Voraussetzung jeder Röntgenuntersuchung (Körper- 
verletzung) ist die Einvvilligung des Probanden nach der Information dazu, 
vvelche Untersuchung durchgeführt vvird. 

Die Voraussetzungen der ?.Rechtfertigenden Indikationx nach $ 23 
RöV sind vorab zu prüfen und zu beachten. 

Im Finzelnen sind folgende Fragen zu Kären: 

Ist die bildtechnische Untersuchung aufgrund der Vorgeschichte 

erforderlich? 

Ist die angedachte oder gevvünschte (Zielauftrag) bildtechnische 

Untersuchung überhaupt das richtige Mittel, um die zu klarende 

Frage zu beantvvorten? 

Können bereits existente Röntgenaufnahmen beigezogen vverden? 

Jet eine weniger belastende Untersuchung möglich? 

Besteht eine besondere Strahlenempfindlichkeit der zu untersuchen- 

den Person? 


Der Arzt als Therapeut röntgt unter anderen Gesichtspunkten als der Arzt 
in der Rolle des Gutachters. In der Regel erfordert die gutachtliche Unter- 
suchung Röntgenaufnahmen im Seitenvergleich zur Beurteilung der Ge- 
lenkstrukturen, der Achsen- und Löngenverhaltnisse und des Kalksalzge- 
halts - nach Möglichkeit in einem Strahlengang. 

Die in der nachfolgenden Übersicht aufgeführten Röntgenunter- 
suchungen können in einem Strahlengang angefertigt vverden. 


Röntgenuntersuchungen, die in einem Strahlengang angefertigt 
vverden können 
“ Schultergelenk/Schlüsselbein (Panoramaaufnahme) 
“ Ellenbogengelenk in Aufsicht 
: Handgelenk/Handvvurzel in 2 oder mehr Ebenen 
: Hand in Aufsicht und schrag 
Beckenübersicht, tiefe Beckenübersicht bei prothetischem Ersatz 
des Hüftgelenkes 
Kniegelenk in Aufsicht 
Kniescheiben axial 
Einblickaufnahme nach Frick 
Oberes Sprunggelenk in Aufsicht 
“ Fersenbein axial 
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o Cave 


Röntgenaufnahmen eines Röhrenknochens sind unter Einschluss der 
Nachbargelenke zu fertigen. 


Ruhepausen 


$ 4 Arbeitszeitgesetz (ArbZG) regelt für Arbeitnehmer feststehende Ruhe- 
pausen. Dn Unfall während einer Ruhepause ist grundsützlich versichert, 
es sei denn, es vverden dem persönlichen Bereich zuzuordnende Handlun- 
gen vorgenommen. 


BSG, Urteil vom 20.02.2001 - B 2 U 6/00R 

əVerunglückt ein Versicherter während einer derartigen Pause infolge einer Tütig- 
keit, die er vvahrend der Pause ausübt, besteht der innere Zusammenhang nur, 
vvenn diese Tütigkeit dem Betrieb zu dienen bestimmt wat, Zutreffend hat das LSG 
entschieden, dass alle vom Klager im Verlaufe des Verfahrens angegebenen Zvvecke 
für die Arbeitsunterbrechung und das Aufsuchen des Flachdachs (Lesen, Rauchen, 
Luftschnappen/Bevvegung) gründsatzlich dem privaten Lebensbereich zuzuordnen 
sind, well sie, ebenso wie die Aufnahme von Nahrung, regelmafSig unabhangig von 
eglicher betrieblichen Tatigkeit durchgeführt werden oder notvvendig werden a 
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O Springer-Verlag GmbH Deutschland 2018 
E Ludolph, Arztliche Begutachtung von A-Z 
https://doi.org/10.1007/978-3-662-55867-6, 18 


Sachverstandigenbeirat ?Berufskrankheitenc, 
Arztlicher 


Ehrenamtliches Gremium aus 12 Mitgliedern beim Bundesministerium 
Arbeit und Soziales (BMASI), däs jeweils für die Dauer von 5 Jahren beru- 
fen wird, Entsprechend der Aufgabenstellung des Gremiums sind die Mit- 
glieder übervviegend Hochschullehrer der Fachrichtung Arbeitsmedizin. 
Auferdem gehören dem Beirat zwei staatliche Gevverbeirzte und zvvei 
Betriebsarzte an. 

Der Beirat unterstützt als vveisungsunabhingiges Beratungsgremium 
das BMSA in medizinisch-vvissenschaftlichen Fragen im Hinblick auf die 
Aktualisierung bestehender oder die Aufnahme never Berufskrankheiten 
in die ə Berufskrankheiten-Verordnung. Er gibt aufgrund vvissenschaft- 
licher Erkenntnisse Empfehlungen und Stellungnahmen ab. Diese vverden 
vom BMSA veröffentlicht. 


Sachverstöndiger, medizinischer/arztlicher 


Bevveismittel in allen Prozess- und Verfahrensordnungen ($ 106 Abs. 3 
Nr 4 SGG, $ 109 Abs. 1 SGG, $ 26 Abs. 1 Nr. 2 VvvVfG: $$ 72 StPO, $ 81 
FGO, $ 402 ZPO). Die genannten Prozess- und Verfahrensordnungen ver- 
weisen — mit Ausnahme der StPO - auf die ZPO. 
Der approbierte Arzt ist xöffentlichc zur Erstattung von Gutachten 
əbestelltc ($ 407 ZPO). Er ist also zu deren Erstattung verpflichtet, 
soweit sein Fachgebiet betroffen ist ($ 407a Abs. 1 ZPO) und keine 
Gründe vorliegen, die ihn zur Gutachtenvervveigerung berechtigen 
($ 408 ZPO). Er kann den Auftrag nicht vveitergeben, kann sich aber 
unter den Voraussetzungen des $ 407a Abs. 3 ZPO der Mitarbeit 
Dritter bedienen. 
Der Sachverstindige kann aus den gleichen Gründen abgelehnt 
werden wie ein Richter ($ 406 ZPO). 
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Die Beauftragung eines Sachverstindigen setzt einen Bevveisbeschluss 
voraus ($$ 358, 358a ZPO) 

Er ist Helfer/Berater des Auftraggebers, des Gerichts. Er vermittelt 
dem Gericht die Sachkunde, die dieses zur Entscheidung benötigt. 
Das Gericht wählt desen aus ($ 404 Abs. 1 ZPO), kann aber die 
Parteien vorher anhören ($ 404 Abs. 2 ZPO). 

Das Gericht leitet die Tatigkeit des Sachverstindigen. Insbesondere 
die o Anknüpfungstatsachen sind dem Sachverstindigen vorzugeben 
($ 404a Abs. 1 bis Abs. 4 ZPO). Der Sachverstindige bevvertet vor al- 
lem Tatsachen, vvobei er auch mit deren Ermittlung beauftragt sein 
kann ə? Befundtatsachen. 

Die ə Vergütung des Sachverstndigen richtet sich nach dem ə /VEG 
($ 413 ZPO). 


o Cave 


Sachverstöndiger Zeuge ist demgegenüber, wer ?zum Bevveis vergan- 
gener Tatsachen oder Zustande, zu deren VVahrnehmung eine beson- 
dere Sachkunde erforderlich wats vernommen vvird ($ 414 ZPO). Dieser 
ist vvie ein Zeuge zu entschadigen. VVird von diesem aber eine Bevver- 
tung der Tatsachen verlangt, ist dieser Sachverstandiger. 


Sachverstandiger, Voraussetzungen 


Der Begriff ,Sachverstündigerc ist rechtlich nicht geregelt. Weder die Straf- 
prozessordnung (StPO) noch die Zivilprozessordnung (ZPO) noch das 
Sozialgerichtsgesetz (SGG) enthalten eine Legaldefinition. Lediglich die 
Gevverbeordnung (GevvO) enthalt in $ 36 Abs. 2 Nr. 1 eine Definition des 
(VVirtschafts-)Sachverstandigen. Danach sind Voraussetzung für die öf- 
fentliche Bestellung zum vereidigten Sachverstindigen, dass 

dieser eine besondere Sachkunde besitzt, 

Bedenken gegen seine Fignung nicht vorhanden sind, 

er seine Aufgaben unabhangig, vveisungsfrei, persönlich, gevvissenhaft 

und unparteiisch erfüllt, 

er an Fortbildungen teilnimmt und gevvisse Mindestanforderungen 

für Gutachten einhailt und 

er weitere persönliche Voraussetzungen - z. B. ein bestimmtes Alter - 

erfüllt. 


Die in der Gevverbeordnung enthaltenen Grundanforderungen können 
auch für den örztlichen Sachverstindigen übernommen veerden. 
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Schaden, mittelbarer 


Rechtsbegriff, der mit unterschiedlicher Bedeutung vervvandt vvird: 
Körper-/Gesundheitsschaden, der durch einen anderen Körper-/ 
Gesundheitsschaden vermittelt wird - z. B. Unterarmbruch infolge 
eines Sturzes bedingt durch die Gangunsicherheit aufgrund eines 
versteiften Sprunggelenkes. $ 11 SGB VII vervvendet den Begriff 
əmittelbarer Schadenc in diesem Sinn. 

Schaden an einem anderen Rechtsgut, der durch den unmittelbaren 
Schaden verursacht vvird - z. B. 5Schockschadenc der Mutter ange- 
sichts des Unfalltodes ihrer Tochter. 


o Cave 


Eine gesetzliche, von der Rechtsprechung entvvickelte oder in der 
Literatur anerkannte Definition des Begriffs xmittelbarer Schadensv gibt 
es nicht (BGH, Urteil vom 20.07.2011 - IV ZR 75/09). 


Schaden, unmittelbarer 


Schaden, der am verletzten Rechtsgut selbst entsteht: Steinvvurf verursacht 
blutende Kopfplatzvvunde. 


Schadensanlage 


Rechtsbegriff der GUV und des Dienstunfallrechts. 

Eine anlagebedingte, in aller Regel klinisch stumme vorzeitige Verinde- 
rung, die yederzeit klinisch manifest (handgreifbar) werden kann - auchim 
zeitlichen Zusammenhang mit einem Unfall. 


LSG Baden-VVürttemberg, Urteil vom 26.01.2009 - L1 U 361/08 

Der Versicherte hob eine 25 kg schvvere Glasscheibe an, um sie auf UnregelmiSig- 
keiten zu überprüfen. Er verspürte einen Stich im rechten Arm. Er schloss den Prüf- 
vorgang ab und setzte de Glasscheibe ab. Der Sch zeigte eine Zusammenhangs- 
trennung (Dehiszenz) der ellenbogengelenksnahen Bizepssehne an. 

Die Minderbelastbarkeit der Bizepssehne vvar die Schadensanlage, die sich vvah- 
rend versicherter Tatigkeit manifestierte. VVesentlich ursachlich für das Schadens- 
bild vvaren allein die vorzeitigen ə Texturstörungen im Bereich der Bizepssehne. Die 
versicherte Tütigkeit war nicht ursachlich im Sinne der Bedingungstheorie, was 
durch das Fehlen des sofortigen eindrucksvollen Funktionsverlustes belegt ist. Sie 
war ə Gelegenheitsursache. 
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Die Schadensanlage ist irrelevant für die Finschützung der MdE. Relevant 
ist sie im Rahmen der Kausalitütsbeurteilung z Ales oder Nichts 


Der Versicherte erlitt durch eine aufere Krafteinvvirkung (unfallbedingt) eine Schul- 
terverrenkung links. Vorbestehend vvaren beim Versicherten klinisch stumme vor- 
zeitige Texturstörungen der Rotatorenmanschette und eine Dehiszenz der langen 
Bizepssehne (Schadensanlagen, da bis zum Unfallereignis klinisch stumm). Selbst 
wenn die Texturstörungen und die Dehiszenz der langen Bizepssehne bei der Schul- 
terverrenkung mitgevvirkt haben sollten, bleiben sie dennoch unbeachtlich, vvenn 
ein dufSeres Ereignis vvesentliche Ursache für den Gesundheitsschaden ist. 


Schadensbild 


Keinem Rechtsgebiet zugeordneter Begriff der örztlichen Begutachtung. 

Das Schadensbild ist, ebenso wie z. B. die Leiche für die Sonderkom- 
mission der Polizei bzvv. der Spurensicherung, eine besonders vvichtige 
Erkenntnisquelle zu ihren Ursachen, 


Schadensminderungspflicht 


Siche o Obliegenheiten. 


Schadensschatzung 


Ist die haftungsbegründende Kausalitüt gegeben, kommt es zur Frage, 
wie hoch sich der Schaden oder ein zu ersetzendes Interesse beläuft, zu 
Darlegungs- und Bevveiserleichterungen ($ 287 ZPO). s Das Gerichte ent- 
scheidet .unter VVürdigung aller Umstünde nach Dreier Überzeugunge. 
Diese Ausnahme vom Vollbevveis, die sich nicht nur auf den Kausal- 
zusammenhang bezieht, sondern auch auf Tatsachen, gilt nur im Zivil- 
recht. 


Schadenszurechnung 


Siche ə Kausalitat, haftungsausfüllende. 
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Schadigungsfolge 


Rechtsbegriff des ə Sozialen Entschadigungsrechts (GdS — 2 Grad der 
Schadigungsfolgen). Maf6geblich für die Einschatzung der Schddigungsfol- 
gen sind die ə Versorgungsmedizinischen Grundsütze. 


Schlichtungsstellen 


Seit 1975 bet einzelnen Landesirztekammern bestehende Finrichtung 
(Sachverstindigengremium aus yuristen und Arzten) zur Prüfung örztli- 
cher Behandlungsfehler und des dadurch entstandenen Gesundheitsscha- 
dens. 

Während die ə Gutachterkommissionen zum örztlichen Handeln Stel- 
Jung nehmen - der dadurch bedingte Gesundheitsschaden also nichtzvin- 
gend ist -, beurteilen Schlichtungsstellen Schadensersatzansprüche dem 
Grunde nach. Das Verfahren vor den Sehlichtungsstellen ist - ebenso wie 
das vor den Gutachterkommissionen - für die Beteiligten kostenlos. Es 
endet mit einer Empfehlung. Der ordentliche Rechtsvveg ist durch dieses 
Verfahren nicht ausgeschlossen. 


Schmerz 


— Definition 
əDer Schmerz ist ein unangenehmers Sinnes- und Gefühlserlebnis, das 
mit aktueller oder potentieller Gevvebsschadigung verknüpft ist oder 
mit den Begriffen einer solchen Schadigung beschrieben vvirdc (Defi- 
nition der İnternational Association for the Study of Pain, IASP) 


Der Schmerz kann also somatisch (strukturell) oder nicht-somatisch 
(nicht-strukturell) bedingt sein. 

VVahrend der Sehmerz in der Therapie ein vvichtiges diagnostisches 
Hilfsmittel ist, hat er in der Begutachtung vveder eine Leitfunktion noch 
eine Signalvvirkung,. Er ist zu unspezifisch, insbesondere, um vom Schmerz 
auf ein strukturell bedingtes Schadensbild zu schliefğen. 

1. Der Schmerz kann Begleitsymptom eines ersten Verletzungserfolgs 

sein (Knieprellung - Schmerz). 

2. Er kann Begleitsymptom eines unfallbedingten Folgeschadens sein 

(eine unfallbedingte Arthrose kann mit Schmerzen verbunden sein). 


190 Sechmerzensgeld 


In den Fallen 1.und2. ist zustündig für die Begutachtung die Fachrichtung, 
die die Strukturverletzung begutachtet, also der Unfallchirurg/Orthopade. 
Der Schmerz hat keinen eigenen Stellenwert, er ist als Unfalİfolge nicht 
gesondert zu benennen. Fr istüüber die Strukturverletzung und die dadurch 
bedingte Minderbelastbarkeit (Muskelminderung) und Bevvegungsein- 
schränkung mit benannt opd vird über diese bemessen/eingeschatzt. 
3. Er kann als Folge eines unfalİbedingten morphologischen Sub- 
strats, neben diesem - ein eigenstindiger Folgeschaden sein (Phan- 
tomschmerz nach Verlust eines Beins im Oberschenkel, Schmerzen 
infolge krankheits-/unfallbedingter langdauernder Medikation). 
4. Er kann ein eigenstündiges — von einem morphologischen Substrat 
losgelöstes - Krankheitsbild sein, für das ein Unfall lediglich das 
Vehikel ist (psychische Fehlentvvicklung z. B. nach einem sog. Schleu- 
dertrauma ohne fegliche Krafteinvvirkung auf die Halsvvirbelsaule). 


In den Fallen 3. und 4. hat der Unfallchirurg/Orthopade die Struktur- 
verletzung abzuklaren. Dessen Ergebnis ist dann dem Neurologen/Psy- 
chiater verbindlich vorzugeben. Zu klaren ist dann, ob die/der Betroffene 
Schmerzen empfindet oder ob diese nur angegeben werden, Abzuklaren 
ist also, in welchem Umfang Schmerzmittel verschrieben werden, Durch 
einen ə Medikamentenspiegel ist zu Kären, ob Schmerzmittel eingenom- 
men werden. 

Zur Ursache und zum Umfang der geklagten Schmerzen und zu den 
dadurch bedingten Funktionseinbuften ist dann das Fachgebiet Psychiatrie 
zustöndig. 


Schmerzensgeld 


Ausgleich für nicht vermögensrechtliche in der Regel unfallbedingte Schä- 
den ($$ 823, 253 BGB). 


$ 253 BGB İmmaterieller Schaden 

(1) VVegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, kann Entschadigung 
in Geld nur in den durch das Gesetz bestimmten Fallen gefordert vverden. 

(2) let wegen einer Verletzung des Körpers, der Gesundheit, der Freiheit oder der 
sexuellen Selbstbestimmung Schadensersatz zu leisten, kann auch vvegen des 
Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, eine billige Entschadigung in Geld ge- 
fordert werden e 


Das Sechmerzensgeld hat einerseits eine Genugtuungsfunktion für das, 
was der Tüter/Verursacher dem Geschüdigten angetan hat. Andererseits 
dient es dem Ausgleich für entgangene Lebensfreude. VVird Sechmerzens- 
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geld für Schmerzen als ə Folgeschaden gezahlt, was die Regel ist, greift 
die ə Bevveiserleichterung des $ 287 ZPO. Zur Höhe des Schmerzens- 
geldes bestehen in Ausvvertung der Rechtsprechung sog. Schmerzensgeld- 
tabellen. 


o Cave 


Die Gesetzliche Unfallversicherung und das Dienstunfallrecht kennen 
kein Schmerzensgeld. 


Schüler-Unfaliversicherung 


Bezeichnung für die z Gesetzliche Unfallversicherung von Kindern, Schü- 
lern und Studenten. 


$ 2 Abs.1 Nr. 8 SGBVII 

Kraft Gesetzes sind versichert 
a. Kinder vvahrend des Besuchs von Tageseinrichtungen, deren Trager für den 
Betrieb der Einrichtungen der Erlaubnis nach S 45 des Achten Buches oder ei- 
ner Erlaubnis aufgrund einer entsprechenden landesrechtlichen Regelung be- 
dürfen, vvahrend der Betreuung durch geeignete Tagespflegepersonen im Sin- 
ne von $ 23 des Achten Buches sovvie vvahrend der Teilnahme an vorschuli- 
schen Sprachförderungskursen, vvenn die Teilnahme aufgrund landesrechtli- 
cher Regelungen erfolgt, 
b. Schüler während des Besuchs von allgemein- oder berufsbildenden Schulen 
und vvahrend der Teilnahme an unmittelbar vor oder nach dem Unterricht von 
der Schule oder im Zusammenvvirken mit ihr durchgeführten Betreuungsmal3- 
nahmen, 
c. Studierende während der Aus- und Fortbildung an Hochschulen.c 


Abgesehen davon, dass der Heranvvachsende den örztlichen Gutachter vor 
besondere Kausalitatsprobleme stellt, ist das Besondere in der Schüler- 
Unfalİversicherung die Finschötzung der MdE. 


$ 56 Abs. 2 Satz 2 SGBVİI 

əBei fugendlichen Versicherten wird die Minderung der Ervverbsfahigkeit nach den 
Ausvvirkungen bemessen, die sich bei Ervvachsenen mit gleichem Gesundheitsscha- 
den ergeben würden a 


Der Gutachter hat bei der Erfassung der Funktionseinbuften die altersspe- 
zifischen Besonderheiten zu beachten, z. B. die gröftere Regenerations- und 
Reparationskraft, die bessere Kompensation von Behinderungen (z. B. 
VVechsel der Hündigkeit), das Fehlen begehrensneurotischer Überlage- 
rung, aber auch ein minder ausgebildetes Immunsystem, Hospitalisations- 
schäden und psychische Verinderungen durch entstellende Verletzungen. 
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Insofern unterscheidet sich die Erfassung der konkreten Funktionsein- 
buften nicht von deryenigen beim Ervvachsenen. 

Das Besondere ist die Finschitzung der unfalİbedingten MdE. Es vvird 
fingiert, das Kind mit seinen kindspezifischen Funktionseinbuften sei ein 
Ervvachsener, dem der Allgemeine Arbeitsmarkt zur Verfügung steht. 


Ein 2-iahriges Kind erleidet einen unfallbedingten Milzverlust. Einem Ervvachsenen 
mit dem noch nicht vollstandig ausgebildeten lmmunsystem des Kindes vvaren alle 
Arbeitsplatze verschlossen, die mit einem erhöhten Infektionsrisiko verbunden 
sind. Daraus resultiert die MdE des Kindes. 


Nicht entscheidend ist also, dass das Kind vvegen der vermehrten Anste- 
ckungsgefahr keine Kindertagesstütte und keinen Spielplatz mehr besu- 
chen kann, Für die Finschitzung der MdE vvird es zum Ervvachsenen. 

Der yahresarbeitsverdienst, aus dem sich die Rente berechnet, ergibt 
sich aus $ 86 SGB VTI. Die .Bezugsgröftec, die $ 86 SGB VII benennt, be- 
tragt für das lahr 2017 für die alten Bundeslinder € 35.700,— und für die 
neuen Bundeslinder € 31.920.—. 


Schulmedizin 


Siche ə Meinung, herrschende. 

Der Begriffleitet sich ab von den Ausbildungsstatten des Mittelalters. Schul- 
medizin ist die an den Universitäten (Hochschulen) gelehrte Medizin, vrobei 
Tendenzen bestehen, den Namen durch ə? VVissenschaftlich orientierte Me- 
dizinv zu ersetzen. lm Gegensatz dazu steht die Alternativmedizin. 


Schutzzvveck der Norm 


Siche o obiektive Zurechnung, ə Zurechnungszusammenhang. 
Rechtsbegriff des Straf- und Zivilrechts und seit 2012 auch des Sozialrechts. 

Der Begriff bezeichnet eine Haftungsbegrenzung im Rahmen der 
ə Aquivalenz- (Strafrecht) und ə Adaüquanztheorie (Zivilrecht). Es handelt 
sich um die Frage, ob das Ergebnis einer Handlung der handelnden Person 
zugerechnet werden kann, im Sozialrecht der Berufsgenossenschaft oder 
Unfallkasse. 


Ein Pkvv-Fahrer überfahrt eine Stra$Senkreuzung bel sote, 500 Meter weiter lauft 
ein Kind vor diesen Pkvv und wird schwer verletzt, Für den Pkvv-Fahrer ist der Unfall 
əhöhere Gevvaltc ($ 7 Abs.2 StVG). Er konnte das Kind nicht sehen. Es bestanden 
auch ansonsten in diesem Moment keine Gründe zu besonderen Vorsichtsmafinah- 
men. Sein Verschulden liegt im Überfahren der Lichtzeichenanlage. 
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Die Lichtzeichenanlage hat nicht den Schutzzvveck, den Unfall des Kindes zu verhin- 
dern. Sie hat den Schutzzvveck, den Kreuzungsverkehr zu regeln. Zvvar vvare der 
Unfall tatsachlich vermieden vvorden, vvenn der Pkvv-Fahrer die Rotphase respek- 
Uert hätte und auf Grün gevvartet hatte. Das Kind hätte dann langst die Strafğe über- 
quert. Dennoch vvird der Ursachenzusammenhang im Sinne des Straf- und Zivil- 
rechts verneint. Der Pkvv-Fahrer hat sich ?nurv einer Ordnungsvvidrigkeit schuldig 
gemacht. 


Das BSG prüft mit ÜUrteil vom 13.11.2012 (B 2 U 19/11R) den 
əSchutzzvvecke-Zusammenhang auch für das Sozialrecht. Es entspreche 
nicht dem Schutzzvveck der Gesetzlichen Unfallversicherung, einen Auto- 
fahrer unter deren Schutz zu stellen, wenn dieser mit einem Blutalkohol- 
wert von 2,296o (infolge Alkoholgenuss) verunglücke. Es geht also nicht 
um die Frage, ob eine Rechtsgutverletzung einer bestimmten Person zu- 
gerechnet vverden kann. Vielmehr ist zu beurteilen, ob eine Institution 
(Unfallversicherungstriger) für eine Rechtsgutverletzung einzustehen 
hat, ob diese also in persönlicher und sachlicher Hinsicht in den yevveiligen 
Schutzbereich des Unfallversicherungstrügers falit. 

Es fragt sich, ob diese Haftungsbegrenzung, die im Rahmen der Ad- 
aquanztheorie zvvingend ist, im Rahmen der Theorie der vvesentlichen 
Bedingung, der Kausalitatstheorie des Sozialrechts, erforderlich ist. Im 
Beispiel standen der Alkoholspiegel und die VVegegefahr als konkurrie- 
rende Ursachen nebeneinander. Die allein vvesentliche Ursache vvar der 
Alkoholspiegel des Autofahrers. Der Schutzzvveck grenzt also im Sozial- 
recht die Kausalitat ein, vvobei das gleiche Ergebnis nach den bisher vorlie- 
genden Entscheidungen auch über die VVesentlichkeit der zur Diskussion 
stehenden Bedingung erreicht werden kann. Der Schutzzvveck ist Teil der 
vom Juristen zu beantvvortenden Frage nach der VVesentlichkeit einer Be- 
dingung. 


Schvveigepflicht 


$ 203 StGB, $ 9 (Muster )Berufsordnung für die in Deutschland Geen 
Arztinnen und Arzte. 

Sie erstreckt sich auf alle Informationen, die dem Arzt/dem örztlichen 
Gutachter/Sachverstindigen im Rahmen seiner Tatigkeit zugehen, auch 
auf ə Zusatztatsachen. Nur Geheimnisse fallen unter die Schvveigepflicht. 

Die Entbindung von der Schvveigepflicht setzt voraus: 

die ausdrückliche Befreiung durch den Geheimnisherrn, 

gesetzliche Aussage- und Anzeigepflichten und 

den Schutz höherveertigerer Rechtsgüter. 
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Schvverbehindertenrecht 


Gesetzliche Grundlage ist das SGB IX. Geregelt werden die Rechtsfolgen 
bei Behinderung, insbesondere z Schvverbehinderung. Gefördert werden 
die Selbstbestimmung und gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Ge- 
sellschaft. 


Schvverbehinderung 


s2SsGaBIX 

ə(1) Menschen sind behindert, vvenn ihre körperliche Funktion, geistige Fahigkeit 
oder seelische Gesundheit mit hoher VVahrscheinlichkeit linger als sechs Monate 
von dem für das Lebensalter typischen Zustand abvveichen und daher ihre Teilhabe 
am Leben in der Gesellschaft beeintrachtigt ist. Sie sind von Behinderung bedroht, 
wenn die Beeintrachtigung zu ervvarten ist. 

(2) Menschen sind Im Sinne des Teils 2 schvverbehindert, wenn bei ihnen ein x Grad 
der Behinderung von vvenigstens 50 vorliegt ...c 


Der Behindertenbegriff im SGB IX nahert sich der Definition in der In- 
ternational Classification of Functioning, Disability and Health (GG ICF), 
vvobei zwar die ə Kontextfaktoren im SGB IX keine Berücksichtigung 
finden. 

Die Feststellung der Schvverbehinderung kann beim Versorgungsamt 
bo. der Kommune beantragt werden und wird ab einem 2? Grad der Be- 
hinderung (GdB) von 50 vergeben. 

Der arztliche Gutachter/Sachverstündige wird zwar im SGB IX nicht 
erwähnt, Er hat aber die Aufgabe, die Behinderungen festzustellen. 

Die Prüfungskriterien sind in der folgenden Übersicht zusammenge- 
fasst. 


Prüfungskriterien 
1. Exakte umfassende Sicherung und Beschreibung der zum Unter- 
suchungszeitpunkt individuellen Funktionseinbufsen/Gesundheits- 
störungen, und zvvar im ə Vollbevveis. 
2. Erfassung derienigen Funktionseinbufgen, die zum Untersu- 
chungszeitpunkt gegenvvartig sind und über einen Zeitraum von 
6 Monaten hinaus verbleiben. 
3. Zuordnung der individuellen gegenvvartigen und nicht nur vor- 
übergehenden Funktionseinbuf$en zu den xEckvvertens der ? aer. 
sorgungsmedizinischen Grundsatzekv, 
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“ 4. Sovveit die xVersorgungsmedizinischen Grundsatzec Bandbreiten 
vorgeben (GdB 20-40), exakte Einordnung der individuellen Funk- 
tionseinbufen. 

5. Einschatzung des Grades der Behinderung (GdB) - ohne Zusatz 
des Prozentzeichens (96). 

6. Einschatzung in durch 10 teilbare Gradzahlen. 

7. Bei Zusammentreffen mehrerer Behinderungen gesonderte Ein- 
schatzung yeder Behinderung als Einzel-GdB. 

8. Bildung des Gesamt-GdB (Gesamtgrad der Behinderung) aus den 
Ausvvirkungen der einzelnen Behinderungen in ihrer Gesamtheit. 


Selbstbestimmungsaufklarung 


Siche ə Aufklarung, örztliche. 


Sensitivitdat 


Begriff der Medizinstatistik für die Zuverlössigkeit einer diagnostischen 
Untersuchung (Test), Personen mit einer fraglichen Erkrankung als Kran- 
ke zu erkennen. 

Definiert wird der Quotient aus der Fallzahl mit positivem Untersu- 
chungsergebnis unter den Kranken und der Gesamtzahl der Kranken 
(ə Spezifitdt). Te spezifischer ein diagnostischer Test ist, desto weniger sen- 
sitiv ist er und desto schlechter kann er die tatsachlichen Kranken erkennen 
und umgekehrt. 


Sicherungsaufklarung 


Siche ə Aufklarung, örztliche. 


Simulation 


Lat. simulatio — Schein, Verstellung, Tüuschung. 
Bevvusste Vortöuschung von unfall-/krankheitsbedingten Beschvverden/ 
Funktionseinbufen. 


196 Seo versichert, wie der Versicherte die Arbeit antritt 


So versichert, wieder Versicherte die Arbeit antritt 


Siche ə Restervverbsfahigkeit, o Vorschaden. 


Sozialrecht 


SGB T-XII, wobei geplant ist, das Soziale Entschadigungsrecht, das bisher 
aufterhalb des SGB in zahlreichen EFinzelgesetzten geregelt ist, als SGB XII 
zu erfassen. 

Es ist Teil des öffentlichen Rechts. Es dient der Vervvirklichung des 
Sozialstaatsprinzips (Art. 20 Abs. 1 GG). 


S 1Abs.1 SGBI 
(1) Das Recht des Sozialgesetzbuchs soll zur Vervvirklichung sozialer Gerechtigkeit 
und sozialer Sicherheit Sozialleistungen einschlieğlich sozialer und erzieherischer 
Hilfen gestalten. Es soll dazu beitragen, 
ein menschenvvürdiges Dasein zu sichern, 
gleiche Voraussetzungen für die freie Entfaltung der Persönlichkeit, insbeson- 
dere auch für iunge Menschen, zu schaften, 
die Familie zu schützen und zu fördern, 
den Erwerb des Lebensunterhalts durch eine frei gevvahlte Tütigkeit zu ermög- 
lichen und 
besondere Belastungen des Lebens, auch durch Hilfe zur Selbsthilfe, abzuvven- 
den oder auszugleichen.c 


Zustöndig für die Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten sind die Sozialge- 
richte, vvobei sich die Zustündigkeit im Finzelnen aus $ 51 SGG ergibt. Die 
Sozialgerichtsbarkeit ist der füngste, 1954 eingeführte, Zweig der 5-glied- 
rigen deutschen Gerichtsbarkeit (Ordentliche, Arbeits-, Vervvaltungs-, So- 
zial- und Finanzgerichtsbarkeit). 

Die Bescheide sümtlicher Sozialversicherungstrager und der Versor- 
gungsümter/Kommunen können auf Antrag des Betroffenen kostenfrei 
sozialgerichtlich überprüft werden (Klageverfahren), vvobei obligatorisch 
ein VViderspruchsverfahren bei den Vervvaltungsinstitutionen vorgeschal- 
tet ist. Die Sozialgerichte (SG) sind die 1. Instanz, die Landessozialgerichte 
(LSG) die 2. Instanz (Berufungsinstanz). Das Bundessozialgericht (BSG) 
als 3. Instanz wird nur bei grundsützlichen Fragen des Sozialversicherungs- 
rechts und bei Verfahrensfehlern Ge, 


Standard, arztlicher 197 S 


Sozialversicherung 


VVichtigste Institution der sozialen Sicherung. Sie geht im VVesentlichen 
zurück auf die Kaiserliche Botschaft (1881) zur Sicherung des sozialen 
Friedens, um die Produktivitaüt der Industrie zu sichern. 

Sie besteht aus 5 Versicherungszvveigen: 

1883 Krankenversicherung (SGB V), 

1884 Unfalİversicherung (SGB vU), 

1889 Rentenversicherung (SGB VT), 

1927 Arbeitslosenversicherung (SGB UI, 

1995 Pflegeversicherung (SGB XI. 


Die Versicherungszvveeige sind fevveils organisiert in Form einer Körper- 
schaft öffentlichen Rechts und vverden geleitet durch Selbstvervvaltungsor- 
gane. Sie finanzieren sich im VVesentlichen aus Beitragen, die teils von den 
Arbeitnehmern, teils von den Arbeitgebern getragen werden, den sog. 
Lohnnebenkosten. 


Spezifitat 


Begriff der Medizinstatistik für die Zuverlössigkeit einer diagnostischen 
Untersuchung (Test) - definiert als der Quotient aus der Fallzahl mit nega- 
tivem Untersuchungsergebnis unter den Gesunden und der Gesamtzahl 
der Gesunden (ə Sensitivitit). 


Standard, örztlicher 


Der örztliche Standard entspricht der ə herrschenden Meinung. An diese 
hat sich auch der örztliche Gutachter zu halten. Vom fevveiligen Auftragge- 
ber eines Gutachtens vvird stets der örztliche Standard, die herrschende 
Meinung erfragt. Diese muss deshalb auch Teil der Antvvort sein. VVird in 
Gutachten vom örztlichen Standard abgevvichen, ist dies ausdrücklich zu 
kennzeichnen. 

Der örztliche Standard ist definiert einmal durch seine vvissenschaftli- 
chen Grundlagen, z. B. Grundlagenforschung, und zum anderen durch die 
Akzeptanz durch die zustündigen Fachgesellschaften. 


198 Stof3dauer 


BGH, Urteil vom 15.04.2004 - VI ZR 38212a 

ser Standard gibt Auskunft darüber, vvelches Verhalten von einem gevvissenhaften 
und aufmerksamen Arzt in der konkreten Behandlungssituation aus der berufsfach- 
lichen Sicht seines Fachbereichs im Zeitpunkt der Behandlung ervvartet vverden 
kann. Er reprasentiert den yevveiligen Stand der naturvvissenschaftlichen Erkennt- 
nisse und der arztlichen Erfahrung, der zur Erreichung des arztlichen Behandlungs- 
ziels erforderlich ist und sich in der Erprobung bewährt hat.c 


Stoğdauer 


Beim Verkehrsunfall die Zeitdaver (lmpuls), in welcher das Fahrzeug um die 
ermittelte o Kollisionsdifferenzgeschvvindigkeit beschleunigt oder verzögert 
wird, Die Stofğdauer (At £ Delta t) wird in ms (Millisekunden) gemessen. 


Strengbevveis 


Siche ? Vollbevveis. 


Stützrente 


$ 56 Abs.1 Satz 2 und 3 SGBVİI 

ölst die Ervverbsfahigkeit infolge mehrerer Versicherungsfalle gemindert und errei- 
chen die Vomhundertsütze zusammen vvenigstens die Zahl 20, besteht für ieden, 
auch für einen früheren Versicherungsfall, Anspruch auf Rente. Die Folgen eines 
Versicherungsfalls sind nur zu berücksichtigen, wenn sie die Ervverbsfahigkeit um 
vvenigstens 10 vom Hundert mipndern a 


Der Anspruch auf Rente entsteht mit dem spüteren əStützfallc, also dann, 
wenn der spütere Unfall zu einer MdE von mindestens 1096 führt. 


Summenversicherung 


Unterschieden wird zwischen Summenversicherung und Schadensversi- 
cherung. Bei der Summenversicherung, z. B. in der z Privaten Unfallversi- 
cherung und der ə Berufsunfahigkeitsversicherung, wird zwischen den 
Parteien eine bestimmte Summe vereinbart, die im Schadensfall zu zahlen 
ist. Entscheidend ist also nicht der konkrete mit einer Verletzung verbun- 
dene Vermögensschaden oder der Einkommensverlust infolge Berufsun- 
fahigkeit. Entscheidend ist allein die zvvischen den Partefen frei vereinbar- 
te Versicherungssumme. 
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Der Versicherte und der Private Unfallversicherer schliefğen eine Unfallversicherung 
Ober € 100.000.— ab. Unfallbedingt verliert der Versicherte sein Bein bis unterhalb 
des Knieze LG AUB 99 Ziff. 2.1.2.2.1 ff.). Die x Gliedertaxe sieht dafür 5006 der Versi- 
cherungssumme vor, also € 50.000.-. 

Diese Zahlung ist völlig unabhangig davon, ob der Versicherte als Büroarbeiter oder 
als Berufsfuğballspieler tötig wat, ob er also berufsunfahig wird oder nicht, ob er 
einen vveiten Weg zum nachsten öffentlichen Verkehrsmittel hat oder nicht, ob der 
Beinverlust mittels Prothese ausgeglichen vverden kann, und ob er vorbestehend 
das kontralaterale Bein verloren hatte. Er erhalt die vereinbarte Summe. Der unfall- 
bedingte Schaden ist irrelevant. 


o Cave 


Leistungen aus der PUV werden auf den im Rahmen eines Haftpflicht- 
falls zu leistenden Schadensersatz nicht angerechnet. 


Syndrom 


Unter einem Syndrom versteht man die für eine Krankheit bzv. Verletzung 
typischen Symptome (z. B. Dovrn-Syndrom). Die Umsehreibung eines sub- 
iektiven Beschvverdebildes ist kein Syndrom (HVVS-Syndrom, Schulter- 
Arm-Syndrom, Sehmerzsyndrom). 

Der örztliche Gutachter muss insovveit auf die Sprachdisziplin achten. 
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Tagegeld 


Zu unterscheiden ist zwischen Tagegeld für den Verpflegungsmehrauf- 
wand im Rahmen von Reisekosten, und dem Tagegeld, das im Rahmen 
einer Privaten Unfallversicherung vereinbart vverden kann. 

Das Tagegeld als Teil einer Privaten Unfallversicherung - nicht zu ver- 
vvechseln mit dem ? Krankentagegeld und dem — Krankenhaustagegeld 
- soll im Rahmen einer ə Summenversicherung einen unfallbedingten 
Einkommensverlust ausgleichen. Es wird in der Regel nur Berufstütigen 
angeboten. Seine Höhe richtet sich nach der vereinbarten Summe und dem 
— abgestuften - Grad der Beeintrüchtigung der Arbeitsfahigkeit. Dieser 
richtet sich nach dem ausgeübten Beruf, der dem örztlichen Gutachter/ 
Sachverstündigen vorzugeben ist. 

Ist die o Mitvvirkung von Krankheiten oder Gebrechen bei der durch 
den Unfall verursachten Gesundheitsschödigung oder deren Folgen mit 
mindestens 2596 gegeben (Musterbedingungen), ist die Tagegeldleistung 
entsprechend zu kürzen. 

Tagegeld vvird bis zum Ende der örztlichen Behandlung geleistet, vvobei 
die Leistung in aller Regel auf ein lahr begrenzt ist. 


Der Versicherte hat unfallbedingt einen offenen Unterarmschaftbruch links erlitten, 
der operativ stabilisiert vvurde. Der Versicherte ist Rechtshander. Er ist von Beruf 
Monteur, der handisch arbeitet. Die unfallbedingte Arbeitsunfahigkeit ist z. B wie 
folgt zu staffeln: 

10096 vvahrend des stationören Aufenthaltes von 12 Tagen 

8006 vvahrend der folgenden 14 Tage 

6006 vvahrend der folgenden 14 Tage 

2006 vvahrend der folgenden 6 VVochen. 


o Cave 


Das Recht der ə Gesetzlichen Krankenversicherung kennt keine 
graduelle Abstufung der Arbeitsfahigkeit. 
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Die AUB sehen keine verbindlichen Regeln für die Beurteilung der Arbeits- 
fahigkeit vor. Sie richtet sich also z. B. nicht nach der ə Gliedertaxe. 


Tauglichkeit 


Siche o Dienstfahigkeit. 


Teilhabe 


Siche ə ICF (International Classification of Functioning, Disability and 
Health) und ? Schvverbehindertenrecht. 


Texturstörung 


Begriff der Pathologie (Histologie). 
Verinderungen (Alterung, Verschleif, Defekte) der Matrix (Interzellular- 
substanz) des bradytrophen, also gefafifreien oder gefa$armen Gevvebes 
mit langsamem Stoffvvechsel, 

Diese Verinderungen sind histopathologisch durch Verinderungen 
der Zellzahl und der Textur nachveisbar. 


o Cave 


Für Texturstörungen von z. B. Menisken, Disken, Labren, Bandscheiben, 
Gelenkknorpel, Sehnen, Hornhaut (bradytrophes Gewebe) wird häufig 
- nicht korrekt - die Bezeichnung ə Degeneration vervvandt. 


Therapierichtungen, besondere 


Begriff des Rechts der Gesetzlichen Krankenversicherung ($ 2 Abs. 1Satz 2 
SGB V). 

Deren Kosten sind grundsützlich nicht von der Erstattung ausge- 
schlossen. 


Besondere Therapierichtungen 
Anthroposophisch ervveiterte Medizin 
Homöopathie 
Phytotherapie im engeren Sinne (Pflanzenheilkunde) 
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Todesfallleistung 


Zu unterscheiden ist zwischen der Todesfallleistung als klassisches Merk- 
mal einer Kapitallebensversicherung, die keiner vveiteren Erörterung 
bedarf, und der Todesfallleistung im Rahmen der — Privaten Unfallver- 
sicherung. 
In der Privaten Unfallversicherung sind folgende Falle zu unterschei- 
den, wenn eine Todesfallleistung vereinbart ist: 
Der Versicherte verstirbt urıfallbedingt binnen eines Jahres nach dem 
Unfall (z. B. Ziff. 2.6 AUB 99/2014). Ist eine Todesfallleistung verein- 
bart, wird dese erbracht. Fine Invaliditatsleistung erfolgt bei unfall- 
bedingtem Tod während des ersten lahres nach dem Unfall nicht 
(z. B. Ziff. 2.1.1.2 AUB 99/2014). 
Haben bei der 1. Alternative an der primören Gesundheitsschödigung 
bzvv. am Fintritt des Todes unfallfremde Krankheiten oder Gebrechen 
mitgevvirkt und übersteigt deren ə Mitvvirkung den bedingungsge- 
maf vereinbarten Rahmen (z. B. Ziff. 3 AUB 99/2014), ist die Todes- 
fallleistung entsprechend zu kürzen. 
Der Versicherte stirbt urıfal/fremd binnen eines lahres nach dem 
Unfall. Der Versicherte bekommt aus dem Unfallversicherungsver- 
trag keine Todesfallleistung, auch vvenn diese bei unfallbedingtem 
Tod vereinbart ist. Der Anspruch auf Invalidititsleistung bleibt 
bestehen, vorausgesetzt, dieser Anspruch ist zu Lebzeiten bereits 
entstanden. Die Invaliditüt muss innerhalb des 1. Unfalliahres ein- 
getreten sein und vor Ablauf von vveiteren 3 Monaten arztlich fest- 
gestellt vvorden sein (z. B. Ziff. 2.1.1.2 AUB 99/2014). Dann ist die 
Imvaliditat zu bemessen bezogen auf den vertraglich vereinbarten 
Zeitpunkt - in der Regel zum Ablauf des 3. Unfalliahres. 


Transmural 

Lat. Trans — durch, hinüber, murus — Mauer Transmural heift also sdurch 
die Mauerc. Transmural bedeutet, dass alle Schichten einer Struktur betrof- 
fen sind. Fine transmurale Zusammenhangstrennung ist eine volİstündige 
Zusammenhangstrennung. 


Transplantationsgesetz (TPG) 


Siche o Gevvebe, ə Lebendspende, ə Organ. 
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Trauma 


Altgriech. — VVunde, Defekt, Niederlage, Verlust ohne Ursachenzuord- 
nung. 

Das Wort hat in der vveiteren Entwicklung in den verschiedenen Spra- 
chen und Rechtssystemen eine unterschiedliche Bedeutung erfahren. Im 
angloamerikanischen Sprachgebrauch ist das VVort gleichbedeutend mit 
einem Beschvverde-/Schadensbild nach einem seventk (Ereignis) - nicht 
?accidentc (Unfall). Das Beschvverde-/Schadensbild wird einer nicht naher 
definierten Ursache zugeordnet. lm deutschen strafrechtlichen, zivilrecht- 
İichen, sozialrechtlichen, vervvaltungsrechtlichen und insbesondere versi- 
cherungsrechtlichen Sprachgebrauch wird unter einem Trazıa - nicht 
korrekt - mitunter eine unfallbedingte Verletzung verstanden. 


o Cave 


Der Begriff sTraumac ist deshalb problematisch, well er kein Rechtsbe- 
griff ist, der Inhalt also nicht festgelegt ist und Arbeiten aus anderen 
Sprachraumen, vor allem aus dem angloamerikanischen Sprachraum, 
übernommen vverden, ohne zu überprüfen, mit welchem Inhalt dieser 
Begriff konkret benutzt vvurde. Einmal ist die Sprache des Gutachters/ 
arztlichen Sachverstandigen Deutsch. Zum anderen führt der Begriff 
öTraumas insbesondere in der Begutachtung zu Fehlbeurteilungen. Der 
Begriff sTraumac oder ətraumatischc sollte deshalb zugunsten von sUln- 
fall bzw. xunfallbedingtc verlassen werden. 


2os U 
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Übergangsgeld 


Beachtlich sind hier insbesondere die $$ 20-21 SGB VI, $$ 49-52 SGB VTI, 
$$ 44-45 SGB IX. 

VVahrend einer beruflichen (Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
- z. B Umschulung) oder medizinischen Rehabilitation zahlt die Gesetz- 
liche Unfall- oder Rentenversicherung oder die Bundesagentur für Arbeit 
oder der Träger der Kriegsopferfürsorge dem Betroffenen ein Übergangs- 
geld. Es dient der vvirtschaftlichen Absicherung des Betroffenen. Berech- 
nung und Höhe des Übergangsgeldes bestimmen sich für die GUV nach 
den $$ 46-51 SGB Vİ. 


Übergangsleistung 


Begriff der ə Privaten Unfallversicherung (PUV). 

Die Übergangsleistung ($ 7 IL AUB 88: Ziff. 2.2 AUB 99/2008/2010, Ziff, 2.3 
AUB 2014) dient bei schvveren unfalİbedingten Gesundheitsschüdigungen 
zur Überbrückung der Zeit bis zur Zahlung einer Invaliditütsleistung. Vo- 
raussetzung ist, dass die Leistungsfahigkeit des Versicherten nach Ablauf 
von 6 Monaten seit dem Unfall zu mehr als 5096 bzv. zu mindestens 5096 
(AUB 2008/2010/2014) beeintröchtigt ist, und zwar ununterbrochen vom 
Unfalİtag an und ohne Mitvvirkung von Krankheiten und Gebrechen. 


o Cave 


Die Beeintrachtigung der Leistungsfahigkeit muss vom Unfalltag an 
X?ununterbrochenc ($ 7 II, AUB 88, Ziff. 2.2.1 AUB 99/2008/2010, 
Ziff. 2.3.1.1 AUB 2014) vorliegen. 


Seit den AUB 88 unterscheiden die Versicherungsbedingungen zwischen 
einer Beeintrüchtigung der normalen körperlichen oder geistigen Leis- 
tungsfahigkeit im beruflichen und aufterberuflichen Bereich. Die Beein- 
trüchtigung im beruflichen Bereich entspricht einer Beeintröchtigung der 


206 Unfall 


Arbeitsfahigkeit. Ebenso wie beim Tagegeld muss der örztliche Gutachter 
entscheiden, vvie lange und in vvelchem Grade der Versicherte in der Aus- 
übung seines konkreten Berufs beeintröchtigt war, Bei nicht Berufstütigen 
ist die Beeintröchtigung im aufterberuflichen Bereich zu beurteilen. Ver- 
gleichsmafistab ist die unbeeintrüchtigte Leistungsfahigkeit einer versi- 
cherten Person gleichen Alters und Geschlechts. 


Unfall 


Der Unfall ist von Bedeutung insbesondere für 4 Rechtsgebiete: 
die Gesetzliche Unfallversicherung, 
das Dienstunfallrecht, 
die Private Unfallversicherung, 
das Haftpflichtrecht (Zivilrecht). 


$ 8 Abs.1 Satz 2 SGBVİII (Gesetzliche Unfallversicherung) 
əunfalle sind zeitlich begrenzte, von aufğen auf den Körper einvvirkende Ereignisse, 
die zu einem Gesundheitsschaden oder zum Tod führen.c 


$ 31 Abs.1 BeamtVG (Dienstunfallrecht) 

Ein əDienstunfall ist ein auf duferer Einvvirkung beruhendes, plötzliches, örtlich und 
zeitlich bestimmbares, einen Körperschaden verursachendes Ereignis, das in Aus- 
übung des Dienstes eingetreten ist.c 


Ziff. 1.3 AUB 2014 (Private Unfallversicherung) 

əEin Unfall liegt vor, wenn die versicherte Person durch 
ein plötzlich von auŞen auf ihren Körper vvirkendes Ereignis (Unfallereignis) 
unfreivvillig eine Gesundheitsschadigung 
erleidet.c 


$ 823 Abs.1 BGB 

ser vorsötzlich oder fahrlassig das Leben, den Körper, die Gesundhelt, die Freiheit, 
das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen vviderrechtlich verletzt, ist 
dem anderen zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet.c 


GUV, Dienstunfallrecht und PUV definieren den Unfallbegriff, vvührend 
das Haftpflichtrecht die Voraussetzungen festlegt, unter denen ein Dritter 
haftet. 

Die Unfalldefinitionen sind nahezu identisch, vvobei das Merkmal?un- 
freivvilligx (Ziff. 1.3 AUB 2014) dem Unfall immanent ist. Unterschiede 
ergeben sich yedoch infolge der Interpretation durch die Rechtsprechung. 
In der GUV und dem Dienstunfallrecht ist die Arbeitsschicht/Dienst- 
schicht (31.1.2 BeamtVGVV) die Begrenzung für ein əzeitlich begrenzte, 
bzvv. əplötzlichesc Ereignis. Gravierende Unterschiede ergeben sich zudem 
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aus den für die einzelnen Rechtsgebiete unterschiedlichen ? Kausalitats- 
theorien, dem unterschiedlichen ? Bevveismaf5 sowie Einschluss- und Aus- 
schlusstatbestinden, o Bemessungsempfehlungen und Finschitzungs- 
tabellen. 


Unfallausgleich 


Beamte, die infolge eines Dienstunfalls oder einer dienstlich bedingten 
Erkrankung in ihrer Ervverbsfahigkeit langer als 6 Monate vvesentlich ein- 
geschrünkt sind, erhalten, solange dieser Zustand andauert, einen Unfall- 
ausgleich. VVesentlich bedeutet, dass die MdE mindestens 2596 betrigt. 

Hat bei Fintritt des Dienstunfalls bzvv. der dienstlich bedingten Erkran- 
kung eine MdE bereits bestanden CG Vorschaden), so ist für die Berech- 
nung des Unfallausgleichs von der individuellen Ervverbsfahigkeit des Be- 
amten (10004), die unmittelbar vor dem Unfall bzvv. der dienstlich beding- 
ten Erkrankung bestand, auszugehen und zu ermitteln, welcher Teil dieser 
individuellen Ervverbsfahigkeit durch den Unfall bzv. die dienstlich be- 
dingte Erkrankung gemindert vvurde ($ 35 Abs. 2 Satz 2 BeamtVG). Beruht 
die frühere MdE auf einem Dienstunfall oder einer dienstlich bedingten 
Erkrankung, kann ein einheitlicher Unfallausgleich eingeschatzt und fest- 
gestellt werden ($ 35 Abs. 2 Satz 3 BeamtVG). 


Unfalifürsorge 


Begriff des Beamtenrechts (ə Dienstunfallrecht). 

Die Unfallfürsorge umfasst: 
Erstattung von Sachschaden und besonderen Aufvvendungen 
($ 32 BeamtVG), 
Heilverfahren ($$ 33, 34 BeamtVG), 
Unfallausgleich ($ 35 BeamtVG), 
Unfallruhegehalt oder Unterhaltsbeitrag ($$ 36 bis 38 BeamtVG), 
Unfall-Hinterbliebenenversorgung ($$ 39 bis 42 BeamtVG), 
einmalige Unfallentschadigung ($ 43 BeamtVG), 
Schadensausgleich in besonderen Fallen ($ 43a BeamtVG). 


Unfallkasse 


Die Unfallkassen sind — den o Berufsgenossenschaften entsprechend - die 
gesetzlichen Unfallversicherer für die Angestellten des öffentlichen Diens- 
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tes und der aus dem öffentlichen Dienst hervorgegangenen Unternehmen 
(z. B. Deutsche Bahn) sovvie deren Tochterunternehmen - getrennt nach 
Bund, Löndern und Gemeinden. Weiter sind Schüler und Studenten und 
weitere Personen, die in öffentlichem Interesse tütig vverden, z. B. Ersthel- 
fer, durch die Unfallkassen versichert. Gesetzliche Grundlage ist, wie zu 
den Berufsgenossenschaften, das SGB VIL 


Unfallkausalitat 


Begriff der Gesetzlichen Unfallversicherung - eingeführt vom Bundesozi- 
algericht (Urteilvom 09.05.2006 - B 2 U 1/05 R) zur Abgrenzung mehrerer 
Ursachen im Rahmen der Prüfung des Unfallbegriffs gemät $ 8 Abs.1, 
Satz 2 SGB VIL Im Gegensatz zu unversicherten, z. B. eigenvirtschaftli- 
chen oder körpereigenen (inneren, z. B. epileptischer Anfall) Ursachen 
eines Ereignisses bezeichnet die ə Unfallkausalitatc - besser Ereigniskausa- 
İitit, da ein Unfall zvvingend einen Gesundheitsschaden beinhaltet, der 
aber erst in einem vveiteren Prüfungssehritt folgt - den Ursachenzusam- 
menhang zvvischen ?der Verrichtung zur Zeit des Unfalls und dem Unfall- 
ereignisc (BSG, Urteil vom 30.01.2007 - B 2 U 23/05 R). 

Typische Fallgestaltungen, in denen die Unfallkausalitüt besonders zu 
prüfen ist, stellen die Ablaufe mit einer möglichen vveiteren Ursache dar. 
Dazu gehören konkurrierende Ursachen, die als Tatsachen festgestellt sein 
müssen, 

aus einer gemischten Tütigkeit (Doppelzvveck — auch privat - einer 

Verrichtung), 

aus einer inneren Ursache (Texturstörung an Sehnen, Menisken 

USV-.), 

aus einer erheblichen Unterbrechung der versicherten Tütigkeit, 

aus einer privat eingebrachten Gefahr (Alkohol). 


Das Vorliegen der Unfallkausalitat bedarf dann keiner naheren Prüfung, 
wird also vermutet, wenn keine unversicherten Zvvecken dienende Verrich- 
tung bewiesen jet, z. B. VVegeunfall als FuSgünger durch Stolpern Ober die 
eigenen Füfe (BSG, Urteil vom 30.01.2007 - B 2 U 23/05 R). 

Für die Prüfung des Fintritts der GUV für das Vorliegen einer Berufs- 
krankheit, ob also durch eine versicherte Tütigkeit wesentlich eine gesund- 
heitsschadigende Einvvirkung eine Listenberufskrankheit verursacht hat, 
wurde vom BSG (Urteil vom 02.04.2009 - B 2 U 9/08 R) der Begriff” 5 Ein- 
vvirkungskausalitötc gepragt. 
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Unfaliversicherung, Gesetzliche (GUV) 


Sie ist geregelt im SGB VII Ihr Aufgabenbereich ist umschrieben in 


$ 1 SGBVII 

əPravention, Rehabilitation, Entschadigunge. 

Aufgabe der Unfallversicherung ist es, nach Mafigabe der Vorschriften dieses 

Buches 
1. mit allen geeigneten Mitteln Arbeitsunfalle und Berufskrankheiten sovvie 
arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren zu verhüten, 
2. nach Eintritt von Arbeitsunfallen oder Berufskrankheiten die Gesundheit 
und die Leistungsfahigkeit der Versicherten mit allen geeigneten Mitteln 
vviederherzustellen und sie oder ihre Hinterbliebenen durch Geldleistungen 
zu entschadigen. 


Ihr Ursprung jet die ə.Kaiserliche Botschaftx vom 17.11.1881, die zum Ziel 
hatte, die schvveren Unruhen zu beenden, die im Rahmen der Industriali- 
sierung durch die zunehmende Verstüdterung, den Verlust familiiren 
Rückhalts und dievöllig fehlende soziale Absicherung des gröftten Teils der 
Bevölkerung entstanden vvaren. 

Am 01.10.1885 trat das Unfalİversicherungsgesetz (UVG) in Kraft, ab- 
gelöstam 19.07.1911 durch die ə Reichsversicherungsordnung (RVO) und 
am 01.01.1997 durch das Sozialgesetzbuch (SGB) VU. 

Die GUV ist streng kausal ausgerichtet. 

VVesentliche Besonderheiten der Gesetzlichen Unfallversicherung, die 
der örztliche Gutachter kennen muss, sind: 

die ə Kausalitötstheorie (Theorie der vvesentlichen Bedingung), 

das ə Bevveismaf:: 

alle Tatsachen im ? Vollbevveis, 
alle Kausalzusammenhange mit — hinreichender VVahrseheinlich- 
keit, 

die Finschötzung der ə MdE unter Beachtung der MdE-Erfahrungs- 

werte, 

die Finschötzung der MdE bezogen auf eine ə Restervverbsfahigkeit 

von 10006 bei Vorliegen eines ə Vorschadens. 


Unfallversicherung, Private (PUV) 


Die Private Unfallversicherung ist private Vorsorge für Unglücksfalle und 
vvird begründet durch einen privatrechtlichen Vertrag. Dessen Grundlagen 
sind das BGB und das ə Versicherungsvertragsgesetz (VVG). Sie ist eine 
ə Summenversicherung. Geleistet wird — ausgehend von der vereinbarten 
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Versicherungssumme - entvveder eine Kapitalleistung oder eine Unfall- 
rente nach einem ? Unfall, Der ə Unfallbegriff ist definiertin $ 178 Abs. 2 
VVGundin den ? AUD. Soweit nichts anderes vereinbart ist, wird geleistet 
für Unfalle vveltvveit rund um die Uhr. 

Das Kernstück der PUV sind Leistungen für die Invaliditüt, also für 
unfallbedingte o Gesundheitsschadigungen voraussichtlich auf Dauer, 
əvvenn die körperliche oder geistige Leistungsfahigkeitx der versicherten 
Person unfallbedingt dauerhaft beeintrüchtigt ist. Fine Beeintröchtigung ist 
dauerhaft, wenn sie voraussichtlich İönger als drei Jahre bestehen wird und 
eine Anderung dieses Zustandes nicht ervvartet werden kanpe ($ 180 VVG). 

Fine Besonderheit der PUV ist die ? Gliedertaxe, in der für eine ? In- 
validitat im Bereich der Gliedmaften und Sinnesorgane bestimmte Pro- 
zentsatze der Versicherungssumme vereinbart sind. Diese hat Vorrang vor 
einer Bemessung der Invaliditüt auferhalb der Gliedertaxe, auf die die in 
der Gliedertaxe vereinbarten Prozentsütze nicht übertragen werden kön- 
nen. Aufterhalb der Gliedertaxe ist eine Invaliditat von 10006 vereinbart für 
alle auŞerhalb der Gliedertaxe liegenden Strukturen, 

Die Systematik der AUB, in die vviederholt durch die Rechtsprechung 
(BGH, Urteil vom 17.01.2001 - IV ZR 32/00) BGH, Urteil vom 09.07.2003 
- IV ZR 74/02, BGH, Urteil vom 24.05.2006 — TV ZR 203/03, BGH, Urteil 
vom 01.04.2015 - IV ZR 104/13) eingegriffen wurde, ist zuletzt geändert 
worden durch die AUB 2014 (Musterbedingungen AUB 2014). Maf$- 
gebend ist, dass die Bemessung der Invaliditüt ausschlie$lich nach medi- 
zinischen Gesichtspunkten erfolgtc (Ziff. 2.1.2.2.2 AUB 2014), und zvvar 
bezogen auf die zwischen den Partefen jeweils vereinbarten AUB, die dem 
arztlichen Gutachter bekannt gegeben werden müssen. 


Untersuchungsgrundsatz 


Siche o Amtsermittlungsgrundsatz. 


Untersuchungssituation/Zuveiersituation 


Die gutachtliche Untersuchung ist grundsützlich eine Zveiersituation, )e- 
doch sicht sich der Gutachter zunehmend mit dem Wunsch der Probanden 
konfrontiert, die Anwesenheit einer ?Vertrauenspersonx zu gestatten. Auch 
von anvvaltlicher Seite wird zuvveilen ein Anvvesenheitsrecht gefordert. 

Unstrittig ist das grundsatzliche Anvvesenheitsrecht der Personen- 
sorgeberechtigten bzvv. des Betreuers bei der Untersuchung von Minder- 
jährigen bzvv. betreuten Personen. 
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Sind obfektive Befunde für die Beurteilung entscheidend, kann die 
Anwesenheit einer Vertrauensperson, wenn der Proband darauf besteht, 
im Sinne der Entspannung der Untersuchungssituation toleriert werden. 
Es empfiehlt sich jedoch, sofern zeitlich möglich, bei Gerichtsgutachten die 
Rückfrage bei Gericht. 

Das Problem der Anvvesenheit Dritter stellt ach vor allem bet Gut- 
achten auf psychiatrischem Gebiet. 

Die Rechtsprechung ist zum Anveesenheitsrecht Dritter höchst unein- 
heitlich: 

Im strafrechtlichen Bereich wird ein Anvvesenheitsrecht Dritter, ein- 

schlieflich des Verteidigers, gegen den Willen des Sachverstindigen 

mit strafprozessualen Argumenten abgelehnt (BGH, Beschluss vom 

08.08.2002 - 3 StR 239/02, OLG Hamm, Ürteil vom 24.10.2006 - 

4 VVS 490/06). 

Ablehnend öuftert sich für das Vervvaltungsverfahren (gutachtliche 

Untersuchung einer Beamtin zur Beurteilung ihrer Dienstfahigkeit) 

auch das OVG Hamburg (Beschluss vom 15.06.2006 - 1 Bs 102/06 

20) und das OVG Rheinland-Pfalz (Beschluss vom 11.06.2013 - 2 A 

11071/12). 


Für das zivilgerichtliche Verfahren hat das OLG Köln (Beschluss vom 30.10.2009 - 
5 U 112/08) ausgeführt: 

sin der Rechtsprechung ist es zwar anerkannt, dass eine Partei bei Ermittlungen ei- 
nes Sachverstandigen einen fachkundigen Berater hinzuziehen darf, um ihre Rech- 
te bei der Feststellung und Bevvertung des streitigen Sachverhalts vvirksam vvahr- 
nehmen zu können. Unter desem Gesichtspunkt ësst sich ein Recht der Klagerin 
auf Anwesenheit ihres Ehemanns aber nicht begründen, da der Ehemann dem oe - 
nannten Personenkreis nicht zuzurechnen ist. 

lm Hinblick auf die Stellung des Sachverstandigen als eines Gehilfen des Richters, 
der zur Unparteilichkeit und Neutralitat verpflichtet ist, besteht auch kein Grund, 
der betroffenen Partei generell das Recht zuzubilligen, eine Vertrauensperson als 
Zeugen zu einer Untersuchung durch einen medizinischen Sachverstindigen hin- 
zuzuziehen. Ob sich dies im Einzelfall anders verhält, wenn die Persönlichkeit und 
der İntimbereich des zu Untersuchenden in besonderer VVeise betroffen sind, kann 
dahinstehen. Um eline derartige Fallgestaltung geht es bier nicht. Die Begutachtung 
betrifft die Frage, ob die implantologische und prothetische Behandlung der Klage- 
rin durch den Beklagten fehlerhaft wat, sodass vom Sachverstandigen im VVesentli- 
chen der klinische Zustand im Mund der Klagerin in Augenschein zu nehmen ist.c 


Im sozialgerichtlichen Verfahren hat das LSG Rheinland-Pfalz in zwei Ent- 
scheidungen (Beschluss vom 23.02.2006 — L4 B 33/06 SB, Urteil vom 
20.07.2006 - L 5 KR 39/05) dem Probanden im Grundsatz die Begleitung 
durch eine Person seines Vertrauens zugestanden und dies aus der Men- 
schenvvyürde/Intimsphire des Probanden sovvie den prozessualen Grund- 
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sötzen des fairen Verfahrens, des rechtlichen Gehörs und der Parteiöffent- 
lichkeit abgeleitet. 

Der Gutachter sollte daher letztlich die Anvveesenheit eines Dritten 
nicht generell, sondern nur mit situationsbezogener Begründung ableh- 
nen, so etvva im Bereich der psychiatrischen Exploration mit der möglichen 
Beeinflussung durch die Anvvesenheit von Familienangehörigen (so das 
Bayerische Landessozialgericht, Urteil vom 20.11.2013 - L 2 SF 155/12 B). 


o Cave 


Der Dritte darf sich vveder bei der Befragung an die Stelle des 
Probanden setzen noch in sonstiger Hinsicht die gutachtliche Untersu- 
chung stören oder die Untersuchung/Befragung auf Bild-/Tontrager 
aufzeichnen oder sich schriftliche Notizen machen. Hier kann der 
Sachverstöndige auch in Einklang mit der Rechtsprechung des LSG 
Rheinland-Pfalz die Fortsetzung der Untersuchung ablehnen. 


Urheberrechtsschutz 


Siche o VVeitergabe örztlicher Gutachten. 


Ursache, konkurrierende 


Siehe ? Kausalitiöt, konkurrierende. 


zm V 
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Validieren 


Kommt vvahrscheinlich aus dem Lateinischen (valere — stark sein, etwas 
unangreifbar machen), Obfektive Nachvveise für bestimmte Fakten ermit- 
teln und aufzeigen. Fine ihnliche Bedeutung hat z Verifizieren. Die obfek- 
tiven Fakten liegen vor und sind bestütigt. 


Validitat 


Bezeichnet das argumentative Gewicht, die Zuverlössigkeit einer vvissen- 
schaftlichen Untersuchung (Test), einer Aussage oder einer Theorie und ist 
damit ein Gütekriterium. Die Validitat wird anhand von ə? Sensitivitat und 
ə Spezifitüt beurteilt. 


Vergütung des örztlichen Gutachtens 


Zu unterscheiden ist zwischen den folgenden Gutachten: 
Gerichtsgutachten und Gutachten in Vervvaltungsverfahren 
Die Vergütung richtet sich nach öffentlichem Recht (5 YVEG, auf 
das $ 413 ZPO, $ 82 FGO, $ 84 StPO, $ 118 SGG, $ 98 VVVGO, $ 26 
Abs. 3 Satz 2 VvvfG und $ 21 Abs. 3 Satz 4 SGB X vervveisen). 
Gutachten für sonstige Auftraggeber (Versicherungen, Rechtsan- 
wälte und Privatpersonen) 
Die Vergütung richtet sich nach der GOA, wenn keine konkrete 
Vereinbarung getroffen wurde, Die Vergütung nach der GOA ist 
die .taxmifSigex Vergütung ($ 632 Abs. 2 BGB). 
Gutachten für Berufsgenossenschaften und Unfallkassen 
Die Vergütung richtet sich nach der UV-GOA. 
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Allen 3 Vergütungsregelungen gemeinsam ist, dass die obyektiv xerforder- 
İichec Zeit ($ 8YVEG) vergütet wird, Erforderlich ist die Zeit, die ein durch- 
schnittlich befihigter und erfahrener Sachverstöndiger/Gutachter zur 
sachgemaften und gevvissenhaften Beantvvortung der Bevveisfragen benö- 
tigt. 

Das Schlesvvig-Holsteinische LSC (Beschluss vom 08.10.2012 - L 5 SF 
64/11 KO) hat bezogen auf das VVEG (Gerichtsgutachten und Gutachten 
in Vervvaltungsverfahren) detailliert zur Abrechnung des örztlichen Sach- 
verstandigengutachtens wie folgt Stellung genommen: 

Für das Aktenstudium ist bet einem durchsehnittlichen Fall — Beson- 

derheiten ergeben sich nach der Anzahl handschriftlicher Notizen, 

schwer lesbarer Fotokopien, medizinischer Befunde, Stellungnahmen 
und Gutachten sowie aufgrund des Bevveisthemas - von ca. 125 Sei- 
ten pro Stunde auszugehen. VVird davon abgevvichen, bedarf dies 
einer besonderen Begründung. Die Befundung von mit den Akten- 
unterlagen übersandten bildtechnischen Aufnahmen fallt unter das 

Aktenstudium bow. das Studium der übersandten Unterlagen. 

Die Niederlegung der 5Klagenv bzvv. die von dem Probanden zu 

erhebende Vorgeschichte und die gutachtliche Untersuchung 

werden über den tatsüchlich dafür angefallenen Zeitaufvvand ver- 

gütet. Darunter fallt auch die Begutachtung aktueller Röntgenauf- 

nahmen bzv: anderer bildtechnischer Aufnahmen. 

Der Zeitaufvvand für die Ausarbeitung eines Gutachtens umfasst nur 

die Beurteilung zur Beantvvortung der Bevveisfragen. Sovveit im Rah- 

men der Beurteilung einzelne Passagen aus dem Akteninhalt vvieder- 
bot werden, um die Beurteilung plausibel zu machen, ist der dafür 
erforderliche Zeitaufvvand zu berücksichtigen. Pro 2.000 Anschlage 
wird ein Zeitaufvyand von einer Stunde zu Grunde gelegt. Die 

Sehvvierigkeit eines Gutachtens wird dabei nicht berücksichtigt, 

vveil diese bereits Ober die Honorargruppe ($ 9 Abs. 1 TVEG) Fin- 

gang findet. 

Für Diktat und Korrektur werden je 5 Minuten pro 2000 Anschlaige 

angesetzt. Ausgegangen wird davon, dass unter Diktat das Abdiktie- 

ren eines fertigen Textes fallt und unter Korrektur allenfalls noch 
kleine Korrekturen erforderlich sind. 

Richtet sich die Vergütung nach dem /VEG, ist der Antrag auf Vergü- 

tung innerhalb einer Frist von 3 Monaten ab Beendigung der Tütig- 

keit ($ 2 Abs. 1 TVEG ) zu stellen. Gegen die Versüumung der Frist ist 

— unter den gesetzlich vorgegebenen Voraussetzungen - die VVieder- 

einsetzung in den vorigen Stand möglich ($ 2 Abs. 2 7VEG). 

Die Vergütung, das Honorar, bestimmt sich im VVesentlichen nach 

$ 9 TVEGund der Anlage1: 
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M1: 65. Euro pro Stunde: 
Mi: 75,— Euro pro Stunde: 
M3: 100.— Euro pro Stunde 
zuzüglich Umsatzsteuer, wenn diese vom Sachverstöndigen ge- 
schuldet wird ($ 12 Abs. 1 Nr. 4 TVEG). 
Die Anlage 1 zu $ 9 VEVG zeigt BTab.V.1. 


Der örztliche Gutachter/Sachverstndige hat darüber hinaus Anspruch auf: 
Fahrtkostenersatz ($ 5 /VEG) 
Aufvrandsentschadigung ($ 6 VVEG) 
Auslagenersatz ($ 7 und $ 12 TVEG), vrobei hervorzuheben sind die 
Kosten für Fotos und Schreibarbeiten: 


$ 7 Abs.2Nr.1 /EVG 

Für die Anfertigung von Kopien und Ausdrucken vverden ersetzt 
1. bis zu einer Gröğe von DIN 43 0,50 Euro je Seite für die ersten 50 Seiten und 
0,15 Euro für yede vveitere Seite. 


$ 12 Abs.1 Nr. 2 und 3 /EVG 
2. Für fedes zur Vorbereitung und Erstattung des Gutachtens erforderliche 
Foto 2.— Euro 
und, vvenn die Fotos nicht Teil des schriftlichen Gutachtens sind ($ 7 Abs. 2), 
0,50 Euro für den zweiten und yeden vveiteren Abzug oder Ausdruck eines 
Fotos. 
3. Für die Erstellung des schriftlichen Gutachtens 0,90 Euro le angefangene 
1000 Anschlage: ist die Zahl der Anschlage nicht bekannt, ist diese zu 
schatzen. 


Die Vergütung kann entfallen, wenn die in $ 8a /VEG benannten Gründe 
vorliegen, insbesondere — Befangenheit oder Fristversüumung ($ 407a 
ZPO). 


Gutachten, denen die ?taxmifige Vergütungc ($ 632 Abs. 2 BGB, Gut- 
achten für sonstige Auftraggeber) zugrunde zu legen ist, können vvie in 
BB Tab.V.2 dargestellt abgerechnet werden. 

$ 5 Abs. 1 GOA bestimmt, dass sich die Höhe der einzelnen Gebühr 
nach dem Finfachen bis Dreieinhalbfachen des Gebührensatzes bemisst. 
Innerhalb dieses Gebührenrahmenssind die Gebühren ?unter Berücksich- 
tigung der Schvvierigkeit und des Zeitaufvvandes der einzelnen Leistung 
sowie der Umstände bei der Ausführung nach billigem Ermessen zu be- 
stimmenx ($ 5 Abs. 2 GOA). 

Zu beachten ist dabei, dass eine Gebühr im Regelfall nur mit dem Fin- 
fachen bis 2,3-Fachen des Gebührensatzes bemessen vverden darf. Eine 
Überschreitung des 2,3-fachen Steigerungssatzes ist nur dann zulassig, 
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IB Tab.V.2 Gebührenverzeichnis der GOA (Auszug) 


Nummer Leistung 


70 Kurze Bescheinigung oder kurzes Zeugnis, 
Arbeitsunfahigkeitsbescheinigung 


Tə Ausführlicher schriftlicher Befund- oder 
Krankheitsbericht, einschl. Angaben zur 
Anamnese, zu demin) Befund(en), zur epi- 
kritischen Bewertung und ggf. zur Therapie 


80 Schriftliche gutachtliche Auğerung 


85 Sehriftliche gutachtliche Auferung mit einem 
das gevvöhnliche Maf3 übersteigenden Auf- 
vvand - ggf. mit vvissenschaftlicher Begrün- 
dung ye angefangene Stunde Arbeitszeit 


95 Schreibgebühr, ie angefangene DIN A4-Seite 
96 Kopiergebühr, ie Seite 


Punkt- 
zahl 
40 


130 


300 
500 


60 


Einfache 
Gebühr 


255 


€ 7,58 


€ 17/49 
€ 29,14 


65350 
€ 0,18 


wenn es durch die Besonderheiten des Falles, also durch die Schvvierigkeit 
der Leistung, den Zeitaufvvand oder die besonderen Umstinde gerechtfer- 
tigt ist. Die Berechnung eines höheren als des 2,3-fachen Steigerungssatzes 
ist əfür den Zahlungspflichtigen verstindlich und nachvollziehbar schrift- 


lich zu begründene ($ 12 Abs. 3 GOA). 


Gutachten für Berufsgenossenschaften und Unfallkassen sind vvie in 


BB Tab.V.3 dargestellt abzurechnen. 


o Cave 


Während de Sätze der GOA - sovveit nichts anderes vereinbart ist — bis 
zum 312-Fachen gesteigert werden können, ist dies bel der UV-GOA 


nicht der Fall, 
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V 


IB Tab.V.3 Vergütung von Gutachten für Berufsgenossenschaften und Unfall- 


kassen 


160 


161 


165 


190 


191 


Begutachtungsmaterie mit normalem Schvvierigkeitsgrad. 

— Abhandlungen in Fachliteratur und Standardvverke zur 
Begutachtung bzw. von den Fachgesellschaften herausge- 
gebene Begutachtungsempfehlungen sind regelmäfio 
vorhanden. 

— Es sind keine sich vvidersprechenden Vorgutachten zum 
Kausalzusammenhang zu berücksichtigen. 


Begutachtungsmaterie mit hohem Schvvierigkeitsgrad. 

— Es existieren keine konsentierten Begutachtungsempfeh- 
Jungen bzw. trotz Vorliegens einer solchen setzt die Be- 
gutachtung eine anspruchsvolle medizinische Bevvertung 
voraus. 

- Regelmağiig sind deshalb verschiedene medizinische 
Quellen und diverse Fachliteratur zu sichten bzvv. bedarf 
es einer Literaturrecherche oder entsprechender fun- 
dierter Fachkenntnisse, oder es ist eine umfassende Ausei- 
nandersetzung mit Vorgutachten notvvendig. 


Begutachtungsmaterie mit hohem Schvvierigkeitsgrad und 
sehr hohem zeitlichem Aufvvand zu speziellen Kausalzu- 
sammenhangen undvoder differenzialdiagnostischen 
Problemstellungen. 

— Es gibt nur wenig gesicherte medizinisch-vvissenschaft- 
liche Erkenntnisse, bzw. die Erkenntnislage ist unüber- 
sichtlich, oder es liegen divergierende Auffassungen in 
der Fachliteratur vor. 

— Die Begutachtung bedarf umfangreicher Recherchen und 
tiefgehender eigener vvissenschaftlich fundierter Überle- 
gungen und Begründungen. 

— Zusatzlich ist das Gutachten mit einem deutlich über- 
durchschnittlichen Zeitaufvvand verbunden, z. B. durch 
aufvvendige Anamnese, Ausvvertung umfangreicher 
Voruntersuchungen, weit überdurchschnittlichen Akten- 
umfang etc. 


Schreibgebühren für Arztvordrucke nach den Nummern 117 
bis 124 und Gutachten nach Nummern 146 bis 154, 155 
(ausgenommen audiologischer Befundbogen), 160, 161, 165 
Je Seite 


Kopiergebühr, ie Seite 


€ 280.— 


€ 490.— 


€ 700,.— 


€ 4,50 


€0,17 
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Verhandlungsgrundsatz (Verhandlungsmaxime) 


Siche ə Beibringungsgrundsatz. 

Prinzip des Zivilprozesses. Es werden nur die von den Parteien vorgetrage- 
nen Tatsachen berücksichtigt - in der Überzeugung, dass jede Partei die für 
sie günstigen Tatsachen vortragen vvird. 


Verifizieren 


Siehe ? Validieren. 


Verkehrsmedizin 


Zertifikat der Landesörztekammern zur Erstellung verkehrsmedizinischer 
Gutachten zur Erlangung der Fahrerlaubnis auf der Basis der Fahrerlaubnis- 
verordnung (FeV ). Voraussetzung sind Facharztanerkennung und 16 Stun- 
den Kursveiterbildung, die von den Landesürztekammern angeboten vvird. 


Verletztengeld 


Leistung der DGUV ($ 45 bis $ 48 SGB VI), Es Dest mit 8096 des Regelent- 
gelts ($ 47 SGB VII) um 1096 höher als das Krankengeld der GKV. Es be- 
ginnt mit dem ersten Tag der Arbeitsunfahigkeit ($ 46 SGB VII), vvobei 
Arbeitsentgelt auf dieses angerechnet vvird ($ 52 SGB VII), sodass es in der 
Regel erst nach einer Arbeitsunfahigkeit von 6 VVochen beginnt, und endet 
in der Regel mit dem letzten Tag der Arbeitsunfahigkeit, vvobei dazu zahl- 
reiche Ausnahmen in den benannten Paragraphen geregelt sind. 


Verletzungserfolg, erster 


Der/die durch eine Verletzungshandlung entstandene erste Körperscha- 
den/Gesundheitsschaden/Gesundheitsschödigung. Die Haftung/Verant- 
vrortlichkeit für diese(n) hängt entscheidend davon ab, dass eine Gefahr- 
dungs-/Verletzungshandlung kausal zu einem ersten Verletzungserfolg 
geführt hat. Fine Gefahrdungshandlung allein reicht nicht aus. Der erste 
Verletzungserfolg ist deshalb von besonderer Bedeutung, wel er auf alen 
Rechtsgebieten im ə Vollbevveis ($ 286 ZPO) gesichert sein muss. 


OLG Dresden, Urteil vom 10.01.2017 - 4 U 693/16 

Nach den Gründen des angefochtenen Urteils fehlt es an einer eindeutigen Feststel- 
lung des Landgerichts, ob es aufgrund der Bevveisaufnahme davon überzeugt ist 
(S 286 ZPO), dass der Klager durch den streitgegenstandlichen Unfall eine (leichte) 
HVVS-Distorsion erlitten hat. 
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BGH, Urteil vom 17.09.2013 - VI ZR 95/13 

əEin Unfallgeschadigter kann die durch eine arztliche Untersuchung oder Behand- 
lung entstandenen Kosten vom Schadiger nur ersetzt verlangen, wenn der Unfall zu 
einer Körperverletzung geführt hat. Die bloğe Möglichkeit oder der Verdacht einer 
Verletzung genügt dafür nicht a 


o Cave 


Das vvesentliche diagnostische Hilfsmittel zur Sicherung bzvv. zum Aus- 
schluss eines ersten Verletzungserfolgs ist, vvenn dufğere und nativ- 
röntgenologisch erkennbare Verletzungszeichen fehlen, die zeitnah 
zur Gefahrdungshandlung erstellte Kernspintomographie. Fehlen auf 
deser iegliche Ödeme, kann eine aufere Krafteinvvirkung, also eine die 
Struktur treffende Verletzungshandlung, nicht gesichert werden. Kom- 
men dagegen Ödeme zur Darstellung, kann eine stattgehabte aufğere 
Krafteinvvirkung stattgefunden haben, vvobei Ödeme auch nicht- 
unfallbedingte Ursachen haben können. 


Vermutung, gesetzliche 


($ 292 ZPO, auf den die $ 202 SGG, $ 173 VvvGO und $ 46 Abs. 2 Satz 1 
ArbGG vervveisen.) 

Sie schafft vor allem Bevveisvorteile. Ob überhaupt und wenn, unter 
welchen Voraussetzungen der Gegenbevveis zulissig ist, muss den einzel- 
nen gesetzlichen Vorschriften entnommen vverden. Fine Vermutung kann 
sich auf Tatsachen ($ 630h Abs. 1 BGB, $ 9 Abs. 3SGB VII, $ 12aSGBVII), 
aber auch auf Rechte ($ 891 BGB) beziehen. 


Verschlimmerung 


Rechtsbegriff des Sozialrechts und des Dienstunfalİrechts. 
Verschlimmern kann sich ein ə Vorschaden, also ein die Vorervverbsfahig- 
keit messbar (MdE-relevanter - GUV - bzvv. im Sozialen Entschadigungs- 
recht GdS-relevanter) mindernder Gesundheitsschaden bw. Gesundheits- 
störung. 

Zu unterscheiden sind 2 Alternativen: 


Es liegt ein Vorschaden aus dem ungeschützten/nicht versicherten Bereich 
vor. Die dadurch bedingten Funktionseinbuften verschlimmern sich durch ein 
geschütztes/versichertes äuferes Ereignis. Entschadigt wird die Verschlimme- 
rung bezogen auf eine ə Vorervverbsfahigkeit von 10006. 
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Verschlimmerung 


Unfallfremd liegt eine Versteifung der Segmente L4/51 vor. Durch geschützte/ 
versicherte Tatigkeit kommt es zum Bruch des 1. Lendenvvirbelkörpers. Ent- 
schadigt wird die unfallbedingte Verschlimmerung des Vorschadens. Es stellen 
sich folgende Fragen: 

- VVelcher Arbeitsmarkt stand dem Versicherten nach der Versteifung der 
Segmente 14/51 zur Verfügung (Vorervverbsfahigkeit 10006)? 

- VVelcher Anteil des Arbeitsmarktes, der dem Versicherten nach Versteifung 
der Segmente 14/91 noch zur Verfügung stand, ist dem Versicherten un- 
fallbedingt verschlossen? 

- Wie sind die unfallbedingt verschlossenen Funktionen, bezogen auf die 
ə Vorervverbsfahigkeit von 10006, einzuschatzen? 

Die unfallbedingte MdE dürfte auf unter 10906 einzuschatzen sein. 


Unfallfremd ist ein Verlust aller Finger der rechten Hand. Unfallbedingt verliert 
der Versicherte den Daumen und den Zeigefinger links. Die MdE-Erfahrungs- 
werte vveisen dafür eine MdE von 3006 aus Diese Einschatzung setzt aber 
einen sog. Gesunden, also einen Versicherten, bei dem alle anderen Finger, 
Gliedmaften, Sinnesorgane, Organsysteme nomal funktionstüchtig sind, vor- 
aus. Die MdE-Erfahrungsvverte können also der Einschatzung nicht zugrunde 
gelegt vverden. Der Versicherte verliert unfallbedingt praktisch iegliche auf 
dem Allgemeinen Arbeitsmarkt einsetzbare Funktion der Hönde, die zwar 
Schon zuvor deutlich eingeschrankt war. Ausgehend von einer individuellen 
Vorervverbsfahigkeit von 10002 ist die unfallbedingte MdE mit 7006 einzuschat- 
zen, vvobei dies nur ein Vorschlag ist. Dem Versicherten sind alle Arbeitsplatze 
verblieben, die einen Einsatz der Hände praktisch nicht erfordern. 


Fin Gesundheitsschaden aus dem geschützten/versicherten Bereich verschlim- 
mert sich.VVar die Verschlimmerung vvesentlich La Anderung, vvesentliche), wird 
die Entschadigung für den sVorschadenc der Verschlimmerung angepasst. 


Der Vorschaden, die Versteifung der Segmente LAST, bedingt durch eine geschütz- 
te/versicherte Tötigkeit, verschlimmert sich, welles zu einer Lockerung des Fixateur 
interne kommt. 


ə 


Cave 

Die ə haftungsbegründende Kausalitat wird häufig fehlerhaft mit der 
əVersehlimmerunge einer ə Schadensanlage begründet. Liegt eine 
Schadensanlage vor, ist fedoch die Kausalitat des zur Diskussion ste- 
henden Ereignisses zu prüfen, nicht die Verschlimmerung. 


Als Schadensanlage liegen klinisch stumme Texturstörungen im Bereich der Rotato- 
renmanschette vor. Nach einer Schulterprellung, die die Rotatorenmanschette 
nicht tangiert hat, klagt der Betroffene über anhaltende Schulterschmerzen und 
eine Bevvegungseinschrankung. Nicht zu diskutieren ist die Verschlimmerung einer 
Schadensanlage, sondern die Kausalitat der Schulterprellung für die durch die Rota- 
torenmanschette bedingten Funktionseinbuften. 
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o Cave 


Verschlimmert sich ein Gesundheitsschaden aus dem geschützten/ver- 
sicherten Bereich, nachdem der Versicherte arbeitsunfallfremd/berufs- 
krankheitsfremd völlig ervverbsunfahig gevvorden ist, bleibt die ə völli- 
ge Ervverbsunfahigkeit bei der Einschatzung der MdE aufter Betracht, 


Versicherungsfall 


Rechtsbegriff des Versicherungsrechts. Schadensereignis, das den ?  Leis- 
tungsfall eines Versicherers auslöst. 
Für den örztlichen Gutachter von Bedeutung ist er: 
1.im Versicherungsvertragsrecht (VVG), 
2.in der Gesetzlichen Unfallversicherung (SGB VII) und im Dienst- 
unfallrecht (BeamtVG) 


Zu 1. In der Privaten Unfallversicherung ($$ 178 VVG) ist Versicherungs- 
fall ein Unfall (Ziff. 1.3 AUB 2014) bzvk. ein FEinschlusstatbestand (Ziff. 1.4 
AUB 2014). 


Zu 2. In der Gesetzlichen Unfallversicherung ($ 7 SGB VII) und im 
Dienstunfallrecht ($ 31 BeamtVG) sind Versicherungsfall 5 Arbeitsunfalle 
und Berufskrankheitenx bzv, der əDienstunfallc und dienstlich bedingte 
Erkrankungen (bErkrankt ein Beamter, der nach der Art seiner dienstli- 
chen Verrichtung der Gefahr der Erkrankung an bestimmten Krankheiten 
besonders ausgesetzt ist, an einer solchen Krankheit, so gilt dies als Dienst- 
unfall, es sei denn, dass der Beamte sich die Krankheit aufterhalb des 
Dienstes zugezogen hatç, $ 31 Abs. 3 Satz 1 BeamtVG). 

Der Rechtsbegriff Versicherungsfall ist von besonderer Bedeutung im 
BK-Recht. Berufskrankheiten können auch dann anerkannt vverden, vvenn 
noch kein o  Leistungsfall vorliegt, also z. B. keine rentenberechtigende 
MdE gegeben ist. Der Versicherungsfall einer Berufskrankheit liegt vor, 
vvenn kumulativ folgende Voraussetzungen gegeben sind: 

eine Krankheit als regelvridriger Gesundheitszustand im medizini- 

schen Sinn, 

eine versicherte Einvvirkung, 

die die Krankheit verursacht hat. 


Fine niedrig gestreute Silikose (Streuungskategorie 1/1 bis 2/2) kann als Versiche- 
rungsfall (BK Nr. 4101) anerkannt vverden, auch vvenn (noch) kein Leistungsfall vor- 
liegt (BSG, Urteil vom 27.07.1989 — 2 RU 54/88). Das Gleiche gilt für eine geringe 
Larmschvverhörigkeit (BK Nr. 2301). 
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o Cave 


lm Berufskrankheitenrecht können Versicherungsfall und Leistungsfall 
auseinanderfallen. Der Leistungsfall ist erst gegeben, vvenn Leistungen 
der Berufsgenossenschaft erfolgen, vvenn also z. B. eine rentenberech- 
tigende MdE gegeben ist. 


Versicherungsmedizin 


Sie ist in Deutschland, anders als z. B. in der Schweiz, kein eigenes Fach- 
gebiet (Arztekammer). Sie befasst sich mit den Beziehungen zwischen Ver- 
sicherern und Versicherten. Sie verlangt neben fundierten medizinischen 
auch versicherungsrechtliche Kenntnisse. 


Versicherungsvertragsgesetz (VVG) 


Es leet die Rechteund Pflichten von Versicherer und Versicherungsnehmer 
ale auch von Versicherungsvermittlern fest. Es ist Teil des x Zivilrechts und 
wird für den Bereich der ə PUV ausgefüllt durch die o AUB. 


Versorgungsamt 


Die Bezeichnung vvechselt fe nach Bundesland - in Niedersachsen z. B. 
Landesamt für Soziales, Pugend und Familie. Das Versorgungsamt stellt 
den ? Grad der Behinderung (GdB) bzvv.ə Grad der Schadigungsfolgen 
(GdS) fest und stellt den Schvverbehindertenausvveis aus, VVird ein Nach- 
teilsausgleich (x Merkzeichen) vorgetragen, prüft es auch dies und trügt es 
in den Ausvveis ein. 


Versorgungsmedizinische Grundsiatze 


Es handelt sich um die Anlage zu $ 2 der ə Versorgungsmedizin-Verord- 
nung, die zum 01.01.2009 die ə Anhaltspunkte abgelöst hat. 


BSG, Urteil vom 17.04.2013 - Az. B 9 SB 3/12R 

əDie AHP und die zum 1.1.2009 in Kraft getretene VersMedV stellen ihrem Inhalt 
nach antizipierte Sachverstindigengutachten dar, die nicht nur die Regelung des 
$ 69 SGB IX konkretisieren, sondern auch den Behinderungsbegriff der slnternatio- 
nalen Klassifikation der Funktionsfahigkeit und Behinderungc (deren VVeiterent- 
vvicklung vvurde im Mai 2001 von der VVeltgesundheitsorganisation als ICF verab- 
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schiedet) als Grundlage des Bevvertungssystems berücksichtigen, auch vvenn dieses 
Klassifikationsmodell in den AHP und der VersMedV bislang nicht überall konse- 
quent umgesetzt vvorden ist. Dabei beruht das für die Ausvvirkungen von Gesund- 
heitsstörungen auf die Teilhabe an der Gesellschaft relevante Matt nicht allein auf 
der Anvvendung medizinischen VVissens. Vielmehr ist die GdB-Bevvertung auch un- 
ter Beachtung der rechtlichen Vorgaben sovvie unter Heranziehung des Sachver- 
standes anderer VVissenszvveige zu entvvickeln.c 


Versorgungsmedizin-Verordnung 


Die Versorgungsmedizin-Verordnung stellt die Grundsatze auf, mach 
denen das Ausmaf£ einer nach dem Sozialen Entschidigungsrecht auszu- 
gleichenden Schaüdigungsfolge sowie der Grad der Behinderung gemät 
Neuntem Buch Sozialgesetzbuch (SGB TX) festzustellen sind. Sie werden 
ausgefüllt durch die o Versorgungsmedizinischen Grundsütze. 


o Cave 


Ob sie auch die Grundsötze für die Einschatzung der MdE nach dem 
Dienstunfallrecht darstellen, ist streitig. Entscheidend ist das yevveils 
mafş3gebliche Landes- bzw. Bundesrecht. 


Vervvaltungsrecht 


Teil des Öffentlichen Rechts. Es regelt die Rechtsbeziehungen des Staats zu 
seinen Bürgern. Für den arztlichen Gutachter relevant ist vor allem das 
ə Dienstunfallrecht (besonderes Vervvaltungsrecht). Den Rechtsvveg regelt 
die Vervvaltungsgerichtsordnung (VvvGO). 


Vervveisung 

Für den arztlichen Gutachter/Sachverstündigen relevant im Rahmen von 
Gutachten zur Berufsunfahigkeit. Es geht um die Vervveisbarkeit auf einen 
anderen Beruf. Als ə Anknüpfungstatsachen sind dem Gutachter vom Ver- 
sicherer vorzugeben das Arbeitsprofil des bisher ausgeübten Berufs und 
des Beruifs, in den der Versicherte vervviesen werden soll, 


Vollbevveis 


Siehe o Bevveismaf. 
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Vorerkrankung 


Erkrankungen, die vor Abschluss eines Versicherungsvertrages, insbeson- 
dere eines Lebensversicherungsvertrages, eines Vertrages zur Absicherung 
bei Berufsunfahigkeit, eines Vertrages zur Aufnahme in die Private Kran- 
kenversicherung bestanden haben und bei Abschluss erfragt vverden und 
benannt vverden müssen, um den Versicherungsschutz nicht zu gefahrden. 
Vorerkrankungen können dazu führen, dass bestimmte Erkrankungen 
vom Versicherungsschutz ausgenommen sind. In der Mehrzahl der Falle 
führen ste aber zu einer Erhöhung der Beiträge, wenn von ihnen eine Risi- 
koerhöhung ausgeht. 


o Cave 


İn der GUV vvird gelegentlich an Stelle des Begriffs ə Vorschaden der 
Begriff Vorerkrankung gesetzt. Einmal enthalt das SGBVII den Begriff 
əVorerkrankunge nicht, zum anderen entspricht der GUV der Begriff 
Schaden, und zum dritten fragt sich, ob Unfallfolgen als Vorschaden 
Vorerkrankungen sind. 


Vorervrerbsfahigkeit 


Siche o Restervverbsfahigkeit. 

Rechtsbegriff der GUV. Ervverbsfahigkeit vor dem versicherten Unfall. Die 
unfallbedingte MdE wird unabhingig vom/von ə Vorschaden/Vorschaden 
stets bezogen auf eine individuelle Vorervverbsfahigkeit von 10006 einge- 
schätzt, 


Ein unfallfremd einbeiniger Versicherter verliert infolge versicherter Tätiokeft unfall- 
bedingt das zvveite Bein. Die unfallbedingte MdE vvird bezogen auf eine Vorer- 
vverbsfahigkeit von 10006 eingeschatzt. 


Vorinvaliditat 


Begriff der Privaten Unfallversicherung. Bereits vor dem Unfallereignis 
konkret vorliegende dauernde Funktionsbeeintrüchtigung von Gliedma- 
Ben oder Sinnesorganen bzvv. dauernde Beeintriöchtigung der Arbeits- 
(AUB 61) oder Leistungsfahigkeit (AUB 88 ff.) des Versicherten. Die Vor- 
invaliditit ist bei der Bemessung des für die Invaliditatsleistung des Unfall- 
versicherers maf$geblichen Tnvaliditatsgrades zu berücksichtigen (abzu- 
ziehen). 


Vorschaden 22/i V 
o Cave 


Vorinvaliditat ist nicht zu vervvechseln mit dem Begriff z Vorschaden 
der GUV. 


Vorsatz 


Wissen, von etvvas Kenntnis haben (Ebene der Erkenntnis) und VVollen 
(Ebene des VVillens) der Tatbestandsvervvirklichung. (Bedingter) Vorsatz 
Feet vor, wenn der Fintritt des tatbestandlichen Erfolgs als möglich und 
nicht ganz fernliegend erkannt wird und damit in der Weise Einverstündnis 
besteht, dass die Tatbestandsvervvirklichung billigend in Kauf genommen 
wird. 


Vorschaden 


Rechtsbegriff der GUV und des Dienstunfallrechts. 

Fin Vorschaden ist ein bereits vor dem aktuell zu begutachtenden Gesund- 
heitsschaden/ Körperschaden vorbestehender Gesundheitsschaden/Kör- 
perschaden. Als Rechtsbegriff der GUV und des Dienstunfallrechts liegt 
ein Vorschaden nur vor, wenn er MdE-relevant ist. Nicht ausreichend ist 
also eine Krankheit, wenn sie zum Zeitpunkt der versicherten Tatigkeit 
nicht mit aktuellen Funktionseinbufen verbunden ist. 


Der Versicherte leidet an einer Zuckerkrankheit (Diabetes mellitus), die jedoch noch 
nicht zu funktionellen Ausvvirkungen geführt hat. Er erleidet eine schvvere Quet- 
schung des linken Fufes. Der auch durch die Zuckerkrankheit komplizierte Verlauf 
endet in der Amputation des linken Beins kniegelenksnah. 

Die Zuckerkrankheit vvar zum Zeitpunkt der Quetschung des linken Fuf3es noch 
nicht MdE-relevant. Sie minderte die Vorervverbsfahigkeit nicht, obvvohl sie für den 
komplizierten Verlauf mitursachlich war. Es handelte sich um eine für die Einschat- 
zung der MdE nicht relevante ə Schadensanlage. 


Der Vorschaden ist nicht mitversichert. Der Satz ?so versichert, wie der 
Versicherte die Arbeit antrittc bezieht den Vorschaden nicht in den Versi- 
cherungsschutz der Gesetzlichen Unfallversicherung und des Dienstun- 
fallrechts ein. Er besagt aber, dass die x Vorervverbsfahigkeit des Versicher- 
ten, die dieser unter Berücksichtigung des Vorschadens hat, bei Antritt der 
Arbeit mit 10096 anzusetzen ist. 

Ein Versicherter, der den rechten Arm durch nicht versicherte Tütigkeit verloren hat, 
verliert durch versicherte Tütigkeit den linken Arm. Die Einschatzung der MdE nach 
Verlust des linken Arms hat nunmehr zu fragen, vvelcher Arbeitsmarkt dem Versi- 
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cherten nach dem Verlust des rechten Arms - vor Verlust des linken Arms - noch 
offen stand. Diese Vorervverbsfahigkeit (əso versichert, wie der Versicherte die Ar- 
beit antrittx) als Ausgangspunkt der Einschatzung der unfallbedingten (Verlust des 
linken Arms) MdE ist mit 10006 anzusetzen. 


Der Versicherte erlitt unfallbedingt einen geschlossenen, stabilen Stauchungsbruch 
des 1. Lendenvvirbelkörpers. Vorbestehend (Vorschaden) vvar eine Versteifung der 
Segmente L3 bis L5. 

Die ə Vorervverbsfahigkeit (individuelle Ervverbsfahigkeit zum Zeitpunkt des Unfalls) 
ist mit 10006 anzusetzen - ə?der Versicherte ist so versichert, vvie er die Arbeit antrittx. 
Dies heifğt aber nicht, dass Funktionseinbufen nach der Versteifung der Segmente 
L3 bis LS mitversichert sind. Vielmehr ist zu prüfen, ob die Vorervverbsfahigkeit, die 
die vorbestehenden Funktionseinbufğen beinhaltet, die mit 10096 anzusetzen ist, 
durch den Stauchungsbruch des 1. Lendenvvirbelkörpers gemindert vvurde. 

Die Frage lautet also: Führt der Stauchungsbruch des 1. Lendenvvirbelkörper zu 
Funktionseinbuğen, die die bereits vorhandenen Funktionseinbuğen (durch die 
Versteifung des 3. bis 5. Lendenvvirbelkörpers) übersteigen? Diese vveiteren Funk- 
tionseinbufğen sind dann bezogen auf 10006 einzuschatzen. 


In der Literatur wird statt Vorschaden - nicht korrekt - gelegentlich der 
Begriff” Vorschödigung benutzt. Das SCH VI kennt diesen Begriff nicht. 
Es kennt den Gesundheitsschaden und dementsprechend den Vorschaden 
und den ə Nachschaden (nicht die Nachschadigung). 


Vorschaden, labiler 


Begriff der GUV. Vorbestehender Schaden, der vor und nach dem Unfall 
zu unterschiedlichen Funktionseinbuften führt. 


Vorbestehende chronische Osteomyelitis vvechselnder Intensitat. Der MdE-Ein- 
schatzung ist die mittlere Intensitat zugrunde zu legen, es sel denn, ein bestimmter 
Befund liegt bei der ə Rente auf unbestimmte Zeit langer as 3 Monate vor ($ 73 
Abs. 3 Satz 2 SGB VII). 


Vorschadigung 


Unnötige und unrichtige VVortschöpfung aus dem Bereich der GUV. Das 
SGB VI kennt diese Bezeichnung nicht. Es kennt den ? Gesundheitsscha- 
den, nicht die Gesundheitsschüdigung und dementsprechend auch keine 
Vorschödigung und keine Nachschadigung. 

Der Begriff Vorschadigung soll ein Oberbegriff für Schadensanlagen 
und Vorerkrankungen sein. Fine klinisch stumme — Schadensanlage ist 
definitionsgem38 keine Schädieung Sie ist auch kein ə Vorschaden. Dieser 
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umfasst alle MdE-relevanten vorbestehenden Gesundheitsschaden, also 
nicht nur Vorerkrankungen. Als Oberbegriff ist die Vorschadigung also 
teils falsch und teils unzureichend. 


Vorsorgevollmacht ($ 1901c BGB) 


Fine Vorsorgevollmacht erlaubt einem anderen Menschen, die Rechtsge- 
schafte des Vollmachtgebers auszuführen, wenn dieser dazu nicht mehrin 
der Lage ist. Sie unterscheidet sich von der Patientenverfügung ($ 1901a 
BGB) dadurch, dass die Vorsorgevollmacht eine bestimmte Person be- 
stimmt, während die Patientenverfügung sich auf bestimmte Ma$nahmen, 
z. B. zur Lebensverlingerung, bezieht. Patientenverfügung und Vorsorge- 
vollmacht sind iedoch höufig in einer Urkunde enthalten. 


Vorzustand 


Kein Rechtsbegriff. Mitunter nicht korrekt benutzt anstelle der Begriffe 
ə Vorschaden und ə Vorinvaliditat. 


W 


O Springer-Verlag GmbH Deutschland 2018 
E Ludolph, Arztliche Begutachtung von A-Z 
https://doi.org/10.1007/978-3-662-55867-6 22 


VVahrscheinlichkeit 


Siehe o Bevveismaf$. 
Sicherheit oder Unsicherheit eines Ursachenzusammenhangs. Fin Ursa- 
chenzusammenhangist vvahrscheinlich, wenn mehr für als gegen ihn spricht. 


VVahrscheinlichkeit, hinreichende 


əHinreichende VVahrscheinlichkeit bedeutet, dass bei vernünftiger Abvva- 
gung aller Umstönde den für den Zusammenhang sprechenden Umstin- 
den ein deutliches Übergevricht zukommtund ernstliche Zvveifel an einer 
anderen Verursachung ausscheidenc (LSG Baden-VVürttemberg, Beschluss 
vom 18.05.2004 - L1U 3225/03). 


VVegefahigkeit 


Rechtsbegriff der x Gesetzlichen Rentenversicherung (SGB VT). 
Fahigkeit eines Versicherten, einen Arbeitsplatz aufzusuchen. Sie ist gege- 
ben, wenn 

viermal töglich eine VVegstrecke 

von mehr als 500 m 

in der Zeit von bis zu 20 Minuten einschliefilich kurzer Pausen 

jeweils zu Fu mit Hilfsmitteln zurückgelegt 

und zveimal tüglich öffentliche Verkehrsmittel während der Haupt- 

verkehrszeiten benutzt vverden können. 


Diese generalisierte Abgrenzung des versicherten Risikos gilt grundsütz- 
lich ohne Rücksicht auf Besonderheiten der individuellen VVohnlage und 
der Beschaffenheit in Betracht kommender VVegstrecken (BSG, Urteil vom 
17.12.1991 - 13/5 R) 73/90). 
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VVegeunfall ($ 8 Abs. 2 Nr.1 SGBVII 


VVegeunfalle sind Unfalle, die gesetzlich Unfallversicherte auf dem Weg zur 
oder von der Arbeit erleiden, also Vor- und Nachbereitungshandlung der 
versicherten Tütigkeit. Dies gilt auch für Familienheimfahrten bow. Fahr- 
ten von der Finsatzstelle zurück zur eigenen Wohnung, Der versicherte 
Weg beginnt und endet mit der Auftentür des VVohnhauses. lede messbare 
Unterbrechung des VVeges aus privaten Gründen - z. B. Kauf einer Zeitung 
- ist nicht versichert. Nimmt der Versicherte jedoch den Weg zur oder von 
der Arbeit innerhalb von 2 Stunden wieder auf, besteht wieder Versiche- 
rungsschutz. 

Unter den Versicherungsschutz fallen auch VVege, die erforderlich sind: 

um Kinder vvührend der Arbeitszeit unterzubringen, 

bei Fahrgemeinschaften, 

bei verkehrsbedingten Umleitungen, 

wel der Arbeitsplatz über einen langeren Weg schneller erreicht vver- 

den kann. 


Problematisch ist die Arbeit im ə Home-Office. Zwar sind auch dort z Be- 
triebsvvege — der Versicherte eilt durchs Treppenhaus, um an der Tür neues 
Arbeitsmaterial in Empfang zu nehmen - Teil der versicherten Tütigkeit, 
nicht aber z. B. der VVeg in die Küche, um Trinkvvasser zu holen (BSG, 
Urteil vom 05.07.2016 - B 2 U 5/15R). Begründet vvird dies damit, dass die 
Tatigkeit als solche nichtim betrieblichen Interesse erfolgt und der Arbeit- 
geber keinen Einfluss auf eine gefahrenreduzierende Gestaltung der nicht 
betrieblich genutzten Teile der VVohnung hat. Es liegt also weder ein Be- 
triebsvveg noch ein versicherter Weg von und zur Arbeit vor. 


BSG, Urteil vom 17.02.2009 - B 2U 26/07R 

Auf dem Weg von der Arbeit kam es zu einer Streifkollision des Pkvv des Versicher- 
ten mit dem AuB)enspiegel eines entgegenkommenden Pkw. Der Versicherte fuhr 
zunächst weiter, vvendete dann aber, um mit dem Unfallgegner zu sprechen. Noch 
bevor es dazu kam, vvurde er durch einen dritten Pkvv schvver verletzt. Verneint vvur- 
de die obyektive — Handlungstendenz. 

əAllerdings muss auch die Verrichtung zur Zeit des Unfallereignisses im sachlichen 
Zusammenhang mit dem versicherten Zurücklegen des VVeges stehen. Diese Vor- 
aussetzung ist erfüllt, vvenn das Handeln des Versicherten zur Fortbevvegung auf 
dem Weg zur oder von der Arbeitsstatte gehört.c Tötigkeiten zur Regelung eines 
Verkehrsunfalls seien dem privaten Bereich zuzuordnen. 
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VVeitergabe örztlicher Gutachten 


Gutachten werden zur Verfolgung eines bestimmten Zvveckes eingeholt, 
aufgrund gesetzlicher oder vertraglicher Verpflichtungen. In Rahmen die- 
ser Verpflichtungen dürfen sie vveitergegeben werden, Fine über den be- 
stimmungsgemafien Gebrauch hinausgehende Verwendung kann schon 
deshalb nicht ohne Zustimmung des Gutachters erfolgen, vveil der Inhalt 
eines Gutachtens zvveckbestimmt ist (nicht aufgrund des Urheberrechts- 
schutzes). 


o Cave 


Arztliche Gutachten zu Personenschaden sind in aller Regel keine VVer- 
ke der VVissenschaft im Sinne des UrhdG. Deshalb sind entsprechende 
Vermerke auf den Gutachten, vvie sie immer vvieder zu finden sind, un- 
richtig und zu unterlassen. 


VViderruf 


Fragen des VViderrufs vverden für den arztlichen Gutachter bzvv. seine Auf- 
traggeber relevant, vvenn umstrittene Tatsachen oder umstrittene Diagno- 
sen und Schlussfolgerungen in das Gutachten aufgenommen wurden, Fal- 
sche Tatsachen sind zu berichtigen ($ 1004 BGB analog i. V. m. $$ 823 
BGB). Bei fraglichen ə Diagnosefehlern bzv, Sechlussfolgerungen handelt 
es sich jedoch in aller Regel um VVerturteile, die einem VViderruf nicht 
zugönglich sind. 


BGH, Urteil vom 23.02.1999 - VI ZR 140/98 

əGuütachten von Sachverstandigen können sowohl Tatsachenbehauptungen als 
auch VVerturteile enthalten. Aufgabe des Gutachters ist es häufig, kraft seiner Sach- 
kunde zu bestimmten Tatsachen Stellung zu nehmen. Dann bat er einmal Auskunft 
Ober Sëtze der VVissenschaft, Erfahrungssatze und dergleichen zu geben, vvendet 
diese Sötze aber gleichzeitig auf den konkreten Fall an und gelangt so zu Schlussfol- 
gerungen über das Vorliegen konkreter Tatsachen. Meint er, aufgrund seiner Unter- 
suchungen und Überlegungen Gevvissheit über die erfragte Tatsache erlangt zu 
haben, so vvird er deren Existenz im Einzelfall uneingeschrankt behaupten. Gleich- 
vvohl ist rechtlich in der Regel der Schluss, den der Sachverstandige aus seinem Gut- 
achten zieht, ein VVerturteil und nicht Behauptung einer Tatsache. Es liegt im VVesen 
des Gutachtens, dass es auf der Grundlage bestimmter Verfahrensvveisen zu einem 
Urteil kommen will, das, selbst wenn es aufterlich als Tatsachenbehauptung formu- 
liert vvorden ist, auf VVertungen beruht.c 

Siehe auch:VG Magdeburg, Urteil vom 06.02.2013 - 1 A 376/11. 
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əVViec-Berufskrankheit 


Sind die Voraussetzungen zur Anerkennung einer Krankheit als z Berufs- 
krankheit gegeben, ist diese fedoch noch nichtin dieListe der Berufskrank- 
heiten aufgenommen vvorden, vvas, da es sich um eine Verordnung handelt, 
nur in zeitlichen Abstünden erfolgt, kann sie als 5VViec-Berufskrankheit 
(sog. Öffnungsklausel) anerkannt werden ($ 9 Abs. 2 SGB VI), 

Mağgeblich ist eine Bekanntgabe durch den ə Arztlichen Sachverstin- 
digenbeirat (ASVB) 5Berufskrankheitenx des Bundesministeriums Arbeit 
und Soziales (BMAS). Als əVViex-Berufskrankheiten sollen auch solche 
Krankheiten əvvie eine Berufskrankheitx entschädiet werden, die nur des- 
halb nichtin die Berufskrankheiten-Liste aufgenommen vvorden sind, weil 
die Erkenntnisse der medizinischen VVissenschaft über die besondere Ge- 
fahrdung bestimmter Personengruppen während hrer Arbeit bei der letz- 
ten Fassung der Liste noch nicht vorhanden waren oder trotz Nachprüfung 
noch nicht ausreichten. 


VVirkkausalitat (VVirkursache) 


Rechtsbegriff der GUV, VVortschöpfung des BSG. 
VVirkursöchlich oder virkkausal ist grundsützlich ein Begriff der Naturphi- 
losophie, der auf Aristoteles zurückgeht: 

causa materialis, (Materialursache), 

causa formalis (Formursache), 

causa finalis (Ziel- oder Zvveckursache) und 

causa efficiens (VVirk- oder Bevvegungsursache). 


Yede zeitlich spötere VVirkung lasst sich aus einer oder mehreren Ursachen, 
die der VVirkung zeitlich vorausgehen, erklaren. 

VVirkursachen im Sinne des BSG sind nur solche Bedingungen, die 
erfahrungsgemaf die in Frage stehende VVirkung ihrer Art nach notvvendig 
oder hinreichend herbeiführen. In der Gesetzlichen Unfallversicherung 
muss eine versicherte Verrichtung, die im Sinne der ?conditiox-Formel 
ausgeübt vvird, eine erforderliche Bedingung des Erfolges (stets neben an- 
deren Bedingungen) sein und darüber hinaus in einer besonderen tatsöch- 
lichen (und rechtlichen) Beziehung zu diesem Erfolg stehen. Sie muss VVir- 
kursache des Erfolges gevvesen sein, muss ihn tatsöchlich mitbevvirkt haben 
und darf nicht nur eine (blot, im Finzelfall nicht vvegdenkbare) zufallige 
Randbedingung gewesen sein (BSG, Urteil vom 24.07.2012 - B2 0 9/11R). 

əTritt das zvveite Kausalglied (hier: der Gesundheitserstschaden) im- 
mer und nur dann auf, wenn das vordere Kausalglied vorliegt, handelt es 
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sich bei diesem um eine notvvendige Ursache, bei dem zvveiten um eine 
notvvendige Wirkung, Das əvordere Kausalglied, ist die VVirkursache. 

VVirkursache ist nicht gleichbedeutend mit vvesentlicher (Teil- )Ursa- 
che, Sie ist Teil der medizinisch-naturvvissenschaftlichen Prüfung, an der 
sich die yuristisch vvertende Prüfung anschlieft. 


Bezogen auf den konkreten vom BSG entschiedenen Fall 

Der Versicherte fuhr vvahrend einer Testfahrt einen Pkvv mit einer Geschvvindigkeit 
von 295 kmvh. Es platzte ein Reifen. Der Pkvv kam von der Fahrbahn ab und in einem 
Vvaldchen zum Stehen. Zur Diskussion stand die Frage, ob der Versicherte unfallbe- 
dingt einen Bandscheibenschaden im Segment C6/CZ7 erlitten hat. 

Die Testfahrt, der geplatzte Reifen und das Abkommen von der Fahrbahn sind 
əVVirkursachec für das Unfallereignis. Für den Gesundheitsschaden sind sie oRand- 
bedingungenc, Bedingungen im Sinne der conditio sine qua non, aber keine əVVirk- 
ursachens, əVVirkursachec ist nur die Ursache, die für den Gesundheitsschaden 
zvvingend ist. Das ist das Unfallereignis, die dufğere Krafteinvvirkung auf die Halsvvir- 
belsaule. Es fragt sich also, ob die unfallbedingte Krafteinvvirkung (VVirkursache) 
den isolierten Bandscheibenschaden C6/C7 - ohne yegliche Begleitverletzungen an 
den VVirbelkörpern und/oder am Kapsel-Band-Apparat - bevvirken konnte. Diese 
Frage ist zu verneinen. 


Der Begriff ”VVirkursachec beschreibt einen Teilbereich der naturvvissen- 
schaftlich-medizinischen Kausalitat: 5 Gesundheitsschaden infolge der ver- 
sicherten Verrichtunge. Er bezeichnet die für den Gesundheitsschaden 
entscheidende ?notvvendigex Ursache (Krafteinvvirkung auf die Halsvvirbel- 
süule) mit der Frage, ob sie die ?notvvendige Wirkung, den Gesundheits- 
schaden (Bandscheibenvorfall) generell und konkret zur Folge haben kann. 


o Cave 


Eine Anderung oder VVeiterentvvicklung der Rechtsprechung ist mit 
diesem Begriff nicht verbunden. Dieser Begriff weist fedoch darauf bin, 
dass auch im Rahmen der Prüfung der conditio sine qua non der age: 
sunde Menschenverstande gefragt ist und nur - aber gerade - die für 
den Gesundheitserstschaden maf$geblichen Ursachen in die Kausali- 
tatsprüfung einbezogen vverden. 


VVirtschaftlichkeit 


Leistungsprinzip der Gesetzlichen Krankenversicherung, die die sog. Kas- 
senarzte wie folgt verpflichtet: 


S 12SGBV 
ə(1) Die Leistungen müssen ausreichend, zvveckmaBig und vvirtschaftlich sein: sie 
dürfen das Maf$ des Notvvendigen nicht überschreiten.c 
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VVissenschaftlichkeit eines Gutachtens 


Din vvissenschaftliches Gutachten ist nur gegeben, wenn Fragen der medi- 
zinischen Forschung valide untersucht, unterschiedliche Meinungen dis- 
kutiert und ein Lösungsvorschlag gemacht wird, Im Übrigen gibt es nur 
Zustands- und Zusammenhangsgutachten. Das /VEG kennt kein ?vvissen- 
schaftlichesx Gutachten und vveist dafür auch keine besondere Vergütung 
aus, 


o Cave 


Arztliche Gutachten werden häufig nicht richtig als əvvissenschaftlichc 
bezeichnet. Dies sollte unterbleiben. 


zer Z 


Z 


O Springer-Verlag GmbH Deutschland 2018 
E Ludolph, Arztliche Begutachtung von A-Z 
https://doi.org/10.1007/978-3-662-55867-6, 23 


Zeuge, sachverstandiger 


m 8414Z2ZPO 

əSachkundige Persone, die xzum Beweis vergangener Tatsachen oder Zu- 
stünde, zu deren VVahrnehmung eine besondere Sachkunde erforderlich 
vvarc, vernommen vvird. Die Entschadigung erfolgt wie ein Zeuge. VVird 
jedoch von dieser Person die Bevvertung von Tatsachen erfragt, so ist sie 
wie ein Sachverstöndiger zu entschüdigen. 


Zivilrecht (Privatrecht) 


Abgeleitet aus dem Lateinischen ius civile. Das Zivilrecht oder auch Bür- 
gerliches Recht regelt die Rechtsbeziehungen zwischen Einzelnen, die 
zueinander aufgrund ihrer VVillensentscheidung in Rechtsbeziehungen 
treten. Zum Zivilrecht gehören vor allem die im BGB geregelten Rechtsver- 
haltnisse, aber auch die PUV, die Lebens- und Berufsunfahigkeitsversiche- 
rungen und das Haftpflichtrecht. Der Rechtsvveg ist die Zivilgerichtsbarkeit 
(Amtsgericht, Landgericht, Oberlandesgericht, Bundesgerichtshof). Die 
Verfahrensordnung ist die ZPO. 


Zurechnung, obyektive 


Die Lehre von der obyektiven Zurechnung ist im Strafrecht von Bedeutung. 
Es handelt sich um ein Korrektiv für den Ursachenbegriff des Strafrechts, 
die ə Aquivalenztheorie. Die obyektive Zurechnung bow. der Zu- 
rechnungszusammenhang bzvv. der ə Schutzzvveckzusammenhang ist vor 
allem relevant für die Eingrenzung der Aquivalenztheorie bei Fahrlüssig- 
keitstaten. Bei Vorsatztaten erfolgt die Fingrenzung Ober den Vorsatz. Em 
Erfolg ist nur dann obfektiv zurechenbar, wenn der Täter durch sein Ver- 
halten eine rechtlich missbilligte Gefahr geschaffen oder erhöht hat, die 
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sich im eingetretenen Erfolg realisiert hat. Dies wird verneint in folgenden 
Fallen: 


m al Prinzip der Eigenverantvvortlichkeit 

RG, Urteil vom 03.01.1923 - Az IV 529/22 

A und B vvollen unbedingt über die hochvvasserführende Memel übersetzen, ob- 
vvohl sie das Risiko erkennen. C erkennt das Risiko ebenfalls und vveigert sich zu- 
nachst, A und B mit seinem Boot überzusetzen. Als diese ihm Feigheit vorvverfen, 
İasst er sich auf die Fahrt ein. Auf der Rückfahrt kentert das Boot, A und B ertrinken. 
Dem ist der Tod von A und nicht zuzurechnen, vveil A und B sich eigenverant- 
vvortlich in Kenntnis des Risikos für die Fahrt entschieden haben. 


su b) Unterbrechung des Kausalverlaufs durch Dazvvischentreten 
einer Dritten 

lm medizinischen Bereich sind vor allem Falle strittig, in denen A eine Verletzung 

von B verursacht. Es kommtzu einem groben Behandlungsfehler des daraufhin auf- 

gesuchten Arztes. Es stellt sich die Frage, invvievveit und bis zu vvelchem Grad damit 

gerechnet werden muss, dass eine Verletzung grob fahrlassig falsch behandelt wird, 


mn c) Atypischer Kausalverlauf 

Auch wenn der Täter eine rechtlich missbilligte Gefahr geschaffen hat, ist 
ihm der Erfolg nicht zuzurechnen, wenn dessen Fintritt völlig auferhalb 
dessen İiegt, was nach dem gevvöhnlichen Verlauf der Dinge und der allge 
meinen Lebenserfahrung noch in Rechnung zu stellen ist. 


A verletzt den B, vvesvvegen sich B nichtvomTatort fortbevvegen kann und dort vom 
Blitz erschlagen wird. Der Tod des B ist A nicht zuzurechnen, da er aufğerhalb der 
allgemeinen Lebenserfahrung liegt. 


Zurechnungszusammenhang 


Siche o Zurechnung, obiektive, sowie o Schutzzvveck. 


Zusammenhangsgutachten 


Gutachten mit kausaler Betrachtung, also Gutachten zur Frage eines ur- 
söchlichen Zusammenhangs zwischen Schaden und Ereignis/Einvvirkung. 


Zustand nach G ni 239 Z 


Zusatztatsachen 


Tatsachen, die der Sachverstindige anlisslich der Begutachtung erfahrt, zu 
denen er nicht sachverstindig ist. 


o Cave 


Die Unterscheidung zvvischen ə Befundtatsachen, ə? Anknüpfungstat- 
sachen und Zusatztatsachen ist vvesentlich in Bezug auf das Vervver- 
tungsverbot einer dem Sachverstandigen gemachten Mitteilung im 
Strafprozess ($ 252 StPO). Beruft sich ein Zeuge auf sein Zeugnisver- 
vveigerungsrecht ($ 52 StPO), kann dessen Aussage nicht dadurch in 
dem Rechtsstreit vervvertet vverden, dass ein Sachverstandiger, dem 
die Tatschilderung vom Zeugen als Zusatztatsache, z. B. im Rahmen 
eines Glaubvvürdigkeitsgutachtens, zur Kenntnis gebracht vvurde, dazu 
vernommen vird (BGH, Urteil vom 03.11.2000 - 2 StR 354/00). 


Auch Zusatztatsachen unterliegen der örztlichen o Schvveigepflicht, es set 
denn, sie sind erkennbar dem Sachverstindigen als Privatperson zugetra- 
gen worden, 


o Cave 


Die Erfragung und Diskussion von Zusatztatsachen, also von Tat- 
Sachen, auf die sich der Bevveisbeschluss bzvv. die Bevveisfragen nicht 
beziehen und die für das Gutachten irrelevant sind, vvird nicht nur 
nicht vergütet. Sie kann zur Befangenheit des Sachverstöndigen füh- 
ren (BGE 120 VS. 357 ff.). 


Zustand nach (Z. n.) 


Arztliche Abkürzung. Sie besagt, dass eine Krankheit oder eine Unfallfolge 
beendet und damit nicht mehr behandlungsbedürftig ist. Genauer ist )e- 
doch die lahresangabe - z. B. ?Stattgehabter Brustkrebs 1988c. 


o Cave 


lm arztlichen Gutachten hat die Formulierung - z. B. Zustand nach 
Schien- und VVadenbeinbruch - bei der Aufzahlung der unfallbedingt 
verbliebenen Funktionseinbuf$en nichts zu suchen. əZustand nachx 
verdeckt In aller Regel unzureichend erhobene Befunde. Erfragt ist in 
allen Rechtsgebieten nicht der zs Zustand nachs, Erfragt sind die ver- 
bliebenen Funktionseinbuften. 
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Zustandsbegutachtung 


Es handelt sich um Gutachten mit finaler Betrachtung (Finalititsgutachten 
oder Feststellungsgutachten). Dazu gehören z. B. Gutachten zur Klärung 

der Verfügbarkeit am Arbeitsmarkt (Arbeitsagenturen), 

der Rehabilitationsbedürftigkeit, 

des GdB (Schvverbehindertenrecht), 

des GdS (Soziales Entschödigungsrecht), 

der Ervverbsminderung (Gesetzliche Rentenversicherung) und 

der MdE (Gesetzliche Unfallversicherung, Dienstunfallrecht). 


